Tätigkeitsbericht des Landratsamtes Erzgebirgskreis, Wahlperiode Kreistag by Landratsamt Erzgebirgskreis
Tä gkeitsbericht 
des Landratsamtes Erzgebirgskreis 
Wahlperiode Kreistag 2008 bis 2014
1LANDRAT
Wer seine Zukun   bauen will, muss in der Gegenwart leben.
(Antoine de Saint-Exupéry)
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1.1.1  Gesetzliche Stellung und Funk  on des 
Landrates
Die Organe des Landkreises sind der Kreistag und der Landrat. 
Gemäß § 47 Abs. 1 Sächsische Landkreisordnung (SächsLKrO) 
ist der Landrat Vorsitzender des Kreistages und seiner Gremien 
und Leiter der Landkreisverwaltung. Der Landrat vertri   den 
Landkreis.
Die Amtszeit beträgt 7 Jahre und beginnt mit dem Amtsantri   
(§ 47 Abs. 3 SächsLKrO).
Darüber hinaus nimmt der Landrat folgende gesetzlich de -
nierte Aufgaben wahr:
– sachgemäße Erledigung der Aufgaben und den ordnungs-
mäßigen Gang der Kreisverwaltung,
– Regelung der inneren Organisa  on der Kreisverwaltung,
– Erledigung der Geschä  e der laufenden Verwaltung in 
eigener Zuständigkeit und der durch Rechtsvorschri   oder 
vom Kreistag übertragenen Aufgaben,
– Erledigung von Weisungsaufgaben,
– Stellung als Vorgesetzter, Dienstvorgesetzter und oberste 
Dienstbehörde der Kreisbediensteten.
LANDRAT FRANK VOGEL – 
Für ein starkes Erzgebirge
Die Wahl zum Landrat des 
Erzgebirgskreises fand am 
8. Juni 2008 sta  . Im ersten 
Wahlgang verfehlte jeder 
der 7 Bewerber die erforder-
liche absolute Mehrheit. Die S  chwahl wurde am 22. Juni 2008 
durchgeführt. Im zweiten Wahlgang setzte sich Frank Vogel 
(CDU) mit 55,8 % der gül  gen S  mmen gegen seine vier Mit-
bewerber durch. Das Amt des Landrates hat Frank Vogel am 
1. August 2008 angetreten. Die Amtszeit endet am 31. Juli 2015.
Informa  onen über den beru ichen und poli  schen Werde-
gang sowie den weiteren Funk  onen und Ehrenämtern von 
Landrat Frank Vogel sind in seiner Vita, die auf der Internet-
seite www.erzgebirgskreis.de verö  entlicht ist, dargestellt.
1.1.2  Landkreispartnerscha  en
Nahezu jede Kommune p egt heute Partnerscha  en zu an-
deren Gebietskörperscha  en innerhalb oder außerhalb der 
Grenzen der Bundesrepublik. Das geschieht nicht ohne Grund: 
Sie verbinden Regionen, beleben die kulturelle Vielfalt und 
helfen, voneinander zu lernen und zu par  zipieren. Vor allem 
die Zusammenführung der Menschen und der Au  au von 
gegensei  gem Vertrauen nach der Wiedervereinigung war 
Inten  on und zugleich Grundlage für das Entstehen kommu-
naler Partnerscha  en in der Region.
Auch die Altlandkreise Annaberg, Aue-Schwarzenberg, Mi  -
lerer Erzgebirgskreis und Stollberg unterhielten solche part-
nerscha  liche Beziehungen. Mit der Kreisgebiets- und Funk-
 onalreform zum 1. August 2008 sind diese auf den Erzgebirgs-
kreis als Rechtsnachfolger übergegangen. 
Der Kreis- und Finanzausschuss des Erzgebirgskreises hat am 
8. Juni 2009 beschlossen, die bestehenden Kreispartnerschaf-
ten aufrecht zu erhalten. Die folgenden Ausführungen stellen 
die Partnerlandkreise kurz vor und geben einen Überblick 
zu den Ak  vitäten einer gelebten Partnerscha   in der Wahl-
periode des Kreistages 2008 bis 2014.
Landkreis Ansbach
Landrat:  Dr. Jürgen Ludwig (CSU)
Bundesland: Bayern
Regierungsbezirk: Mi  elfranken
Verwaltungssitz: Crailsheimstraße 1
  91522 Ansbach
Fläche:  1.972,64 km²
Einwohner: 178.289 (31. Dezember 2012)
Kfz-Kennzeichen: AN
Kreisgliederung: 58 Städte und Gemeinden
Webpräsenz: www.landkreis-ansbach.de
Kreisumlagesatz: 48 % (2013)
Am 4. Mai 1991 wurde die Verbindung zwischen dem Altland-
kreis Aue und dem Landkreis Ansbach geschlossen. Sie war 
insbesondere getragen von gegensei  gem Erfahrungsaus-
tausch und der Au  auarbeit nach der poli  schen Wende.
Seit 1. Mai 2008 koordinierte Rudolf Schwemmbauer als Land-
rat die Geschicke der Ansbacher. In seiner Amtszeit p egte 
er im Besonderen die partnerscha  lichen Beziehungen zum 
Erzgebirgskreis. Diese enge Zusammenarbeit wird seit 2012 
durch den Landrat Dr. Jürgen Ludwig fortgesetzt, der zuletzt 
anlässlich seines fün  ährigen Bestehens den Erzgebirgskreis 
im August 2013 besuchte.
Der Landkreis Ansbach entstand ebenfalls aus vier Altlandkrei-
sen mit der Neugliederung der Landkreise in Bayern im Jahr 
1972. Er umfasst etwa die gleiche Fläche wie der Erzgebirgs-
kreis und ist damit der größte Kreis des Freistaates Bayern. 
Landkreis Emmendingen
Landrat:  Hanno Hurth (parteilos)
Bundesland: Baden-Wür  emberg
Regierungsbezirk: Freiburg
Verwaltungssitz: Bahnhofstraße 2 – 4
  79312 Emmendingen
Fläche:  679,9 km²
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Einwohner: 157.659 (30. Juni 2013) 
Kfz-Kennzeichen: EM
Kreisgliederung: 24 Städte und Gemeinden
Webpräsenz: www.landkreis-emmendingen.de
Kreisumlagesatz: 31 % (2014)
Die Partnerscha   des Landkreises Emmendingen zum Altland-
kreis Annaberg besteht seit 1990. An dessen Spitze steht seit 
2003 Landrat Hanno Hurth.
Die abwechslungsreiche Landscha   – mit Schwarzwaldhängen 
im Elztal, Reblandscha  en im Breisgau und am Kaiserstuhl, 
der Rheinebene mit dem Naturschutzgebiet Taubergießen – 
und die Nähe zur Universitätsstadt Freiburg sowie zum Elsaß 
machen den Landkreis zu einem Wohn- und Arbeitsplatz mit 
hoher Lebensqualität.
Die Region gilt als sehr familienfreundlich und umweltbe-
wusst. Auch die mi  elständische Wirtscha  sstruktur macht 
den bereits 1939 gegründeten Landkreis a  rak  v. Als Touris-
musregion punktet der Landkreis mit Skipisten, einem guten 
Radwegnetz, zahleichen Wanderwegen, kühlen Bergseen, 
Freibädern und Sportzentren.
Landkreis Neustadt a. d. Aisch-Bad 
Windsheim
Landrat:  Walter Schneider (FWG)
  (LR-Wahl 16. März 2014)
Bundesland: Bayern
Regierungsbezirk: Mi  elfranken
Verwaltungssitz: Konrad-Adenauer-Straße 1
  91413 Neustadt a. d. Aisch
Fläche:  1.267,54 km²
Einwohner: 97.422 (30. Juni 2013)
Kfz-Kennzeichen: NEA
Kreisgliederung: 38 Städte und Gemeinden
Webpräsenz: www.kreis-nea.de
Kreisumlagesatz: 49,2 %
Eine vertragliche Vereinbarung vom 7. Februar 1990 liegt der 
Partnerscha   zwischen dem Landkreis Neustadt a. d. Aisch-
Bad Windsheim und dem Altlandkreis Schwarzenberg zu 
Grunde. Durch die Kommunalreform im Jahr 1972 sind die Alt-
kreise Neustadt a. d. Aisch, U  enheim und etwa zwei Dri  el 
des früheren Landkreises Scheinfeld zum heu  gen Landkreis 
Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim verschmolzen.
In wirtscha  licher und touris  scher Sicht pro  ert der Land-
kreis von der zentralen Lage zwischen den Ballungsgebieten 
der Großräume Nürnberg – Fürth – Erlangen und Würzburg 
– Schweinfurt sowie den Großräumen München, Stu  gart 
und Frankfurt. Charakteris  sch sind die zahlreichen klein- und 
mi  elständischen Unternehmen, die sich in den vergangenen 
Jahren niedergelassen haben.
Viele Sehenswürdigkeiten und kulturelle Höhepunkte warten 
darauf, entdeckt zu werden: So z. B. der Naturpark Franken-
höhe, der Steigerwald sowie zahlreiche Schlösser, Burgen und 
Kirchen.
Landkreis Nürnberger Land
Landrat:  Armin Kroder (FW)
  (LR-Wahl 16. März 2014)
Bundesland: Bayern
Regierungsbezirk: Mi  elfranken
Verwaltungssitz: Waldluststraße 1
  91207 Lauf a. d. Pegnitz 
Fläche:  800,9 km²
Einwohner: 164.603 (30. Juni 2013)
Kfz-Kennzeichen: LAU
Kreisgliederung: 27 Städte und Gemeinden
Webpräsenz: www.nuernberger-land.de
Kreisumlagesatz: 49 % (2013)
Mit Beschluss vom 19. Juli 1990 und vertraglicher Ausgestal-
tung vom 19. Oktober 1990 begründete der Altlandkreis Anna-
berg die Partnerscha   mit dem Landkreis Nürnberger Land. 
Seit März 2008 hat Armin Kroder das Amt des Landrates inne.
Der ländliche Charakter gepaart mit einer waldreichen Mi  el-
gebirgslandscha   im Osten verleiht dem Landkreis Nürnberger 
Land einen hohen Erholungswert. Geprägt vom Ballungsraum 
Nürnberg – Fürth – Erlangen überwiegt im Westen des Kreises 
das produzierende Gewerbe. Von dieser Lage begüns  gt, ha-
ben sich hier im na  onalen und interna  onalen We  bewerb 
führende Unternehmen, insbesondere im Bereich Technische 
Keramik, Mikro-Elektronik und Automobilindustrie angesie-
delt.
Neben ausgedehnten Radwegen entlang der Pegnitz und reiz-
vollen Natur- und Landscha  sschutzgebieten (über 48 % der 
Landkreis äche steht unter Landscha  sschutz) laden Burgen, 
Schlössern und Museen zum Verweilen ein.
Landkreis Kalisz (Polen)
Landrat:  Krzysztof Nosal (PSL
  Polnische Volkspartei)
Land:  Republik Polen
Woiwodscha   Großpolen
Verwaltungssitz: Kalisz
Fläche:  1.160,02 km²
Einwohner: 80.680 (Stand: 30. Juni 2008)
Kreisgliederung: 11 Gemeinden
Webpräsenz: www.powiat.kalisz.pl
Der Landkreis Kalisz ist einer von insgesamt 31 Landkreisen 
der Woiwodscha   Großpolen, die als Wiege Polens gilt. Im Fo-
kus der Partnerscha  svereinbarung zum Altlandkreis Mi  lerer 
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Erzgebirgskreis aus dem Jahr 2004 stand die Koordinierung ei-
ner Gemeinscha  spoli  k angesichts einer zunehmenden Glo-
balisierung. Durch gemeinsame Projekte zur Förderung von 
Wirtscha  , Kultur und gesellscha  licher Kontakte sollte dieses 
Ziel erreicht werden.
Ähnlich wie in Schlesien ist die polnisch-deutsche Geschichte 
auch im Landkreis Kalisz allgegenwär  g. Es ist beliebtes Reise-
ziel für deutsche Gäste, die sich auf Spurensuche nach ihren 
preußischen oder während der Besetzungszeit durch die Na-
 onalsozialisten angesiedelten Vorfahren begeben. Das Auf-
arbeiten der gemeinsamen Geschichte und Kennenlernen der 
Kultur sind weitere Aspekte der Partnerscha  . 
Landscha  lich bietet der Landkreis Kalisz malerische Misch-
wälder und Kanäle, die zu ausgedehnten Radtouren einladen. 
Typisch für diesen Landstrich sind Flora und Fauna mit selte-




Land:  Province Taiwan,
  Republik China
Verwaltungssitz: Kaohsiung City




Den Altlandkreis Annaberg verband seit 1993 eine Partner-
scha   zum damaligen Landkreis Kaohsiung. Inten  on war, 
enge Kontakte und Vertrauen zwischen den Bevölkerungen 
aufzubauen sowie den Austausch und Koopera  onen in den 
Bereichen Sport, Kultur Wirtscha   und Tourismus zu fördern. 
2010 wurde der Landkreis Kaohsiung in die gleichnamige Stadt 
eingegliedert. Mit der Verwaltungsreform wurde Chen Chu zur 
Oberbürgermeisterin von Kaohsiung City gewählt. Diese exo  -
sche Partnerscha   ist nicht mit dem üblichen Maß zu messen. 
Sie fördert insbesondere die Welto  enheit, das Vertrauen und 
Verständnis für eine andere Kultur, eine andere Mentalität. Es 
ist eine Partnerscha  , die Neugier weckt und viel Wissenswer-
tes vermi  elt.
Poli  sch gehört Kaohsiung City zur Republik China und liegt 
im Südwesten der Insel Taiwan, wo sie von der Küste des Süd-
chinesischen Meeres rund 120 km in das zentrale Bergland im 
Landesinneren von Taiwan reicht. Das Gebiet ist vom tropi-
schen Klima geprägt und bes  cht durch seine einzigar  ge und 
face  enreiche Landscha  , in der viele Tiere und P anzen in 
einem ökologischen Gleichgewicht heimisch sind. Zahlreiche 
kulturelle und historische Monumente zeugen auch heute 
noch von der langen Geschichte der Region. Wirtscha  lich 
entwickelt sich Kaohsiung mit zunehmender Ansiedlung von 
Industrie und Handel rasant. Die Ursprünge der Region wur-
zeln jedoch in der Landwirtscha  . Diese Tradi  on wird auch 
heute noch intensiv gep egt.
1.1.3  Gelebte Partnerscha   in der Wahlperiode 
2008 bis 2014
4. und 5. September 2008
„Ni Hao“ im Erzgebirgskreis
Den Au  akt der partnerscha  lichen Ereignisse in der Wahl-
periode bildete das 15-jährige Bestehen der Partnerscha  
zum taiwanesischen Landkreis Kaohsiung. Eine Delega  on um 
den damaligen Landrat Chiu-Hsing Yang sowie Prof. Dr. Ching 
You, Repräsentant der Taipeh-Vertretung in der Bundesrepu-
blik Deutschland, besuchten den Erzgebirgskreis im Rahmen 
einer Europareise. Sie trugen sich als Erste in das „Goldene 
Buch“ des Erzgebirgskreises ein.
Landrat Yang, der das erste Mal das Erzgebirge besuchte, zeig-
te sich beeindruckt von den Menschen und der Natur seines 
Partnerlandkreises und sah Anknüpfungspunkte insbesonde-
re im touris  schen und wirtscha  lichen Bereich. Sta  onen 
des Besuches waren die GEMAG Gelenauer Maschinenbau 
AG am Firmensitz in Gelenau, die auch taiwanesische Ge-
schä  sbeziehungen unterhält, und die St. Annenkirche in der 
Kreisstadt. Die Oberbürgermeisterin der Großen Kreisstadt 
Annaberg-Buchholz, Barbara Klepsch, und der Bundestagsab-
geordnete Günter Baumann hießen die weitgereisten Gäste 
nochmals willkommen.
Prof. Dr. Ching You und Landrat Chiu-Hsing Yang (4. und 5. v. r.) samt 
Delega  on vor der St. Annenkirche in Annaberg-Buchholz.
7. und 8. August 2009
Erzgebirger beweisen Hilfsbereitscha  
Im August 2009 traf mit dem Taifun Morakot eine schwere 
Naturkatastrophe auf die Insel Taiwan. Hunderte Menschen 
kamen ums Leben. Davon war auch der Landkreis Kaohsiung 
betro  en. Gemeinsam mit dem Bundestagsabgeordneten 
Günter Baumann und der Oberbürgermeisterin der Großen 
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Kreisstadt Annaberg-Buchholz, Barbara Klepsch, startete 
Landrat Frank Vogel einen Spendenaufruf für die Opfer des 
Sturms. Der Erzgebirgskreis selbst spendete 5.000 EUR, die 
der Landrat in Form eines Schecks an den Repräsentanten 
der Taipeh-Vertretung in Deutschland, Dr. Wu-lien Wie, am 
17. September 2009 im Bergbaumuseum in Oelsnitz übergab.
16. März 2010
Delega  on aus dem Erzgebirgskreis zu Gast in Ansbach
Gemeinsam mit Kreisräten und Vertretern der Verwaltung 
folgte Landrat Frank Vogel einer Einladung seines Kollegen 
Rudolf Schwemmbauer in den Partnerlandkreis Ansbach. Im 
Mi  elpunkt des Besuches standen der Rückblick auf die part-
nerscha  lichen Beziehungen der vergangenen Jahre sowie die 
poli  sche Wende. Beim Empfang im Ansbacher Landratsamt 
verdeutlichten die Landräte, dass diese Zeit von Hilfestel-
lungen in Form von beratender Tä  gkeit geprägt war. Auch 
nach der Hochwasserkatastrophe 2002 kam Unterstützung 
von den Partnern aus Ansbach. Heute lebt die Partnerscha   
in erster Linie durch Beziehungen zwischen Vereinen, Ver-
bänden, Schulen und Einrichtungen und auch zwischen Kom-
munen.
Rudolf Schwemmbauer (rechts) und Frank Vogel bei der Erö  nung der 
Ausstellung „Die Rückkehr der Demokra  e“ im Foyer des Landrats-
amtes Ansbach.
Besondere Bedeutung hat die Vermi  lung der Geschehnisse
um die demokra  schen Revolu  onen von 1989 bis 1991 an 
junge Menschen. In einer Diskussionsrunde mit Schülern 
des Staatlichen Beru ichen Schulzentrums Ansbach berich-
tete Landrat Vogel von seinen Erfahrungen und spannte hier 
den Bogen in die Gegenwart, um auf schulischer Ebene neue 
freundscha  liche Verbindungen in den Erzgebirgskreis zu ent-
wickeln. Er lud die Klassen ein, den Landkreis zu besuchen. 
Parallel zur Diskussionsrunde in Ansbach besuchten die Kreisräte die 
Deifachsporthalle in Herrieden. Diese Halle ist eine der ersten ihrer Art 
in Passivbauweise in Deutschland.
Der Einladung des Landrates folgten die Schüler am 7. und 
8. Juni 2010. Hier besuchten sie das Schaubergwerk „Herkules 
Frisch Glück“ in Waschleithe, die städ  sche Kindereinrichtung 
„Wirbelzwirbel“ in Schneeberg und das landkreiseigene Beruf-
liche Schulzentrum für Ernährung, Sozialwesen und Wirtscha   
in der Bergstadt1. Den Abschluss bildete eine Gesprächsrun-
de mit dem Landrat im Beru ichen Schulzentrum für Technik 
„Erdmann Kircheis“ in Aue2.
28. und 29. August 2010
Landrat zu Gast im Partnerlandkreis Kalisz (Polen)
Auf Einladung des Kaliszer Landrates Krzysztof Nosal besuchte 
Landrat Frank Vogel den polnischen Partnerlandkreis.
Gespräche mit Persönlichkeiten der Verwaltung und eine 
Stad  ührung durch Kalisz – sie ist die älteste Stadt Polens – 
vermi  elte imposante Einblicke in die Arbeit der Behörde und 
verdeutlichte, wie sich die Region in den letzten Jahren seit 
dem Beitri   in die EU im Jahre 2004 weiterentwickelt hat. Der 
Höhepunkt war der Besuch des Erntedankfestes in Lisków.
Landrat Frank Vogel sprach nochmals die Einladung zum Part-
nerscha  stre  en im Erzgebirgskreis anlässlich 20 Jahre Deut-
sche Einheit aus, die Landrat Nosal sehr gerne annahm.
1) Neuer Name durch Zusammenlegung ab Schuljahr 2012/2013 (Kreistagsbe-
schluss vom 29. September 2011): Beru iches Schulzentrum für Ernährung, 
Sozialwesen und Wirtscha   des Erzgebirgskreises Schneeberg/Schwarzen-
berg.
2) Neuer Name durch Zusammenlegung ab Schuljahr 2012/2013 (Kreistagsbe-
schluss vom 29. September 2011): Beru iches Schulzentrum für Gesundheit, 
Technik und Wirtscha   des Erzgebirgskreises „Erdmann Kircheis“ (Sitz: Oels-
nitz).
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Ein Nachmi  ag mit Skisprunglegende Jens Weiß og.
Besuch der Zinnkammern Pöhla.
Weitere Sta  onen:
– Stadtrundgang in Marienberg und Besich  gung der 
St. Marienkirche,
– Vortrag im Carl-von-Bach-Gymnasium Stollberg,
– Besuch des Sparkassen-Erzgebirgsstadions in Aue.
Höhepunkt des Partnerscha  stre  ens war die Festveranstal-
tung „20 Jahre Deutsche Einheit“ im Kulturhaus in Aue. Als 
Ehrengast war der Präsident des Sächsischen Landtages, Dr. 
Ma  hias Rößler, geladen.
Landrat Vogel überreicht einen „Picus“ an Landrat Nosal. 
Die Landfrauen begehen den Umzug des Erntedankfestes in landesty-
pischen Trachten.
24. bis 26. September 2010
„20 Jahre Deutsche Einheit“ – Der Erzgebirgskreis lud zum 
Tre  en der Partnerlandkreise ein
Anlässlich des 20. Jahrestages der Deutschen Einheit sprach 
der Erzgebirgskreis an all seine Partnerlandkreise eine Einla-
dung aus. Delega  onen aus Ansbach, Emmendingen, Neu-
stadt a. d. Aisch-Bad Windsheim, Nürnberger Land und dem 
polnischen Kalisz waren dieser Einladung des Landrates Frank 
Vogel ins Erzgebirge gefolgt. Die 36 Gäste absolvierten ein an-
spruchsvolles Programm:
Besich  gung der Eliteschule des Wintersports im Kurort Oberwiesen-
thal sowie Tre  en mit dem Skispringer Richard Freitag, dem Bundes-
trainer der deutschen Damen-Skilanglauf-Na  onalmannscha  , Janko 
Neuber, und dem Trainer des Nordisch Kombinierers Eric Frenzel.
Besich  gung der St. Annenkirche in Annaberg-Buchholz. 
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Landrat Hurth mit seinem Gast im Landratsamt Emmendingen.
Eine weitere Sta  on: die Gemeinde Sasbach am Kaiserstuhl, 
die seit der Wende sehr intensive partnerscha  liche Bezieh-
ungen zu Mildenau unterhält. Im Beisein des Sasbacher 
Bürgermeisters Jürgen Scheidung trug sich Landrat Frank 
Vogel in das Goldene Buch der Gemeinde ein und besuchte 
die örtliche Winzergenossenscha  .
Blick vom Weinberg der Winzergenossenscha   zum Kaiserstuhl; von 
rechts: Geschä  sführer der Winzergenossenscha   Sasbach, Thomas 
Langenbacher; Sasbachs Bürgermeister Jürgen Scheidung; Landrat 
Frank Vogel; Landrat Hanno Hurth.
Den Abschluss bildete eine Gesprächsrunde zum Thema 
Tourismus im „Elztalhotel“ in Winden. Hier stellten die Zwei-
tälerland-Tourismus GmbH und die Wirtscha  sförderungs-
gesellscha   des Landkreises Emmendingen ihr strategisches 
Konzept zur Belebung des Tourismus in der Region vor. Die 
Bündelung vorhandener Potenziale und ein gemeinsames 
strategisches Vorgehen bei der touris  schen Vermarktung der 
Region weisen viele Parallelen zu strukturellen Veränderungen 
auf touris  schem Gebiet im Erzgebirgskreis auf.
Gastgeber Landrat Frank Vogel würdigte in seinem Gruß-
wort das besondere Jubiläum, insbesondere im Hinblick auf 
die partnerscha  lichen Beziehungen: „Die ersten Jahre des 
Neuanfanges waren wohl eine der bewegtesten und interes-
santesten Zeiten. Völlig neue Verwaltungsstrukturen mussten 
gescha  en werden, Gesetze, Verordnungen, Richtlinien, Ver-
träge … umgesetzt werden. Wohl dem, der jemanden zur Sei-
te ha  e, der ihm dabei half, sich durchzu nden. Ein guter Rat 
muss nicht teuer sein. In dieser Zeit entstanden erste Kontakte 
zu Landkreisen in den alten Bundesländern, aus denen leben-
dige Partnerscha  en hervorgingen. Und diese Partnerscha  en 
entwickeln sich heute weiter.“
Landtagspräsident Dr. Rößler (3. v. l.) und die Landräte Schwemm-
bauer, Kroder, Vogel, Nosal, Hurth und Schneider (v. l.).
18. und 19. August 2011
S  ppvisite im Partnerlandkreis Emmendingen
Landrat Frank Vogel reiste im August 2011 in den Partnerland-
kreis Emmendingen und traf sich während seines Kurzbesuchs 
mit Landrat Hanno Hurth.
Die erste Sta  on war das Kreiskrankenhaus Emmendingen, wo 
gerade ein Erweiterungsbau im Wertumfang von ca. 20,3 Mio. 
EUR realisiert wird.
Landrat Frank Vogel ha  e weiter Gelegenheit, den Neubau 
des Landratsamtes „Haus am Festplatz“, der 2008 seiner Be-
s  mmung übergeben wurde, zu besich  gen. Nach einer Bau-
zeit von eineinhalb Jahren und Gesamtkosten in Höhe von 
11,4 Mio. EUR war das eine der größten Inves   onen des Land-
kreises Emmendingen in den letzten Jahren. Damit wurde den 
erforderlichen Veränderungen der Verwaltungsstrukturreform 
Rechnung getragen. Alte und unwirtscha  liche Gebäude wur-
den geschlossen. Es entstand ein modernes vierstöckiges Haus 
in einer o  enen und transparenten Bauweise, in dem 105 Bü-
ros sowie repräsenta  ve Konferenz- und Besprechungsräume 
Platz  nden.
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Im weiteren Verlauf reiste die Delega  on des Erzgebirgskrei-
ses nach Taipeh und Tainan, wo folgende Sta  onen auf dem 
Programm standen:
– Der Taipeh Tower 101 – das dri  größte Gebäude der 
Welt, Wahrzeichen Taipehs,
Blick vom Taipeh Tower 101.
– Tre  en mit dem Generaldirektor der EU-Abteilung im 
Taiwanesischen Außenministerium, 
– Ver  efende Gespräche in der Vertretung der Außenhan-
delskammer (AHK): Mit 120 Standorten in 80 Ländern 
bieten die AHK’s Dienstleistungen für deutsche Unterneh-
men, die den Schri   ins Ausland planen. Dr. Roland Wein, 
Direktor der AHK Deutsches Wirtscha  sbüro Taipeh, und 
Raoul Kubitschek, Geschä  sführer der DEinterna  onal 
Taiwan Ltd., einer Gesellscha   der AHK, der übrigens ge-
bür  ger Schwarzenberger ist, de nierten die wich  gsten 
Geschä  sfelder: Sie stehen für die deutschen Firmen als 
Interessenvertreter, als Dienstleister und soziale Netz-
werkpartner zur Verfügung.
Kreisrat Heinz Fischer, Landrat Frank Vogel und Dr. Roland Wein (v. l.) 
in der AHK Deutsches Wirtscha  sbüro Taipeh.
24. bis 30. Oktober 2011
Vertreter aus dem Erzgebirgskreis zu Gast in Kaohsiung auf 
Taiwan
Eine Delega  on des Erzgebirgskreises mit Kreisräten und ei-
nem Vertreter der Wirtscha  sförderung unter Leitung von 
Landrat Frank Vogel weilte Ende Oktober 2011 in Kaohsiung 
auf Taiwan. Der Landrat folgte einer der bereits mehrfach 
ausgesprochenen Einladungen. Oberbürgermeisterin Chen 
emp ng die Delega  on zu Beginn des einwöchigen Besuchs.
Empfang bei Oberbürgermeisterin Chen (Mi  e).
Während des Besuchsprogramms bot sich den Gästen aus 
dem Erzgebirge die Gelegenheit, den Partnerlandkreis in allen 
Face  en kennenzulernen und sich mit Vertretern aus Poli  k, 
Bildung und ansässigen Unternehmen auszutauschen. Nach-
folgend einige Sta  onen aus dem Aufenthalt in Kaohsiung:
– Besuch des Wenzao Ursuline College of Languages, 
– der Na  onal Feng-Shan Senior High School,
– der Firma Epoch Water Fuel and Energy Solu  ons,
– des Unternehmens China Steel Corpora  on.
An der Na  onal Feng-Shan Senior High School werden 2.000 Schüler 
unterrichtet. 240 von ihnen lernen Deutsch.
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– Delega  on des Erzgebirgskreises lernt Landesgeschichte 
und Kultur Taiwans kennen.
 Die letzte Sta  on führte die Delega  on nach Tainan – die 
viertgrößte, ehemalige Hauptstadt und zugleich älteste 
Stadt Taiwans. 
Die Delega  on aus dem Erzgebirgskreis vor dem Konfuzius-Tempel 
(v. l. n. r.): Barbara Klepsch (Oberbürgermeisterin Kreisstadt Anna-
berg-Buchholz/Kreisrä  n CDU-Kreistagsfrak  on), Alexander Krauß 
(Mitglied des Sächs. Landtages/Kreisrat CDU-Kreistagsfrak  on), Heinz 
Fischer (Bürgermeister Thermalbad Wiesenbad/Kreisrat FWE-Kreis-
tagsfrak  on), Dr. Elke Stadler (Kreisrä  n Kreistagsfrak  on SPD/GRÜ-
NE), Jürgen Förster (Frak  onsvorsitzender FWE/Landrat a. D.), Frank 
Vogel (Landrat des Erzgebirgskreises), Bernd Birkigt (Projektmanager 
Wirtscha  sförderung Erzgebirge GmbH), Hartmut Götzel (Kreisrat 
CDU-Kreistagsfrak  on), Annerose Williger (Büroleiterin des Landrates).
– Den Abschluss der Reise bildete die Besich  gung des 
Na  onalparks an die Südspitze Taiwans.
Die Südhalbinsel ist überwiegend touris  sch geprägt.
30. April 2012
Landrat Schwemmbauer des Partnerlandkreises Ansbach 
tri   in den Ruhestand – Dr. Jürgen Ludwig neu im Amt
Mit einer feierlichen Verabschiedung wurde der Landrat des 
Partnerlandkreises Ansbach, Rudolf Schwemmbauer, in den 
Ruhestand verabschiedet. Für ihn endet damit eine 10-jährige 
vielschich  ge und von Herausforderungen geprägte Amtszeit.
Landrat Schwemmbauer freute sich über die Anwesenheit von 
Landrat Frank Vogel. Als Erinnerung an die Begegnungen im 
Erzgebirgskreis überreichte er Herrn Schwemmbauer einen 
Schwibbogen mit der Schneeberger St.-Wolfgang-Kirche aus 
der Manufaktur Klaus Kolbe im Kurort Sei  en. Es ist ein Sym-
bol der Tradi  on der Erzgebirgsregion und der Verbundenheit 
mit dem Partnerlandkreis. Er verband dies auch im Namen der 
Damen und Herren Kreisräte des Kreistages des Erzgebirgs-
kreises mit einem Dank für den geleisteten Beitrag zum inner-
deutschen Zusammenwachsen und des damit verbundenen 
guten und konstruk  ven persönlichen Miteinanders.
Den Sta  elstab im Landkreis Ansbach übernimmt der neu ge-
wählte Landrat Dr. Jürgen Ludwig (CSU). Er erhielt von Landrat 
Frank Vogel einen Picus „Wanderer“, mit der Ho  nung, dass 
die gewachsenen Beziehungen auch weiterhin in Bewegung 
bleiben.
19. bis 21. Oktober 2012
Bürgermeister des Landkreises Nürnberger Land besuchen 
ihre Partnergemeinden im Erzgebirgskreis
Über den Bayrischen Gemeindetag besuchten Bürgermeister 
des Landkreises Nürnberger Land ihre Partnergemeinden 
im Erzgebirgskreis. Das geschah auf Einladung des Ersten 
Bürgermeisters der Gemeinde Feucht und zugleich Vorsitzen-
den des Kreisverbandes im Bayrischen Gemeindetag, Konrad 
Rupprecht. Am Partnerscha  sabend in Cro  endorf konnte 
Landrat Frank Vogel auch seinen Amtskollegen Landrat Armin 
Kroder aus dem Partnerlandkreis begrüßen. 
Konrad Rupprecht stellte heraus, dass sich im Erzgebirgskreis 
die Ortsbilder verschönert und die infrastrukturellen Beding-
ungen verbessert haben. 
3. und 4. Mai 2013
Aus Partnerscha   wurde Freundscha   – Erzgebirger zu Gast 
im Frankenland
Eine Delega  on des Erzgebirgskreises mit Landrat Frank Vo-
gel, Vertretern des Kreistages und der Landkreisverwaltung 
weilten am 3. und 4. Mai 2013 zu einem Besuch in den Part-
nerlandkreisen Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim, Ansbach 
und Nürnberger Land. Sie folgten damit einer Einladung der 
Landräte aus Franken. 
Gespräche und Besich  gungen,  ankiert von guter fränkischer 
Küche, füllten die beiden Tage aus. Die Gäste aus dem Erzge-
birge lernen bei einer Werksführung die Firma geobra Brand-
städter GmbH und Co. KG in Dietenhofen kennen. Das Unter-
nehmen produziert die bekannte Spielzeugserie Playmobil. 
Sie besich  gten in Dietenhofen die weit über die Landkreis-
grenzen hinaus bekannte katholische Sankt Bonifa  us-Kirche 
sowie das Industriemuseum in Lauf an der Pegnitz.
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26. Oktober 2013
Gelebte Partnerscha   – nicht nur auf poli  scher Ebene 
Rudolf Schwemmbauer, Landrat a. D. des Partnerlandkreises 
Ansbach, hat am 26. Oktober 2013 seinen 70. Geburtstag fei-
erlich begangen. Landrat Frank Vogel folgte sehr gerne der 
Einladung nach Geslau bei Ansbach, wo ein festlicher Empfang 
sta   and. 
Landrat Frank Vogel (li.) 
mit Altlandrat Rudolf 
Schwemmbauer beim 
Partnerscha  stre  en in 
Franken im Mai 2013.
19. – 21. März 2014




Anlässlich der feierlichen Einweihung des Verwaltungser-
weiterungsbaus an der Paulus-Jenisius-Straße 24 in Anna-
berg-Buchholz wurden die Oberhäupter der Partnerlandkreise 
eingeladen.
1.1.4  Betriebsbesuche, Kommunaltage und öf-
fentliches Leben
Der Wirtscha  sstandort Erzgebirge hat in den vergangenen 
Jahren eine beeindruckende Entwicklung vollzogen – hin zum 
bedeutendsten Industrie- und Technologiestandort Sachsens. 
Elementare Grundlage dafür waren insbesondere die Innova-
 onsfähigkeit und das Know-How der Menschen, die sich in 
den Wertschöpfungsprozess der ansässigen Unternehmen mit 
hoher Einsatzbereitscha   einbringen.
Eine ausgewogene Branchenvielfalt mit annähernd 16.600 
zumeist kleinen, aber auch mi  elständischen Unternehmen 
steht charakteris  sch für die Wirtscha  sstruktur der Region. 
Diese zeichnen sich durch ein hohes Maß an Flexibilität aus. 
Neben Handwerk, Handel, Land- und Forstwirtscha  , Dienst-
leistung und Tourismus liegen die Schwerpunkte insbesondere 
auf dem Gebiet Metall- und Kunststo  verarbeitung, Werk-
zeugbau, Maschinenbau, Elektrotechnik und Tex  lindustrie.
Vor dem Schwibbbogen am Rathaus der Gemeinde Dietenhofen. Der 
Schwibbbogen aus der Blauenthaler Gießerei Claus Döhler ist ein Ge-
schenk der Gemeinde Zschorlau anlässlich der 775-Jahrfeier der frän-
kischen Partnergemeinde.
Höhepunkt des Partnerscha  stre  ens war ein gemeinsamer 
festlicher Abend in der „Bullenheimer Weinparadiesscheune“. 
Alle vier Landräte bekrä  igten den Wunsch, die Freundscha   
weiterzuführen. Alle zwei bis drei Jahre wolle man sich tre  en. 
Zwischen Vereinen und Organisa  onen und auch zwischen 
den Menschen auf privater Ebene bestehen die Freundschaf-
ten schon seit langem. 
Landrat Frank Vogel überreichte als Geschenk für die Partnerkreise je 
eine Collage mit den Wappen der Städte und Gemeinden des Erzge-
birgskreises.
Die Landräte Dr. Jürgen Ludwig (Ansbach), Armin Kroder (Nürnberger 
Land), Frank Vogel (Erzgebirgskreis) und Walter Schneider (Neustadt 
a. d. Aisch-Bad Windsheim), von links.
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Die wich  gsten Industriebranchen sind mit 51 % der Betriebe 
die Metallverarbeitende Industrie, der Maschinenbau und die 
Elektrotechnik/Elektronik, in denen 66 % aller Beschä  igten 
arbeiten.
Der Erzgebirgskreis verfügt über eine der höchsten Industriedichten 
im Freistaat, die auch deutlich über dem Sachsendurchschni   von 74 
sozialversicherungsp ich  g Beschä  igten im Verarbeitenden Gewer-
be pro 1.000 Einwohner liegt. Diese konnte seit 2000 von 76 um gut 
25 % auf 101 erhöht werden. Die Industriedichte von Sachsen ist im 
gleichen Zeitraum nur um 11 % von 63 auf 74 ges  egen.
Im Erzgebirgskreis (Stand: 31. Dezember 2012)
– be nden sich die meisten produzierenden Unternehmen 
Sachsens (4.984 bzw. 12 %),
– sind 30 % aller Unternehmen im produzierenden Gewerbe 
tä  g (höchster Anteil).
Vergleich der Industriedichte* (Jahr 2012)
Weitere wich  ge Standbeine der hiesigen Wirtscha   sind das 
Handwerk und die Landwirtscha  .
– Im Erzgebirgskreis sind mit 27 % (über 6.700 Betriebe) die 
meisten aller Handwerksbetriebe des Kammerbezirkes 
Chemnitz angesiedelt. Zugleich weist er mit 19 Betrieben 
pro 1.000 Einwohner die höchste Dichte an Handwerks-
betrieben auf. Die wich  gsten Branchen sind das Elektro- 
und Metallgewerbe, das Bau- und Ausbaugewerbe sowie 
das Holzgewerbe. (Stand: 31. Dezember 2012)
– Der Erzgebirgskreis umfasst eine Fläche von ca. 183.000 
Hektar. Ein Dri  el davon (etwa 63.000 Hektar) wird land-
wirtscha  lich genutzt (35.000 Hektar Ackerland und 
27.000 Hektar Grünland). Durch die geographische Lage 
und Bescha  enheit der Böden haben sich insbesonde-
re Fu  erbaubetriebe etabliert. Auch die Tierproduk  on 
mit Schwerpunkt Rinder- und Schweinehaltung sowie die 
Milchproduk  on haben einen hohen Stellenwert. Insge-
samt sind im landwirtscha  lichen Sektor über 1.000 Men-
schen und 200 Auszubildende tä  g.
In den Städten und Gemeinden des Erzgebirgskreises haben 
sich angesichts fortschreitender demographischer Entwick-
lungen seit 2008 einige Änderungen vollzogen: Kommunen 
schlossen sich zusammen oder wurden eingegliedert. So ist 
gewährleistet, dass die Kommunalfamilie auch kün  ig hand-
lungsfähig ist, ihre Selbstverwaltungsangelegenheiten e  ek-
 v erfüllen und das Zusammenleben zielorien  ert gestalten 
kann. Von ursprünglich 71 Städten und Gemeinden nach der 
Kreisreform sind es zum 1. Januar 2014 noch 62. Auch die For-
men der kommunalen Zusammenarbeit haben eine besonde-
re Bedeutung bei der Aufgabenerfüllung. Im Kreisgebiet beste-
hen am 1. Januar 2014 10 Verwaltungsgemeinscha  en und 1 
Verwaltungsverband. 
Im Erzgebirgskreis  nden regelmäßig Bürgermeisterbera-
tungen sta  . Diese dienen als Pla   orm, um mit den Damen 
und Herren Oberbürgermeister und Bürgermeister über ak-
tuelle Entwicklungen in den Städten und Gemeinden ins Ge-
spräch zu kommen. (Näheres Seite 31) 
Am 18. Oktober 2013 traf sich Landrat Frank Vogel mit 
den langjährigen und neugewählten Bürgermeistern in 
Schle  au. Dieses Tre  en begründete sich in der Tatsa-
che, dass im Jahre 2013 zahlreiche Bürgermeisterwahlen 
sta   anden, bei denen eine Vielzahl von Bürgermeistern 
zum ersten Mal ins Amt gewählt wurden. Es wurde in die-
sem Jahr in 18 Städten bzw. Gemeinden gewählt, in 11 da-
von entschieden sich die Bürger für einen neuen Bürger-
meister. Der Landrat nahm die Veranstaltung zum Anlass, 
um diese Damen und Herren in der Kommunalfamilie zu be-
grüßen. 
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Tre  en der Kommunalfamilie im Schlosspark Schle  au. 
                  Foto: Uwe Zenker
In der Wahlperiode 2008 bis 2014 besuchte der Landrat alle 
Kommunen des Erzgebirgskreises im Rahmen sogenannter 
Kommunaltage, um sich einen Eindruck über die Situa  on vor 
Ort zu verscha  en, Problemlagen aufzunehmen und persön-
lich mit Unternehmern, Landwirten, Gewerbetreibenden und 
Bürgern ins Gespräch zu kommen. In mehr als 150 Betriebsbe-
suchen – begleitet von den Damen und Herren Oberbürger-
meister bzw. Bürgermeister – berichteten die Geschä  sführer 
über ihr Por  olio. Dabei wurde deutlich, dass Vielfalt, Iden  tät 
und Innova  on die Region ausmachen. Es steckt hohes Poten-
zial in der Wirtscha   – vom kleinen Familienbetrieb bis zum 
modernen, hochtechnisierten Großunternehmen.
Auch in drei Kreisbereisungen mit dem Ministerpräsidenten 
des Freistaates Sachsen, Stanislaw Tillich, bot sich die Mög-
lichkeit, Unternehmen, örtliche Vereine und Ins  tu  onen der 
Kommunen kennenzulernen. 
Darüber hinaus folgte der Landrat zahlreichen Einladungen zu 
verschiedenen Anlässen in den Bereichen Kultur, Sport, Kin-
der-, Jugend- und Sozialeinrichtungen, Poli  k sowie Kirchen- 
und Religionsgemeinscha  en (Jubiläen, Einweihungen, etc.)
1.1.5  Presse- und Ö  entlichkeitsarbeit
Ein bedeutender Aufgabenschwerpunkt im Geschä  sbereich 
des Landrates bildet die Presse- und Ö  entlichkeitsarbeit. 
Über die zur Verfügung stehenden Medien werden aktuelle
Ereignisse und Informa  onen aus dem Landkreis und der 
Verwaltung nach außen kommuniziert. Diese Nachrichtenträ-
ger sind im Wesentlichen der Internetau  ri  , der Landkreis-
kurier (Amtsbla  ), der Newsle  er und das Versenden von 
Pressemi  eilungen an die regionalen sowie überregionalen 
Medienvertreter.
Im Zusammenwirken mit den Abteilungen der Landkreisver-
waltung beantwortete die Pressestelle in der Wahlperiode
– geschätzte 4.800 Anfragen der Presse,
– verschickte ca. 530 Pressemi  eilungen und
– verö  entlichte 1.300 News-Meldungen auf der Homepage 
des Erzgebirgskreises.
Darüber hinaus entstanden durch die Zusammenarbeit mit 
den regionalen Fernsehsendern etwa 40 Filmbeiträge.
Der Landkreiskurier (August 2008 bis Dezember 2013)
– 61 Ausgaben (davon 6 Sonderausgaben)
– 975 Seiten
– 640 Seiten redak  oneller Teil
– 335 Seiten amtlicher Teil
– Au age von 180.000
– kostenlose Verteilung an alle Haushalte des Landkreises
Im amtlichen Teil erfolgen ö  entliche Bekanntmachungen 
entsprechend der Bekanntmachungssatzung des Erzgebirgs-
kreises (z. B. Verkündung von Rechtsverordnungen, Bekannt-
machung von Satzungen und anderen Rechtsvorschri  en). 
www.erzgebirgskreis.de
Der Internetau  ri   ist im modernen digitalen Zeitalter eine 
bedeutende Informa  ons- und Kommunika  onsquelle. Er ist 
in erster Linie Service- und Dienstleistungsangebot für die Bür-
ger des Landkreises, die hier u. a. etwa 200 Formulare online 
abrufen sowie zuständige Ansprechpartner der Verwaltung 
 nden können. Außerdem bietet die Homepage einen umfas-
senden Überblick zu den Aufgabenbereichen und Strukturen 
des Landratsamtes und vermi  elt Wissenswertes in wirt-
scha  licher, touris  scher und kultureller Hinsicht.
Am Anspruch, stets eine informa  ve und aktuelle Berichter-
sta  ung zu leisten und durch kon  nuierliche Weiterentwick-
lung inhaltlicher wie auch gestalterischer Art das Bild einer 
modernen Verwaltung zu prägen, lässt sich der Internetauf-
tri   des Erzgebirgskreises gern messen. Nach der Einrichtung 
der Präsenz im World Wide Web im Jahr 2008 wurde dieser in 
seinem Gesamtlayout sowie seiner Funk  onalität dreimal den 
Anforderungen der Zeit angepasst und das Informa  onsange-
bot ste  g erweitert.
Newsle  er Erzgebirgskreis
Neues aus dem Erzgebirgskreis wird seit dem 30. November 
2011 vom Landratsamt per Mail an einen großen Abonnen-
tenkreis aus nah und fern verschickt. Unter ihnen sind sowohl 
Interessenten aus dem Landkreis, aber auch Vertreter aus den 
Partnerlandkreisen von Ansbach bis Kaohsiung auf der Insel 
Taiwan. 
Die übersichtlich zusammengestellten Nachrichten aus dem 
aktuellen Landkreisgeschehen erscheinen jeweils am Mo-
natsende. Der Newsle  er ist auf der Startseite des Internet-
au  ri  es www.erzgebirgskreis.de abru  ar. 330 Empfänger 
haben den Newsle  er zum 19. Februar 2014 abonniert.
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1.1.6  Pe   onen und 
Dienstaufsichtsbeschwerden
Das Pe   onsrecht ist in Art. 17 Grundgesetz und Art. 35 der 
Sächsischen Verfassung garan  ert. In Kreisangelegenheiten 
hat jede Person das Recht, sich schri  lich mit Bi  en und Be-
schwerden (Pe   onen) an den Landkreis zu wenden (§ 11 Abs. 1
SächsLKrO).
Die Verfahrensweise des Landratsamtes bei der Bearbeitung 
von Pe   onen regelt die Dienstanweisung (DA) Nr. 04. Danach 
zeichnet das Büro Landrat in Zusammenarbeit mit den Fachab-
teilungen der Verwaltung für die Bearbeitung folgender Sach-
verhalte verantwortlich:
– Pe   onen, die an den Freistaat Sachsen gerichtet sind,
– Dienstaufsichtsbeschwerden (im Folgenden DAB) gegen 
Beschä  igte des Landratsamtes,
– DAB gegen Oberbürgermeister und Bürgermeister der 
kreisangehörigen Kommunen und Verbandsvorsitzende 
kommunaler Körperscha  en, die der Rechtsaufsicht des 
Landratsamtes unterliegen.
Zuständige Stelle für die Bearbeitung von Pe   onen, die an 
den Kreistag des Erzgebirgskreises gerichtet sind, ist das Re-
ferat Kreistag/Wahlen. Seit der Eingliederung des Jobcenters 
Erzgebirgskreis zum 1. Januar 2012 obliegt die Beantwortung 
der DAB gegen Beschä  igte des Jobcenter dem zuständigen 
Leiter.
Entwicklung der Fallzahlen
2010 2011 2012 2013
Pe   onen an den 
Freistaat Sachsen
0 0 6 5
DAB Mitarbeiter LRA 24 9 8 5
DAB OBM/BM/Ver-
bandsvorsitzende
10 5 7 3
1.1.7  Schirmherrscha  en des Landrates
 
Als Schirmherr wird im heu  gen Sprachgebrauch eine Per-
sönlichkeit oder eine Organisa  on bezeichnet, die mit ihrem 
Namen eine Veranstaltung oder eine gemeinnützige Organi-
sa  on unterstützt. Angestrebt wird dabei ein Imagegewinn für 
beide Seiten. Der Schirmherr ist auch im Bereich Werbung und 
bei der Suche nach weiteren Unterstützern behil ich. Schirm-
herrscha   ist jedoch üblicherweise nicht mit  nanziellen Zu-
wendungen verbunden.
Ca. 80 regionale und überregionale Veranstaltungen repräsen-
 erte Landrat Frank Vogel in der Wahlperiode als Schirmherr. 
1.1.8  Auswahl von Veranstaltungen, die das 
Büro des Landrates organisierte
Auszeichnungsveranstaltung der Dienstjubilare der Freiwilli-
gen Feuerwehr, des Katastrophenschutzes und des Re  ungs-
dienstes
Einmal in jedem Jahr wurden die besonderen Leistungen 
der Kameraden der Freiwilligen Feuerwehren, des Katast-
rophenschutzes und des Re  ungsdienstes des Landkreises 
in einem feierlichen Rahmen gewürdigt. Sie, die sich über 
viele Jahre hinweg selbstlos für ihre Mitmenschen ein-
setzten, standen im Mi  elpunkt. Nähere Ausführung dazu auf 
Seite 172.
Jahrestagung des Naturschutzdienstes im Erzgebirgskreis
Als Tourismusregion kommt auch dem Naturschutz im Erz-
gebirgskreis eine wich  ge Rolle zu. 126 Naturschutzhelfer, 
2 Naturschutzwarte, 13 NATURA-2000-Gebietsbetreuer – alle 
ehrenamtlich tä  g – betreuen die schützenswerten Natur-
räume des Landkreises. Einmal im Jahr trafen sie sich alle un-
ter der Schirmherrscha   des Landrates zur Jahrestagung des 
Naturschutzdienstes im Haus des Gastes Thum. Zu dieser Ver-
anstaltung gelang es stets, renommierte Gastreferenten zu ge-
winnen, die die Tagung mit ihren Fachbeiträgen bereicherten. 
Der Landrat nutzte diese Gelegenheit, um neue Naturschutz-
helfer in den Dienst zu berufen und den bereits langjährig 
tä  gen für ihr hohes persönliches Engagement für ihre 
Heimat zu danken. Leider muss hier festgestellt werden, dass 
der Altersdurchschni   der ak  ven Naturschutzhelfer bei über 
60 Jahren liegt. Hier muss eine Gegenentwicklung erfolgen, 
um die vielfäl  gen Aufgaben im Naturschutz auch in Zukun   
meistern zu können. Nähere Ausführung dazu auf Seite 136.
Fünf Jahre Erzgebirgskreis
Mit einem Großen Sächsischen Bergmännischen Zapfenstreich 
wurde am 3. August 2013 der 5. „Geburtstag“ des Erzgebirgs-
kreises begangen. Landrat Frank Vogel lud dazu in die Große 
Kreisstadt Annaberg-Buchholz ein. 
Neben geschätzten weit über 4.000 Schaulus  gen waren auch 
zahlreiche Ehrengäste, wie Ministerpräsident Stanislaw Tillich 
sowie Mitglieder des Bundestages und des Sächsischen Land-
tages, u. a. CDU-Frak  onsvorsitzender Ste  en Flath sowie die 
fränkischen Partnerlandräte der Landkreise Neustadt a. d. 
Aisch-Bad Windsheim und Ansbach zu Gast. Bei der Besich-
 gung der alten Bergkirche in der Kreisstadt am Nachmi  ag 
zeigten sich die Gäste von den einmaligen und lebensecht wir-
kenden Schnitzereien beeindruckt. 
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Dem musikalischen Höhepunkt des Geburtstages war ein 
kleiner Festempfang vorausgegangen. In seiner kurzen Rede 
warf Landrat Frank Vogel einen Blick zurück und zog Bilanz 
über fünf Jahre Erzgebirgskreis. „Wir können stolz sein auf das, 
was wir erreicht haben. Neben einem ausgeglichenen Haus-
halt können wir den niedrigsten Kreisumlage-Hebesatz ganz 
Sachsens vorweisen. Zudem ist es gelungen, eine einheitliche 
Abfallwirtscha  s- und Gebührensatzung und einen einheitli-
chen Schulnetzplan durchzusetzen.“ Auch die Überführung 
des Jobcenters in kommunale Trägerscha   sowie die Fusion 
der drei Sparkassen und die Bildung des Tourismusverbandes 
zählte er zu den Erfolgen.
Blick auf den Markt der Kreisstadt Annaberg-Buchholz. 
                                 Foto: Brigi  e Streek
Präsenta  on des Erzgebirgskreises zum Sommerfest des 
Verbindungsbüros des Freistaates Sachsen
Am Wochenende des 14./15. September 2013 präsen  erte 
sich der Erzgebirgskreis als erster Landkreis des Freistaates 
Sachsen im Verbindungsbüro des Freistaates in Prag.
Das Erzgebirgsensemble Aue bot Lieder in erzgebirgischer Mundart 
dar.
Landrat Frank Vogel, begleitet von einer Delega  on von Ab-
geordneten des Sächsischen Landtages, den Frak  onsvor-
sitzenden des Kreistages des Erzgebirgskreises sowie Damen 
und Herren Oberbürgermeister und Bürgermeister, dankte 
für die Einladung nach Prag. Besonders posi  v hervorzu-
heben sei die Tatsache, dass viele regionale Bürgermeister 
zusammen mit den Amtskollegen ihrer tschechischen Part-
nerkommune anreisten. Dies verdeutlicht die gelebten part-
nerscha  lichen Beziehungen. Ausgestaltet wurde diese Ver-
anstaltung vom Tourismusverband Erzgebirge e. V., der WFE 
GmbH, dem kul(T)our Betrieb des Erzgebirgskreises, dem 
Erzgebirgsensemble Aue, den Salonsängern Schwarzenberg, 
dem Gitarrenvirtuosen Vincent Pa  z sowie dem Pianisten 
Sebas  an Stuhlemmer. Die erzgebirgische Küche realisierte 
die Schwarzbeerschänke aus Pobershau in Zusammenarbeit 
mit der Brauerei Fiedler aus Scheibenberg.
Feierliche Übergabe des Fluthelferordens 2013 im Au  rag 
des Ministerpräsidenten
Das Flutereignis im Frühsommer 2013 erforderte jede hel-
fende Hand zur Schadensabwehr und -besei  gung. Viele 
Erzgebirger waren zur Stelle und eine Welle der Solidarität 
und des Willens zur Hilfe wurde den Betro  enen zuteil, wie 
im Erzgebirgskreis so im ganzen Freistaat Sachsen. Im Nach-
gang dessen beau  ragte der Ministerpräsident des Freistaates 
Sachsen, Stanislaw Tillich, den Landrat damit, in diesem Zu-
sammenhang verdienstvolle Helfer mit dem Fluthelferorden 
2013 auszuzeichnen. Mit einer zentralen Festveranstaltung 
am 27. November 2013 im Kulturhaus Aue, einer Einrichtung 
des Erzgebirgskreises, wurde dies in würdiger Weise getan. 
Der Landrat sprach gemeinsam mit dem sächsischen Staatsse-
kretär für Kultus, Herbert Wol  , den Kameraden der Freiwilli-
gen Feuerwehren, den Helfern der Hilfsdienste wie z. B. dem 
DRK und dem Johanniter Hilfsdienst sowie Privatpersonen den 
Dank des Ministerpräsidenten sowie seinen herzlichen Dank 
und seine Anerkennung für das Geleistete aus. 161 Personen 
wurden dazu eingeladen, mehr als die Hälfte folgten dieser 
Einladung.
Verleihung der Fluthelferorden im Kulturhaus Aue.    Foto: Uwe Zenker
Dienstjubiläen und ehrenvolle Verabschiedungen
Ein besonderes Anliegen des Landrates ist die Würdigung der 
25-, 40- und 50-jährigen Arbeitsjubiläen und der Beschä  ig-
ten, die ehrenvoll aus dem Arbeitsverhältnis ausscheiden. Den 
Rahmen hierfür liefert die im Einvernehmen mit dem Personal-
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rat der Landkreisverwaltung geschlossene Dienstvereinbarung 
(DV) Nr. 01, in der auch weitere Ehrungen und Zuwendungen 
aus besonderem Anlass an die Beschä  igten geregelt sind 
(z. B. Glückwunschkarte bei Eheschließung und Geburt eines 
Kindes; feierliche Zeugnisübergabe bei erfolgreichem Ausbil-
dungsabschluss; Kondolenzschreiben, Nachruf im Landkreis-
kurier und Blumenspende bei Ableben eines Beschä  igten).
In einer zentralen Feierstunde, die in der Regel quartalswei-
se sta   indet, danken der Landrat, die zuständigen Leitungs-
ebenen sowie die Vorsitzenden der Personalräte den Dienst-
jubilaren und den ausscheidenden Beschä  igten persönlich 
für ihr langjähriges Engagement in der Landkreisverwaltung. 
Sie erhalten anlässlich der Ehrung:
– im Falle des Arbeitsjubiläums: Urkunde, Sachwertpräsent 
(Räuchermann „Picus“ klein), Jubiläumsgeld gemäß § 23 
Abs. 2 Tarifvertrag für den ö  entlichen Dienst – Verwal-
tung (TVöD-V),
– im Falle der ehrenvollen Verabschiedung: Dankesschrei-
ben des Landrates, Sachwertpräsent (Räuchermann „Pi-
cus“ groß).
Die prak  zierte Art und Weise der Ehrung s  eß auf posi  ve 
Resonanz. In Zahlen heißt das für den Zeitraum 2011 bis 2014 
(Stand: 30. April 2014):
–   11  Ehrungsveranstaltungen,
– 227  Arbeitsjubiläen, davon
– 25 Jahre: 186
– 40 Jahre: 40
– 50 Jahre: 1
– 155  ehrenvolle Verabschiedungen.
Kinderweihnachtsfeier und Kindersommerfest
Es galt in den ersten Jahren des Erzgebirgskreises dieses neue 
Gebilde in den Köpfen der Bevölkerung – unter Berücksich  -
gung regionaler Interessen – zu fes  gen. Der Prozess des Zu-
sammenwachsens vollzog sich auch innerhalb der Landkreis-
verwaltung. Diese Entwicklung unterstützt seit 2010 eine vom 
Landrat ini  ierte Veranstaltungsreihe, bei der die Kinder der 
Beschä  igten im Fokus der Aufmerksamkeit stehen. Bereits in 
vier Au agen der Kinderweihnachtsfeier und drei weiteren des 
Kindersommerfestes konnte das Gefühl der Gemeinscha   als 
Verwaltung des Erzgebirgskreises gestärkt werden. Aufgrund 
der durchweg posi  ven Resonanz aus der Belegscha   und der 
Befürwortung durch die Personalvertretung ist beabsich  gt, 
diese Veranstaltungen auch kün  ig fortzusetzen.
1.1.9  Weitere Veranstaltungen unter Beteili-
gung des Landrates
– Personalversammlungen des Landratesamtes seit 2008,
– Bürgerfestmeile in Dresden am 3. Oktober 2010,
– Grundsteinlegung des Verwaltungserweiterungsbaus am 
21. Oktober 2011,
– Ehrung der mit der Datenerfassung im Zuge der Op  ons-
kommune beau  ragten Beschä  igten des Landkreises am 
2. März 2012,
– 1. Gedenkveranstaltung des Fördervereins Gedenkstä  e 
Stollberg – Frauenha  anstalt Hoheneck e. V. am 16. Fe-
bruar 2013,
– Buchpräsenta  on „Industrielle Erfolgsgeschichten im Erz-
gebirge“ am 29. Juni 2013,
– Interna  onale Grüne Woche Berlin 2013 und 2014,
– Kreisbereisung der Sächsischen Staatsministerin für Kul-
tus, Brunhild Kurth, 2013,
– Bürgerpreis Erzgebirge (Schirmherrscha  ),
– Einweihung des Verwaltungserweiterungsbaus am 
11. April 2014,
– Gala des Sports, S   ung von zwei Ehrenpreisen des Land-
rates in jedem Jahr,
– We  bewerb „Tradi  on & Form“, S   ung des Sonder-
preises des Landrates in jedem Jahr
1.1.10  Publika  onen des Büros des Landrates
– Landkreiskalender,
– ABC-He   des Erzgebirgskreises „Mit Willi und dem ABC“,
– Baubroschüre anlässlich der Einweihung des Verwaltungs-
erweiterungsbaus und des sanierten Altbaus am Standort 
Paulus-Jenisius-Straße 24 in Annaberg-Buchholz,
– diverse Einladungen zu Veranstaltungen, die durch das 
Büro des Landrates organisiert wurden (Partnerscha  s-
tre  en, Zapfenstreich, Grundsteinlegung und Einweihung 
Verwaltungserweiterungsbau usw.)
1.1.11  Sparkasse
Die ersten Sparkassen entstanden am Ende des 18. Jahrhun-
derts. In einer Zeit, in der durch die Umbrüche in der stän-
dischen Gesellscha   zahlreiche tradi  onelle Vor- und Für-
sorgeeinrichtungen verschwanden, wurde ein Ersatzsystem 
dringend erforderlich. Eine der ersten modernen Sparkassen 
entstand 1778 als „Ersparungsclasse“ der „Hamburgischen 
Allgemeinen Versorgungsanstalt“. Diese war eine Vorsorge-
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einrichtung, die außer der Sparkasse mehrere Versicherungs-
zweige umfasste. Der Denkansatz, mit dem die ersten Spar-
kassen gegründet wurden, war vom Gedankengut der Au  lä-
rung durchdrungen. Es wurde nach neuen Wegen zur Bekämp-
fung und Präven  on von Armut gesucht. Ärmeren Bevölke-
rungsschichten sollte eine sichere Möglichkeit erö  net werden, 
kleinste Kapitaleinlagen zur Risikovorsorge im Alter oder bei 
Krankheit verzinslich zurückzulegen. Hilfe zur Selbsthilfe und 
Erziehung zur Selbstverantwortung – dies waren die Inten-
 onen der Gründer. Die Sparkasse nahm ihre Entwicklung in 
den folgenden Jahrzehnten eng angelehnt an die Entwicklung 
Deutschlands zur heu  gen Bundesrepublik. Heute sind den 
Sparkassen alle regulären Bankgeschä  e erlaubt, so dass sie 
inzwischen als Universalbanken betrieben werden. Sie sind 
weltweit vertreten und gerade auch in Entwicklungs- und 
Schwellenländern ein wich  ges Element der wirtscha  lichen 
und gesellscha  lichen Modernisierung.
Das Wesen und die Aufgaben der Sparkassen sind im Gesetz 
über die ö  entlich-rechtlichen Kredi  ns  tute im Freistaat 
Sachsen und die Sachsen-Finanzgruppe geregelt. Gemäß § 1 
Abs. 1 dieses Gesetzes sind Sparkassen Einrichtungen in der 
Trägerscha   der Landkreise, der Kreisfreien Städte, der von 
ihnen gebildeten Zweckverbände (Sparkassen mit kommuna-
lem Träger) oder der Sachsen-Finanzgruppe (Finanzgruppe). 
Sie sind rechtsfähige Anstalten des ö  entlichen Rechts.
§ 2 der Rechtsvorschrift definiert den Zweck und die Aufgaben 
einer Sparkasse: Diese sind selbständige Wirtscha  sunter-
nehmen mit der Aufgabe, in ihrem Geschä  sgebiet  ächen-
deckend die Versorgung mit geld- und kreditwirtscha  lichen 
Leistungen sicherzustellen. Sie stärken den We  bewerb im 
Kreditgewerbe. Sie erbringen ihre Leistungen für die Bevöl-
kerung, die Wirtscha  , insbesondere den Mi  elstand, und 
die ö  entliche Hand unter Berücksich  gung der Markterfor-
dernisse. Sie fördern das Sparen und die allgemeine Vermö-
gensbildung. Mit ihren Geschä  en erfüllt die Sparkasse einen 
ö  entlichen Au  rag.
Die Organe einer Sparkasse sind der Vorstand als geschä  s-
führendes Gremium und der Verwaltungsrat als Aufsichts-
gremium. In einigen Bundesländern ist weiterhin für bes  mmte 
(in der Regel besonders hohe oder risikoreiche) Kreditent-
scheidungen ein Kreditausschuss zu bilden.
Die Erzgebirgssparkasse
Mit Beschluss vom 23. Juni 
2011 wurden die bis dahin im 
Gebiet des Erzgebirgskreises 
bestehenden Sparkassen zur 
Erzgebirgssparkasse vereint. 
Diese besteht in ihrer heu  gen Form seit dem 1. Januar 2012. 
Auf der Internetseite des Erzgebirgskreises wurde am 23. Juni 
2011 unter der Überschri   „Ein starker Landkreis – eine starke 
Erzgebirgssparkasse“ darüber berichtet.
Durch die Vereinigung der drei bisher im Erzgebirgskreis 
tä  gen Sparkassen, die Kreissparkasse Aue-Schwarzenberg, 
die Sparkasse Erzgebirge und die Sparkasse Mi  leres Erzge-
birge, entstand eine noch leistungsfähigere Sparkasse im 
Erzgebirge – eine der größten Sparkassen Ostdeutschlands. 
Hinter dieser Entscheidung standen 72 von insgesamt 81 an-
wesenden und s  mmberech  gten Kreisräten. 1 Kreisrat war 
gegen eine Vereinigung, 8 Mandatsträger enthielten sich bei 
der Abs  mmung. 
Juris  scher Sitz der Erzgebirgssparkasse ist Annaberg-Buch-
holz. Träger der neuen Erzgebirgssparkasse war bis zum 
31. Dezember 2013 die Sachsen-Finanzgruppe. 
Landrat Vogel (4. v. r.) und der am 13. September 2011 vom Verwal-
tungsrat bestellte Vorstand der Erzgebirgssparkasse.
Mit der Vereinigung der Sparkassen wurde Vorstandsvor-
sitzender Manfred Preiß (Sparkasse Mi  leres Erzgebirge) in 
den Ruhestand verabschiedet. Zum Vorstandsvorsitzenden 
der Erzgebirgssparkasse wurde Hans Perry bestellt, seine Stell-
vertretung übernahm Roland Manz.
Darüber hinaus wurde vom Kreistag am 23. Juni 2011 auch 
festgelegt, dass der Vorstand der Erzgebirgssparkasse zum 
Start der Fusion aus sieben Mitgliedern besteht. Über einen 
altersbedingten Abschmelzungsprozess sollte der Vorstand bis 
zum 1. Juli 2014 auf vier Mitglieder verkleinert werden.
Durch das vorzei  ge Ausscheiden des Vorstandsvorsitzen-
den Hans Perry und der Vorstandmitglieder Helmut Benker 
und Ulrich Wol   kam es bereits zum 1. April 2013 zur Ver-
kleinerung des Vorstandes. Ab diesem Zeitpunkt übernahm 
vereinbarungsgemäß Roland Manz den Vorstandsvorsitz der 
Erzgebirgssparkasse. Ihm zur Seite stehen die beiden Vor-
standsmitglieder Silvia Schle  er und Heike Smolinski. Diese 
personellen Änderungen gingen mit strukturellen Änderungen 
einher, die zum gegenwär  gen Zeitpunkt abgeschlossen sind.
Am 26. September 2013 beschloss der Kreistag des Erzgebirgs-
kreises den Austri   des Erzgebirgskreises aus der Sachsen-
Finanzgruppe und die Rückübertragung der Trägerscha  
der Erzgebirgssparkasse auf den Erzgebirgskreis mit 87 Ja-
S  mmen zu 2 Ablehnungen. 
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Neben der ökonomischen und vor allem kundenorien  erten 
Ausrichtung der Erzgebirgssparkasse wird das Ins  tut auch 
seiner gesellscha  lich-sozialen Rolle gerecht. Die Förderung 
von Kunst, Kultur und Vereinswesen in der Region wird über 
drei Sparkassens   ungen realisiert. Daneben gibt es auch eine 
Vereinsförderung über die PS-Lo  erie (PS Zweckertrag). Eine 
individuelle Unterstützung verschiedenster Projekte wird nach 
Möglichkeit und einzelfallgerecht realisiert.
Nicht zuletzt steht und fällt dieses wich  ge Engagement für 
den Erzgebirgskreis und dessen Gesellscha   mit der wirt-
scha  lichen Entwicklung des Geldins  tuts.
1.1.12 Wirtscha  sförderung und Regional-
management
Wirtscha  sförderung Erzgebirge GmbH
Eine starke und innova  ve 
Wirtscha   bietet vielfäl  ge 
Arbeitsplätze und scha  t 
die Lebensgrundlage für die 
Menschen der Region. Damit der Wirtscha  sstandort Erzge-
birge auch kün  ig we  bewerbsfähig und a  rak  v bleibt, steht 
die Wirtscha  sförderung Erzgebirge GmbH (WFE GmbH), eine 
hundertprozen  ge Tochtergesellscha   des Erzgebirgskreises, 
als Dienstleister den ansässigen Unternehmen, Gewerbetrei-
benden, Existenzgründern und Kommunen zur Seite.
Das Serviceangebot der WFE GmbH beinhaltet u. a.:
– Unterstützung bei der Auswahl des Standortes,
– Fördermi  elberatung,
– Technologietransfer, Bearbeitung von Forschung- und Ent-
wicklungsprojekten, Organisa  on und Durchführung von 
Workshops,
– Koordinierung von Berufsorien  erung und Fachkrä  e- 
suche,
– Ausbildungsmessen, Woche der o  enen Unternehmen 
und Lehrerakademie,
– Partner für Existenzgründer im Gründungsprozess mit 
Beratung und Angeboten von kostengüns  gen Büro- und 
Werksta   lächen,
– Infrastrukturentwicklung und Regionalmarke  ng,
– Bereitstellung von Schulungs- und Konferenzräumen.
Darüber hinaus engagiert sich die Gesellscha   in diversen 
Arbeitsgemeinscha  en, Vereinen sowie Verbänden. Diese 
Koopera  onen verfolgen vor allem das Ziel, das Erzgebirge 
als a  rak  ven Wirtscha  sstandort innerhalb des Freistaates 
Sachsen, aber auch über dessen Grenzen hinaus, zu kommu-
nizieren. Die WFE GmbH ist z. B. in der Arbeitsgemeinscha   
Deutscher Technologie- und Gründerzentren sowie auch auf 
Landesebene im Landesfachausschuss „Wirtscha   und Innova-
 on“ des Sächsischen Landtages und als Mitglied des Förder-
vereins Montanregion Erzgebirge e. V. vertreten.
Das Team der Wirtscha  sförderung ist in den letzten Jahren 
kon  nuierlich gewachsen. Acht Beschä  igte waren es zum 
Zeitpunkt der Gründung. Im Jahr 2013 arbeiten 30 Personen 
in den Bereichen Wirtscha  sservice, Berufsorien  erung, 
Regionalmanagement, Touris  sche Infrastruktur sowie in ver-
schiedenen in der WFE GmbH beheimateten Projekten. 
Regionalmanagement Erzgebirge
Regionen müssen entwi-
ckelt werden! Im Erzge-
birge ist diese Erkenntnis 
nicht neu. Bereits im Jahr 2000 fanden sich hier vier Land-
kreise zusammen, um gemeinsam die Regionalentwicklung 
voranzutreiben. Heute sind der Erzgebirgskreis selbst und die 
elf größten Städte der Erzgebirgsregion (aus dem Erzgebirgs-
kreis: Annaberg-Buchholz, Aue, Marienberg, Oelsnitz/Erzgeb., 
Olbernhau, Schneeberg, Schwarzenberg, Stollberg, Zschopau, 
Zwönitz; aus dem Landkreis Mi  elsachsen: Brand-Erbisdorf) 
Träger der Regionalini  a  ve, die damit Verantwortung für das 
wirtscha  lich und historisch gewachsene Erzgebirge mit rund 
500.000 Einwohnern übernimmt. 
Das Regionalmanagement Erzgebirge versteht sich als Dienst-
leister und Berater, aber auch als Ideengeber und Promoter 
für die Region. In seiner Arbeit wird es durch Vertreter der 
regionalen Wirtscha  , Entscheider des ö  entlichen Lebens 
und externe Fachleute unterstützt. Solche Partner sind bei-
spielsweise die Industrie- und Handelskammer Chemnitz, die 
Kreishandwerkerscha   Erzgebirge, die Agentur für Arbeit, der 
Tourismusverband Erzgebirge e. V. und der Planungsverband 
Region Chemnitz.
Arbeitsstruktur
– Der Regionalkonvent Erzgebirge tri  t als Gremium der 
direkten Partner des Regionalmanagements (Landrat, 
Ober-/Bürgermeister) alle Grundsatzentscheidungen.
– Der Landrat des Erzgebirgskreises, Frank Vogel, ist der 
Sprecher des Regionalmanagements.
– Die Projektsteuerung des Regionalmanagements obliegt 
der Wirtscha  sförderung Erzgebirge GmbH.
– In der Steuerungsgruppe und den Arbeitsgruppen wer-
den Vertreter der Partner sowie externe Fachleute über lau-
fende Projekte informiert und arbeiten an deren Umsetzung.
– Im Rahmen der Regionalkonferenz werden alle am regio-
nalen Entwicklungsprozess Beteiligten über den Gesamt-




– Außerhalb der Region:
–  Bekanntheit des Erzgebirges als a  rak  ver Wirtscha  s- 
und Lebensraum bei Investoren, Unternehmern und 
Fachkrä  en in Deutschland,
–  einheitlicher Au  ri   der Region in Deutschland;
– Innerhalb der Region:
–  regionales Informa  ons- und Koopera  onsnetzwerk 
auf wirtscha  licher, poli  scher und gesellscha  licher 
Ebene,
– gefes  gte Iden  tät der Erzgebirger,
– Wahrnehmung der wirtscha  lichen Potenziale des Erz-
gebirges
Schlüsselthemen
– Regional- und Standortmarke  ng Erzgebirge
– Entwicklung und Förderung wirtscha  licher und regionaler 
Kernkompetenzen
– Fachkrä  eentwicklung Erzgebirge
– UNESCO Weltkulturerbe „Montanregion Erzgebirge“
– regionale Infrastruktur: Verkehrs- und Kernstraßennetz
Um den langfris  gen Prozess der Regionalentwicklung zu be-
wäl  gen, führte das Regionalmanagement Erzgebirge zahlrei-
che Veranstaltungen, Studien und Projekte durch. 
„Botscha  er des Erzgebirges“
Ein zentrales Element bei der Vermarktung des Erzgebirges ist 
das Botscha  ermarke  ng des Regionalmanagements Erzgebir-
ge. Im März 2010 startete die Ernennung von Persönlichkeiten 
aus Wirtscha  , Bildung, Kultur, Sport, Gesellscha   und Poli  k, 
die mit besonderem Engagement die Entwicklung des Erzge-
birges als Wirtscha  sstandort und lebenswerte Region unter-
stützen, zum „Botscha  er des Erzgebirges“. Inzwischen tragen 
bereits 91 Personen diesen Titel.
Mit ihren einzelnen Erfolgsgeschichten sind die vielen klei-
nen und mi  leren Unternehmen schon längst unbewusst zu 
„Botscha  ern des Erzgebirges“ geworden. Ausgesta  et mit 
Informa  onsmaterial werben diese klugen Köpfe ganz o   ziell 
bei ihren Kunden, Lieferanten und Partnern für die Region als 
Wirtscha  sstandort.
Eine wich  ge Pla   orm für die Netzwerkarbeit sind die in 
der Regel zweimal jährlich sta   indenden Botscha  ertre  en. 
Hier sollen sich die ernannten Botscha  er untereinander aus-
tauschen, neue Impulse erhalten als auch geben und neue 
Persönlichkeiten kennenlernen.
1.1.13  Regionalkonvent Chemnitz
Eine Region – fünf starke Partner 
Die Oberbürgermeisterin der Stadt Chemnitz, Barbara Lud-
wig, und die Landräte des Erzgebirgskreises, Frank Vogel, des 
Landkreises Mi  elsachsen, Volker Uhlig, des Vogtlandkreises, 
Dr. Tassilo Lenk, und des Landkreises Zwickau, Dr. Christoph 
Scheurer, haben im Januar 2009 den Regionalkonvent Chem-
nitz (RKC) ins Leben gerufen. Der Vorsitz des Verbundes wech-
selt jährlich unter den Mitgliedern. 2013 war Landrat Frank 
Vogel erstmals Sprecher des Regionalkonvents Chemnitz.
Ziel ist die gemeinsame Präsenta  on einer Region, die Wohn- 
und Arbeitsumfeld für 1,6 Millionen Menschen ist. Dazu sollen 
Stärken gebündelt, Potenziale genutzt und gemeinsame Ziele 
gegenüber Bund und Land formuliert werden.
Eines der Ziele ist es, die infrastrukturellen Voraussetzungen 
und Angebote zu scha  en, damit die Region und die Stadt 
Chemnitz wieder einen zukun  skrä  igen Bahnfernverkehr 
erhalten. Seit Jahren ist die erfolgreiche Industrieregion vom 
Bahnfernverkehr abgekoppelt. Der RKC setzt sich deshalb für 
leistungsfähige Anschlüsse des Wirtscha  sraums Chemnitz an 
den na  onalen und interna  onalen Fernverkehr ein, der auch 
eine a  rak  ve Anbindung an die Flugverbindung sichern muss.
Weiterhin haben es sich die Partner zur Aufgabe gemacht, 
Menschen in der Region zu halten bzw. in die Region zu holen. 
„In der Konkurrenz um die besten Köpfe haben wir gemeinsam 
größere Chancen“, betont Landrat Frank Vogel.
Der Regionalkonvent Chemnitz unterstützte Ini  a  ven wie den 
Technikerpreis, der in der vierten Au age am 12. Juli 2013 in 
den Räumen des Verkehrslandeplatzes Chemnitz/Jahnsdorf 
vor über 200 Gästen verliehen wurde. Auch die Vergabe einer 
eigenen Auszeichnung in Form des Wachstumspreises an inno-
va  ve und erfolgreiche Unternehmen der Region zählt zu den 
Ak  vitäten des RKC.
1.1.14  Tourismusverband Erzgebirge e. V.
Neben dem Status als Wirtscha  s-
standort, ist der Erzgebirgskreis 
auch für seine einmalige Kultur- 
und Mi  elgebirgslandscha   weit 
über sine Grenzen hinaus bekannt 
und als Urlaubsregion beliebt. 
Der Tourismusverband Erzgebirge e. V. (TVE) ist die Dachorga-
nisa  on für die na  onale und interna  onale Vermarktung der 
Tourismusregion Erzgebirge. Zum Verband gehören der Erz-
gebirgskreis, der Landkreis Mi  elsachsen mit dem Gebiet des 
ehemaligen Landkreises Freiberg sowie der Landkreis Sächsi-
sche-Schweiz-Osterzgebirge mit dem Gebiet des ehemaligen 
Weißeritzkreises. Vorsitzender des Tourismusverbandes ist 
Landrat Frank Vogel. Die Region vermarktet sich als vom Berg-
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bau geprägte Erlebnisheimat. Sie bietet Besuchern mehr als 
100 Freizeiteinrichtungen und Museen. Das Erzgebirge verfügt 
über knapp 30.000 Be  en, zwei Dri  el davon im gewerblichen 
Bereich, ein Dri  el in Häusern mit weniger als acht Be  en.
Der Tourismusverband Erzgebirge e. V. wurde 1991 in Schar-
fenstein gegründet. Am 1. Januar 2006 sind die Tourismusver-
bände Erzgebirge e. V. und Zwickau/Westsachsen verschmol-
zen. Am 28. April 2010 erfolgte die Verschmelzung mit der 
Tourismusgemeinscha   Mi  leres Erzgebirge e. V. und dem 
Verein Ferienstraße Silberstraße e. V. Mit der Fusionierung des 
Tourismusverbandes Erzgebirge e. V. und der Tourismusge-
meinscha   Silbernes Erzgebirge e. V. zum 1. Januar 2013 ist es 
gelungen, die Tourismusregion unter einem einheitlich starken 
Dach zusammenzuführen und zukun  sfähig aufzustellen.
Unterzeichnung des Verschmelzungsvertrages in der Nikolaikirche 
Freiberg: Friedrich Schlosser, Oberbürgermeister Flöha und Vorsitzen-
der der TG Silbernes Erzgebirge; Andrea Dombois, Vizepräsiden  n des 
Sächsischen Landtages und Stellvertretende Vorsitzende der TG Silber-
nes Erzgebirge; Frank Vogel, Landrat Erzgebirgskreis und Vorsitzender 
des TVE.                                    Foto: Tourismusverband Erzgebirge e. V.
Der TVE verfolgt die Zielstellung, mit allen Mitgliedern und In-
teressenten die Arbeit auf dem Gebiet des Tourismus im Ver-
bandsgebiet zu koordinieren und zu fördern. Er unterstreicht 
mit seiner Arbeit die Forderung nach entsprechender Unter-
stützung des Tourismus im Verbandsgebiet durch alle poli  -
schen Gremien und Ebenen. 
Seit 2011 vermarktet sich die Tourismusdes  na  on unter der 
Dachmarke Erlebnisheimat Erzgebirge. 
Herzlichkeit und Frische, Bodenständigkeit und Heimatgefühl 
verbunden mit den jahrhundertealten Bergbautradi  onen 
sind der Kern der neuen Marke. Angebote und Produkte sind in 
vier Themenbereiche gegliedert, die bei den Gästen für mehr 
Orien  erung und ein klares Pro l sorgen. Das ist auch das Ziel 
des neuen Erscheinungsbildes, das darüber hinaus Partnern 
und touris  schen Anbietern Beteiligungs- und Anschlussmög-
lichkeiten bietet, um die Region gemeinsam zu vermarkten. 
Folgende Themen stehen im Mi  elpunkt des Wirkens:
– Sportlich & Vital in (h)erzreicher Natur,
– Bergbau & Kulturschätze,
– Tradi  onshandwerk & Weihnachtswunderland,
– Eisenbahnroman  k & Old  merträume.
Unter dem Slogan „Erlebnisheimat Erzgebirge“ betreibt der 
Verband ein einheitliches Außenmarke  ng. Zu den Aufgaben 
gehören: 
– Sicherung und Erhaltung der führenden Posi  on der Des-
 na  on Erzgebirge innerhalb Sachsens und Stärkung des 
Reiselandes Sachsen,
– Posi  onierung des Erzgebirges als Marke auf dem touris-
 schen Markt,
– Steigerung des Bekanntheitsgrades des Erzgebirges in den 
alten Bundesländern und in angrenzenden ausländischen 
Märkten zur Gewinnung neuer Gäste,
– Posi  onierung des durch Verschmelzung „neuen“ Ver-
bandsgebietes auf dem touris  schen Markt durch Image-
entwicklung,
– Entwicklung und Vertrieb marktgerechter Angebote,
– Verbesserung der Kommunika  on nach innen, um die Re-
gion als einheitliche Reisedes  na  on im Außenmarke  ng 
zu entwickeln,
– Einbindung der erzgebirgischen Produkte in die Produkt-
linien der Tourismus Marke  ng Gesellscha   Sachsen mbH,
– Erschließung neuer Gästegruppen auf gezielten Auslands-
märkten mit der Tourismus Marke  ng Gesellscha   Sach-
sen mbH.
Wegweisende Großprojekte des 
Tourismusverbandes sind u. a. 
der zu den 12 besten Weitwan-
derwegen Deutschlands zählende 
Kammweg Erzgebirge-Vogtland, 
die Mountain-Bike-Strecke „Stone-
man Trail“ sowie der Au  au eines 
 ächendeckenden E-Bike Netzes im 
Erzgebirge.
Für die Marke „STONEMAN“ ha  en sich in Deutschland der 
Schwarzwald, Garmisch-Partenkir-
chen, das Chiemgau und das Erzge-
birge beworben. Roland Stauder, 
ehemaliger Pro -Mountainbiker 
sowie Er nder und Rechteinhaber 
des Trails in den Sextner Dolomiten, 
hat sich im November 2012 für den 
„STONEMAN MIRIQUIDI“ in Deutsch-
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land entschieden. Dies verdeutlicht die posi  ve Stellung des 
Erzgebirges im Ranking der deutschen Tourismusregionen. 
Am 26. Februar 2014 unterzeichneten der Tourismusverband, 
Roland Stauder sowie der Staatsbetrieb Sachsenforst die Ver-
träge zur Umsetzung des Projektes. Die Erö  nung des „Stone-
man-Miriquidi“ wird am 24. und 25. Mai 2014 in Oberwiesen-
thal gefeiert.
1.1.15  Kulturraum Erzgebirge-Mi  elsachsen
Der Kulturraum fördert im 
Rahmen der im Haushaltsplan 
zur Verfügung gestellten Mit-
tel und nach näherer Maßgabe 
der von ihm erlassenen Förderrichtlinien die jährlich festzule-
genden kulturellen Einrichtungen und Maßnahmen von regi-
onaler Bedeutung. Er arbeitet ohne Gewinnerzielungsabsicht. 
Durch die Ini  a  ve und fachliche Kompetenz aller am Kul-
turraum beteiligten Personen gelang es, in den vergangenen 
Jahren (2008 bis 2013) ca. 123,9 Mio. EUR (ohne Inves   ons-
ausgaben aus Strukturmi  eln) an Fördermi  eln für kulturelle 
Zwecke in den Erzgebirgskreis und nach Mi  elsachsen zu holen. 
Damit werden Veranstaltungen wie z. B. das Musikfest Erzgebir-
ge, der Kammweg-Literaturpreis sowie kulturelle Einrichtungen 
wie Theater, Museen und Orchester – um hier nur einiges zu 
nennen – unterstützt. Nicht zuletzt stellt dies auch einen we-
sentlichen Tourismusfaktor dar. Zur Umsetzung dessen ist das 
Sächsische Kulturraumgesetz ein e  ek  ves Werkzeug.
Die Organe des Kulturraumes Erzgebirge-Mi  elsachsen
S  mmberech  gte Mitglieder:
– Frank Vogel, Landrat des Erzgebirgskreises
– Volker Uhlig, Landrat des Landkreises Mi  elsachsen
Mitglieder des Kulturkonventes mit beratender S  mme:
– Heinrich Kohl, Oberbürgermeister von Aue, Kreistag Erzge-
birgskreis
– Jens Müller, Bürgermeister Bad Schlema, Kreistag Erzge-
birgskreis
– Konrad Heinze, Große Kreisstadt Freiberg, Kreistag Land-
kreis Mi  elsachsen
– Hans-Joachim Egerer, Oberbürgermeister Döbeln, Kreistag 
Landkreis Mi  elsachsen
– Kathrin Fuchs, Große Kreisstadt Döbeln, Beiratsvorsitzende
Der Vorsitzende des Kulturkonventes ist Landrat Frank Vogel. 
Er führt die laufenden Geschä  e des Kulturraumes und vertri   
ihn nach außen. Er bereitet die Sitzungen des Kulturkonventes 
vor und vollzieht die Beschlüsse. Das Nähere regelt eine Ge-
schä  sordnung sowie die Satzung des Kulturraumes.
Der Kulturbeirat
Der am  erende Beirat des Kulturraumes Erzgebirge-
Mi  elsachsen wurde in der 9. Sitzung des Kulturkonventes am 
31. Mai 2012 im Kultur- und Freizeitzentrum „Baldauf-Villa“ 
Marienberg berufen.
Beiratsvorsitz: Kathrin Fuchs – Leiterin der Kleinen Galerie/
Stadtmuseum Döbeln
Stellvertreter: Ste  en Kindt – Geschä  sführer der Erzgebirgs-
ensemble GmbH Aue
Regensburger Domspatzen vor dem Cranach-Altar in der St. Wolfgangskirche zu Schneeberg am 16. September 2012.  Das Musikfest Erzgebirge 
wird u. a. vom Kulturraum Erzgebirge-Mi  elsachsen unterstützt. Es ist ein kultureller Höhepunkt der interna  onalen Musikwelt, der 2010 Premiere 
feierte. Die hohe Kunst renommierter interna  onaler Künstler im Einklang mit den  ef verwurzelten reichen kulturellen Tradi  onen des Erzgebirges 
bilden dabei eine gelungene Symbiose musikalischer Resonanz. Interpreta  onen von erstklassigen Künstlern und jungen Talenten in atemberau-
bender Kulisse wunderschöner Kirchen und Kapellen verzaubern zahlreiche Besucher aus nah und fern.     Foto: Atelier Fotogenial/Cornelia Schmidt
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gewählt. Die Sitze verteilten sich nach diesem Urteil wie folgt: 
CDU: 8, DIE LINKE. 3, FWE: 2 SPD/GRÜNE 2, FDP 2, NPD 1.
Der Jugendhilfeausschuss, für den hinsichtlich der Zusammen-
setzung besondere Vorschri  en gelten, besteht aus 15 s  mm-
berech  gten Mitgliedern – d. h. dem Landrat als Vorsitzenden, 
7 Kreisräten (CDU: 4, DIE LINKE.: 2, SPD/GRÜNE: 1), 1 Person, 
die zwar kein Kreisrat, aber in der Jugendhilfe erfahren ist, und 
6 von den Trägern der freien Jugendhilfe vorgeschlagenen Per-
sonen – sowie 9 beratenden Mitgliedern.
Zur Vorbereitung verschiedener Entscheidungen wurden darü-
ber hinaus folgende zeitweiligen Arbeitsgruppen gebildet:
– Die Arbeitsgruppe ÖPNV befasste sich in der Zeit von März 
2011 bis November 2012 mit Möglichkeiten der Kostenein-
sparung im ÖPNV-Bereich.
– Die Arbeitsgruppe Abfallentsorgung (April 2009 bis Sep-
tember 2010) sollte die Vereinheitlichung der Abfallentsor-
gung im Kreisgebiet nach der Kreisreform begleiten.
– Die Arbeitsgruppe Op  on (November 2010 bis Juli 2011) 
unterstützte die Verwaltung beim Übergang vom ARGE-
Modell zur Op  onskommune.
Mit der vollständigen Übernahme der Aufgaben des SGB II 
durch den Landkreis wurde im Jobcenter ein örtlicher Beirat 
gebildet, der die Verwaltung in Angelegenheiten des Arbeits-
marktes berät (10 Mitglieder).
Darüber hinaus bestanden ein Beirat für Menschen mit Behin-
derung und ein Beirat für Senioren, die unter Vorsitz der Senio-
ren- und Behindertenbeau  ragten tä  g wurden.
Nachfolgende Tabelle gibt einen Überblick über die durchge-
führten Sitzungen:
Gremium 2008 2009 2010 2011 2012 2013
Kreistag 4 7 5 7 4 4
Kreis- und Finanzaus-
schuss 3 6 4 6 4 4
Betriebsausschuss 1 6 4 5 5 4
Technischer Ausschuss 3 6 6 4 6 7
Ausschuss für Familie, 
Bildung, Gesundheit 
und Soziales 1 5 5 5 5 3
Jugendhilfeausschuss 1 4 4 4 5 4
Unterausschuss 
Jugendhilfeplanung 3 4 3 3 3
Unterausschuss 
Finanzen 1 4 4 2 2 3
Beirat für Senioren 2 3 3 3 3
Beirat für Menschen 
mit Behinderung 2 3 3 3 4
Arbeitsgruppe ÖPNV 6 2
Arbeitsgruppe Abfall 6 3
Arbeitsgruppe Op  on 2 2
 1.2  Referat Kreistag/Wahlen
Im Januar 2008 wurde das Gesetz zur Neugliederung des Ge-
bietes der Landkreise des Freistaates Sachsen beschlossen. 
Danach fanden die ersten Kreistags- und Landtagswahlen für 
die neu zu bildenden zehn Landkreise des Freistaates Sachsen 
sta  . Folgendes Wahlergebnis wurde mit der Neuwahl des 
Kreistages des Erzgebirgskreises am 8. Juni 2008 erreicht:
Wahlergebnis der Kreistagswahl
Der Kreistag ist die Vertretung der Bürger und das Hauptorgan 
des Landkreises. Der Kreistag des Erzgebirgskreises besteht aus 
98 Abgeordneten, die sich wiederum in 6 Frak  onen und einen 
frak  onslosen Kreisrat organisiert haben. Nach der Hauptsat-
zung wurden 5 Ausschüsse gebildet:
– der Betriebsausschuss, der sich mit den Angelegenheiten 
der Eigenbetriebe und Angelegenheiten der Beteiligungs-
verwaltung befasst,
– der Technische Ausschuss, der den Bereich Bauverwal-
tung, soweit nicht der Betriebsausschuss zuständig ist, 
Re  ungsdienst, Katastrophenschutz behandelt,
– der Ausschuss für Familie, Bildung, Gesundheit und So-
ziales,
– der Kreis- und Finanzausschuss, der die übrigen Bereiche 
behandelt und
– der Jugendhilfeausschuss, der die ihm nach dem Sozial-
gesetzbuch (SGB) VIII übertragenen Bereiche wahrnimmt. 
Der Jugendhilfeausschuss wird durch zwei Unterausschüs-
se, den Unterausschuss Finanzen und den Unterausschuss 
Jugendhilfeplanung, unterstützt.
Die ersten vier Ausschüsse bestanden zunächst aus 13 Mit-
gliedern (einschließlich Landrat) und wurden nach dem Sitz-
zuteilungsverfahren d’Hondt gewählt. Mit Urteil vom 5. April 
2011 stellte das Sächsische Oberverwaltungsgericht fest, dass 
Wahlverfahren und Mitgliederzahl dem Prinzip der Weiterga-
be der Repräsenta  on nicht ausreichend Rechnung tragen, so-
dass die Hauptsatzung insoweit für nich  g erklärt wurde. Ab 
20. April 2011 wurde die Anzahl der Ausschussmitglieder auf 
19 (einschließlich Landrat) festgelegt und nach Hare-Niemeyer 
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Die Sitzungen des Kreistages fanden in der Regel in der Aula 
des Gebäudes Straße der Freundscha   11 (Evangelische Schul-
gemeinscha   Erzgebirge) in Annaberg-Buchholz sta  . Um die 
Verbundenheit der Altlandkreise untereinander auszudrücken, 
tagte der Kreistag jeweils einmal an den ehemaligen Kreissit-
zen der drei anderen Altlandkreise (2009 im Kulturhaus Aue, 
2010 in der Stadthalle Marienberg und 2012 im Bürgergarten 
Stollberg).
Die erste Sitzung des Kreistages am 18. September 2008 war 
auch die längste Sitzung in der Wahlperiode. Sie dauerte von 
9:00 Uhr bis 20:50 Uhr (mit Pausen). Im Jahr 2008 war es u. a. 
Aufgabe der Vertretungskörperscha   Beschlüsse zur eigenen 
Organisa  on (z. B. Hauptsatzung, Bes  mmung der Vertreter in 
Ausschüssen und sons  gen Gremien) sowie zum Wappen zu 
fassen. Weiter wurde in diesem Jahr der Eigenbetrieb Liegen-
scha  smanagement und Servicebetrieb, LSB – Eigenbetrieb 
des Erzgebirgskreises gegründet. Ihm sind im wesentlichen die 
Vermögensmassen der aus den Altlandkreisen exis  erenden 
Sondervermögen SIMEK Service- und Immobilienmanagement 
des Mi  leren Erzgebirgskreises und des LGM Liegenscha  s- 
und Gebäudemanagement des Altlandkreises Aue-Schwarzen-
berg zugeordnet worden.
Bereits zu Beginn des Jahres 2009 beschloss der Kreistag die 
Vereinheitlichung der Schülerbeförderung. Weitere wich  ge 
Entscheidungen waren die Anpassung und Vereinheitlichung 
von Gesellscha  sverträgen der Eigengesellscha  en. Beson-
ders zu erwähnen ist die Au ösung der GIVV Grundstücks- und 
Immobilien Verwaltungs- und Verwertungs GmbH (Altlandkreis 
Annaberg), deren Aufgaben durch den neu gegründeten LSB 
wahrgenommen wurden. Im sozialen Bereich ist die Gewäh-
rung von Fahrtkostenzuschüssen für Menschen mit bes  mm-
ten Behinderungen zu nennen. Auch erste Ansätze zur Neuord-
nung der Bildungsstruktur wurden in diesem Jahr begonnen: 
Die Lernförderschule Olbernhau wurde geschlossen.
2010 wurde der Maßnahmenteil des Abfallwirtscha  skonzepts 
beschlossen, womit die Grundstrukturen des zukün  igen Ab-
fallrechts im Landkreis gescha  en wurden. Außerdem wurden 
Aufgaben der Abfallwirtscha   auf den ZAS Zeckverband Ab-
fallwirtscha   Südwestsachsen übertragen. Die Konzentra  on 
der Kreisverwaltung auf wenige Standorte wurde weiter fort-
gesetzt. Hierzu bildete der Kreistag ein Bewertungsgremium 
zur Auswahl eines Architekturbüros für den Aus- und Erwei-
terungsbau am Standort Paulus-Jenisius-Straße. 2010 wurden 
der Heilpädagogische Kindergarten in Marienberg sowie die 
Horte bzw. Ganztagsangebote an den Schulen zur Lernförde-
rung in Marienberg und Annaberg-Buchholz an freie Träger 
übergeben. Schließlich beschloss der Kreistag das Haushalts-
sicherungskonzept.
Im Jahr 2011 wurden die Gesellscha  en BVO Busverkehr Obe-
res Erzgebirge GmbH und Autobus GmbH Sachsen zur RVE Regi-
onalverkehr Erzgebirge GmbH zusammengeführt. Der Kreistag 
vo  erte außerdem dafür, die drei bisher noch selbstständigen 
Sparkassen zur Erzgebirgssparkasse zusammenzuführen. Ba-
sierend auf den 2010 beschlossenen Teilschulnetzplan Berufs-
bildende Schulen wurden die sechs Berufsschulzentren zu drei 
zusammengeführt. Weiterhin wurde die 25%ige Beteiligung 
am Helios Klinikum in Aue veräußert. Die Schülerbeförderung 
wurde auf den ZVMS Zweckverband Verkehrsverbund Mi  el-
sachsen übertragen.
Mit Einführung der Doppik legte der Kreistag im Jahr 2012 
die Schlüsselprodukte, also die Bereiche des Haushalts, die 
besonders ausführlich dargestellt werden, fest. Die Schulnetz-
planung bildete einen weiteren wich  gen Punkt. Der Re  ungs-
dienst wurde neu geordnet, indem mit der Stadt Chemnitz ein 
gemeinsamer Re  ungszweckverband gegründet wurde und 
die entsprechenden Aufgaben des Landkreises dorthin über-
gingen. 
Im Zusammenhang mit der Errichtung des Verwaltungsgebäu-
des kam es zu einigen Bauverzögerungen und Kostenmehrun-
gen, die die Gremien des Landkreises im Jahr 2013 umfassend 
beschä  igten. Mit dem Beschluss zur Durchführung eines 
VOF-Verfahrens hat der Kreistag die Sanierung des Sparkas-
sen-Erzgebirgsstadions eingeleitet. Weitere grundlegende 
Entscheidungen waren der Austri   aus dem Zweckverband 
Greifensteingebiet und der Rückerwerb der Sparkasse von 
der Sachsen-Finanzgruppe. Schließlich wurden in diesem Jahr 
bereits Vorbereitungen für die Kreistagswahlen im Jahr 2014 
getro  en.
Wich  ge Personalentscheidungen des Kreistages
Am 27. November 2008 bestellte der Kreistag Andreas Hau-
stein zum Ersten Beigeordneten und Andreas Stark zum Zwei-
ten Beigeordneten. Als kommunale Wahlbeamte vertreten sie 
den Landrat ständig in einem Geschä  skreis. Gleichzei  g sind 
sie Stellvertreter des Landrates. Beigeordneter Andreas Hau-
stein nahm die Leitung der Abteilung 1 wahr, während Beige-
ordneter Andreas Stark die Abteilung 2 leitete. 
Der Kreistag hat am 24. Juni 2010, im Einvernehmen mit dem 
Landrat, dem Zweiten Beigeordneten die Leitung der Abtei-
lung 1 und dem Ersten Beigeordneten den neu gebildeten Ge-
schä  sbereich Arbeitsmarkt (Ausführung SGB II) zugeordnet, 
um ein entsprechendes Konzept zur Entstehung eines kom-
munalen Jobcenters zu entwickeln, da der Landkreis Op  ons-
kommune werden sollte.  Mit Beschluss des Kreistages vom 
30. September 2010 wurde die Antragstellung auf Zulassung 
als kommunaler Aufgabenträger zur alleinigen Wahrnehmung 
der Grundsicherungsaufgaben nach dem SGB II bestä  gt. Das 
Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz s  mm-
te dem Antrag des Erzgebirgskreises am 28. Februar 2011 zu. 
Bei der weiteren Umsetzung dieser Zulassung kam es zu Mei-
nungsverschiedenheiten über die Amtsführung des Ersten Bei-
geordneten, die in einem Antrag auf Abberufung gemäß § 52 
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Abs. 4 Sächsische Landkreisordnung mündete. Dieser Antrag 
wurde durch den Kreistag im zweiten Wahlgang am 10. März 
2011 zurückgewiesen, da die notwendige Zweidri  elmehrheit 
nicht erreicht wurde. Da die Meinungsverschiedenheiten nicht 
ausgeräumt werden konnten, erklärte der Erste Beigeordnete 
in einer nichtö  entlichen Beratung den Verzicht auf die Wei-
terführung der Aufgaben im Geschä  sbereich Arbeitsmarkt. 
Ihm übertrug der Landrat wenige Wochen danach neben Ver-
tretungs- und opera  ven Aufgaben die Verantwortlichkeit für 
die Euroregion Erzgebirge (Altlandkreis Annaberg, Mi  lerer 
Erzgebirgskreis, Stollberg) und EUREGIO EGRENSIS (Altland-
kreis Aue-Schwarzenberg).
Am 16. April 2012 wählte der Gemeinderat der Gemeinde 
Kur-ort Sei  en/Erzgebirge Beigeordneten Andreas Haustein 
als Amtsverweser nach § 54 Abs. 2 Sächsische Gemeinde-
ordnung in Abs  mmung mit dem Landrat und Kreistag. Die 
Gemeinde ha  e um Unterstützung gebeten, da der gewählte
Bürgermeister seinen Dienst durch längere Krankheit 
nicht mehr ausüben konnte. Mit Dienstantri   am 17. 
April 2012 bestand eine schri  liche  Vereinbarung zwischen 
dem Erzgebirgskreis und der Gemeinde Kurort Sei  en/
Erzgebirge die regelt, dass Beigeordneter Andreas Haustein 
durchschni  lich 75 % seiner Arbeitszeit für die Gemeinde tä  g 
ist und zu 25 % Landkreisaufgaben erfüllt. Mit der Wahl eines 
neuen Bürgermeisters am 22. September 2013 in der Gemein-
de Kurort Sei  en/Erzgebirge war diese Tä  gkeit entsprechend 
der diesem Termin folgenden Fristen für Andreas Haustein be-
endet. Infolge von Strukturveränderungen wurde ihm vorbe-
haltlich der Bestä  gung dieser Entscheidung durch den Kreis-
tag die Leitung der Abteilung 4 Re  ungsdienst, Brand- und 
Katastrophenschutz/Lebensmi  elüberwachungs- und Veteri-
näramt zum 1. Januar 2014 als Geschä  skreis übertragen.
Aufwandsentschädigung
Für die Wahlperiode 2008 bis 2013 erhielten Kreisräte ein Auf-
wandsentschädigung von 100,00 EUR pro Monat, Frak  ons-
vorsitzende 200,00 EUR. Pro Sitzung erhielten Kreisräte oder 
sons  ge Gremienmitglieder (z. B. Mitglieder der Beiräte) 50,00 
EUR. Darüber hinaus wurden Reisekosten nach dem ö  entli-
chen Dienstrecht ersta  et (zuletzt 0,30 EUR pro Kilometer). 
Sons  ge ehrenamtlich Tä  ge erhielten 8,00 EUR pro Stunde 
(Tabelle unten).
Frak  onsmi  el
Frak  onen erhalten zur Durchführung ihrer Arbeit, insbeson-
dere, für die Frak  onsgeschä  sstellen, Haushaltsmi  el. Der 
Kreistag beschloss mit der Entschädigungssatzung, dass jede 
Frak  on im Kalendermonat 1.000 EUR als Grundbetrag und 
weitere 50 EUR pro Mitglied erhält. Daraus ergeben sich fol-






3.250 1.900 1.550 1.500 1.400 1.250
Darüber hinaus beschloss der Kreistag, dass jede Frak  on eine 
einmalige Einrichtungspauschale in Höhe von 2.650 EUR zu 
Beginn der Wahlperiode erhält. Die Frak  onen CDU und DIE 
LINKE. verzichteten auf diese Pauschale.
Sta  s  sche Zahlen 
In der Wahlperiode wurden insgesamt 3,5 Tonnen Papier 
allein für die Kreistagssitzungen ausgereicht. Das sind unge-
fähr 700.000 Bla  . Der Kreistag deba   erte in 32 Sitzungen ca.
112 Stunden, was einer durchschni  lichen Sitzungsdauer von 
ca. 3½ Stunden entspricht. Die längste Kreistagssitzung war die 
kons  tuierende Sitzung und dauerte 11:50 Stunden, was der 
vielen Wahlhandlungen geschuldet war (jeweils mit Pausen). 
An den Kreistagssitzungen nahmen im Durchschni   86 von 99 
Abgeordneten teil. Die kürzeste Ausschusssitzung (22. Sitzung 
des Jugendhilfeausschusses am 13. November 2013) dauerte 
20 Minuten. Die kurze Sitzungsdauer ist der guten Vorberei-
tung in den Unterausschüssen geschuldet. 
Durchführung der Europa-, Bundestags- und Landtagswahlen
Seit der Gründung des Erzgebirgskreises wurden durch den 
Kreiswahlleiter und den Beschä  igten im Wahlbüro die Wah-
len zum Europäischen Parlament in den Jahren 2009 und 2014, 
die Wahlen zum Deutschen Bundestag in den Jahren 2009 und 
2013 und die Wahl des Sächsischen Landtages im Jahr 2009 
durchgeführt.
Zu den wesentlichen Aufgaben zählen dabei die rechtliche Be-
ratung der kreisangehörigen mit der Wahldurchführung vor 
Ort betrauten Kommunen und deren Aussta  ung mit den er-
forderlichen Vordrucken, insbesondere den benö  gten S  mm-
2008 2009 2010 2011 2012
58.442,00 157.131,64 167.799,29 189.082,48 213.832,12
Gezahlte Aufwandsentschädigung für ehrenamtlich tä  ge Kreisräte und sons  ge Gremienmitglieder (in EUR)
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ze  eln. Darüber hinaus wurden auch die sich zur Wahl bewer-
benden Parteien und Wählervereinigungen in wahlrechtlichen 
Fragen beraten und mit den zur Kandidatur notwendigen For-
mularen versorgt.
Der Kreiswahlleiter ist Vorsitzender des mit weiteren sechs Bei-
sitzern und zwei Schri  führern besetzten Kreiswahlausschus-
ses. Dieser Ausschuss entscheidet vor der jeweiligen Wahl 
über die Zulassung der bis zum Ablauf der jeweiligen Einrei-
chungsfrist vorliegenden Wahlvorschläge und ermi  elt nach 
dem Wahltag das jeweilige Wahlergebnis. Alle Entscheidungen 
des Kreiswahlausschusses wurden im Landkreiskurier, dem 
Amtsbla   des Erzgebirgskreises, oder aber auch im Einzelfall 
in der Zeitung ö  entlich bekannt gemacht, so dass stets alle 
Einwohner im Erzgebirgskreis über die mit der jeweiligen Wahl 
verbundenen Entscheidungen und Ergebnisse umfassend in-
formiert wurden.
Einschließlich aller Vorbereitungen der jeweiligen Wahl und 
der daran anschließenden Kostenabrechnung und Archivie-
rung der aufzubewahrenden Akten war das Wahlbüro re-
gelmäßig zwischen neun und zehn Monate mit jeder Wahl 
befasst. In dieser Zeit wurde das Wahlbüro mit jeweils zwei zu-
sätzlich befristet eingestellten Beschä  igten besetzt. Die dabei 
zusätzlich entstandenen Personalkosten wurden anteilig durch 
entsprechende Förderung der Agentur für Arbeit und weiterer 
Kostenersta  ung durch den Bund getragen. Ebenso wurden 
die bei jeder Wahl anfallenden Sachkosten für die ö  entlichen 
Bekanntmachungen, den – soweit erforderlich – anfallenden 
Druck und die Auslieferung der S  mmze  el und das für die Er-
füllung dieser Aufgabe erforderliche Büromaterial vom Bund 
annähernd vollständig erstattet.
Im Wahljahr 2009 betrug dabei die Zahl der Wahlberech  gten 
im Erzgebirgskreis in etwa 304.000 und im Wahljahr 2014 rund 
303.000 Personen. 
Da der Kreiswahlleiter bei den Bundestagswahlen in beiden 
Wahljahren über das Gebiet des Erzgebirgskreises hinaus für 
zwei Wahlkreise und damit für einige Kommunen in den Land-
kreisen Mi  elsachsen und Zwickau verantwortlich war, betrug 
die Anzahl der bei diesen Wahlen zu betreuenden Kommunen 
in etwa neunzig und die Zahl der Wahlberech  gten über eine 
halbe Millionen Personen.
1. Sitzung des Kreistages des Erzgebirgskreises am 18. September 2008 in Annaberg-Buchholz, Straße der Freundscha   11.
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1.3    Referat Kommunalaufsicht
Die Aufgaben der Kommunalaufsicht sind die Überwachung, 
Überprüfung und Sicherstellung der Rechtmäßigkeit des Han-
delns und der Beschlüsse der Kommunen einschließlich de-
ren Sondervermögen, Zweckverbände, Verwaltungsverbände 
und Verwaltungsgemeinscha  en des Erzgebirgskreises, die 
Anwendung kommunalaufsichtsrechtlicher Mi  el sowie die 
Genehmigung und Versagung genehmigungsp ich  ger Ange-
legenheiten. 
Nachfolgend einige Aufgabenschwerpunkte:
1.  Genehmigungen freiwilliger Gemeindezusammenschlüsse
Das Landratsamt ist in seiner Eigenscha   als Rechtsaufsichts-
behörde für die Genehmigung der Gebietsänderungen von 
kreisangehörigen Gemeinden gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. 
§ 112 Abs. 1 Sächsische Gemeindeordnung (SächsGemO) 
zuständig. Seit dem Inkra  treten der Verwaltungsvorschri  
des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über die 
Genehmigung von Gebietsänderungen von Gemeinden vom 
26. Oktober 2010 und den Grundsätzen für freiwillige Zu-
sammenschlüsse von Gemeinden im Freistaat Sachsen („Leit-
bild“) wurden die in der Tabelle unten aufgeführten Verfahren 
erfolgreich abgeschlossen.
Im Erzgebirgskreis gibt es zum 1. Januar 2014:
– 62 Städte und Gemeinden,
– 10 Verwaltungsgemeinscha  en mit 22 beteiligten Ge-
meinden,
– 1 Verwaltungsverband mit 3 beteiligten Gemeinden.
Im Freistaat Sachsen wird dem Grundsatz der Freiwilligkeit ge-
bietsstruktureller Neugliederung ein hoher Stellenwert beige-
messen. Die Rechtsaufsichtsbehörde setzt deshalb auf einen 
proak  ven, moderierenden Ansatz, der vor allem die frühzei-
 ge Unterstützung und Stärkung der kommunalen Entschei-
dungsträger vorsieht.
Leitbildgerecht ist bei gebietsstrukturellen Entwicklungen al-
lein die Bildung von Einheitsgemeinden. Für diese wird unter 
Zugrundelegung der Ergebnisse der 5. Regionalisierten Be-
völkerungsprognose des Sta  s  schen Landesamtes eine Min-
desteinwohnerzahl bezogen auf das Jahr 2025 angestrebt. Im 
ländlichen Raum sind dies mehr als 5.000 Einwohner und im 
Verdichtungsraum (unmi  elbar um das Oberzentrum Chem-
nitz) mehr als 8.000 Einwohner. 
Die Neubildung von Verwaltungsgemeinscha  en und Ver-
waltungsverbänden bzw. deren Erweiterung um weitere Mit-
gliedsgemeinden ist nicht mehr zulässig. Nur die Einheitsge-
meinde erö  net umfassende Handlungsräume und scha  t 
so die Möglichkeit für transparente, kostengüns  ge, rechtssi-
chere und schnelle Entscheidungen. Zuständigkeiten werden 
innerhalb eines Verwaltungsträgers vereinheitlicht und so in-
tegrierte Problemlösungen ermöglicht.
Die Bevölkerungsentwicklung im Landkreis gestaltete sich wie 
folgt: 1990: 459.644 Einwohner
 2000: 422.089 Einwohner
 2013: 353.073 Einwohner
Somit leben zum 31. Dezember 2013 fast ein Viertel weniger 
Menschen in den Städten und Gemeinden. Für das Jahr 2025 
wird ein weiterer Rückgang auf 300.234 Einwohner prognos  -
ziert. Auf Grund dieser demogra schen Entwicklung besteht in 
mehr als der Häl  e der Gemeinden des Erzgebirgskreises drin-
gender Handlungsbedarf, da die maßgeblichen Regelgrößen 
bereits jetzt schon nicht mehr erreicht sind bzw. perspek  visch 
unterschri  en werden. 
Die überwiegende Zahl der im Blickfeld des Leitbildes stehen-
den Gemeinden verhält sich jedoch abwartend. Gründe kön-
nen sein:
– mangelnder poli  scher Gestaltungswillen und fehlender 
Handlungsdruck im Freistaat Sachsen,
– ungenügende Anreize (sta   Gewährung echter staatlicher 
Mi  el erfolgte das Absenken und zukün  ige Auslaufen der 
pauschalen „Hochzeitsprämie“),
– stockende staatliche Unterstützung bei der Lösung individu-
eller Problemlagen (Überschuldung einzelner Gemeinden),
– unzureichende Sensibilisierung von Behörden und Ins  tu-
 onen (z. B. Fördermi  elgeber),
– Verkennen der tatsächlichen Finanzlage (z. B. Übergangs-
bes  mmungen im Zuge der DOPPIK-Einführung).
Gemeindezusammenschlüsse, Verfahren nach der GVO
lfd. Nr. betro  ene Städte und Gemeinden aufnehmende bzw. neue Stadt Zeitpunkt der Wirksamkeit
1. Waldkirchen/Erzgeb. Grünhainichen 01.03.2009
2. Venusberg Drebach 01.01.2010
3. Sosa Stadt Eibenstock 01.01.2011
4. Pobershau Große Kreisstadt Marienberg 01.01.2012
5. Stadt Zöblitz Große Kreisstadt Marienberg 31.12.2012
6. Bernsbach, Stadt Lauter/Sa. Stadt Lauter-Bernsbach 01.01.2013
7. Erlbach-Kirchberg Stadt Lugau/Erzgeb. 01.01.2013
8. Hormersdorf Stadt Zwönitz 01.01.2013
9. Stadt Lengefeld, Pockau Stadt Pockau-Lengefeld 01.01.2014
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Im Hinblick auf das Auslaufen des Solidarpaktes II im Jahr 2019 
wird dies sicher die Herausforderung für die am 25. Mai 2014 
neu zu wählenden Stadt- und Gemeinderäte sein. 
2. Prüfung gemeindlicher Rechtsakte durch die Rechtsaufsicht
Das typische Instrument gemeindlicher Rechtssetzung ist die 
Satzung. Über Satzungen können die Gemeinden ihre Selbst-
verwaltungsaufgaben regeln. Dieser Befugnis der Gemeinden, 
auf ihrem Gebiet eigenes Recht zu setzen, ist in den letzten 
2 bis 3 Jahren besondere Bedeutung zugekommen. Durch Ge-
meindeeingliederungen und -vereinigungen entstanden (und 
entstehen weiter) neue und größere gemeindliche Verwal-
tungsstrukturen, die neuer Rechtsakte bedürfen.
Nach § 4 Abs. 3 Satz 3 der Sächsischen Gemeindeordnung sind 
Satzungen durch die Gemeinden der Rechtsaufsicht unverzüg-
lich anzuzeigen. Die Rechtsaufsicht übt in diesem Fall das Refe-
rat Kommunalaufsicht aus. Im Berichtszeitraum bearbeitete es 
auf Grund dieser Anzeigen jedes Jahr ca. 200 anzeigep ich  ge 
Satzungen. Dabei liegt es der Rechtsaufsichtsbehörde fern, 
inhaltliche, insbesondere Zweckmäßigkeitserwägungen zu 
kün  igen oder aktuellen Satzungen vorzunehmen. Vielmehr 
beginnt mit der Anzeige ein Prüfungsverfahren, welches es 
der Rechtsaufsichtsbehörde ermöglicht, von ihrem Beanstan-
dungsrecht nach § 114 Sächsische Gemeindeordnung Ge-
brauch zu machen, wenn der Beschluss zur Satzung geltendes 
Recht verletzt. Die Gemeinde wird dann aufgefordert, den 
Fehler zu korrigieren. Eine solche Beanstandung wurde im 
Berichtszeitraum in vier Fällen gegenüber kreisangehörigen 
Gemeinden notwendig. Diese niedrige Beanstandungsquote 
konnte u. a. dadurch erreicht werden, dass ca. 100 Anfragen 
im Jahr bearbeitet werden, die von den Kommunen in Vorbe-
reitung gemeindlicher Rechtsakte gestellt werden. Diese Vor-
anfragen führen teilweise zu umfangreichen Prüfungen.
Neben den anzeigep ich  gen Satzungen der Gemeinde in 
Selbstverwaltungsangelegenheiten wurden im Berichtszeit-
raum jährlich bis zu 100 Haushalts- und Nachtragssatzungen 
bearbeitet, die der Vorlagep icht nach § 76 Abs. 2 Sächsische 
Gemeindeordnung unterliegen bzw. genehmigungsp ich  ge 
Teile enthalten. 
3. Umstellung auf das Neue Kommunale Haushalts- und 
Rechnungswesen (Doppik) in den kreisangehörigen Kom-
munen und Zweckverbänden
Das Referat Kommunalaufsicht begleitet die Umstellung der 
Kommunen, des Verwaltungsverbandes und der Zweckver-
bände auf die Doppik.
Frühstarter waren dabei mit Genehmigung des Sächsischen 
Staatsministeriums des Innern:
2007  Stadt Grünhain-Beierfeld, Gemeinde Zschorlau 
2008  Stadt Ehrenfriedersdorf
Danach haben in den angegebenen Jahren nachfolgende Kom-
munen und Verwaltungs- bzw. Zweckverbände auf die Doppik 
umgestellt:
2009  Verwaltungsverband Wildenstein
2011  Gemeinde Cro  endorf, Gemeinde Hohndorf, Stadt 
Kurort Oberwiesenthal, Gemeinde Schönheide, Stadt 
Schwarzenberg, Gemeinde Stützengrün 
 Abwasserzweckverband Oberes Pöhlbachtal, Trinkwas-
serzweckverband Mildenau/Streckewalde, Zweckver-
band Gewerbepark Hilmersdorf/Heinzebank
2012  Stadt Aue, Stadt Eibenstock, Gemeinde Erlbach-Kirch-
berg, Gemeinde Gelenau, Gemeinde Großolbersdorf, 
Stadt Johanngeorgenstadt, Stadt Lößnitz, Stadt Lugau, 
Gemeinde Neukirchen, Stadt Schneeberg, Gemeinde 
Sehmatal 
 Zweckverband Muldentalradweg
2013  Gemeinde Amtsberg, Stadt Annaberg-Buchholz, Ge-
meinde Auerbach, Gemeinde Bad Schlema, Gemeinde 
Bärenstein, Gemeinde Bockau, Gemeinde Börnichen, 
Gemeinde Borstendorf, Gemeinde Breitenbrunn, 
Gemeinde Burkhardtsdorf, Gemeinde Deutschneu-
dorf, Gemeinde Drebach, Stadt Elterlein, Stadt Geyer, 
Gemeinde Gornau, Gemeinde Gornsdorf, Gemein-
de Großrückerswalde, Gemeinde Grünhainichen, 
Gemeinde Heidersdorf, Gemeinde Jahnsdorf, Stadt 
Jöhstadt, Gemeinde Königswalde, Stadt Lauter-Berns-
bach, Stadt Marienberg, Gemeinde Mildenau, Ge-
meinde Niederdorf, Gemeinde Niederwürschnitz, 
Stadt Oelsnitz, Stadt Olbernhau, Gemeinde Pfa  roda, 
Gemeinde Raschau-Markersbach, Stadt Scheibenberg, 
Stadt Schle  au, Gemeinde Kurort Sei  en, Stadt Stoll-
berg, Gemeinde Tannenberg, Stadt Thalheim, Gemein-
de Thermalbad Wiesenbad, Stadt Thum, Stadt Wolken-
stein, Stadt Zschopau, Stadt Zwönitz
 Abwasserzweckverband Pockautal, Trinkwasserzweck-
verband Spiegelwald, Zweckverband Gewerbegebiet 
Ho  eld
Im Jahr 2015 wird die Stadt Pockau-Lengefeld auf die Doppik 
umstellen. Die bisherige Gemeinde Pockau und die
Stadt Lengefeld waren aufgrund der vorgesehenen 
Gemeindevereinigung zunächst von dieser P icht
freigestellt worden.
Die Begleitung der Kommunen sowie der Verwaltungs- und 
Zweckverbände bei der Einführung der Doppik erfolgte in 
Form von Beratungen und Erfahrungsaustauschen mit den 
Fachbediensteten für das Finanzwesen sowie der Klärung von 
einzelnen Sachverhalten und Problemfeldern. Das Referat 
Kommunalaufsicht wirkt dabei als Bindeglied zwischen der mi-
nisterialen und der kommunalen Ebene. 
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4. Haushaltskonsolidierung
Das Referat Kommunalaufsicht begleitet und überwacht die 
Kommunen bei der Haushaltskonsolidierung auf der Grund-
lage von Haushaltssicherungskonzepten (kameral) bzw. Haus-
haltsstrukturkonzepten (doppisch). Dabei sind die Haushaltssi-
tua  on sowie das Konsolidierungspotenzial der Kommunen zu 
analysieren. Durch besondere Berichtsp ichten und Au agen 
werden die Kommunen konsequent bei ihren Konsolidierungs-
bemühungen durch die Kommunalaufsicht begleitet. Dies be-
deutet einen hohen Zeitaufwand.
In den Jahren 2008 bis 2012 befanden sich jeweils acht bzw. 
neun Kommunen in der Haushaltskonsolidierung. Zwischen-
zeitlich konnten mehrere Kommunen aus der Haushaltskonsoli-
dierung entlassen werden. Ein gutes Bespiel dabei stellt die 
Stadt Geyer dar. Hier konnten alle Rückforderungen in Höhe 
von 3.975.000 EUR beglichen, die Al  ehlbeträge gedeckt und 
die Liquidität ohne die Inanspruchnahme von Kassenkrediten 
gesichert werden. Zudem hat sich die Freizeitbad An der Silber-
straße GmbH so stabilisiert, dass derzeit keine Zuschüsse der 
Stadt Geyer und des Landkreises zur Betreibung des Freizeit-
bades mehr erforderlich sind. 
Die Anzahl der Kommunen, die einer Haushaltskonsolidierung 
bedürfen, wird sich aller Voraussicht nach spätestens mit Aus-
laufen der Übergangsbes  mmungen bei der Einführung der 
Doppik (31. Dezember 2016) deutlich erhöhen.
5. Wirtscha  liche Beteiligung
Die Kommunalaufsicht prü   und beurteilt die Finanzver ech-
tungen der Kommune mit ihren Unternehmen unter Einbezie-
hung der dem Haushaltsplan beizufügenden Wirtscha  spläne 
mit Analyse und Beurteilung der Jahresabschlüsse kommuna-
ler Unternehmen und Eigenbetriebe, insbesondere hinsicht-
lich der wirtscha  lichen Lage und der Liquidität.
Zudem erfolgen die Prüfung und die Genehmigung von Rechts-
geschä  en bei Errichtung, Übernahme und Unterhaltung und 
wesentlicher Veränderung von kommunalen Unternehmen.
Die mit dem Gesetz zur Fortentwicklung des Kommunalrechts 
zum 1. Januar 2014 geänderten Vorschri  en sind für beste-
hende Unternehmen und Beteiligungen bis zum 31. Dezember 
2016 umzusetzen. Die Kommunalaufsicht wird diesen Prozess 
begleiten und die erforderlichen Genehmigungen erteilen. 
6. Widerspruchsverfahren 
Die Entwicklung der Bearbeitung der Widerspruchsverfahren 
von 2008 bis 2013 ist gekennzeichnet durch Gesetzesände-
rungen zur Zuständigkeit für dieses Verfahren. War das Land-
ratsamt noch 2007 für alle Widerspruchsverfahren der kreis-
angehörigen Gemeinden und der Zweckverbände zuständig, 
reduzierte sich diese zum 1. August 2008 auf die Zuständigkeit 
für die Gemeinden unter 5.000 Einwohner. Seit dem 11. Juli 
2009 erfolgt die Widerspruchsbearbeitung der Zweckverbände 
durch diese selbst. Die Bearbeitung der Widersprüche im Be-
reich der Weisungsaufgaben – hier ist die Zuständigkeit beim 
Landratsamt geblieben – erfolgt durch die Fachreferate und ist 
in folgender Übersicht nicht dargestellt:
Widerspruchsverfahren
Jahr 2008 2009 2010 2011 2012 2013
Verfahren 25 69 43 26 65 16
abgeschlossen 23 68 43 25 65 12
  zurückgewiesen 14 47 16 20 32   6
sta  gegeben   2   1   2   2   0   1
  zurück-
  genommen   7 20 25   3 33   5
Die Schwankungen in der Anzahl der Widerspruchsverfahren 
sind in den Ak  vitäten der Gemeinden (z. B. Straßenumbe-
nennung) begründet. Einzelne Verfahren sind ausgesetzt, um 
Rechtsprechung abzuwarten und somit den Aufwand für die 
Gemeinden und die Widerspruchsführer in einem angemesse-
nen Rahmen zu halten. Die rela  v hohe Anzahl der Rücknah-
men der Widersprüche hat seine Grundlage in den Erläuterun-
gen zum Einzelfall mit der Eingangsbestä  gung des Referates 
Kommunalaufsicht. 
Gegenstände von Widerspruchsverfahren sind u. a.:
– Abgaben und Beiträge nach dem Sächsischen Kommunal-
abgabengesetz,
– Stellplatzvergabe auf Märkten (Weihnachtsmärkte) nach 
Gewerbeordnung und Ortsrecht (Marktsatzungen),
– Sondernutzungen, Widmungsbeschränkungen und Stra-
ßenumbenennungen nach dem Sächsischen Straßengesetz,
– Kommunale Steuererhebungen (Grundsteuer, Grund-
steuererlass), 
– Steuerfestsetzungen nach dem Gewerbesteuergesetz,
– Vollzug Ortsrecht (Hundesteuer, Baumfällungen), 
– Übernahme der Teilnahmebeiträge für Kindertagesstä  en 
und die Kostenersta  ung der Träger untereinander,  
– Vollstreckungs-, Pfändungs- und Ersatzvornahmekosten 
nach dem Sächsischen Verwaltungsvollstreckungsgesetz,
– Feuerwehrkosten nach dem Sächsische Gesetz über den 
Brandschutz, Re  ungsdienst und Katastrophenschutz. 
7. Beschwerden/Dienstaufsichtsbeschwerden 
Die Bearbeitung von Beschwerden von Bürgern und Gemein-
deräten nimmt einen breiten Raum ein. Dabei werden die 
rechtlichen Maßgaben für Verwaltungsentscheidungen ge-
prü   und erläutert, als auch Lösungsvorschläge für eine zu-
kün  ige kon ik  reiere und rechtskonforme Zusammenarbeit 
unterbreitet. 
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Bei der Bearbeitung von Dienstaufsichtsbeschwerden gegen 
das persönliche Verhalten oder fachliche Entscheidungen der 
Bürgermeister von kreisangehörigen Gemeinden ist festzustel-
len, dass diese von der Inhaltsschwere und dem Umfang der 
einzelnen Anliegen erheblich zunehmen, auch wenn zahlen-
mäßig im Jahr 2013 ein Rückgang zu verzeichnen ist. 
Dienstaufsichtsbeschwerden nach Kalenderjahr
Jahr 2009 2010 2011 2012 2013
Anzahl 40 34 33 36 25
Gegenstände von Beschwerdeverfahren und Dienstaufsichts-
beschwerden sind u. a.:
– Sitzungsrecht bei Gemeinderatssitzungen (z. B. Wortent-
zug, Sitzungsunterlagen, Niederschri  en),
– Einhaltung wirtscha  licher Maßgaben (Vergaben, Veräu-
ßerungen),
– Auskun  sersuchen zu bes  mmten Sachverhalten,
– Vollzug von Gemeinderatsbeschlüssen,
– Verö  entlichungen im Amtsbla  ,
– Schneeberäumung/Sondernutzung Straßen.
Hier nicht enthalten sind die zahlreichen fachlichen Anfragen 




Die Übereignung eines Grundstücks im Beitri  sgebiet bedarf 
in bes  mmten Fällen der Genehmigung nach der Grundstücks-
verkehrsordnung (GVO). In dem Verfahren wird geprü  , ob für 
das Grundstück noch Rückübertragungsansprüche nach dem 
Vermögensgesetz geltend gemacht worden sind. In der folgen-
den Übersicht werden die durchgeführten Verfahren und die 
eingenommenen Verwaltungskosten dargestellt:
Verfahren nach der Grundstücksverkehrsordnung
Jahr  2008  2009  2010   2011   2012   2013
Genehmi-
gungen 868 1.786 1.822 1.909 1.919 1.805
Gebühren-
bescheide 793 1.764 1.769 1.988 1.988 1.845
Einnahmen 
(EUR) 29.025 70.154 69.103 76.249 74.569 75.258
Die Anzahl der Gebührenbescheide s  mmt nicht mit der An-
zahl der Genehmigungen überein, weil in einzelnen Fällen die 
Antragsteller gebührenbefreit sind (z. B. Gemeinden) oder 
mehrere Gebührenschuldner herangezogen werden.
Genehmigung nach Sächsischer Gemeindeordnung
Bis zum 31. Dezember 2013 bedur  en Grundstücksveräuße-
rungen und Veräußerungen grundstücksgleicher Rechte (z. B. 
Erbbaurecht) der Kommunen und Zweckverbände bis auf we-
nige Ausnahmen, die der Kommunalen Freistellungsverord-
nung unterlagen der Genehmigung durch die Rechtsaufsichts-
behörde. Hierfür wurden jährlich ca. 290 Genehmigungen 
erteilt. Für die Bestellung von Sicherheiten im Zuge der Veräu-
ßerung von Grundstücken wurden jährlich durchschni  lich 20 
Genehmigungen erteilt.
Nach Änderung der Sächsischen Gemeindeordnung durch das 
Gesetz zur Fortentwicklung des Kommunalrechts unterliegen 
seit dem 1. Januar 2014 nur noch Veräußerungen von Grund-
stücken oder grundstücksgleichen Rechten unter vollem Wert 
der Genehmigungsp icht durch das Landratsamt. Nunmehr 
kommt der Feststellung des vollen Wertes eine noch höhere 
Bedeutung zu. 
Bei der Bestellung von Sicherheiten haben sich keine Änderun-
gen an der Genehmigungsp icht ergeben.
9. Vorbereitung und Durchführung von Bürgermeisterbera-
tungen
Die gesamte Organisa  on und Durchführung der Bürgermeis-
terberatungen bis hin zur Erarbeitung der Niederschri   liegt 
im Aufgabengebiet des Referates Kommunalaufsicht. Seit dem 
Bestehen des Erzgebirgskreises wurden 17 Bürgermeisterkon-
ferenzen mit nachfolgenden Schwerpunkten durchgeführt:
6. Oktober 2008
– Vorstellung Referat Ländliche Entwicklung
– Info zu Kinderbetreuung in Kindertagesstä  en
– Struktur Landkreisverwaltung
2. Februar 2009
– Stand der Haushaltsplanung 2009
– Einheitliche Schülerbeförderung für den Erzgebirgskreis
– Stand zum Förderprogramm Kommunal-Kombi
– Zweckvereinbarung zwischen kreisangehörigen Städten 
und Gemeinden zur Übertragung von Aufgaben 
Verfahren nach der GVO
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10. September 2009
– Au  au des Medienpädagogischen Zentrums Erzgebirgs-
kreis
– Kinderschutz – Vorstellung des Projektes „Präven  ves Hil-
fesystem im Erzgebirgskreis“
– Erhöhung der Landeszuschüsse für die Kommunen im Be-
reich Kindertagesstä  en
– Fördermi  el im Bereich Brand- und Katastrophenschutz 
(Feuerwehr)
16. November 2009
– Eckwerte des Landkreishaushaltes 2010
– Informa  on zur Förderrichtlinie ländlicher Raum ILE/2007
– Informa  on zum Stand der Inanspruchnahme Kommunal-
Kombi
– Stand der Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie
15. März 2010
– Vorstellung des Maßnahmeprogrammes „Erzgebirge 2020“
– Informa  onen zur Reorganisa  on der Katastrophenschutz-
einheiten im Freistaat Sachsen
– Vorstellung des Abfallwirtscha  skonzeptes
– Informa  onen zu Konjukturpaket II
14. Juni 2010
– Umsetzung des Projektes „No  nsel“ im Erzgebirgskreis 
durch die Sparkasse Erzgebirge 
– Neuorganisa  on Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II)
– Abschließende Beratung zum Konzept „Feuerwehrtechni-
sches Zentrum für den Erzgebirgskreis“
– Eckpunkte zur Erarbeitung eines Haushaltssicherungskon-
zeptes für den Erzgebirgskreis
20. September 2010
– Projekt „Entwicklung der Des  na  on Erzgebirge“ und 
Standpunkt des Tourismusverband Erzgebirge (TVE) zur 
neuen Tourismusstrategie
– Antragstellung auf Zulassung als kommunaler Träger zur 
Neuorganisa  on der Grundsicherung für Arbeitssuchende 
nach dem SGB II
– Auswertung Augusthochwasser 2010
13. Dezember 2010
– Die Kleingartenlandscha   im Erzgebirgskreis
– Struktur und Aufgaben der Forstverwaltung im Freistaat 
Sachsen
– Vorstellung des neuen hauptamtlichen Kreisbrandmeis-
ters, Herrn Lutz Lorenz
– Prioritätenliste Förderung Feuerwehrwesen 
4. April 2011
– Polizei Sachsen 2020
– Öffentlich geförderte Beschäftigung nach dem SGB II
– Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepaketes im Erzge-
birgskreis
– Verfahren zur Gewährung der Inves   onspauschale
27. Juni 2011
– Vorstellung des Entwurfes der Kreisstraßenkonzep  on des 
Erzgebirgskreises
– Informa  on zum Stand der Vorbereitung der Abfallentsor-
gung im Erzgebirgskreis ab 2012
– Informa  on zu Archivangelegenheiten
28. September 2011
– Stand der Übernahme der Aufgaben als zugelassener kom-
munaler Träger (SGB II)
– Informa  on zu Schulsozialarbeit im Erzgebirgskreis
– Informa  on zur Abstufung/Rückübertragung von Straßen
6. Dezember 2011
– Informa  on zur Abfallwirtscha  s- und Gebührensatzung
– Schulnetzplanung für die allgemeinbildenden Schulen
– Rechtsanspruch auf einen Kinderkrippenplatz ab 2013
25. April 2012
– Vorstellung des neu gegründeten Landesamtes für Stra-
ßenbau und Verkehr
– Des  na  onsentwicklung Erzgebirge – Sachstand zur Neu-
ausrichtung TVE
– Genehmigungsfähigkeit von Windkra  anlagen
24. September 2012
– Informa  on zum Doppischen Haushaltsplan 2013/2014
– Ausführungen zur Situa  on auf den Bundes-, Staats- und 
Kreisstraßen
18. März 2013
– Erzgebirgssparkasse: Vorstellung Projekt „Unsere Kun-
densparkasse der Zukun  “
– Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie
– Bericht zum Arbeitsmarkt 2012
10. Juni 2013
– Regionalplanentwurf Region Chemnitz
– Vorstellung des Leistungsspektrums der Wirtscha  sförde-
rung Erzgebirge GmbH
– Neue Schwerbehindertenausweise ab 1. Januar 2014
– Notwendige Einbeziehung der Städte und Gemeinden bei 
der Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepaketes
2. Dezember 2013
– Erläuterung der Leerstandsproblema  k in den Kleingarten-
anlagen
– Aktueller Stand zum UNESCO Weltkulturerbe
– Aktueller Stand der Breitbandversorgung im Erzgebirgskreis
– Entwicklung der kommunalen Steuer- und Finanzkra   im 
Erzgebirgskreis
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Neben den allgemeinen, dem Referat Kommunalaufsicht ob-
liegenden Tä  gkeitsfeldern, wurden in der Wahlperiode noch 
einige Sonderaufgaben wahrgenommen, von denen in diesem 
Bericht die drei wich  gsten aufgegri  en worden sind.
10. Konjunkturpaket II
Aufgrund der Wirtscha  s- und Finanzkrise im Jahr 2008/2009 
wurde von Bund und Land ein Konjunkturprogramm aufgelegt. 
Dem Erzgebirgskreis wurde dabei ein Kon  ngent von 46 Mio. 
EUR zur Verfügung gestellt. Hiervon waren 29,9 Mio. EUR für 
Maßnahmen der Bildungsinfrastruktur sowie 16,1 Mio. EUR 
für Maßnahmen der sons  gen Infrastruktur einzusetzen. Die 
Au  eilung der Mi  el erfolgte im Verhältnis 40 % Landkreis und 
60 % Kommunen. Auf Wunsch des Kreisvorstandes des Sächsi-
schen Städte- und Gemeinetages wurde die Verteilung des ge-
meindlichen Anteils am Bewilligungskon  ngent entsprechend 
der Einwohnerzahl zum 30. Juni 2008 vorgenommen. Die Kom-
munen ha  en ihr jeweiliges Kon  ngent durch Maßnahmen zu 
untersetzen. Mit der Koordinierung wurde das Referat Kom-
munalaufsicht beau  ragt.  
11. Hochwasser 2010
Dem Referat Kommunalaufsicht wurde im Jahr 2010 die Koor-
dinierung des Augusthochwassers 2010 übertragen. Hierzu ge-
hörte u. a. die Erfassung der Schäden. Insgesamt wurden Schä-
den von 14,5 Mio. EUR gemeldet. Zu den Aufgaben gehörte 
auch die Bedarfsermi  lung für Soforthilfen, deren Verteilung 
sowie deren Verwendungsnachweisprüfung. Zudem war die 
Entgegennahme, Prüfung und Weiterreichung der Meldungen 
der Einzelmaßnahmen an die Landesdirek  on Chemnitz vorzu-
nehmen. Vom Hochwasser betro  en waren neben Unterneh-
men, Privaten, Vereinen 25 Kommunen des Erzgebirgskreises. 
12. Hochwasser 2013
Die Koordinierung des Junihochwassers 2013 wurde wiederum 
dem Referat Kommunalaufsicht übertragen.
Im Erzgebirgskreis wurden Soforthilfen an direkt betro  ene 
Einwohner (400 EUR je Erwachsener und 250 EUR je Kind) 
in Höhe von 192.550 EUR ausgezahlt. Soforthilfe an Unter-
nehmen (1.500 EUR je Unternehmen) wurden in Höhe von 
444.000 EUR ausgezahlt. Für beide Hilfearten wurden insge-
samt 133 Bescheide erlassen.
Der Erzgebirgskreis hat kommunale Soforthilfen in Höhe von 
2.500.000 EUR vom Freistaat erhalten. Davon erhielten 61 be-
tro  ene Städte und Gemeinden 2.000.000 EUR. Hierzu wurden 
88 Bescheide erlassen. Die übrigen 500.000 EUR wurden durch 
den Landkreis verwendet. Die Verwendungsnachweise der 
Kommunen und Zweckverbände sind bis zum 30. Juni 2014 zu 
prüfen und der Landesdirek  on Sachsen vorzulegen.
Im Rahmen der Erstschadenserfassung (Stand 1. Juli 2013) 
nach dem Hochwasserereignis wurden dem Landratsamt von 
den Städten und Gemeinden des Erzgebirgskreises Gesamt-
schäden in Höhe von 105 Mio. EUR und davon kommunale 
Schäden in Höhe von 86 Mio. EUR angezeigt. Hinzu kamen 
gemeldete Schäden des Landkreises in Höhe von 1 Mio. EUR.
Bis zum 31. Juli 2013 wurden 940 Einzelmaßnahmen mit einem 
Antragsvolumen von 110 Mio. EUR von 61 Kommunen und 
sieben Zweckverbänden an das Landratsamt gemeldet. Die 
Meldungen der Einzelmaßnahmen wurden in eine vorgegebe-
ne Datenbank eingetragen und innerhalb eines Monates ge-
prü  . Für jede Kommune bzw. jeden Zweckverband wurde je 
ein Maßnahmeplan erstellt. Mit diesen 68 Maßnahmeplänen 
ha  e der Landkreis mit Abstand die meisten Maßnahmepläne 
im Freistaat Sachsen aufzustellen. Im Nachgang dazu fand eine 
zweitägige Maßnahmeplankonferenz mit Vertretern des Wie-
derau  austabes der Sächsischen Staatskanzlei, der Förder-
stellen, der Ministerien und des Landratsamtes sta  , in dessen 
Ergebnis die Wiederau  aupläne durch den Wiederau  austab 
des Freistaates bestä  gt wurden. Mit den Wiederau  auplä-
nen wurden für die Kommunen und die Zweckverbände Bud-
gets in Höhe von insgesamt 103 Mio. EUR bestä  gt. Für den 
Landkreis wurden Budgets von 2,4 Mio. EUR bestä  gt.
20 Kommunen und ein Zweckverband haben im Rahmen des 
Anhörungsverfahrens zu den Wiederau  auplänen Stellung-
nahmen abgegeben. Das Landratsamt hat nochmals geprü   
und die Unterlagen bei der Stabsstelle „Koordinierung Wieder-
au  au Hochwasser 2013“ im Sächsischen Staatsministerium 
für Umwelt und Landwirtscha   eingereicht. Die Stabsstelle 
bewertete die Stellungnahmen abschließend und entschied 
über die Anpassung des Wiederau  auplanes bzw. über die 
Beibehaltung der bisherigen Entscheidung. Die Wiederau  au-
pläne enthalten nunmehr 897 Maßnahmen. Hierfür müssen 
die Kommunen und Zweckverbände bis zum 30. Juni 2015 Zu-
wendungsanträge stellen. Für jeden Antrag ist im Landratsamt 
eine Stellungnahme zu erarbeiten. Von Oktober bis Dezember 
2014 können entsprechend der Richtlinie Hochwasserschäden 
2013 die Wiederau  aupläne noch einmal überprü   werden. 
Die hierfür erforderlichen Meldungen der Kommunen und 
Zweckverbände muss das Landratsamt prüfen und dazu Stel-
lung nehmen. Die Änderungen der Wiederau  aupläne erfol-
gen durch die Stabsstelle Koordinierung Wiederau  au Hoch-
wasser 2013.
Für die Bewäl  gung des Junihochwassers 2013 wurden den 
Landratsämtern deutlich umfangreichere Aufgaben über-
tragen. Die Koordinierung dieser Aufgaben im Landkreis ein-
schließlich der Beantwortung von vielfäl  gen Anfragen aus 
den Kommunen, Zweckverbänden von Unternehmen, Verei-
nen und Privaten wird in einem Zeitraum von mehr als zwei 
Jahren mit einem hohen Zeitaufwand verbunden sein.
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1.4 Referat Rechnungsprüfung 
1.4.1  Grundlagen 
Wer über das Geld von Dri  en verfügt, muss über die ord-
nungsgemäße Verwendung dieser Mi  el Rechenscha   abge-
ben, Rechnung legen und wirksame Kontrollen durchführen. 
Die ö  entliche Finanzkontrolle  ndet damit nicht um ihrer 
Selbstwillen sta  ; sie dient der Sicherung eines sparsamen, ef-
fek  ven und e   zienten Umgangs der ö  entlichen Verwaltung 
mit den ihr anvertrauten Mi  eln. Die Prüfungen sind dadurch 
gekennzeichnet, dass unabhängige sachverständige Stellen im 
Wege der Finanzkontrolle durch die gutachterliche Stellung-
nahme die Haushaltsführung überprüfen. Die Sächsische Land-
kreisordnung schreibt den Landkreisen zwingend die Einrich-
tung eines eigenen Rechnungsprüfungsamtes vor. Im Übrigen 
gelten für das Prüfwesen in den Landkreisen die Vorschri  en 
der Sächsischen Gemeindeordnung. Im vierten Teil – Gemein-
dewirtscha   – bes  mmt die Sächsische Gemeindeordnung im 
4. Abschni   die Prüfaufgaben als Finanzkontrolle mit dem Ziel, 
dass einen ordnungsgemäßen und sorgfäl  gen Umgang aller 
Verantwortlichen mit den ihnen anvertrauten Finanzmi  eln zu 
gewährleisten4. Die darin geregelten P ichten und Befugnisse 
nimmt im Erzgebirgskreis das Referat Rechnungsprüfung als 
unabhängiges und weisungsfreies Amt wahr. Weiterführende 
spezi sche Regelungen hat der Kreistag am 26. Oktober 2009 
dazu mit der Rechnungsprüfungsordnung beschlossen. 
1.4.2 Aufgabenwahrnehmung 
Die Prüfung der jeweiligen Jahresrechnung des Landkreises als 
Ergebnis der Haushaltswirtscha   war im Berichtszeitraum eine 
vorrangige gesetzliche P ichtaufgabe der Rechnungsprüfung. 
Prüfgegenstand waren das gesamte gemeindewirtscha  liche 
Handeln von der einzelnen Sachentscheidung, deren Ausfüh-
rung und ordnungsgemäßer Buchung bis hin zur Ausweisung 
in der jeweiligen Jahresrechnung. Ergänzend dazu erfolgen 
jährliche Kassenprüfungen. Beginnend mit den vier Jahres-
rechnungen der Altlandkreise für den Zeitraum bis zur Kreis-
reform wurden dann die insgesamt fünf Jahresrechnungen des 
Erzgebirgskreises geprü  . Mit Umstellung auf das neue kom-
munale Haushalts- und Rechnungswesen legt der Landkreis 
ab 2013 mit seinem Jahresabschluss in Form einer Bilanz Re-
chenscha   ab. Gesetzlich vorgegeben sind auch Prüfaufgaben 
bei den Eigenbetrieben des Landkreises. Sie dienen zum einen 
der Vorbereitung der Beschlussfassung im Kreistag über den 
Jahresabschluss hinsichtlich der Finanz- und Leistungsbezie-
hungen zwischen dem Landkreis und den Eigenbetrieben, die-
sen untereinander und zum anderen der Analyse der betrieb-
lichen Wirtscha  sführung. Ähnliches gilt für die zu prüfenden 
Zweckverbände, an denen der Landkreis beteiligt ist. Beson-
deres Augenmerk gilt auch der Prüfung der Gesellscha  en an 
denen der Landkreis beteiligt ist. Auch bei den Eigenbetrieben 
und Zweckverbänden erfolgen die jährlichen Kassenprüfun-
gen.
Prüfungen im Zeitraum 2008 bis 2013
1)  Der Re  ungszweckverband Chemnitz-Erzgebirge entstand erst zum 1. Januar 
2013. Die Angaben zu sta  gefunden Prüfungen beziehen sich auf den Ret-
tungszweckverband Chemnitz/Stollberg.
2) Zum 1. August 2008 fusionierten der Regionale Planungsverband Chem-
nitz-Erzgebirge und der Regionale Planungsverband Südwestsachsen zum 
neuen Planungsverband.
3) Die durchgeführte Prüfung behandelte den Koopera  onsverbund EgroNet, in 
dem der Erzgebirgskreis über den Verkehrsverbund Mi  elsachsen Mitglied 
ist.
4) Vgl. Schmid in Quecke, o .a., Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen, 
Erich Schmidt Verlag, 37. Lfg., Rd.-Nr. 15 zu § 103 SächsGemO.
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Neben den vorgenannten jährlichen P ichtprüfungen obliegen 
der Rechnungsprüfung weitere gesetzlich vorgegebene Aufga-
ben. Beispielha   zu nennen sind laufende Prüfung der Kassen-
vorgänge, Ausschreibungen und Vergaben, Organisa  on und 
Wirtscha  lichkeit der Verwaltung sowie die Betä  gungen in 
kommunalen Unternehmen. Die prozentuale Au  eilung aller 
im Berichtszeitraum 2008 bis 2013 durchgeführten Prüfungen 
ergibt sich aus folgender Übersicht: 
 
Nachfolgend sind die in diesem Rahmen erfolgten Prüfungen 
in den einzelnen Jahren schwerpunktmäßig dargestellt:
2008 (1. August bis 31. Dezember 2008)
In diesem Prüfungszeitraum befand sich der Erzgebirgskreis 
in der Situa  on, dass die Verwaltung noch überwiegend nach 
dem Kreisrecht der Altlandkreise arbeitete, da noch keine 
neuen Regelungen erlassen waren. Die übernommenen Lan-
desaufgaben waren zu integrieren. Es wurde mit drei verschie-
denen Haushaltsplänen und teilweise in der vorläu gen Haus-
haltsführung gearbeitet. Das Landratsamt befand sich in einer 
personellen und strukturellen Neugliederung. Dies galt es, bei 
den Prüfungen zu berücksich  gen. 
Zudem waren auch  die Haushaltsüberleitungen aus den Alt-
kreisen zu prüfen. 
Im Rahmen der Betä  gungsprüfung wurden die haushalts-
rechtlichen und kommunalwirtscha  lichen Auswirkungen des 
Verkaufs der Geschä  santeile an der Sozialbetriebe Mi  leres 
Erzgebirge gGmbH untersucht. 
Aufgrund der für 2008 und 2009 noch bestehenden Verträge 
aus den Altlandkreisen erfolgte die örtliche Prüfung der Ge-
meinden Pfa  roda, Deutschneudorf, Großolbersdorf, Hei-
dersdorf, Oberwiesenthal, des Abwasserzweckverbandes 
Oberes Pöhlbachtal und des Trinkwasserzweckverbandes Mil-
denau-Streckewalde.
2009
Während im Vorjahr die Prüfung in Rücksicht auf die Zusam-
menführung der Verwaltungen und Integra  on der Landesauf-
gaben auf den P ichtbereich beschränkt wurden, begann die 
Rechnungsprüfung 2009 mit Au  au und Ablaufuntersuchun-
gen einzelner Verwaltungsprozesse, so in den Bereichen Ver-
mögensverwaltung, Vertragsmanagement und BSI1-Grund-
schutz. Bei der Verwaltung der Sozialhilfe wurden zudem die 
Ausgaben in den Bereichen Besta  ungskosten und Blindenhil-
fe untersucht.
Die laufende Prüfung der Ausschreibungen und Vergaben er-
folgte 2009 unter dem besonderen Gesichtspunkt der Maß-
nahmen nach dem Konjunkturpaketes II.
Bei den Beteiligungen des Landkreises wurden die Wirtscha  s-
führung der ehemaligen GIVV GmbH und die Rechtsverhältnis-
se im Krankenhausbereich geprü  .
2010
In Abs  mmung mit der Verwaltung wurde die Satzung des 
Erzgebirgskreises über die Entschädigung ehrenamtlicher Tä-
 gkeit untersucht. Ziel war es, die Prak  kabilität der Entschädi-
gungssatzung unter besonderer Würdigung des Umgangs mit 
den Frak  onsmi  eln nach einer gewissen zeitlichen Praxis zu 
analysieren.
Im Verwaltungsbereich erfolgte des Weiteren die Prüfung der 
Rechtmäßigkeit der Gewährung von ausgewählten Leistungen 
im Bereich der wirtscha  lichen Jugendhilfe. 
Ein weiterer Aufgabenschwerpunkt war im Berichtszeitraum 
die begonnene begleitende Prüfung des Umstellungsprozesses 
auf die Doppik in der Landkreisverwaltung.
Untersucht wurden auch die Haushalts- und Wirtscha  sfüh-
rung der Wirtscha  sförderung Erzgebirge GmbH und deren 
Aufgaben im Rahmen der Gesamtwirtscha  sförderung des 
Landkreises. 
Auf Grund der zu dieser Zeit laufenden Organisa  onsuntersu-
chungen des Sächsischen Rechnungshofes im Erzgebirgskreis 
führte das Rechnungsprüfungsamt in diesem Bereich keine ei-
genen Prüfungen durch.
2011
Im Verwaltungsbereich wurde die Arbeit des Beteiligungsma-
nagements untersucht. 
Weitere Prüfgebiete innerhalb der Kernverwaltung waren 
2011 u. a. die Verwendung der Zuschüsse zur Spor  örderung 
hinsichtlich der Umsetzung der Spor  örderrichtlinie des Erzge-
birgskreises und die Haushaltsführung im Referat Forst.
1)  Bundesamt für Sicherheit in der Informa  onstechnik.
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Im Berichtszeitraum wurde als Au  ragsprüfung die Mi  elver-
wendung im Koopera  onsverbund EgroNet untersucht. Dieser 
Verbund besteht aus Vertretern tschechischer, sächsischer 
und bayrischer Städte, Landkreise und Zweckverbände. Sein 
Ziel besteht darin, die schnellere und e   zientere Beförderung 
durch ein grenzüberschreitendes, regionalisiertes Euroregio-
nales Nahverkehrssystem in der EUREGIO EGRENSIS zu errei-
chen.
Im Rahmen der Prüfp icht bei den Beteiligungen des Landkrei-
ses wurde die Haushalts- und Wirtscha  sführung der Erzgebir-
gischen Theater- und Orchester GmbH untersucht.
2012
Ab 2012 ist der Landkreis mit seinem kommunalen Jobcenter 
Träger der Grundsicherung für Arbeitssuchende. Dies brachte 
auch für die Rechnungsprüfung neue Aufgaben. Die Abrech-
nung bereitgestellter Bundesmi  el im Zusammenhang mit der 
Errichtung des Jobcenters im Erzgebirgskreis gegenüber dem 
Bundesministerium konnte tes  ert werden. Schwerpunktmä-
ßig wurde im Jahr 2012 die Ordnungsmäßigkeit der Gewährung 
von Zuschüssen und Zuweisungen aus dem Landkreishaushalt 
untersucht. Es handelte sich dabei um solche Zuwendungen, 
für die der Erzgebirgskreis selbst Satzungs- bzw. Richtlinien-
kompetenz besitzt oder für deren Gewährung ein rela  v brei-
ter Ermessensspielraum vorhanden ist. 
Zudem wurde die Umsetzung der Dienstvereinbarung zur Re-
gelung der Arbeitszeit und Nutzung der elektronischen Zeiter-
fassung geprü  . Weiterhin wurden die Verwaltungsprozesse 
bei der Eingliederungshilfe behinderter Menschen mit dem 
Schwerpunkt heilpädagogischer Leistungen für Kinder und Ein-
richtungen und außerhalb von Einrichtungen geprü  .
Bei den Re  ungsdienstleistungen wurden in einer gesonder-
ten Prüfung die Ursachen und Folgen der Verzögerungen in 
den Abrechnungen untersucht. 
Beim Eigenbetrieb LSB wurde das Anlagevermögen der Fich-
telbergbahn im Zusammenhang mit dem Abschluss eines ge-
änderten Pachtvertrages zwischen dem Erzgebirgskreis und 
der SDG Sächsische Dampfeisenbahn Gesellscha   mbH unter-
sucht.
Es erfolgte zudem die technische Prü  egleitung der Erweite-
rung und Rekonstruk  on des Verwaltungsgebäudes Paulus-Je-
nisius-Straße 24 in Annaberg-Buchholz. Beim Re  ungszweck-
verband Chemnitz/Stollberg wurde eine gesonderte Prüfung 
der Inves   onsmaßnahme „Erweiterung der Integrierten Re-
gionalleitstelle am Standort Chemnitz“ durchgeführt
2013
Erstmals wurde die Jahresabschlussrechnung des Jobcenters 
als eine nach dem Gesetz besondere Einrichtung der Land-
kreisverwaltung geprü   und gegenüber dem Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales tes  ert. 
Ganz überwiegend war die Arbeit der Rechnungsprüfung im 
Jahr 2013 allerdings von der Umstellung des Haushalts- und 
Rechnungswesens des Landkreises auf die doppische Buchfüh-
rung geprägt. In enger Zusammenarbeit und Abs  mmung mit 
dem Referat Finanzen fanden erforderliche Weiterbildungen 
sta   und es wurde beratend bei der Erarbeitung der Rechts-
grundlagen sowie bei der Entscheidungs ndung zu organisa-
torischen Fragen mitgewirkt. Beratend wurde weiterhin der 
Prozess der Erstellung der Erö  nungsbilanz begleitet, welche 
2014 im Kreistag beschlossen werden soll.
1.4.3  Ausblick
In den letzten Jahren hat sich das Leitbild der Rechnungsprü-
fung gewandelt. Kernfunk  on der modernen kommunalen 
Rechnungsprüfung im Landkreis muss zunehmend die Unter-
stützung des Kreistages und der Verwaltungsspitze des Land-
kreises bei ihren Führungsaufgaben sein, wozu neben Planung 
und Steuerung auch die Überwachung gehört. 
In diesem Rahmen der Führungsunterstützung bei der Über-
wachungsp icht hat die kommunale Rechnungsprüfung zu 
prüfen, ob das kommunale Handeln ordnungsmäßig, wirt-
scha  lich und zweckmäßig ist. Das Wirtscha  lichkeitsgebot 
gilt aber nicht nur für die Verwaltung. Es gilt in gleicher Weise 
auch für die kommunale Rechnungsprüfung selbst, d. h. die 
kommunale Rechnungsprüfung muss durch ihre Prüfungs- und 
Beratungstä  gkeiten einen möglichst hohen Nutzen („Mehr-
wert“)1 für den Erzgebirgskreis erzielen. 
Die doppische Haushaltsführung und die dafür gescha  enen 
Rechtsgrundlagen bilden eine gute Voraussetzung, um den 
neuen Prüfanforderungen gerecht zu werden. Danach gilt für 
weite Bereiche der Grundsatz des risikoorien  erten Prüfansat-
zes, um tatsächlich die größten Risiken für unwirtscha  liches 
oder unzweckmäßiges Verwaltungshandeln zu erfassen. Ein-
zelfallprüfungen treten gegenüber Prozessanalysen und der 
Prüfung der internen  Kontrollsysteme innerhalb der einzelnen 
Verwaltungsbereiche in den Hintergrund. Die Beratungsfunk-
 on nimmt hinsichtlich der vorbeugenden Fehlervermeidung 
zu. Das Referat Rechnungsprüfung des Erzgebirgskreises hat 
sich diesen neuen Anforderungen gestellt.   
1)  Prof. Dr. Mar  n Richter; Leitbild einer modernen kommunalen Rechnungsprü-
fung, Potsdam 2013, erstellt für IDR – Ins  tut der Rechnungsprüfer.
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1.5 Integra  ons-/Au sländerbeau  ragter
1.5.1  Allgemeines
Ab Beginn der Wahlperiode konnte der Integra  ons-/Auslän-
derbeau  ragte Ak  vitäten aufnehmen, die von regionalen Ak-
teuren der Asyl- und Ausländerarbeit in der Vergangenheit be-
gonnen wurden. In der Region Aue/Schwarzenberg waren das 
insbesondere Ak  vitäten konzentriert im Bürgerhaus Aue, im 
Bereich des Altlandkreises Mi  lerer Erzgebirgskreis betraf das 
die Arbeit der Migra  onsberatung der Kirchlichen Erwerbslo-
senini  a  ve Zschopau (KEZ). Gemeinsam mit Migra  onsbera-
tungsstellen freier Träger und ehrenamtlichen Akteuren kam 
es im Jahr 2009 zur Gründung des „Netzwerkes Migra  on im 
Erzgebirgskreis“ unter Leitung des Integra  ons-/Ausländerbe-
au  ragten. Dies war eine wesentliche Voraussetzung zukünf-
 ger gemeinsamer Arbeit, da im Netzwerk regelmäßige Ar-
beitstre  en zur Planung gemeinsamer Ak  vitäten sta   anden 
und die Akteure hier ihre Erfahrungen austauschen konnten.
Arbeitsschwerpunkt über den gesamten Zeitraum war die 
Vermi  lung zwischen Ansprüchen und Vorstellungen von Asyl-
bewerbern und Geduldeten und den durch die Verwaltung zu 
vertretenden gesetzlichen Vorschri  en. Dabei ist es gut ge-
lungen, mögliche Ermessensspielräume in Zusammenarbeit 
mit der Ausländerbehörde im Interesse der Betro  enen aus-
zuschöpfen. Häu g trat dabei der Zwiespalt zwischen Lebens-
wirklichkeit und Gesetzeslage zu Tage.
Die Schließung von Gemeinscha  sunterkün  en in der ersten 
Phase der Tä  gkeit führte zu einer höheren Zahl dezentraler 
Unterbringung, was durch den Kreistagsbeschluss zu dieser 
Thema  k befördert wurde.
Auf dem Weg zu einer Willkommenskultur konnten nicht nur 
die Integra  onsbemühungen von Asylbewerbern, sondern 
auch die Wohnsitznahme außerhalb von Gemeinscha  sun-
terkün  en befördert werden. Dabei spielte auch die Einfüh-
rung von Bargeldzahlung sta   der üblichen Verp egungsgut-
scheine eine wesentliche Rolle. Die Arbeit des Integra  ons-/
Ausländerbeau  ragten betraf in diesem Zusammenhang im 
Wesentlichen die Akzeptanz bei Verwaltung und Asylsuchen-
den zu stärken.  Die mit der Bargeldzahlung erzielte Wirkung ist 
posi  v. Derzeit ist der Integra  ons-/Ausländerbeau  ragte bei 
der Erschließung von Gemeinscha  sunterkün  en angesichts 
steigender Zahlen von Flüchtlingen tätig.
1.5.2  Regelmäßige Ak  vitäten
1.5.2.1  Regelmäßige Sprechstunde 
Dienstags zwischen 16.00 Uhr und 18.00 Uhr bestand die Ge-
legenheit zu persönlichen Gesprächen mit dem Integra  ons-/ 
Ausländerbeau  ragten. Die Sprechstunde wurde unterschied-
lich in Anspruch genommen. Durchschni  lich lassen sich 4 
Personen beraten. Außerhalb der Sprechzeiten war der Inte-
gra  ons-/Ausländerbeau  ragte nach Vereinbarung auch in 
Zusammenarbeit mit dem Beschä  igten der Migra  onsbe-
ratungsstelle der KEZ telefonisch oder nach Vereinbarung er-
reichbar.
1.5.2.2  Integra  onskonzept 
Derzeit wird unter Einbeziehung des „Netzwerkes Migra  on“ 
und Kreisräten an einem Integra  onskonzept gearbeitet. Fünf 
Arbeitsgruppen erarbeiten konzep  onelle Vorschläge zu den 
Arbeitsthemen:
– Integra  onsziele,
– Beratung, Gesundheit und Wohnen,
– gesellscha  liche Teilhabe – Kultur, Sport Religion,
– Bildung und  Erwerbstä  gkeit,
– Flüchtlinge und Asylsuchende.
1.5.2.3  Vernetzung 
Unter Regie des Ausländerbeau  ragten des Sächsischen Land-
tages ist der Integra  ons-/Ausländerbeau  ragte  mit den ande-
ren kommunalen Ausländerbeau  ragten im Freistaat Sachsen 
vernetzt. Darüber hinaus  nden regelmäßige Arbeitstre  en 
mit den Akteuren im Bereich der Migra  onsarbeit im Freistaat 
Sachsen sta  .
1.5.2.4  Projek  age mit Schulklassen
Innerhalb des Berichtszeitraumes war der Integra  ons-/Aus-
länderbeau  ragte an 6 Projek  agen mit Schulklassen beteiligt. 
Hierbei wurde vor allem über die Situa  on von Flüchtlingen, 
Fluchtursachen und Perspek  ven informiert.
1.5.2.5 Öffentlichkeitsarbeit
Aus gegebenen Anlässen zu Schwerpunkten der Situa  on von 
Ausländern und Flüchtlingen konnte der Integra  ons-/Auslän-
derbeau  ragte in den Medien informieren. Ein Schwerpunkt 
lag bei der Herstellung einer Willkommenskultur und der Be-
stärkung der Ausländerfreundlichkeit im Landkreis.
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1.6  Gleichstellungsbeau  ragte
1.6.1  Allgemeines
1.6.1.1  Rechtliche Grundlagen
Ar  kel 3 Grundgesetz
(2) Männer und Frauen sind gleichberech  gt. Der Staat fördert 
die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberech  gung von 
Frauen und Männern und wirkt auf die Besei  gung bestehen-
der Nachteile hin.
(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstam-
mung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Her-
kun  , seines Glaubens, seiner religiösen oder poli  schen An-
schauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand 
darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.
Ar  kel 8 Sächsische Verfassung
Die Förderung der rechtlichen und tatsächlichen Gleichstel-
lung von Frauen und Männern ist Aufgabe des Landes.
§ 60 Absatz 2 Sächsische Landkreisordnung
Zur Verwirklichung des Grundrechts der Gleichstellung von 
Frau und Mann haben die Landkreise Gleichstellungsbeauf-
tragte zu bestellen. Sie sollen hauptamtlich tä  g sein. Das Nä-
here regelt die Hauptsatzung.
§ 7 Hauptsatzung des Erzgebirgskreises
(1) Zur Verwirklichung des Grundrechts der Gleichberech  gung 
von Mann und Frau bestellt der Kreistag eine(n) hauptamtli-
che(n) Gleichstellungsbeau  ragte(n).
(4) Die Beau  ragten sind in der Ausübung ihrer Tä  gkeit un-
abhängig und können an den Sitzungen des Kreistages und der 
für ihren Aufgabenbereich zuständigen Ausschüsse mit bera-
tender S  mme teilnehmen.
1.6.1.2  Handlungsfelder
Die Gleichstellungsbeau  ragte trägt zur tatsächlichen Verwirk-
lichung der Gleichstellung von Frauen und Männern bei und 
setzt damit den gesetzlichen Au  rag als Querschni  saufgabe 
in allen gesellscha  lichen Bereichen um. Sie wirkt bei Maßnah-
men im Landkreis mit, die die spezi schen Belange von Frau-
en berühren bzw. Auswirkungen auf die Gleichberech  gung 
von Frauen und Männern haben, auch unter dem Aspekt von 
„Gender Mainstreaming“.
1.6.1.3.  Aufgabenspektrum
Die Gleichstellungsbeau  ragte
– erarbeitet Informa  onsmaterial und führt Veranstaltungen 
zu gleichstellungs- und frauenrelevanten Belangen durch,
– informiert ö  entlich zu und über gleichstellungs- und frau-
enrelevante Angelegenheiten,
– ini  iert und unterstützt Frauenprojekte,
– hält Kontakte zu Frauenverbänden, -vereinen und -ini  a-
 ven, zu Familienzentren, Mehrgenera  onenhäusern, zu 
Ins  tu  onen, Unternehmen, zur Arbeitsagentur, zum Job-
center, zu schulischen und kirchlichen Einrichtungen, zu 
den anderen Beau  ragten der Region,
– gibt in Zusammenarbeit mit anderen Verwaltungsstellen 
und Einrichtungen Hilfe und Unterstützung bei Gleichstel-
lungsproblemen,
– geht Anfragen und Beschwerden nach und bietet Bera-
tungsgespräche für Einzelpersonen an,
– nimmt Anregungen im Zusammenhang mit Gleichstel-
lungsfragen auf,
– arbeitet mit den Gleichstellungsbeau  ragten in den Städ-
ten und Gemeinden des Landkreises und in der Landesdi-
rek  on zusammen.
1.6.2  Gleichstellungsarbeit im Erzgebirgskreis
1.6.2.1  Ausgangssitua  on
Bevölkerung am 31. Mai 2013
Insgesamt männlich weiblich
353.316 172.334 180.982
(Angaben: Sta  s  sches Landesamt des Freistaates Sachsen – Basis 
Zensus 2011) 
Frauen stellen mit 51 % den größeren Teil der Bevölkerung des 
Erzgebirgskreises. Sie haben aber im poli  schen, gesellscha  -
lichen und wirtscha  lichen Leben in unserer Region immer 
noch mit Benachteiligungen zu kämpfen.
Zum Erzgebirgskreis gehören 62 Kommunen. Sieben Kommu-
nen haben Bürgermeisterinnen, fünf hauptamtlich in Gornau, 
Stützengrün, Thermalbad Wiesenbad, davon zwei Oberbürger-
meisterinnen in den Großen Kreisstädten Annaberg-Buchholz 
und Schwarzenberg; zwei ehrenamtlich in Borstendorf und 
Gornsdorf.
Elf der 99 Kreistagsmitglieder sind Frauen (11,2 %).
Frauen arbeiten auch im Erzgebirgskreis vorrangig im Dienst-
leistungssektor (35,2 %) sowie in Handel und Versorgung, in 
sozialen, gesundheitlichen und erzieherischen Berufen. Das 
sind Branchen mit geringeren Entgeltzahlungen als in anderen 
Wirtscha  sbereichen der Industrie. Lediglich 9,2 % der Frauen 
arbeiten in unserer Region im produzierenden Gewerbe, 8,1 % 
sind selbständig und 1,2 % sind mithelfende Ehefrauen (An-
gaben: Sta  s  sches Landesamt des Freistaates Sachsen 2011).
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1.6.2.2  Gleichstellungsbeau  ragte 
Gemeinden mit eigener Verwaltung sollen Gleichstellungsbe-
au  ragte bestellen. Leider ist es so, dass der Kommunalpoli-
 k vor Ort o   der Blick auf die gleichberech  gte Teilhabe von 
Männern und Frauen bei der fortschri  lichen Gestaltung ihres 
Gemeinwesens fehlt. Mit Stand Oktober 2013 haben 19 Kom-
munen keine Gleichstellungsbeau  ragte bestellt.
1.6.2.3  Arbeitsschwerpunkte 2008 bis 2013 
anhand ausgewählter Beispiele
Mit dem Vollzug der Kreisreform am 1. August 2008 gab es 
noch drei hauptamtliche Gleichstellungsbeau  ragte aus den 
Altlandkreisen Annaberg, Mi  lerer Erzgebirgskreis und Stoll-
berg sowie eine am  erende Gleichstellungsbeau  ragte aus 
dem Altlandkreis Aue-Schwarzenberg. Bis zur Neubestellung 
durch den Kreistag des Erzgebirgskreises blieben sie für die je-
weilige Region noch in ihrer Funk  on, organisierten aber auch 
schon Veranstaltungen für den gesamten neuen Landkreis.
Schwerpunkt war die Au  aktveranstaltung zum Kennenlernen 
aller Partner in der Region zum Thema „Häusliche Gewalt“. 
Unter der Überschri   „Häusliche Gewalt im Erzgebirgskreis – 
vorbeugen – ansprechen – Hilfe geben“ fand am 1. Dezember 
eine Fachtagung sta  . Der Einladung folgten ca. 70 Fachleute 
von Polizei, Beratungs- und Kinderschutzeinrichtungen sowie 
der Kreisverwaltung. Ein Ergebnis des Tages war die Bildung 
eines Arbeitskreises, um Schwerpunkte, Lösungsansätze und 
Hilfsangebote für diesen sensiblen Bereich zu erarbeiten.
Auf der Grundlage des Kreistagsbeschlusses vom 2. April 2009 
bestellte Landrat Frank Vogel mit Wirkung vom 3. April 2009 
Gabriele Noack zur hauptamtlichen Gleichstellungsbeau  rag-
ten für Frau und Mann des Erzgebirgskreises. 
Höhepunkt der Gleichstellungsarbeit in diesem Jahr war die 
Vorbereitung und Durchführung der Landeskonferenz der 
kommunalen Gleichstellungsbeau  ragten Sachsens im Erzge-
birgskreis. Diese fand vom 11. bis 12. Juni in der höchstgelege-
nen Stadt Deutschlands, dem Kurort Oberwiesenthal, im Hotel 
„Fichtelberghaus“ sta  . Auf dem Dach des Erzgebirges, dem 
Fichtelberg, disku  erten 43 haupt- und ehrenamtliche Gleich-
stellungsbeau  ragte, ein Beau  ragter, zahlreiche Gäste und 
fünf Referen  nnen in großer Runde und in Workshops unter 
der Überschri   „Licht und Scha  en in der Gleichstellungsar-
beit“.
Begrüßung durch Landrat Frank Vogel.
Tagungsraum im Hotel „Fichtelberghaus“.
Ausführlich und unterhaltend stellte Landrat Frank Vogel in sei-
ner Begrüßungsrede den neuen Erzgebirgskreis in Wirtscha  , 
Kultur und Tourismus vor und unterstrich den Entwicklungs-
stand der Unternehmen mit Geschä  sführerinnen in der Re-
gion.
Die erste gemeinsame Informa  onsbörse der Gleichstellungs-
beau  ragten des Erzgebirgskreises und der Beau  ragten für 
Chancengleichheit am Arbeitsmarkt der Agentur für Arbeit An-
naberg-Buchholz fand am 20. Oktober 2010 in der Stadthalle 
Marienberg sta  . 
Unter dem Mo  o „Beruf, Familie und mehr – Infobörse für 
Frauen im Erzgebirgskreis“ konnten sich Frauen, Mädchen und 
interessierte Männer an 46 Informa  onsständen (auch außer-
halb der Kreisgrenzen, wie z. B. Ko-alpha aus Plauen und das 
Familienbüro Leipzig) ebenso bei informa  ven Vorträgen und 
Workshops sowie ansprechenden Angeboten umfassend über 
individuelle Möglichkeiten der Lebensplanung und Gestaltung 
in unserem Landkreis informieren. Die jüngsten Besucher wur-
den bei Basteln und Spielen separat vom MAXI e. V. Marienberg 
bestens betreut. Es war für alle Beteiligten ein Nachmi  ag des 
Kennenlernens, des Kommunizierens und des Beginns für eine 
kün  ige Vernetzungsarbeit in dem noch jungen Erzgebirgs-
kreis. 
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Blick in die Stadthalle Marienberg.
Auch wurde der Standort Marienberg bewusst gewählt, weil 
bisher in der Region kaum Gleichstellungsarbeit vor Ort geleis-
tet wurde. Hier besteht gegenüber den anderen Altlandkreisen 
ein großer Nachholbedarf hinsichtlich der prak  schen Umset-
zung der Gleichstellung von Frau und Mann als Querschni  s-
aufgabe im kommunalen Bereich.
Mit Fördergeldern des Freistaates Sachsens über die Richt-
linie zur Förderung der Chancengleichheit von Frau und 
Mann des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und 
Verbraucherschutz fand von August bis November 2011 ein 
Selbs  indungs- und Mo  va  onskurs für langzeitarbeitslose 
Frauen im Arbeitslosenzentrum Schwarzenberg sta  . In drei 
verschiedenen Modulen konnten die Teilnehmerinnen eine 
ganze Menge Wissen für ihren weiteren Lebensweg, auch für 
ihre beru iche Orien  erung, mitnehmen. 
Am Anfang gab es ein Persönlichkeitstraining zur Stabilisie-
rung des Selbstwertgefühls. Im zweiten Modul ging es um das 
Verstehen von englischen Redewendungen und Wörtern im 
deutschen Sprachgebrauch. Den Abschluss bildete das Modul: 
Prak  sche Tipps im Nähen zur Umgestaltung von gebrauchten 
Kleidungsstücken zu modischer Garderobe.
Diese Bildungsmaßnahme war für alle Teilnehmerinnen eine 
große Erfahrung und persönliche Bereicherung.
Au  akt zum Mo  va  onskurs. 
                              Foto: Arbeitslosenzentrum Schwarzenberg
Im September des Jahres wurde die Gleichstellungsbeau  rag-
te durch den Landrat Frank Vogel für vier Jahre zur stellvertre-
tenden Frauenbeau  ragten bestellt.
Auf Ini  a  ve des Deutschen Olympischen Sportbundes und 
mit Fördergeldern des Sächsischen Staatsministeriums für So-
ziales und Verbraucherschutz fand in Amtsberg am 14. April 
2012 der zweite FrauenSportTag der SG Di  ersdorf sta  . Der 
Tag stand unter dem Mo  o „Frauen  t fürs Ehrenamt und für 
den Alltag“. Neben den Angeboten des Breitensports für Frau-
en hielt Dipl.-Sportpädagogin Dr. Gudrun Paul vom Deutschen 
Turnerbund einen Vortrag zum Thema „Bewegt in Balance 
bleiben“. Hier lernten auch Kindergärtnerinnen, Physiothera-
peu  nnen, Sportlehrerinnen und Übungsleiter/-innen theore-
 sche und prak  sche Möglichkeiten kennen, um Frauen und 
Mädchen für ak  ve sportliche Betä  gung zu mo  vieren. Über 
40 Teilnehmerinnen und ein Mann nutzten das a  rak  ve An-
gebot. 
Prak  sche Beispiele demonstriert von Dr. Gudrun Paul. Foto: M. Stöhr




Vom 9. Oktober bis 8. November wurde eine Ausstellung zum 
Thema im Rathaus von Annaberg-Buchholz gezeigt. 
Ausstellungserö  nung Annaberger Rathaus.                   Foto: D. Oehme
Am 10. Oktober fand im Haus des Gastes „Erzhammer“ Anna-
berg-Buchholz im Beisein der Staatsministerin für Soziales und 
Verbraucherschutz, Chris  ne Clauß, ein Tag der Begegnungen 
mit allen Netzwerkpartner/-innen der Gleichstellungsbeauf-
tragten sta  . Über 40 Mitwirkende präsen  erten sich mit ihren 
Aufgabenschwerpunkten hinsichtlich Beratung, Hilfestellung 
und Unterstützung von Männern und Frauen im Erzgebirgs-
kreis zu den unterschiedlichsten Themenkomplexen. 
Erstes Netzwerktre  en 5 Jahre Gleichstellungsarbeit.
Hervorzuheben ist hier das Bundesmodellprojekt „Mehr Män-
ner in Kitas“, welches über den Paritä  schen Sachsen und der 
Volkssolidarität Westerzgebirge e. V. im Erzgebirgskreis ange-
siedelt war. Als Koopera  onspartnerin konnte die Gleichstel-
lungsbeau  ragte dem Projekt u. a. durch die Möglichkeit der 
Präsenta  on am Begegnungstag eine breit beachtete Pla  -
form bieten. Hauptaugenmerk lag dabei aus Sicht der Gleich-
stellungsarbeit darauf, das Berufsbild des Erziehers für die Öf-
fentlichkeit sichtbar, erlebbar und erstrebenswert zu machen. 
In Beratungsgesprächen und Fachveranstaltungen wurde eine 
Di  erenz zwischen Theorie und Praxis sichtbar. Einerseits gibt 
es im Landkreis sehr viele interessierte Männer gleich welchen 
Alters, die sich eine Arbeit mit Kindern wünschen bzw. vorstel-
len können. Andererseits zeigt das vorhandene Verständnis 
zum Berufsbild Erzieher sowohl seitens der Fachbereiche und 
Einrichtungen sowie der Aus- und Fortbildungskriterien noch 
einen weiten Handlungsbedarf in der Praxis. Hier hat aber 
das Modellprojekt in der Region Weichen gestellt und Wege 
aufgezeigt, die es jetzt gilt uneingeschränkt weiterzugehen. 
Chancengleichheit für Männern und Frauen im Erzgebirge ist 
erklärtes Ziel der Gleichstellungsarbeit. Das Bundesmodellpro-
jekt „Mehr Männer in Kitas“ hat anschaulich verdeutlicht, dass 
es in der heu  gen Zeit unumgänglich ist, di  erenziert, fundiert 
und engagiert die Anerkennung der gesellscha  lichen Stellung 
von Männern und Frauen in allen Bereichen zu forcieren und 
einzufordern. 
Tag der Begegnung: Rundgang Staatsministerin Chris  ne Clauß.
Tag der Begegnung: Modellprojekt Mehr Männer in Kitas.
Tag der Begegnung am 10. Oktober 2014.
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1.6.2.4  Durch den Freistaat Sachsen geförderte 
Gleichstellungsprojekte
Auf der Grundlage der Richtlinie des Sächsischen Staatsminis-
teriums für Soziales und Verbraucherschutz über die Gewäh-
rung von Zuwendungen zur Förderung der Chancengleichheit 
von Frau und Mann und zur Bekämpfung geschlechtsbezoge-
ner Gewalt wurden gefördert und durchgeführt:
2009
– Landeskonferenz der kommunalen Gleichstellungsbeauf-
tragten Sachsens im Erzgebirgskreis
– Druck der Flyer „Gleichstellungsarbeit als feste Größe im 
gesellscha  lichen Leben des Erzgebirgskreises“
– vier Theaterau  ührungen des Armen Theaters Chemnitz 
anlässlich des Interna  onalen Tages „NEIN – zu Gewalt an 
Frauen“ 
2010
– fünf Buchlesungen mit der Schri  stellerin Bruni Adler an-
lässlich 65 Jahre Ende des 2. Weltkrieges 
– erste gemeinsame Informa  onsbörse für Frauen und Mäd-
chen der Gleichstellungsbeau  ragten des Landratsamtes 
und der Beau  ragten für Chancengleichheit am Arbeits-
markt der Agentur für Arbeit Annaberg-Buchholz in Mari-
enberg 
– Druck der Broschüren „Übersicht zur Gleichstellungsarbeit 
im Erzgebirgskreis sowie Vereins- und Beratungsangebote 
in der Region“
2011
– Selbs  indungs- und Mo  va  onskurs für langzeitarbeitslo-
se Frauen in Schwarzenberg 
– Informa  onsbörse für Frauen „100 Jahre Frauentag“ in 
Aue
– „Wir bringen Frauen in Bewegung“ FrauenSportTag in Stoll-
berg
– Notrufnummernkarten und Karten mit Hilfs- und Bera-
tungsstellen im Erzgebirgskreis bei häuslicher Gewalt und 
in Notsitua  onen
2012
– Vortrag und Lesung mit Prof. Dr. Luise F. Pusch aus Han-
nover zum Interna  onalen Frauentag unter dem Titel „Wir 
sprechen eine Männersprache“ im Annaberger Rathaus; 
Veranstaltung mit der Gleichstellungsbeau  ragten der 
Großen Kreisstadt 
– Ak  vität zum Boys‘ Day in Schwarzenberg mit dem Projekt 
„Mehr Männer Kitas“ bei der Volkssolidarität Westerzge-
birge e. V.
– FrauenSportTage „Fit und Gemeinsam“ in Amtsberg und 
Thalheim
– erster Infotag für Männer und Frauen unter dem Mo  o 
„Beruf – Familie – Ehrenamt“ in Stollberg
– Ausstellungen in Annaberg-Buchholz und Stollberg zum 
Thema häusliche Gewalt
2013
– FrauenSportTage in Amtsberg und Annaberg-Buchholz
– Neuau age der Flyer zur Gleichstellungsarbeit 
– zwei Veranstaltung mit Frauenpower und Frauenmut an-
lässlich 250 Jahre Kellers Witwe – Druckerei u. Buchhand-
lung Stollberg; die älteste Buchhandlung Mi  eldeutsch-
lands wurde von Frauen über die Jahrhunderte erhalten.
– Ausstellung und Tag der Begegnung anlässlich fünf Jahre 
Gleichstellungsarbeit im Erzgebirgskreis
1.6.3  Zusammenfassung
Die Beispiele der Jahre 2008 bis 2013 sind jeweils nur ein Teil 
der Gleichstellungsarbeit im Erzgebirgskreis. Die Vielfäl  gkeit 
der Arbeit erstreckt sich auf alle gesellscha  lichen Bereiche 
und Lebenslagen. Dementsprechend kommt es zu den unter-
schiedlichsten Aufgabenstellungen. 
Gleichstellungsarbeit erstreckt sich aber auch auf die Mitar-
beit in Gremien, Beiräten und Ausschüssen. So ist die Gleich-
stellungsbeau  ragte beratendes Mitglied im Jugendhilfeaus-
schuss des Erzgebirgskreises, s  mmberech  gtes Mitglied im 
Begleitausschuss „Sozial genial“ der Stadt Schwarzenberg 
(vormals STÄRKEN vor Ort). Bis 2011 gab es auch einen kreis-
bezogenen Begleitausschuss STÄRKEN vor Ort, in welchem 
die Gleichstellungsbeau  ragte integriert war. Sie arbeitet im 
Bündnis für Familie Annaberg mit und war Koopera  onspart-
nerin des Bundesmodellprojekts „Mehr Männer in Kitas“. Ge-
meinsam mit der Interven  ons- und Koordinierungsstelle zur 
Bekämpfung häuslicher Gewalt und Stalking Chemnitz wurde 
2011 der Arbeitskreis „Häusliche Gewalt und Stalking im Erz-
gebirgskreis“ gebildet.
Ein wich  ger Bestandteil der Arbeit ist die Unterstützung, 
Beratung und Befürwortung gleichstellungs- und frauenrele-
vanter Projekte der Vereine und Ini  a  ven in der Region. Ein 
weiterer Baustein zur Umsetzung der Gleichstellung im Erz-
gebirgskreis ist die kon  nuierliche Zusammenarbeit mit den 
kommunalen Gleichstellungsbeau  ragten. Hier ist die kreis-
liche Gleichstellungsbeau  ragte Mi  lerin zwischen der Lan-
desdirek  on Sachsen und den Beau  ragten vor Ort. Jährlich 
 nden acht Dienstberatungen mit Erfahrungsaustausch sta  . 
Auch gibt es gemeinsame Ak  onen, wie zum Beispiel die Orga-
nisa  onen und Durchführung von verschiedenen Ausstellun-
gen mit der Gleichstellungsbeau  ragten der Großen Kreisstadt 
Annaberg-Buchholz. 
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Verwaltungsintern obliegt der Gleichstellungsbeau  ragten 
auch die Beschwerdestelle nach § 13 Allgemeines Gleichbe-
handlungsgesetz. Hier gab es bisher drei Anfragen, die an die 
Dienstellenleitung weitergeleitet wurden. 
1.7  Senioren- und 
Behindertenbeau  ragte
1.7.1  Gesetzliche Grundlagen
Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderung  
Im Dezember 2006 hat die Generalversammlung der Vereinten 
Na  onen (UN) das Übereinkommen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderung verabschiedet. Ziel der UN-Konven  on 
ist es, ihnen die Teilhabe an allen gesellscha  lichen Prozessen 
zu garan  eren. Mit der Ra   zierung der UN-Behinderten-
rechtskonven  on im März 2009 ist diese zum übergeordneten 
deutschen Recht geworden und Bund und Länder sind damit 
dazu verp ichtet, sie zu berücksich  gen und umzusetzen.
Grundgesetz Ar  kel 3, Absatz 3 Satz 2 Grundgesetz
Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.
Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, § 1
Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Gründen der Ras-
se oder wegen der ethnischen Herkun  , des Geschlechts, der 
Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Iden  tät zu verhindern oder zu besei  gen.
Behindertengleichstellungsgesetz, §1
Ziel dieses Gesetzes ist es, die Benachteiligung von behin-
derten Menschen zu besei  gen und zu verhindern sowie die 
gleichberech  gte Teilhabe von behinderten Menschen am Le-
ben in der Gesellscha   zu gewährleisten und ihnen eine selbst-
bes  mmte Lebensführung zu ermöglichen. Dabei wird beson-
deren Bedürfnissen Rechnung getragen.
Sächsische Verfassung, Ar  kel 7
Das Land bekennt sich zur Verp ichtung der Gemeinscha  , 
alte und behinderte Menschen zu unterstützen und auf die 
Gleichwer  gkeit ihrer Lebensbedingungen hinzuwirken.
Gesetz zur Verbesserung des selbstbes  mmten Handelns von 
Menschen mit Behinderungen im Freistaat Sachsen 
Ziel des Gesetzes ist es, die Benachteiligung von Menschen 
mit Behinderungen zu besei  gen und zu verhindern sowie die 
gleichberech  gte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen 
am Leben in der Gesellscha   zu gewährleisten und ihnen eine 
selbstbes  mmte Lebensführung zu ermöglichen (Integra  on).
Sächsische Bauordnung, § 50 Barrierefreies Bauen
Hauptsatzung des Erzgebirgskreises, § 7
(2) Für die Vertretung der Belange von Menschen mit Behin-
derung und der Interessen der älteren Mitbürgerinnen und 
Mitbürger des Erzgebirgskreises bestellt der Kreistag eine(n) 
hauptamtliche(n) Senioren- und Behindertenbeau  ragte(n). 
Der/die Senioren- und Behindertenbeau  ragte ist jeweils Mit-
glied und führt zugleich den Vorsitz im Beirat. für Senioren und 
im Beirat für Menschen mit Behinderung.
(4) Die Beau  ragten sind in der Ausübung ihrer Tä  gkeit un-
abhängig und können an den Sitzungen des Kreistages und der 
für ihren Aufgabenbereich zuständigen Ausschüsse mit bera-
tender S  mme teilnehmen.
1.7.2 Erzgebirgskreis 
Landrat Frank Vogel bestellte auf der Grundlage des  Kreis-
tagsbeschlusses vom 2. April 2009 Helga Di  rich mit Wirkung 
vom 3. April 2009 zur hauptamtlichen Senioren- und Behin-
dertenbeau  ragten. Die Beau  ragte vertri   die Belange von 
Menschen mit Behinderungen und die Interessen der älteren 
Bürger des Erzgebirgskreises bei der Planung und Realisierung 
kommunaler Vorhaben mit dem Ziel der Umsetzung und Ver-
wirklichung einer umfassenden Teilhabe und Selbstbes  m-
mung von Menschen mit Behinderungen und älteren Men-
schen am gesellscha  lichen Leben.
Die Beau  ragte
– berät den Landrat, den Kreistag und dessen Ausschüsse 
entsprechend ihrer Handlungsfelder,
– ist Ansprechpartnerin, berät in schwierigen Lebenslagen, 
vermi  elt Hilfen und Kontakte zu entsprechenden Behör-
den, Einrichtungen und Vereinen,
– fördert die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonven-
 on,
– nimmt insbesondere Ein uss auf die Scha  ung einer barri-
erefreien Umwelt und integra  ver Angebote,
– nimmt Hinweise zur Verbesserung der Situa  on älterer 
Menschen sowie Menschen mit Behinderungen entgegen 
und setzt sich für deren Realisierung ein und
– führt Sprechstunden an 4 Standorten durch.
Die Beiräte
Auf der Grundlage des Kreistagsbeschlusses vom 2. April 2009 
trafen sich der Beirat für Senioren und der Beirat für Menschen 
mit Behinderung am 11. Mai 2009 zur ihrer gemeinsamen 
kons  tuierenden Sitzung. Die Senioren- und Behindertenbe-
au  ragte führt den Vorsitz. Die Beiräte beraten den Landrat, 
den Kreistag und dessen Ausschüsse. Sie haben sich die Ein-
schätzung der Lebenssitua  on von Seniorinnen und Senioren 
und Menschen mit Behinderungen im Erzgebirgskreis zum Ziel 
gesetzt.
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Die Vorbereitung eines 1. Begegnungstages für Menschen mit 
und ohne Behinderung prägte dieses Jahr. Helga Di  rich wand-
te sich im Rahmen einer Umfrage an die Organisa  onen der 
Behindertenarbeit und an Menschen mit Behinderungen im 
Erzgebirgskreis und unterbreitete den Vorschlag für die Gestal-
tung eines Begegnungstages im Jahr 2013. Die Mehrzahl der 
Befragten sprach sich für diese Veranstaltung aus. 
Helga Di  rich wurde in den  Sächsischen Landesbeirat für die 
Belange von Menschen mit Behinderungen berufen.
2013 
Das Landratsamt Erzgebirgskreis 
und der Beirat für Menschen mit 
Behinderung des Erzgebirgskreises 
ha  en am 8. Juni zum 1. Begeg-
nungstag für Menschen mit und 
ohne Behinderung im Erzgebirgs-
kreis in die Eurofoam arena Burk-
hardtsdorf eingeladen. 
Rund 750 Besucher und Teilnehmer fanden den Weg nach 
Burkhardtsdorf. 35 Verbände, Vereine und Organisa  onen 
waren beteiligt. „Mi  en im Leben” lautete das Mo  o dieses 
Tages, an dem sich Menschen mit Behinderungen als Experten 
in eigener Sache präsen  erten. Ziel war es, Berührungsängste 
abzubauen und den Umgang miteinander zu erlernen.
Die Eurofoam arena ist barrierefrei zugänglich. Gebärden-
sprachdolmetscher und Schri  dolmetscher standen zur Ver-
fügung, so konnte auch gehörlosen und schwerhörigen Men-
schen die Teilnahme ermöglicht werden. Zahlreiche Helfer 
vom Verein „Freiwillig im Erzgebirge“ e. V. und dem Mehrgene-
ra  onenhaus Annaberg-Buchholz standen zur Verfügung.
Der Begegnungstag wurde durch den Landkreis des Freistaa-
tes Sachsen und 15 kreisangehörigen Kommunen  nanziert. 
Die Eurofoam arena wurde kostenlos von der Gemeinde Burk-
hardtsdorf zur Nutzung zur Verfügung gestellt.
Ein Filmbeitrag des Regionalfernsehens, anzuschauen unter 
dem Bu  on „ERZ auf Sendung“ auf der Homepage des Erzge-
birgskreises, gibt Eindrücke vom Geschehen an diesem Tag und 
verdeutlicht das Anliegen der Veranstaltung sehr anschaulich.
Grußwortes des Landrates: Begegnungstag am 8. Juni 2013.
Sprechstunde in Annaberg-Buchholz.
2010
Die Koopera  on mit den Organisa  onen der Behinderten- und 
Seniorenarbeit sowie allen Gremien des Erzgebirgskreises ist 
eine der Zielstellungen der Beau  ragten. 
Daraus ergeben sich die Zusammenarbeit mit der Gleichstel-
lungsbeau  ragten des Erzgebirgskreises und die Teilnahme 
der Senioren- und Behindertenbeau  ragten an den Zusam-
menkün  en der kommunalen Gleichstellungsbeau  ragten 
des Erzgebirgskreises. An der ersten Informa  onsbörse der 
Gleichstellungsbeau  ragten des  Erzgebirgskreises haben auch 
Vereine der Behinderten- und Seniorenarbeit teilgenommen.
2011
Der Beau  ragte der Sächsischen Staatsregierung für die Belan-
ge von Menschen mit Behinderung, Stephan Pöhler, weilte im 
September 2011 zu einem regionalen Sprechtag im Erzgebirgs-
kreis. Zusammen mit der Senioren- und Behindertenbeauf-
tragten, dem Beirat für Menschen mit Behinderung, Vereinen 
und Verbänden und Vertretern der Landkreisverwaltung wur-
de über Ziele, Erreichtes und Problemen in der Behinderten-
poli  k im Erzgebirgskreis disku  ert. Ein Thema war u. a. die 
bessere Integra  on von Menschen mit Behinderungen im Frei-
staat Sachsen durch Vernetzung der Beau  ragtenarbeit auf 
kommunaler und Landesebene.
2012
Die erste Gesprächsrunde mit Mitgliedern des Seniorenbeira-
tes des Erzgebirgskreises sowie Mitgliedern der Seniorenbeirä-
te der Städte Annaberg-Buchholz, Ehrenfriedersdorf und Thum 
sowie Gästen fand im Mai im Haus Louise O  o Peters in An-
naberg-Buchholz sta  . Ziele waren, einander kennenzulernen 
und Erfahrungen auszutauschen. Der Verein Scheibenberger 
Netz stellte das Projekt „Ak  vgruppe Regenbogen“, welches 
2011 mit dem Sächsischen Altenhilfepreis ausgezeichnet wur-
de, vor. Ehrenamtliche Mitarbeiter begleiten Menschen mit 
Demenz und entlasten p egende Angehörige. Mitglieder des 
Vereins berichteten wie es über ein Bundesmodellprojekt zur 
Vereinsgründung kam. Wertvolle Hinweise für den Au  au 
und die Durchsetzung einer Projek  dee bereicherten die Ge-
sprächsrunde. 
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5 Jahre UN-Behindertenrechtskonven  on
Am 26. März 2009 ist in Deutschland die UN-Konven  on über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen (BRK), ein Über-
einkommen der Vereinten Na  onen, in Kra   getreten. Darin 
werden Menschenrechte für die Lebenssitua  on von Men-
schen mit Behinderungen konkre  siert. 
Ziele der UN-Behindertenrechtskonven  on:
– Chancen von Menschen mit Behinderungen zu fördern,
– Menschen mit Behinderungen sollen im vollen Umfang an 
der Gesellscha   teilhaben und dabei soll Autonomie und 
Unabhängigkeit gewahrt werden,
– nicht die Scha  ung neuer Menschenrechte, sondern die 
Weiterentwicklung und Anpassung, zugeschni  en auf 
Menschen mit Behinderung.
Die Betro  enen haben nicht die Aufgabe, ihre Bedürfnisse an 
gesellscha  liche Notwendigkeiten anzupassen, sondern die 
Gesellscha   hat die Aufgabe, sich auf die Bedürfnisse der Be-
tro  enen einzustellen. Ein wich  ger Teilbereich der BRK ist die 
Barrierefreiheit vor allem von ö  entlichen Bauten. Die Beauf-
tragte unterstützte daher insbesondere ö  entliche Bauherren 
mit entsprechenden Hinweisen. So hat der Erzgebirgskreis bei 
der Erweiterung und Rekonstruk  on des Verwaltungsgebäu-
des am Standort Paulus-Jenisius-Straße 24 in Annaberg-Buch-
holz die Barrierefreiheit unter Einbeziehung der Senioren- und 
Behindertenbeau  ragten weitreichend berücksich  gt. Der Ge-
bäudekomplex, der aus Altbau und Neubau besteht, ist eben-
erdig im Erdgeschoss erreichbar. Im 1. und 2. Obergeschoss 
sind Alt- und Neubau durch einen geschlossenen Übergang 
verbunden. Diese sind jeweils durch einen Aufzug erreichbar 
und es stehen drei barrierefreie WCs zur Verfügung. Damit 
ist das komple  e Gebäude für Rollstuhlfahrer barrierefrei er-
schlossen. 
Im Gebäudekomplex be nden sich drei publikumsrelevante 
Bereiche:
– der zentrale Service-Bereich mit Empfangstresen im Erdge-
schoss des Neubaus,
– ein Konferenzsaal im Erdgeschoss des Neubaus,
– die Kra  fahrzeug-Zulassungsstelle und die Fahrerlaubnis-
behörde im 2. Obergeschoss des Altbaus.
Diese Bereiche sind barrierefrei nach dem Zwei-Sinne-Prinzip 
ausgesta  et. Die Alarmierung im Gefahrenfall erfolgt in den 
publikumsrelevanten Bereichen akus  sch und op  sch. Es sind 
fes  nstallierte Hörschleifen im Bereich Kreiskasse (gemein-
samer Wartebereich für Kra  fahrzeug-Zulassungsstelle und 
Fahrerlaubnisbehörde) und im Konferenzsaal vorhanden. Für 
Besucher mit einer Hörbehinderung ist der Empfangstresen im 
Erdgeschoss des Neubaus mit Ringschleifen bzw. mobile Hör-
schleifen (Sound Shu  le) ausgesta  et. Es wurde auf ein tak  -
les Leitsystem geachtet.
1.8  Personalvertretungen 
1.8.1  Zusammensetzung und Aufgaben
Die Vertretung der Beschä  igten des Erzgebirgskreises gegen-
über der Dienststellenleitung erfolgt durch den Personalrat. Er 
wirkt unter anderem bei personellen Einzelmaßnahmen (z. B. 
Eingruppierungen, Einstellungen), aber auch bei Angelegen-
heiten, die die Beschä  igten in besonderer Weise berühren 
(z. B. Regelungen zur Lage der Arbeitszeit, Überstunden) mit. 
Gesetzliche Grundlage bildet das Sächsische Personalvertre-
tungsgesetz. Hauptaufgabe besteht darin, darüber zu wachen, 
dass die zugunsten der Beschä  igten geltenden Gesetze, Ver-
ordnungen, Tarifverträge, Dienstvereinbarungen und Verwal-
tungsanordnungen eingehalten und durchgeführt werden. 
Mit der Kreisreform am 1. August 2008 nahmen die Mitglieder 
der Personalräte der Altlandkreise sowie die Personalräte, die 
beim Freistaat Sachsen beschä  igt waren, ihre Aufgaben im 
Rahmen eines Übergangspersonalrates wahr. 
In der Zeit ab dem 1. August 2008 bis 30. November 2008 war 
für die Belange des Personalrates der Übergangspersonalrat, 
bestehend aus insgesamt 53 Mitgliedern der vier Altlandkreise 
bzw. der Landesbediensteten, zuständig. Der Übergangsperso-
nalrat setzte sich zusammen aus 5 Vertretern der Gruppe der 
Beamten, 7 Vertreter der Gruppe der Arbeiter und 41 Vertreter 
der Angestellten und führte in dieser Zeit 8 Sitzungen durch. 
Weiterhin wurden für die Beratungen 5 Gleichstellungs- und 
Frauenbeau  ragte, 4 Personen der Schwerbehindertenvertre-
tung und 4 Vertreter der Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung eingeladen.
Ab dem 1. Dezember 2008 begann die Wahlperiode des neu 
gewählten Personalrates. Dieser war für alle Beschä  igten des 
am 1. August 2008 gebildeten Erzgebirgskreis zuständig und 
bestand aus insgesamt 15 Mitgliedern. Sie setzten sich zu-
sammen aus 2 Beamten-, 10 Angestellten- und 3 Arbeiterver-
tretern. In der bis Mai 2011 dauernden Wahlperiode wurden 
1.091 Beschlüsse gefasst.
Die zweiten Personalratswahlen fanden am 19. Mai 2011 sta  . 
Der örtliche Personalrat (ÖPR) Landratsamt setzte sich darauf-
hin wie folgt zusammen:
– 11 Vertreter der Arbeitnehmer,
–   2 Vertreter der Beamten.
Da der Liegenscha  smanagement- und Servicebetrieb, LSB –
Eigenbetrieb des Erzgebirgskreises aufgrund seiner Beschä  ig-
tenzahl im personalvertretungsrechtlichen Sinne eine eigene 
Dienststelle bildet, bestehen seit Beginn der zweiten Wahl-
periode am 1. Juni 2011 im Landratsamt Erzgebirgskreis drei 
nebeneinander gleichberech  gt bestehende Personalräte. 
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Demnach besteht ein Gesamtpersonalrat, der die Beschä  ig-
ten bei Maßnahmen für die gesamte Dienststelle vertri  . Des 
Weiteren exis  ert ein örtlicher Personalrat in der Kernverwal-
tung und ein örtlicher Personalrat für die nachgeordneten Ein-
richtungen des Landratsamtes sowie den Eigenbetrieb Liegen-
scha  smanagement und Servicebetrieb, LSB – Eigenbetrieb 
des Erzgebirgskreises. Die weiteren Personalvertretungen set-
zen sich in der zweiten Wahlperiode wie folgt zusammen:
– Örtlicher Personalrat LSB (ÖPR LSB): 5 Mitglieder,
– Gesamtpersonalrat: 13 Mitglieder (2 Beamte, 11 Arbeit-
nehmer).
Die Personalvertretungen
– wachen darüber, dass die zugunsten der Beschä  igten gel-
tenden Gesetze, Verordnungen, Tarifverträge, Dienstver-
einbarungen und Verwaltungsanordnungen durchgeführt 
werden.
– nehmen die Anregungen und Beschwerden von Beschäf-
 gten entgegen und wirken, falls diese berech  gt erschei-
nen, durch Verhandlung mit dem Dienststellenleiter auf 
ihre Erledigung hin.
– wirken bei der Eingliederung und Förderung von schwer-
behinderten Menschen in enger Zusammenarbeit mit der 
Schwerbehindertenvertretung (§ 99 SGB IX) und ausländi-
schen Beschä  igten, bei der Gleichstellung von Mann und 
Frau sowie bei der Unterstützung der Jugend- und Auszu-
bildendenvertretung mit.
– führen jährlich eine Personalversammlung (Aufgabe der 
Örtlichen Personalräte) durch.
– nehmen an Vorstellungsgesprächen – wie dies bei uns im 
Rahmen der vertrauensvollen Zusammenarbeit mit der 
Dienststelle ermöglicht und prak  ziert wird – teil.
– entsenden ein beratendes Mitgliedes zu innerdienstlichen 
Prüfungen.
– werden zu Maßnahmen der Unfallverhütung und des Ar-
beitsschutzes, insbesondere auch zu den Gesprächen des 
Dienststellenleiters mit den Sicherheitsbeau  ragten hinzu- 
gezogen. 
– setzen sich für die Durchführung der Vorschri  en über den 
Arbeitsschutz und der Unfallverhütung in der Dienststelle 
ein.
– führen Quartalsgespräche mit dem Landrat oder dem Be-
triebsleiter durch, zu denen stets auch die Schwerbehin-
dertenvertretung (§ 95 Abs. 5 SGB IX), ein Mitglied der 
Jugend- und Auszubildendenvertretung sowie die Frauen-
beau  ragte einzuladen sind. 
In diesen regelmäßigen Gesprächen, die ein wich  gstes Instru-
ment zur Verständigung und Kon iktlösung mit dem Leiter der 
Dienststelle sind, sollen besonders wich  ge Fragen von allge-
meiner Bedeutung erörtert werden.
1.8.2  Beteiligungsrechte
Die Personalräte sind an den Entscheidungen der Dienststelle 
bzw. des Eigenbetriebes in personellen, sozialen, organisatori-
schen und einer Reihe anderer Angelegenheiten zu beteiligen. 
Die Beteiligung geschieht in folgender Form:
Mitbes  mmung Mitwirkung Anhörung
Maßnahme darf 














absich  gte Maß-
nahme Bedenken 
äußern
Mitbes  mmungsrechte haben die Personalräte bei personel-
len Einzelmaßnahmen, wie beispielsweise:
– Einstellungen,
– Übertragung höher- bzw. niedriger zu bewertender 
Tätigkeiten,
– Höher- beziehungsweise Rückgruppierungen und
– Beförderungen und Verbeamtung.
Weitere wich  ge Mitbes  mmungsrechte sind beispielsweise:
– Abschluss von Dienstvereinbarungen,
– Auswahl der Teilnehmer für Fortbildungen sowie
– Einführung grundlegend neuer Arbeitsmethoden. 
Bei vielen weiteren organisatorischen Maßnahmen hat der 
Personalrat  Mitwirkungs- oder Anhörungsrechte. Der Perso-
nalrat wirkt beispielsweise mit bei der:
– Vorbereitung von Verwaltungsanordnungen,
– Au ösung, Einschränkung, Verlegung oder Zusammenle-
gung von Dienststellen oder wesentlichen Teilen und
– Übertragung von Dienststellenaufgaben an Privatpersonen. 
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1.8.3  Anzahl Sitzungen der einzelnen Personal-
 vertretungen ab 2008
Der Personalrat führte im Jahr 2008 8, im Jahr 2009 31 und 
im Jahr 2010 26 Sitzungen durch. Die Sitzungen der örtlichen 
Personalräte sowie des Gesamtpersonalrates sind in der fol-
genden Tabelle dargestellt:
2011 2012 2013
Örtl. Personalrat Kernverwaltung 15 24 19
– ohne Dienststellenleitung 4 6 5
– mit Dienststellenleitung 11 18 14
Örtlicher Personalrat LSB 9 18 13
– ohne Dienststellenleitung 6 16 10
– mit Dienststellenleitung 3 2 3
Gesamtpersonalrat 11 17 12
– ohne Dienststellenleitung 8 10 7
– mit Dienststellenleitung 3 7 5
1.8.4  Straßenmeistereien/Reparatur- und 
Winterdienststützpunkt Markersbach 
Durch Bildung des  neuen Landkreises sind auch die Straßen-
meistereien vom Freistaat Sachsen an den Erzgebirgskreis als 
P ichtaufgabe übergegangen. Deshalb mussten zahlreiche 
Regelungen speziell für diesen Bereich getro  en werden; bei-
spielsweise Regelungen zur Arbeitszeit in den Straßenmeister-
eien (DV1 Arbeitszeit Straßenmeistereien), Einführung und An-
wendung des digitalen Flo  enmanagements im Straßen- und 
Betriebsdienst der Straßenmeistereien des Landratsamtes 
Erzgebirgskreis (DV digitales Flo  enmanagement Straßen-
meistereien), DV über die Bescha  ung, Instandhaltung und 
Reinigung von Arbeitsschutzkleidung und -schuhen in den 
Einrichtungen der Straßenunterhaltung, DV über die Regelun-
gen zur Umwandlung in Zeitausgleich aus der Ru  ereitscha   
in den Straßenmeistereien, Dienstvereinbarung Zusatzurlaub 
Straßenmeisterei und Winterstützpunkt (DV Zusatzurlaub in 
Straßenmeistereien und im Winterstützpunkt sowie die DV auf 
der Grundlage des § 2 Abs. 5 des Landesbezirklichen Tarifver-
trages zu § 54 TVöD Besonderer Teil Verwaltung – Sonderrege-
lungen (VKA) für Beschä  igte beim Bau und Unterhaltung von 
Straßen der Landkreise und zu § 19 Abs. 5 TVöD Allgemeiner 
Teil - Erschwerniszuschläge vom 6. Oktober 2010 (Erschwernis-
zuschläge in den Straßenmeistereien).
1.8.5  Jugend- und Auszubildendenvertretung 
Die Zusammenarbeit der Jugend- und Auszubildendenver-
tretung mit dem Personalrat bes  mmt sich nach § 35 Abs. 3, 
§§ 40 und 41 Abs. 1 Sächsisches Personalvertretungsgesetz 
(SächsPersVG). Der Zuständigkeitsbereich gilt für junge Be-
schä  igte bis 18 Jahre sowie Auszubildende und Studenten bis 
27 Jahre. 
Die Jugend- und Auszubildendenvertretung (JAV) hat folgende 
allgemeine Aufgaben: 
1. Maßnahmen, die den Auszubildenden und jugendlichen Be-
schä  igten dienen, beim Personalrat zu beantragen,
2. Überwachung, dass die zu Gunsten der den Auszubildenden 
und jugendlichen Beschä  igten geltenden Gesetze, Verord-
nungen, Unfallverhütungsvorschri  en, Tarifverträge, Dienst-
vereinbarungen und Verwaltungsanordnungen durchgeführt 
werden,
3. Anregungen und Beschwerden von Auszubildenden und 
jugendlichen Beschä  igten entgegenzunehmen und, falls sie 
berech  gt erscheinen, beim Personalrat auf eine Erledigung 
hinzuwirken. Die Jugend- und Auszubildendenvertretung hat 
die Betro  enen über den Stand und das Ergebnis der Verhand-
lungen zu informieren.
In den Jahren 2009 bis 2011 bestand die JAV aus 5 Perso-
nen. 2009 und 2011 fanden Jugend- und Auszubildendenver-
sammlungen sta  . 2011 konnte jedoch keine Jugend- und 
Auszubildendenvertretung gewählt werden, da für dieses Amt
keine Bewerber zur Verfügung standen. Im Mai 2013 fanden 
sich fünf junge und engagierte Auszubildende, die nach erfolg-
reicher Wahl wieder eine JAV im Landratsamt Erzgebirgskreis 
bildeten.
Inhalt der Arbeit der JAV waren u. a. 
– Informa  onen im Ergebnis der Vorstands- und Personal-
ratssitzungen, sowie  Begleitung der Auswahlverfahren bei 
Einstellungen von Auszubildenden und Studenten,
– regelmäßige JAV-Sitzungen und Bekanntmachungen im 
behördeninternen Intranet,
– Anhörung bei einer Kündigung des Ausbildungsverhältnis-
ses während der Probezeit,
– Klärung anstehender Probleme, dabei waren die häu gsten:
– Einsatzort,
– Reisekosten,
– Betreuung während der Ausbildung,
– Einsatz nach der Ausbildung.
Im regen Schri  verkehr und in mehreren Beratungen mit Per-
sonalrat und Dienststelle wurde versucht, diese Probleme zu 
klären. 
1)  Dienstvereinbarung
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1.8.6  Mitwirkung bei Strukturveränderungen
Der Personalrat begleitete die betro  enen Beschä  igten im 
Rahmen der Mitwirkung beim:
– Personalübergang Schülerbeförderung zum Zweckverband 
Verkehrsverbund Mi  elsachsen zum 1. Januar 2011,
– Personalübergang von der Naturschutzsta  on Westerzge-
birge auf die Naturschutzzentrum Erzgebirge gGmbH zum 
1. August 2011,
– Personalübergang der Beschä  igten des Bereiches Abfall-
wirtscha   zum Zweckverband Abfallwirtscha   Südwest-
sachsen zum 1. Januar 2012,
– Personalübergang der Abrechnungsstelle der Re  ungsleit-
stelle zum Re  ungszweckverband Chemnitz-Erzgebirge 
zum 1. Januar 2013,
– Trägerwechsel Heilpädagogischer Kindergarten und Früh-
förder- und Frühberatungsstelle Marienberg ab dem 
1. Februar 2013,
– Personalübergang der Re  ungsleitstelle zum Re  ungs-
zweckverband zum nächstmöglichen Zeitpunkt. 
1.8.7  Arbeit der Eingruppierungskommission
Beschä  igte aus vier Landkreisverwaltungen bzw. aus der 
Landesverwaltung mussten seit August 2008 sowie Beschäf-
 gte der Bundesagentur für Arbeit ab 1. Januar 2012 in das 
Tarifsystem TVöD – VKA überführt werden. Erst nachdem in 
den Abteilungen, Referaten und Sachgebieten im Laufe der 
Zeit Aufgaben strukturiert und vereinheitlicht worden waren, 
konnte die Dienststellenleitung beginnen, Stellenbeschrei-
bungen und -bewertungen zu überprüfen beziehungsweise zu 
aktualisieren.
Das Thema Eingruppierung ist eine sehr komplexe Materie und 
richtet sich infolge des Fehlens einer neuen Entgeltordnung, 
die seit 2005 seitens der Tarifpartner in Aussicht gestellt wird, 
nach dem Bundesangestelltentarif (BAT) und dem Bundesman-
teltarifvertrag für Arbeiter gemeindlicher Verwaltungen und 
Betriebe (BMT-G).
Eine zusätzliche Herausforderung für Personalrat und Dienst-
stelle war 2009 die Überführung der Beschä  igten in den neu-
en Tarif Sozial- und Erziehungsdienst. Die Eingruppierung rich-
tet sich nach ausgeübten Tä  gkeiten und Quali zierungen. Es 
bedur  e einiges an Schulungen, aber auch an Gesprächen mit 
Beschä  igten, da Übergangsregelungen zu beachten waren.
Bewährt hat sich ein zwischen der Dienststellenleitung und 
dem Örtlichen Personalrat der Kernverwaltung abges  mmtes 
Verfahren, wonach alle Stellenbeschreibungen einer im Per-
sonalrat bestehenden Arbeitsgruppe von drei Mitgliedern zur 
Stellungnahme übergeben werden. Größtenteils konnte der 
Personalrat den Vorschlägen der Dienststelle folgen. In einigen 
Verfahren ohne Einigung wurden in einer anschließenden Be-
ratung mit Vertretern der Dienststelle Argumente und Recht-
sprechungen ausgetauscht. Nur wenige Bewertungen blieben 
nach diesen Beratungen noch stri   g, die dann im Zuge von 
Mitbes  mmungsverfahren in einem Einigungsstellenverfahren 
geklärt wurden.
Die Bewertung von Stellen ist ein ständiger Prozess, da durch 
Personalabgänge und -entwicklung, aber auch durch immer 
neue Anforderungen an das Landratsamt, ständig Aufgaben um-
verteilt beziehungsweise neu strukturiert werden müssen.
Es ist wich  g, dass jeder Beschä  igte eine aktuelle Stellenbe-
schreibung hat und alle Tä  gkeiten tarifrechtlich bewertet sind.
1.8.8  Arbeitsgruppen (Schwerpunkte)
Um die Aufgaben zu spezialisieren, wurden nachfolgende stän-
dige und anlassbezogene Arbeitsgruppen gebildet:
– Arbeits- und Gesundheitsschutz,
– Bekämpfung von Mobbing und sexueller Beläs  gung sowie 




– Tarifvertrag Soziales und Erziehung.
Ab 2011 kamen noch folgende Arbeitsgruppen hinzu:




1.8.9  Einigungsstellenverfahren und Gerichts-
verfahren
Bei Einigungsstellenverfahren wurden im Vorfeld immer ent-
sprechende Beisitzer für die jeweiligen Einzelfälle bestellt. 
Neben personellen Einzelverfahren erfolgte ein Einigungsstel-
lenverfahren am 21. Dezember 2012 zur Einrichtung von Ar-
beitsplätzen im Neubau und saniertem Altbau in der Paulus-
Jenisius-Straße 24 in Annaberg-Buchholz. 
Im Zuge der Kreisreform und der Konzentra  on von Dienst-
stellenaufgaben ergaben sich für viele Beschä  igte längere 
Fahrtstrecken zum Arbeitsplatz. Der Personalrat sah im Sächs-
PersVG eine gesetzliche Grundlage, um Nachteile in Folge von 
Ra  onalisierungsmaßnahmen auszugleichen beziehungsweise 
zu mildern. In einem Einigungsstellenverfahren und einem 
später folgenden verwaltungsgerichtlichen Verfahren (Ver-
waltungsgericht Dresden) folgte man der Argumenta  on des 
Personalrates hinsichtlich einer Ra  onalisierungsmaßnahme 
im personalvertretungsrechtlichen Sinne nicht. Infolge dieses 
Ergebnisses gab es für den Personalrat keine Grundlage, um 
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einen Nachteilsausgleich für die Beschä  igten auszuhandeln. 
Nach Beschlussfassung des Personalrates wurde das Ober-
verwaltungsgericht (OVG) in Bautzen in dieser Angelegenheit 
angerufen. Es folgte der Argumenta  on des Personalrates und 
bestä  gte dessen Au  assung, dass die Folgen der Kreisreform 
Ra  onalisierungsmaßnahmen sind. Im durch die Dienststelle 
eingeleiteten Revisionsverfahren lehnte das Bundesverwal-
tungsgericht (BVerwG) die Forderung des Personalrates ab, 
eine Dienstvereinbarung zu einer Wegstreckenentschädigung 
als Nachteilsausgleich zu vereinbaren, da es hier abschließen-
de tarifrechtliche und gesetzliche Regelungen gibt. Nicht auf-
gehoben wurde die Begründung des OVG, dass es sich im Zuge 
der Kreisreform um Ra  onalisierungsmaßnahmen handelt. 
Abschließend kann festgestellt werden, dass der Personalrat 
bei zukün  igen Umstrukturierungen eine gute Ausgangsbasis 
hat, einen Nachteilsausgleich einzufordern. Er muss nur be-
rücksich  gen, dass es nicht inhaltliche Forderungen für Nach-
teilsausgleiche sind, welche bereits abschließend tarifvertrag-
lich oder gesetzlich geregelt wurden.
Im Eigenbetrieb LSB wurde ein Einigungsstellenverfahren am 21. 
Dezember 2012 zur Besetzung einer Stelle als Sachbearbeiter
Liegenscha  sverwaltung notwendig.
Im Dezember 2013 fand ein erneutes  Einigungsstellenverfah-
ren hinsichtlich einer Eingruppierung sta  , ein weiterer strit-
 ger Fall ist zum Zeitpunkt der Drucklegung noch in der Ver-
handlung.
1.8.10  Dienstvereinbarungen
Seit 2008 wurden nachfolgende Dienstvereinbarungen abge-
schlossen:
1. Regelung der Arbeitszeit und Nutzung der elektronischen 
Zeiterfassung sowie Verwendung personengebundener 
Daten im Landratsamt Erzgebirgskreis (DV Arbeitszeit und 
Arbeitszeiterfassung),
2. Quali zierung der Bediensteten des Landratsamtes Erzge-
birgskreis (DV Fortbildung),
3. Vorbeugung und Bekämpfung von Mobbing und sexueller 
Beläs  gung sowie zur Lösung schwerwiegender Kon ikte,
4. DV Telearbeit,
5. Regelung der Ru  ereitscha   außerhalb der regulären 
Arbeitszeit an Sonn- und Feiertagen und an sons  gen ar-
beitsfreien Tagen,
6. Einführung des Personalinforma  onssystems KOMMBOSS 
im Landratsamt Erzgebirgskreis (DV KOMMBOSS), 
7. Tä  gkeit an Bildschirmarbeitsplätzen (DV Bildschirmar-
beitsplätze),
8. Nutzung elektronischer Kommunika  onssysteme (Internet 
und E-Mail),
9. Vergabe von Parkplätzen an Bedienstete des Erzgebirgs-
kreises (DV Parken),
10. Erfassung und Abrechnung von Telefongesprächen, Fax-
nachrichten und Mobiltelefongesprächen (DV Telefonie),
11. Zuwendungen an Bedienstete des Landratsamtes des Erz-
gebirgskreises aus besonderem Anlass,
12. Regelung der Auszahlungsmodalität des Leistungsentgel-
tes nach § 18 TVöD für die Beschä  igten des Landratesam-
tes Erzgebirgskreis mit dem Entgelt des Monats Dezember 
2009 und 2010, 
 sowie zwei weitere inhaltsgleiche Dienstvereinbarungen 
für die Jahre 2011, 2012 und 2013, 2014.
1.8.11  Baumaßnahme Verwaltungsgebäude
Annaberg-Buchholz 
Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit der Personalräte war 
die Begleitung der Baumaßnahme zur Erweiterung und Re-
konstruk  on des Verwaltungsgebäudes am Standort An-
naberg-Buchholz, Paulus-Jenisius-Straße 24. Neben der 
Dienststellenleitung und den Kreisräten war auch die Personal-
vertretung mit einer beratenden S  mme am Architektenwe  -
bewerb beteiligt. Im Anschluss folgten viele Beratungen und 
Gespräche zur Baumaßnahme. Frühzei  g im März 2011 sprach 
sich die Personalvertretung auf Grund des zu erwartenden 
Baulärms bei der Unterfü  erung des Fundaments und des ge-
planten zeitlichen Umfangs der Bauphase für einen Zwischen-
umzug aus. Die Anhörung zum Mitwirkungsverfahren erfolgte 
im Mai 2011. Hierbei konnten einige wich  ge korrigierende 
Änderungen besprochen werden. Beispielsweise seien hier die 
Standorte der Besucher- und Behindertentoile  en, die Anzahl 
der Damentoile  en, die Errichtung einer Dusche im Altbau 
und eines Frauenruheraums genannt.
Mehrfach hat der Personalrat im Jahre 2011 versucht, die Dien-
stelle für die Scha  ung einer Möglichkeit der Essenausgabe 
beziehungsweise Kan  ne zu überzeugen. Diese Notwendigkeit 
wurde von der Dienststelle nicht gesehen und beispielsweise 
mit der fortgeschri  enen Planung oder den dadurch entste-
henden Mehrkosten begründet. 
Im Rahmen der Anhörung wurde von der Personalvertretung 
eine Verscha  ung der Außenbüros mit außen liegendem Son-
nenschutz vorgeschlagen. Ein Verzicht auf Innenbüros im Neu-
bau beziehungsweise eine Möglichkeit, deren Belü  ung durch 
die betro  enen Beschä  igten der 14 Innenbüros zu steuern, 
blieb bisher ergebnislos. 
Mehrfach hat der Personalrat ein Parkplatzkonzept und eine 
Möglichkeit einer sicheren Fußgängerüberquerung zwischen 
Paulus-Jenisius-Straße 24 und Paulus-Jenisius-Straße 43 gefor-
dert. Die Parkplätze wurden realisiert, die Fußgängerüberque-
rung soll probeweise nach Bezug errichtet werden.
Im Rahmen des Mitbes  mmungsverfahrens zur Einrichtung 
von Arbeitsplätzen fand eine Einigung mit der Dienststelle im 
Zuge des Einigungsstellenverfahrens sta  . Hierzu wurde von 
der Personalvertretung eine gemeinsame Ö  entlichkeitsinfor-
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ma  on mit der Dienststelle verfasst. Neben der Bereitstellung 
von maximal 35 höhenverstellbaren Arbeits  schen im Rahmen 
der Arbeits- und Gesundheitsfürsorge konnte noch die Bereit-
stellung von Sitzbereichen und Steh  schen in den Teeküchen 
durchgesetzt werden. Alle Anträge, die beim Gesamtpersonal-
rat eingegangen sind, können umgesetzt werden. 
Des Weiteren wurden die Konkre  sierung bei der Anscha  ung 
von formaldehydfreiem Mobiliar und die Teilnahme der Per-
sonalvertretung an der Auswahl der Büromöbel erreicht. Die 
Auswahl der Möblierung der neuen Beratungsräume war an-
fangs  stri   g, konnte zwischenzeitlich jedoch zur Zufriedenheit 
des Personalrates (und ho  entlich auch der Beschä  igten) ab-
geschlossen werden.
Der Personalrat sieht noch Verbesserungsbedarf bei der zeit-
nahen Kommunika  on verschiedener die Beschä  igten betref-
fenden Angelegenheiten.
1.8.12  O  ene Aufgaben, Ausblick
Die einzelnen Personalvertretungen werden auch zukün  ig 
gemäß § 2 Absatz 1 SächsPersVG mit der Dienststellenleitung 
des Landratsamtes  Erzgebirgskreis sowie des Eigenbetriebes 
LSB, unter Beachtung der Gesetze und Tarifverträge, vertrau-
ensvoll und im Zusammenwirken mit den in der Dienststelle 
vertretenen Gewerkscha  en und Arbeitgebervereinigungen 
zum Wohle der Beschä  igten und zur Erfüllung der dienst-
lichen Aufgaben zusammenarbeiten.
Ein Hauptaugenmerk liegt auf der Erstellung von Gefährdungs-
beurteilungen für alle Bereiche des Landratsamtes. 
Begleitend zur Baumaßnahme Paulus-Jenisius-Straße hat die 
Personalvertretung in verschiedenen Gesprächen mit der 
Dienststelle die Themen Teeküchen, Pausenräume, Kan  nen, 
Reinigungskonzept der Dienststellen und bauliche Maßnah-
men zur Einhaltung von Vorschri  en, insbesondere der Wär-
mebelastung im Sommer in einzelnen Büros an verschiedenen 
Standorten der Landkreisverwaltung angesprochen. Die Bera-
tungen hierzu sollen noch ver  e   werden. 
Aus Sicht der Personalvertretungen ist der Abschluss weiterer 
Dienstvereinbarungen je nach Themenlage erforderlich, bei-
spielsweise eine mögliche DV Stellenbesetzung.
Weiterhin sollten die Dienstvereinbarungen „Fortbildung“ und 
„Telearbeit“ entsprechend der bisherigen Umsetzung und den 
gesammelten Erfahrungen überprü   und gegebenenfalls an-
gepasst werden.  
Zudem werden die Personalvertretungen bei weiteren Kon-
zentra  onen von Verwaltungsstrukturen immer versuchen, 
Härtefälle für die Beschä  igten mit der Dienststellenleitung zu 
klären.
Ein weiteres, sehr wich  ges Thema ist aus Sicht der Perso-
nalvertretungen das Betriebliche Eingliederungsmanagement 
(BEM), welches zwischenzeitlich in Kra   getreten ist. Anhand 
der nun zu sammelnden Erfahrungen wird die Umsetzung ent-
sprechend durch den Personalrat begleitet und eventuell zu 
gegebener Zeit modi ziert.
Sitzung des Örtlichen Personalrates (ÖPR) der Landkreisverwaltung.
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1.9  Frauenbeau  ragte 
Die Frauenbeau  rage hat den Vollzug des Sächsischen Frau-
enförderungsgesetzes (SächsFFG) im Landratsamt zu fördern 
und zu überwachen. Sie ist Ansprechpartnerin, wenn es um die 
Gleichstellung von Frauen und Männern, die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf für Frauen und Männer sowie die Verbesse-
rung der beru ichen Situa  on von Frauen in der Dienststelle 
geht. Ab dem 1. September 2011 wurden Silke Glück als Frau-
enbeau  ragte (0,1 Vollzeitäquivalent) und Gabriele Noack als 
Stellvertreterin für 4 Jahre bestellt.
Das folgende Diagramm zeigt die Beschä  igten des Landkrei-
ses, einschließlich der Eigenbetriebe – Eigenbetriebsleiter sind 
als Referatsleiter dargestellt –, nach Geschlecht mit Vorgesetz-
ten- und Leitungsaufgaben1) (Angabe in Personenzahlen) zum 
1. Januar 2014.
Der geringe Anteil von Frauen mit Vorgesetzten- und Leitungs-
aufgaben ist erkennbar und kann die verschiedensten Gründe 
haben. 
Mit dem im Landratsamt Erzgebirgskreis prak  zierten Stel-
lenbesetzungsverfahren wird eine Chancengleichheit von 
Männern und Frauen gewährleistet. Verstärkt werden Frauen 
aufgemuntert, sich bei entsprechenden Gelegenheiten zu be-
werben. 
Zusammenfa ssung, Ausblick 
Als Zeichen der Familienfreundlichkeit führt die Landkreisver-
waltung für die Kinder der Beschä  igten jährlich eine Weih-
nachtsfeier und ein Sommerfest in den Einrichtungen des 
Landkreises durch, die sehr gut angenommen werden. 
Die Empfehlung des Deutschen Landkreistages zum Thema 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf wird umgesetzt. 
Der Au  au der Landkreisverwaltung gestaltet sich insgesamt 
vielschich  g, so dass eine Prioritätensetzung erfolgt. Es war 
daher noch nicht möglich, einen Frauenförderplan nach § 4 
Abs. 1 SächsFFG zu erstellen; dies muss noch zeitnah gelingen. 
Bei Vereinbarkeit von Beruf und Familie muss nicht nur die Be-
treuung minderjähriger Kinder berücksich  gt werden, sondern 
ebenso die P ege betreuungs- und unterstützungsbedür  iger 
Angehöriger. So schlägt die Frauenbeau  ragte vor, diesem 
Aspekt und der demographischen Entwicklung insgesamt auch 
in der Verwaltung des Landkreises mehr Aufmerksamkeit zu 
schenken. 
1) Die Stellen von einer Referatsleiterin, zwei Referatsleitern, zwei Sachgebiets-
leiterinnen und zwei Sachgebietsleitern sind am  erend besetzt.
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1.10 Liegenscha  smanagement und 
 Servicebetrieb, 
 LSB – Eigenbetrieb des Erzgebirgskreises
Beschä  igtenentwicklung (soweit nicht anders angege-
ben zum  31. Dezember in Beschä  igte)
01.01.2009 2009 2010 2011 2012 2013
142 145 138 130 128 129
1.10.1 Teilbetrieb Kaufmännisches 
 Liegenscha  smanagement
1.10.1.1 Entwicklung der Strompreise 
und der Betriebskosten in Einrichtungen 
des Landkreises
Zwischen 2007 und 2013 sind die Strompreise um 40 % ges  e-
gen. Zwischen 2009 und 2013 allein um mehr als 30 %.
Der Kostenaufwand für die Stromversorgung der Landkreisein-
richtungen s  eg um lediglich 9,2 %. Der Zuwachs von 2011 zu 
2012 ist durch die Übernahme der Jobcenter begründet. 
Die Kosten der Wärmeenergie wurden kon  nuierlich gesenkt. 
Energiesparmaßnahmen, das Projekt Energiesparschule, der 
Freizug von Einrichtungen und die Bescha  ung „aus einer 
Struktur seit 1. Juli 2012
Die Zusammenführung der liegenscha  sbezogenen Aufgaben 
aus den Altlandkreisen Annaberg, Aue-Schwarzenberg, Stoll-
berg und Mi  lerer Erzgebirgskreis erfolgte zum 01. Januar 




Hand“ trugen zu dieser Entwicklung wesentlich bei. Den ste  g 
wachsenden Marktpreisen konnte so mehr als begegnet wer-
den. Der Kostenzuwachs zwischen 2011 und 2012 begründet 
sich aus der Übernahme der Jobcenter. 
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Erzeugerpreisindizes bei Abgabe an gewerblichen Anlagen und an Sondervertragskunden sowie Vebraucherpreise 
Strom 2010 = 100
Quelle: Daten zur Energiepreisentwicklung – Lange Reihen von Januar 2000 bis Januar 2014 – Sta  s  sches Bundesamt
Müllentsorgung
Reinigung
Die Unterhaltsreinigung erfolgt in den Verwaltungsgebäuden 
und Schulgebäuden noch nicht einheitlich. Die DIN 77400 „Rei-
nigungsleistungen in Schulgebäuden, Anforderungen an die 
Reinigung“ hingegen wird weitestgehend angewendet. Unter-
schiedliche Anforderungen und Standards insbesondere an die 
Grund- und Fensterreinigung der Altlandkreise gilt es, durch 
einheitliche Vorgaben 2014 umzusetzen. Dabei ist mit einer 
weiteren Steigerung der Kosten, die über normale Tarifsteige-
rungen hinausgehen, zu rechnen.
1.10.1.2  Sondervermögen LSB – 
 Stand 1. Januar 2013
18 Verwaltungsgebäude mit Nebengebäuden
– Paulus-Jenisius-Straße 24, 09456 Annaberg-Buchholz
– Wolkensteiner Straße 40, 09456 Annaberg-Buchholz
– Straße der Freundscha   11, 09456 Annaberg-Buchholz
– Adam-Ries-Straße 16, 09456 Annaberg-Buchholz (Einmie-
tung)
– Klosterstraße 7, 09456 Annaberg-Buchholz
– Gewerbering 51, 09456 Annaberg-Buchholz (Einmietung)
– Paulus-Jenisius-Straße 43, 09456 Annaberg-Buchholz (Ein-
mietung)
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– Clemens-Winkler-Gymnasium Aue
– Erzgebirgskolleg Breitenbrunn
– Johann-Go   ried-Herder-Gymnasium Schneeberg
– Bertolt-Brecht-Gymnasium Schwarzenberg, Haus 1 und 2
– Gymnasium Marienberg
– Gymnasium Marienberg, Sporthalle
– Gymnasium Olbernhau
– Gymnasium Olbernhau, Sporthalle
– Gymnasium Zschopau
– Carl-von-Bach-Gymnasium Stollberg
– Ma  hes-Enderlein-Gymnasium Zwönitz
Gymnasium Zschopau.
3 Berufsschulzentren (BSZ) mit Außenstellen
– BSZ für Ernährung, Technik und Wirtscha   des Erzgebirgs-
kreises, Annaberg-Buchholz
– BSZ für Ernährung, Technik und Wirtscha   des Erzgebirgs-
kreises, Standort Sei  en
– BSZ für Ernährung, Technik und Wirtscha   des Erzgebirgs-
kreises, Standort Zschopau
– BSZ für Ernährung, Sozialwesen und Wirtscha   des Erz-
gebirgskreises Schneeberg/Schwarzenberg, Standort 
Schneeberg
– BSZ für Ernährung, Sozialwesen und Wirtscha   des Erz-
gebirgskreises Schneeberg/Schwarzenberg, Standort 
Schwarzenberg
– Sporthalle des ehemaligen BSZ Bad Schlema
– Sporthalle des ehemaligen BSZ Wirtscha   Aue
– BSZ für Gesundheit, Technik und Wirtscha   des Erzgebirgs-
kreises „Ermann Kircheis“ Standort Oelsnitz
– BSZ für Gesundheit, Technik und Wirtscha   des Erzgebirgs-
kreises „Erdmann Kircheis“, Standort Aue
– We   nerstraße 61, 08280 Aue
– We   nerstraße 64, 08280 Aue
– Schillerlinde 6, 09496 Marienberg
– Bergstraße 7, 09496 Marienberg
– Poststraße 6, 09496 Marienberg
– Goldkindstein 33, 09496 Marienberg
– Johannisstraße 58a, 09405 Zschopau
– Uhlmannstraße 1 – 3, 09366 Stollberg
– Dorfstraße 13, 09366 Niederdorf
– Wilhermsdorfer Straße 40/47, 09387 Jahnsdorf Ortsteil 
Pfa  enhain
– Straße der Einheit 5 – 7, 08340 Schwarzenberg (Einmie-
tung)
9  Jobcenter-Standorte
– Annaberg-Buchholz, Paulus-Jenisius-Straße 43 (Einmie-
tung)
– Aue, Lößnitzer Straße 1
– Aue, Postplatz 2A (Einmietung)
– Schwarzenberg, Robert-Koch-Straße 16A (Einmietung)
– Marienberg, Poststraße 6 
– Marienberg, Freiberger Straße 21 (Einmietung)
– Stollberg, Uhlmannstraße 1 – 3 
– Stollberg, Schlachthofstraße 5 (Einmietung)
– Zschopau, Rudolf-Breitscheid-Straße 55 (Einmietung)
Jobcenter Aue, Lößnitzer Straße 1.
2 Parkplatzstandorte in Annaberg-Buchholz
Schulische Einrichtungen 
10 Gymnasien mit Außenstellen
– Landkreisgymnasium St. Annen Annaberg
– Landkreisgymnasium St. Annen Annaberg, Außenstelle 
Oberwiesenthal
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Beru iches Schulzentrum Zschopau.
Beru iches Schulzentrum Aue.
11 Förderschulen (Lernförderung, Erziehungshilfe und Schüler 
mit geis  ger Behinderung)
– Chris  an-Felix-Weiße-Schule Annaberg
– Förderschulzentrum Annaberg





– Schule zur Lernförderung Schwarzenberg (Einmietung)
– Kurfürst-Johann-Georg-Schule Johanngeorgenstadt 
– Johann-Heinrich-Pestalozzi-Schule Marienberg, Haus 1 
und 2








Asylbewerberheim Olbernhau (ehemals Volkshochschule).
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16 Immobilien mit Erbbaurechten
Verkehrslandeplatz Jahnsdorf.
6 Grundstücke mit Erbbaurechten
13 sons  ge bebaute Grundstücke, verpachtet/vermietet/
Eigennutzung
167 unbebaute Grundstücke, Naturschutz ächen und Wald
17 landwirtscha  lich verpachtete Grundstücke
9 sons  ge unbebaute Grundstücke, teilweise verpachtet
28 Grundstücke für Betrieb gewerblicher Art (Fichtelbergbahn)
Zum Verkauf stehende bebaute und unbebaute Grundstücke
– Haus 2 Gymnasium Aue
Haus 2 Gymnasium Aue.
– Gelände ehemaliges BSZ Bad Schlema
– Ehemaliges Wohnheim, Marienberg/ Ortsteil Gebirge
– Gewerbe ächen Gewerbegebiet, Am Verkehrslandeplatz, 
Chemnitz/Jahnsdorf 
– Bauland in Bad Schlema
1.10.1.3 Erfolgte Grundstücks- und 
Immobilienverkäufe
Im Zeitraum vom 1. August 2008 bis 31. Juli 2013 konnten vom 
Liegenscha  smanagement und Servicebetrieb, LSB – Eigen-
betrieb des Erzgebirgskreises eine Vielzahl von leerstehenden 
Immobilien und unbebauten Grundstücken veräußert werden:
Bebaute Grundstücke
Ehemaliges Frauenbegegnungszentrum Schwarzenberg, Karlsbader 





Ehemalige Berufsschule Neukirchen, Adorfer Straße 9, in 09221 Neu-
kirchen, Verkauf über Sächsische Grundstücksauk  onen AG Dresden.
Ehemalige Musikschule Stollberg, Schillerstraße 11 in 09366 Stollberg, 
Verkauf nach ö  entlicher Ausschreibung.
Ehemaliges Wohnheim Beierfeld, Straße des Sports 4 in 08344 Grün-
hain-Beierfeld, Verkauf nach ö  entlicher Ausschreibung.
Ehemalige Förderschule Olbernhau, Jagdweg 1 in 09526 Olbernhau, 
Verkauf für Erweiterung eines ortsansässigen Unternehmens.
Ehemaliges Gesundheitsamt Marienberg, Oberer Bahnhofstraße 7 in 
09496 Marienberg, Verkauf nach ö  entlicher Ausschreibung.
Wohnhaus in Marienberg, Friesengasse 3 in 09496 Marienberg, Ver-
kauf nach ö  entlicher Ausschreibung.
Ehemalige Comenius-Schule Johanngeorgenstadt, Goethestraße 6 und 19 
in 08349 Johanngeorgenstadt, Verkauf nach ö  entlicher Ausschreibung.
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Begräbnisstä  e Familie von Schönberg, Am Schlossberg in 09526 Pfa  -
roda, Verkauf an Erben der Familie Diener von Schönberg.
Ehemaliges Berufsschulzentrum Zschopau, Moritz-Nietzel-Straße 12/
Schulstraße 2 in 09405 Zschopau, Verkauf nach ö  entlicher Ausschrei-
bung.
Ehemalige Förderschule Marienberg, Anton-Günther-Weg 8 in 09496 
Marienberg, Verkauf nach ö  entlicher Ausschreibung.
Garagenstandort Annaberg-Buchholz, Geyersdorfer Hauptstraße in 
09456 Annaberg-Buchholz, Verkauf nach ö  entlicher Ausschreibung.
Ehemaliges Gymnasium Schle  au, Rudolf-Breitscheid-Straße 4, Pe-
stalozzistraße 4 in 09487 Schle  au, Verkauf nach Verhandlungen mit 
Stadt Schle  au.
Bauland, Markus-Semmler-Straße in 08301 Bad Schlema, Verkauf von 
950 m² nach Kaufantrag.
Erbbaurecht, Am Märzenberg 10 in 08359 Breitenbrunn Ortsteil Erla-
brunn, Verkauf an Erbbauberech  gten.
Erbbaurecht, Am Märzenberg 4 in 08359 Breitenbrunn Ortsteil Erla-
brunn, Verkauf an Erbbauberech  gten.
Ehemalige Fäkalanlage Leukersdorf, Stollberger Straße 1B in 09387 
Jahnsdorf Ortsteil Leukersdorf, bebauter Teil, Verkauf nach Ausschrei-
bung innerhalb der Mieter.
Erbbaurecht, Gornsdorfer Straße 4A in 09380 Thalheim, Verkauf an 
Erbbauberech  gten.
Unbebaute Grundstücke
Ehemaliger Mühlgraben Niederdorf, Nähe Dorfstraße in 09366 Nieder-
dorf, Verkauf an Anlieger.
Weg in Oelsnitz. Nähe Badstraße 1 in 09376 Oelsnitz, Verkauf an Stadt.
Teil äche an Jugendherberge Hormersdorf in 08297 Zwönitz Ortsteil 
Hormersdorf, Verkauf für den Bau von Garagen.
Teil äche in Marienberg, Anton-Günther-Weg 8 in 09496 Marienberg, 
Verkauf zum Bau eines Parkplatzes.
Teil äche in Annaberg, Am Kleinrückerswalder Weg in 09456 Anna-
berg-Buchholz, Verkauf zur Anlegung einer Zufahrt.
Teil äche Naturschutzgrundstück Elterlein, 09481 Elterlein, Verkauf 
für den Ausbau der S 258.
Teil äche in Aue, Mi  elstraße in 08280 Aue, Verkauf für Anbau Fahr-
zeughalle.
Teil äche in Schwarzenberg, Am Lindengarten in 08340 Schwarzen-
berg, Verkauf zum Bau Wendehammer an Stadt.
Landwirtscha  liche Nutz äche in Leukersdorf in 09387 Jahnsdorf Orts-
teil Leukersdorf, Verkauf zum Bau eines Fußweges Gemeinde.
59LANDRAT
Grundstücksankäufe und Grundstückstauschverträge
Im Zusammenhang mit der Rekonstruk  on des Altbaus und 
der Errichtung des Erweiterungsbaus in Annaberg-Buchholz, 
Paulus-Jenisius-Straße 24 in 09456 Annaberg-Buchholz wur-
den Grundstücke an der Kreuzung B 95/B 101 erworben, um 
die Bereitstellung von Parkplätzen für die Beschä  igten der 
Verwaltung zu gewährleisten.
Das Erbbaurecht für das Kinderheim in Schmalzgrube wurde 
mit dem Verkauf der Einrichtung an den Nutzer aufgehoben 
und für das ehemalige Kinderheim in Jöhstadt konnte durch 
die Versteigerung über die Sächsische Grundstücksauk  onen 
AG der Verkauf des Grundstückes und des Erbbaurechtes er-
folgen.
Zur Abrundung der Naturschutz ächen in Oberwiesenthal er-
folgte der Kauf einer 984 m² großen Fläche in der Gemarkung 
Oberwiesenthal, gelegen an der B 95.
Für die Verbesserung des Grundstückszuschni  es wurde in der 
Gemarkung Niederschlema der Tausch der Flurstücke Nr. 441/3 
und 441/4 (Verkauf) und 432/7 (Ankauf) mit dem Grundstück-
anlieger vorgenommen. 
Der Bau des Fußweges „An der Mulde“ in Aue erforderte 
den Verkauf einer Teil äche des Grundstückes am Verwal-
tungsstandort Aue, We   nerstraße 64. Gleichzei  g wurde der 
Grundstückszuschni   den Nutzungen angepasst. Das Grund-
stück, Flurstück Nr. 721/13 (589 m²) wurde an die Stadt ver-
kau   und das Flurstück Nr. 716/6 (163 m²) erworben.
In der Gemarkung Tannenberg wurde eine Teil äche von ca. 
2.250 m² erworben, um die im Boden liegenden Anlagen der 
Erdwärmepumpe zur Beheizung des Landscha  sp egehofes 
als Einrichtung der Naturschutzzentrum Erzgebirge GmbH zu 
sichern. Der Kaufpreis betrug 1,00 EUR/m². 
Mit dem Verkauf der bebauten und unbebauten Grundstücke 
wurden, einschließlich der Erlöse aus den Tauschgeschä  en, 
1.292.171,97 EUR eingenommen.
1.10.1.4 Teilbetrieb Technisches Gebäude-
management, Instandhaltung, Wartung 
und Hausmeisterdienste
Für die Instandhaltung und Wartung der durch den LSB be-
treuten Gebäude wurden in den Jahren von 2008 bis 2012 
insgesamt 4.668.186 EUR aufgebracht, wobei mit ca. 75 % der 
Kosten der Großteil auf die Instandhaltung und Instandsetzung 
der Gebäude und technischen Anlagen en  ällt.
Beschä  igte Hausmeister des Eigenbetriebes LSB
 2009 2010 2011 2012
Beschä  igte    51  49    46    43
Fremdunternehmen    14   15    16    15
Durch Renteneintri  , langwierige Erkrankungen mit anschlie-
ßender Arbeitsunfähigkeit sowie durch Übergang in Altersteil-
zeitmodelle ist die Zahl der Beschä  igungsverhältnisse im Be-
reich des technischen Personals rückläu g. Die freiwerdenden 
Stellen werden nicht neu besetzt, sondern bei Bedarf quali -
zierte Dienstleistungsunternehmen beau  ragt. Auf Grund von 
Schulschließungen der Berufsschulstandorte in Bad Schlema 
und Aue (Schwarzenberger Straße 30) ist hier ein leichter Rück-
gang der Kosten zu verzeichnen. 
Kostenentwicklung 2009 bis 2012
In den nächsten Jahren ist auf Grund der Altersstruktur mit 
erhöhtem Instandsetzungsbedarf zu rechnen, sodass sich der 
Trend der letzten drei Jahre fortsetzen wird. Im Bereich der 
Wartung konnte trotz ste  g steigender Preise, gesetzlicher Än-
derungen und der Anpassung an neue Sicherheitsanforderun-
gen sowie der Erweiterung von betriebstechnischen Anlagen 
ein moderater Preisans  eg gewährleistet werden. Der Eigen-
betrieb LSB ist bestrebt, durch Op  mierung der Wartungsin-
tervalle für die haustechnischen Anlagen die Kostensteigerung 
im Bereich der Instandhaltung und Erneuerung so gering wie 
möglich zu halten.
Energiesparprojekte
Klimaschutz durch Reduzierung von Umweltbelastungen ge-
winnt besonders unter dem Aspekt sich schnell verringern-
der Energiereserven und steigender Preise immer mehr an 
Bedeutung. Sparsamster Umgang mit den vorhandenen Res-
sourcen wird zum Gebot unserer Zeit und Herausforderung für 
die Zukun  . Deshalb ist der Eigenbetrieb LSB bestrebt, durch 
verschiedene Energiesparprojekte, Einsparungen in diesem 
Bereich zu generieren und das Bewusstsein für verantwor-
tungsvollen Umgang mit Energieressourcen zu schärfen. Im 
Rahmen eines Energiesparprojektes wurde im Jahre 2010 das 
Projekt EnergieSparSchule begonnen. Ziel des Projektes ist die 
Senkung des Energie- und Wasserverbrauchs sowie die Redu-
zierung des Müllau  ommens an den landkreiseigenen Schu-
len durch Herausbildung entsprechender Verhaltensweisen 
der Schüler und Beschä  igten. Ein erfolgsorien  ertes Bonus-
system für die beteiligten Partner sollte als Anreiz zur Mo  va-
 on beitragen. Die EnergieSparSchule zielte auf Langfris  gkeit 
und sollte nach Möglichkeit Synergiee  ekte hervorbringen. 
Das Projekt, an welchem insgesamt 5 Berufsschulzentren, 
6 Gymnasien sowie 8 Förderschulen teilnahmen, war sehr 
erfolgreich, da immerhin 14 Einrichtungen in der Summe teil-
weise deutliche Einsparungen erzielten und somit vom Bonus-
system pro  erten. Insgesamt wurden im Jahr 2011 Einsparun-
gen von 50.600 EUR erreicht. Beispielha   sei hier das Berufs-
schulzentrum für Wirtscha   und Sozialwesen Schwarzenberg 
(jetzt: Beru iches Schulzentrum für Ernährung, Sozialwesen 
und Wirtscha   des Erzgebirgskreises, Schneeberg/Schwarzen-
berg) erwähnt, welches in allen vier Bereichen Einsparungen 
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erzielen konnte. So wurden an diesem Standort 15,0 % Heiz-
energie, 7,3 % Elektroenergie, 12,9 % Wasser und 6,2 % Abfall-
gebühren eingespart, was in der Summe eine Einsparung von 
4.709,13 EUR erbrachte.
Als weiteres Energiesparprojekt wurde in diesem Jahr das Pro-
jekt zur energiee   zienten Betriebsführung von Heizungsanla-
gen im Erzgebirgskreis ins Leben gerufen. Ziel dieses Projekts 
ist durch Op  mierung, genaue Einstellung und Regulierung 
der Heizungssteuerungen eine Reduzierung von Wärme-
energieverbräuchen zu erreichen. Insbesondere soll auch 
durch Einbindung des technischen Personals in diesen Prozess 
energiebewusstes Verhalten herausgebildet werden. 
1.10.1.5 Teilbetrieb Hochbau und Bauunterhalt
Im Berichtszeitraum, 1. Januar 2009 bis 31. Dezember 2012, 
wurden Inves   onen in Höhe von insgesamt 29.553.607,00 
EUR getä  gt. Hiervon inves  erte der Landkreis 21.251.199,00 
EUR in 26 von seinen insgesamt 28 Schulen.
Beru iches Schulzentrum für Ernährung, Sozialwesen und Wirtscha   des Erzgebirgskreises, Schneeberg/Schwarzenberg.
8.302.408,00 EUR fanden Verwendung in Umbau- und Wert-
erhaltungsmaßnahmen an Verwaltungsgebäuden, dem Um-
bau des Asylbewerberheimes in Olbernhau mit 97.766,79 
EUR und der vorbereiteten Planung zum Neubau von drei 
Re  ungswachen mit 20.579,55 EUR. Für das Verwaltungsge-
bäude in Annaberg-Buchholz wurden für die Fer  gstellung des 
Rohbaus und für die Rekonstruk  on des Altbaus 7.465.083,17 
EUR aufgebracht. Die verbleibenden 718.978,00 EUR wurden 
in Verwaltungsgebäuden, so z. B. in Stollberg 238.492,30 EUR 
zum Einbau der neuen Zulassungsstelle, in die Sanierung des 
Verwaltungsgebäudes Johannisstraße 58a in Zschopau mit 
337.032,78 EUR und dem Umbau der Poststelle in Stollberg für 
157.917,98 EUR verwendet.
Durch das Förderprogramm „Konjunkturpaket II Maßnahmen 
nach dem Zukun  sinves   onsgesetz“ sind dem Erzgebirgs-
kreis Mi  el in Höhe von 12.403.925,09 EUR für 29 Einzel-
maßnahmen bewilligt und in 24 Schulen umgesetzt worden. 
Die Förderung setzte sich hierbei wie folgt zusammen:
Nachfolgend einige Maßnahmen, die im Rahmen des Konjunk-
turpakets II im Erzgebirgskreis durchgeführt wurden.
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Landkreisgymnasium Annaberg, Außenstelle Oberwiesen-
thal, Eliteschule des Wintersports und Internat
Im Rahmen des Konjunkturpaketes II sind 1,48 Mio. EUR in 
die Sporthallen und das Gymnasium einschließlich der An-
bauten ge ossen. Fast 167.000 EUR wurden für Sanierung 
des Internates aufgewendet. Zusätzlich zu den geforderten 
Eigenanteilen inves  erte der Landkreis fast 160.000 EUR für 
Maßnahmen, die nicht förderfähig waren. Die Arbeiten an den 
Außensportanlagen im Umfang von fast 19.000 EUR wurden 
ebenfalls ohne Fördermi  el  nanziert.
Gesamtausgaben: 1.665.761 EUR
Zuschuss Bund: 1.110.267 EUR
Zuschuss Land: 74.017 EUR
Eigenmi  el: 481.477 EUR
Gymnasium Oberwiesenthal.
Internat Oberwiesenthal.
Beru iches Schulzentrum für Gesundheit, Technik und 
Wirtscha   des Erzgebirgskreises „Erdmann Kircheis“
Hier konnte durch die Bereitstellung von 891.299,57 EUR 
Fördermi  eln die vom Altlandkreis Stollberg begonnene Sa-
nierung aller Gebäude zum Abschluss gebracht werden. So 
wurden an fünf Gebäuden die Fassaden instand gesetzt, teil-
weise Vollwärmeschutz angebracht und Fenster erneuert. Im 
Wirtscha  sbebäude/Speisesaalanbau wurde das Dach kom-
ple   saniert und eine Dämmung eingebracht. Heizungsanla-
gen und Regeltechnik konnte auf den heu  gen Stand der Tech-
nik gebracht werden.
Gesamtausgaben: 1.124.818 EUR
Zuschuss Bund: 835.593 EUR
Zuschuss Land: 55.706 EUR
Eigenmi  el: 233.519 EUR
Beru iches Schulzentrum Oelsnitz Haus 10.
Beru iches Schulzentrum Oelsnitz Haus 5 und 6.
Bertolt-Brecht-Gymnasium Schwarzenberg
Im Haus I des Gymnasium konnte mit den Konjunkturmi  eln 
die alte Sporthalle komple   saniert, sowie die Stützmauer 
an der Rückseite des Gebäudes erneuert werden. Am Haus 
II enstand eine neue Außensportanlage mit Umlauf- und 
100-m-Bahn, Weitsprunganlage sowie Kleinfeldspiel äche. 
Das gesamte Grundstück wurde eingezäunt. 
Gesamtausgaben:    992.194 EUR
Zuschuss Bund:        714.637 EUR
Zuschuss Land:           47.642 EUR
Eigenmi  el:              229.915 EUR
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Gymnasium Schwarzenberg.
Außensportanlage Gymnasium Schwarzenberg.
Weitere 8.847.274,11 EUR sind über die Landesförderung 
Schulhausbau/Städtebau bewilligt worden. Auch hierzu folgen 
drei Beispiele.
Clemens-Winkler-Gymnasium Aue 
Neben einer Förderung über das Konjunkturpaket erhielt das 
Gymnasium auch eine Landesförderung über Schulhausbau 
in Höhe von 412.000 EUR. Hiervon wurden für 140.000 EUR 
Fenster nach denkmalrechtlichen Vorgaben ersetzt. Es erfolg-
te eine Komple sanierung des als Pausenbereich genutzten 
Innenhofs und die Trockenlegung der dabei tangierenden Au-
ßenwände. Auch die Restaurierung der historischen Einzäu-
nung konnte verwirklicht werden.
Gesamtausgaben:   422.827 EUR
Zuschuss Land:        329.600 EUR
Eigenmi el:               93.227 EUR 
Gymnasium Marienberg
Im Gymnasium wurde im Berichtszeitraum die begonnene Sa-
nierung des Altbaus fortgeführt und 2012 fer g gestellt.
Das denkmalgeschützte Gebäude erhielt eine komple  neue 
Dacheindeckung und Sanierung der Fassade einschließlich 
Fenster. Im Innenbereich erfolgten die Instandsetzung aller 
Räume, die Erneuerung der Elektroinstalla on einschließlich 
der Beleuchtung und die Besei gung aller brandschutztechni-
schen Mängel.
Gesamtausgaben:             1.985.196 EUR
Zuschuss Land Städtebau: 1.192.049 EUR
Zuschuss Land Schulhausbau:    233.329 EUR
Eigenmi el:         589.818 EUR
Ma hes-Enderlein-Gymnasium Zwönitz Haus 2
Das in den 70er Jahren als Kindertagesstä e errichtete Gebäu-
de wurde ab 1992 vom Gymnasium als Schulgebäude genutzt. 
Im Zuge der Komple sanierung erfolgte die behindertenge-
rechte Gestaltung und brandschutztechnische Sanierung des 
Gebäudes. Auch die Neuerrichtung der Aula (Mehrzweck-
raum) und Installa on einer Photovoltaikanlage ereigneten 
sich im Verlauf dieser Sanierung.
Gesamtausgaben: 613.350 EUR
Zuschuss Land:    230.462 EUR





Mit den Maßnahmen wurde in den Schulen ein Modernisie-
rungsstand erreicht, der ohne die Förderung der Bundesregie-
rung und des Freistaates nicht möglich gewesen wäre. Auch 
wenn nicht alle Probleme und Wünsche gelöst, bzw. erfüllt 
werden konnten, ist festzustellen, dass sich alle Schulen in 
einem guten bis sehr guten Zustand be nden und größere 
Inves   onen vorerst nicht erforderlich werden. Mit dem en-
erge  schen Teil sind die Grundlagen zur Energieeinsparung 
und damit zur Betriebskostensenkung gescha  en worden. Wo 
es nö  g war, sind die Sporthallen modernisiert worden. Ein 
Sportplatz wurde komple   neu errichtet. Da fast ausschließlich 
mit hiesigen Unternehmen gearbeitet wurde, dür  e auch der 
gewollte wirtscha  liche E  ekt im Landkreis nicht unerheblich 
gewesen sein.  
Vergaben: Bauleistungen (VOB)
Vergaben: Liefer- und Dienstleistungen (VOL)
1.10.1.6 Teilbetrieb Zentraler Service
Zum Teilbetrieb Zentraler Service gehören die Zentrale Verga-
bestelle, die Post- und Auskun  stellen, die Fuhrpark- und Fach-
literaturverwaltung sowie die zentrale Vervielfäl  gungsstelle.
Zentrale Vergabestelle
Entsprechend der Dienstordnung über die Vergabe von Leis-
tungen, Bauleistungen sowie freiberu ichen Dienstleistungen 
und die Bescha  ung von Bürobedarf, IT-Verbrauchsmateri-
alien sowie Arbeitsmi  eln, Einrichtungsgegenständen und IT-
Aussta  ungen im Landratsamt Erzgebirgskreis ist die Zentrale 
Vergabestelle grundsätzlich für alle Vergaben zuständig. Mit 
Ausnahme des Referates Straßenunterhaltung und des Re-
ferates Kreisstraßen greifen sämtliche Struktureinheiten des 
Landratsamtes auf die Zentrale Vergabestelle zurück, wenn 
die geplante Vergabe oder Bescha  ung den Au  ragswert von 
5.000,00 EUR übersteigt. Von 2009 bis 2012 führte die Zentrale 
Vergabestelle im Jahr durchschni  lich 121 Vergaben für Bau-
leistungen (VOB) und 91 Vergaben für Liefer-/Dienstleistungen 
(VOL) durch. 
Bei den Bauleistungen wurden im Jahresdurchschni   Au  räge 
in Höhe von 6,1 Mio. EUR ausgelöst. Hervorzuheben sind da-
bei die Vergaben für die Erweiterung und Rekonstruk  on des 
Verwaltungsgebäudes, Paulus-Jenisius-Straße 24 in Annaberg-
Buchholz.
Im Bereich der Liefer- und Dienstleistungen wurden im Jah-
resdurchschni   Au  räge in Höhe von 2,7 Mio. EUR ausgelöst. 
Hervorzuheben ist hierbei die Ausschreibung einer ganzheitli-
chen Fachso  ware im Zusammenhang mit der Eingliederung 
der Jobcenter in die Struktur des Landratsamtes im Rahmen 
einer Op  onskommune.
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Post- und Auskun  sstellen
Insgesamt vier Post- und Auskun  sstellen in Annaberg-Buch-
holz, Aue, Marienberg und Stollberg stellen sicher, dass den 
Bürgern per Telefon oder direkt vor Ort schnellstmöglich ge-
holfen und sämtliche Briefpost sofort bearbeitet wird. In die-
sem Zusammenhang werden in den Auskun  sstellen täglich 
über 1.000 Telefongespräche entgegengenommen und wei-
tervermi  elt. Die Poststellen erhalten und versenden täglich 
jeweils ca. 2.000 Briefe und Pakete. Um auch intern einen 
schnellen Postaustausch zu ermöglichen, gibt es zwischen den 
Verwaltungsstandorten neun Kurierdienste. Diese transpor  e-
ren täglich die Hauspost über mehrere Knotenpunkte in jedes 
Verwaltungsgebäude des Landratsamtes Erzgebirgskreis.
In der Poststelle Aue werden die Transportkisten für ihren Weg nach 
Annaberg-Buchholz vorbereitet.
Fuhrparkverwaltung
Der gesamte Fuhrpark des Landratsamtes wird über den Teil-
betrieb Zentraler Service verwaltet. Dazu gehört zum Beispiel 
ein automa  sches Bestellprogramm. Mit diesem können die 
Struktureinheiten ein Fahrzeug für eine Diens  ahrt reservie-
ren. Die Diens  ahrten werden entsprechend einer kosten-
deckenden Kilometerpauschale den Struktureinheiten in Rech-
nung gestellt. Dadurch sind die Struktureinheiten angehalten, 
die Diens  ahrzeuge sparsam und e   zient zu nutzen.
Fachliteraturverwaltung und zentrale Vervielfäl  gungsstelle
Das Landratsamt benö  gt für seine Arbeit Fachliteratur und 
Gesetzestexte. Damit bekannt ist, welche Fachliteratur in wel-
cher Struktureinheit eingesetzt wird, erfolgt eine zentrale elek-
tronische Verwaltung im Teilbetrieb Zentraler Service. So wird 
sichergestellt, dass nur die unbedingt notwendigen Anschaf-
fungen getä  gt werden.
In der zentralen Vervielfäl  gungsstelle werden zum Beispiel 
die Beschlussvorlagen für Kreistage und Ausschüsse verviel-
fäl  gt. Durch die eingesetzte Großkopiertechnik wird sicher-
gestellt, dass mit niedrigen Kosten und in kürzester Zeit die 
notwendigen Kopien angefer  gt werden können.
1.10.1.7 Teilbetrieb Informa  onstechnik
Die Verantwortlichkeit des Teilbetriebes liegt bei der Betreu-
ung von ca. 2.000 PC-Arbeitsplätzen in 22 Dienstgebäuden des 
Landratsamtes und 6 Straßenmeistereien, sowie im Rahmen 
des Wartungsverbundes Schulen für 24 landkreiseigene Schu-
len. Der Teilbetrieb IT hat 23 Beschä  igte an 4 Standorten.
Inves   onen in die IT-Struktur
– 2008/2009: 2 Mio. EUR Kreisreform, IT-Zentrale, Vernet-
zung der Standorte, So  ware einschließlich Microso   En-
terprise-Agreement-(EA)-Vertrag (Lizenzen)
– 2009/2010: 1 Mio. EUR Konjunkturpaket II, Scha  ung einer 
redundanten Serverzentrale, BSI-Grundschutz, Microso   
EA-Vertrag
– 2011: 1,4 Mio. EUR Integra  on Jobcenter, Erweiterung 
Serverzentrale, Anschluss u. Vernetzung Jobcenter-Stand-
orte, BSI-Maßnahmen, So  ware und Microso   Enterprise-
Agreement-Vertrag
– 2012: 1,1 Mio. EUR Wartungsverbund Schulen (So  - und 
Hardware); 100.000  EUR Landratsamt (Hardware)/BSI; 
400.000 EUR Landratsamt (Microso  -Lizenzen und So  ware)
Ausgangslage 2008 (So  ware, IT-Zentrale, Telefonanlage 
usw.)
Auf dem Gebiet der Informa  onstechnik (IT) stellte die Kreisre-
form eine große Herausforderung dar.
Dabei mussten zunächst folgende vordergründige Aufgaben 
gelöst werden:
– Scha  ung einer Vernetzungsstruktur der Dienstgebäude
– Scha  ung einer IT-Zentrale mit Serverfarm und Backup-
lösung
– Einführung einer komple  en Terminalserverlösung auf 
Citrix Basis
– Anbindung der Netzstruktur an das KDN (kommunales Da-
tennetz)
– schri  weise Erneuerung der Client-Hardware
– Auswahl und Einführung der für die neue Landkreisverwal-
tung benö  gten Fachverfahren
– Erneuerung bzw. Übernahme der So  warewartungsver-
träge
– Vereinheitlichung der Standardso  ware
– Zusammenführung der Daten in gemeinsame Datenbanken
– Schulung der Beschä  igten für die neuen Verfahren
– Einrichtung einer IT-Hotline
– komple  e Erneuerung der gesamten Telefonie einschließ-
lich der zentralen Telekommunika  ons-Anlage und aller 
Endgeräte
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Diese Aufgaben wurden in den Jahren 2008 und 2009 weitest-
gehend abgeschlossen. 
Telearbeit
Im Jahr 2009 wurde im Landratsamt Erzgebirgskreis ein Pi-
lotprojekt Telearbeit gestartet. Beschä  igte aus den Sachge-
bieten Lebensmi  elüberwachung und Betreuungsbehörde 
fungierten dabei als Pilotanwender. Dazu wurde eigens in der 
Zentrale des kommunalen Datennetzes (KDN) ein sogenanntes 
Citrix-Access-Gateway installiert, welches den geschützten Zu-
gri   von außen über das Internet auf die Anwendungen des 
Landratsamtes realisiert. Nach erfolgreichem Abschluss des 
Pilotprojektes, wurde im Rahmen einer „Dienstvereinbarung 
Telearbeit“ das Projekt ausgeweitet. Ende 2013 arbeiten 25 
Beschä  igte in Telearbeit.
Für weitere Beschä  igte, vor allem in den Leitungsebenen 
und in der IT, wurde die Möglichkeit gescha  en über diesen 
Weg außerhalb der normalen Dienstzeit auf Anwendungen des 
Landratsamtes zuzugreifen.
Op  onskommune
Die nächste große Herausforderung für die IT des Landratsam-
tes war die im Jahr 2011 geplante und ab Januar 2012 zu reali-
sierende Eingliederung der Jobcenter in die Struktur des Land-
ratsamtes im Rahmen einer Op  onskommune. Dabei wurden 
ca. 550 neue Arbeitsplätze übernommen. 
Folgende Schwerpunktaufgaben waren zu meistern:
– Vernetzung der Jobcenterstandorte (neun Standorte) und 
Einbindung in das Netz des Landratsamtes (Computer- und 
Telefonnetz)
– Erweiterung der Kapazität der Serverzentrale in Aue um 
ein Dri  el
– Einführung eines neuen Fachverfahrens für das Sozialge-
setzbuch II (Prosozial)
– Au  au eines Telefon-Service-Centers mit einer zentralen 
Einwahl für die Bürger (neue Service-Center-So  ware)
Diese Aufgaben wurden 2012 abgeschlossen. Aus jetziger Sicht 
kann dieses Projekt als Erfolg verbucht werden. Damit entstand 
ein Ge echt von 22 Dienstgebäuden und 6 Straßenmeisterei-
en, die alle an das interne Computernetz des Landratsamtes 
angeschlossen sind.
Internetau  ri   des Landkreises
2012 wurde der Internetau  ri   des Landkreises gemeinsam 
mit dem Unternehmen „KabelJournal“ komple   neu gestaltet. 
Als Basis wurde eine neue Version des Content-Management-
Systems typo3 installiert. Damit können bes  mmte Inhalte der 
Webseiten von Verantwortlichen in den jeweiligen Fachberei-
chen eigenständig erfasst und verwaltet werden. Weiterhin 
wurden Maßnahmen zur Verbesserung der Barrierefreiheit 
des Internetau  ri  s realisiert.
Netzplan Computernetz Landratsamt Erzgebirgskreis Stand Oktober 2013
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2 Abteilung 1 – Haupt-, Finanz- und 
 Schulverwaltung (2. Beigeordneter)
2.1    Referat Finanzen
2.1.1  Entwicklung der Haushaltslage ein-
schließlich der Umsetzung des Haushalts-
sicherungskonzeptes des Erzgebirgskreises
Gemäß § 12 Sächsisches Kreisgebietsneugliederungsgesetz 
endete für die Altlandkreise am 31. Juli 2008 das Haushaltsjahr 
2008 und begann für den Erzgebirgskreis am 1. August 2008. 
Die Altlandkreise ha  en eine Haushaltssatzung für das ge-
samte Kalenderjahr 2008 erlassen. Die Haushaltsansätze ein-
schließlich der übertragenen Haushaltsansätze früherer Jahre 
waren – soweit Ausgaben und Einnahmen noch nicht erfolgt 
sind – auf das Haushaltsjahr 2008 des Erzgebirgskreises zu 
übertragen. Aus diesem Grund weist das Rechnungsergebnis 
2008 des Erzgebirgskreises im unten dargestellten Diagramm 
nur die Monate August bis Dezember 2008 aus.
2.1.1.1  Entwicklung der Haushaltsdaten
Im Diagramm sind in den Jahren 2008 bis 2012 jeweils die 
Ausgaben des Verwaltungs- und Vermögenshaushaltes und 
ab 2013 jeweils die Aufwendungen des Ergebnishaushaltes 
und die Auszahlungen für Inves   onen sowie die Auszahlun-
gen aus der Finanzierungstä  gkeit dargestellt.
Der Haushalt des Erzgebirgskreises unterlag in den letzten 
Jahren durch Aufgabenausgliederungen und Aufgabenzu-
wächse einigen Veränderungen. So wurden zum 1. August 
2008 im Rahmen des Verwaltungsneuordnungsgesetzes 
Aufgaben übertragen, die mit entsprechenden Personal- und 
Sachausgaben in den Haushalt integriert wurden. Demgegen-
über stehen Einnahmen aus dem Mehrbelastungsausgleich 
des Freistaates.
Zum 1. Januar 2012 erfolgte die Übertragung sämtlicher 
Aufgaben des Erzgebirgskreises, die ihm als ö  entlich-
rechtlicher Entsorgungsträger auf Grund gesetzlicher Be-
s  mmungen obliegen, auf den Zweckverband Abfallwirtscha   
Südwestsachsen.
Der wesentliche Ans  eg des Haushaltsvolumens ab dem Jahr 
2012 resul  ert daraus, dass der Landkreis die Aufgaben als 
zugelassener kommunaler Träger für die Grundsicherung für 
Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB II) übernommen hat.
Weiterhin wurde zum 1. Januar 2013 die Aufgabenerfüllung
des bodengebundenen Re  ungsdienstes für den Erzgebirgs-
kreis an den Re  ungszweckverband Chemnitz-Erzgebirge über-
tragen.
Entwicklung Haushaltsvolumen in Tausend EUR
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Im folgenden Diagramm wird die Entwicklung der Einnahmen 
aus dem Finanzausgleich mit den Gemeinden und Landkrei-
sen im Freistaat Sachsen aufgezeigt (Angaben in Tausend EUR):
Trotz sinkender Finanzaussta  ung ist es dem Erzgebirgskreis 
in den Jahren 2008 bis 2011 gelungen, neben der gesetzlich 
geforderten Mindestzuführung vom Verwaltungs- an den 
Vermögenshaushalt eine Ne  ozuführung auszuweisen. Erst-
mals im Jahr 2012 musste der Verwaltungshaushalt mit einer 
Zuführung aus dem Vermögenshaushalt gestützt werden.
In den Jahren 2008 bis 2012 wurden im Erzgebirgskreis ins-
gesamt 121.997.000 EUR für Inves   onen für folgende Zwecke 
aufgewendet:
– Baumaßnahmen: 49.262.000 EUR,
– Vermögenserwerb: 25.895.000 EUR,
– Zuweisungen für Inves   onen: 46.840.000 EUR.
Der Schwerpunkt der Baumaßnahmen lag im Wesentlichen 
im Bereich der Infrastruktur. Im Zeitraum 2008 bis 2012 
wurden 36.883.000 EUR in Kreisstraßen inves  ert und im 
Finanzhaushalt der Jahre 2013 und 2014 wurden weitere 
21.812.000 EUR veranschlagt. 
In den Schulbereich sind bis 2012 insgesamt 11.852.000 EUR 
Mi  el für Inves   onen ge ossen und in den Jahren 2013 und 
2014 insgesamt 788.000 EUR geplant.
Für die Neuordnung der Verwaltung wurden im Erzgebirgs-
kreis 7.261.000 EUR für Aussta  ungen aufgewendet, weite-
re 929.000 EUR sind in den Jahren 2013 und 2014 geplant.
Zuweisungen für Inves   onen wurden bis 2012 für Kita-
Invest in Höhe von 15.694.000 EUR, für Eigenbetriebe in Höhe 
von 9.298.000 EUR sowie 4.454.000 EUR für Krankenhäuser 
und verbundene Unternehmen zur Verfügung gestellt. Wei-
tere 6.379.000 EUR erhielten Kommunen des Landkreises aus 
der Inves   onspauschale sowie aus der inves  ven Zweckzu-
weisung. In den Jahren 2013 und 2014 wurden insgesamt Zu-
weisungen für Inves   onen in Höhe von 8.158.000 EUR veran-
schlagt. Die dem Erzgebirgskreis übertragenen Fehlbeträge in 
Höhe von 5.104.000 EUR wurden in den Jahren 2008 und 2009 
aus Mi  eln der Anschub nanzierung ausgeglichen.
2.1.1.2  Entwicklung des Schuldenstandes
Im Erzgebirgskreis erfolgte eine kon  nuierliche Tilgung der 
Kredite. Die rechnerische Tilgungsdauer konnte von 30,2 Jah-
ren am 1. August 2008 auf durchschni  lich 20,9 Jahre bis 2014 
gesenkt werden.
Die Erhöhung des Schuldenstandes im Jahr 2014 ist auf die 
geplante Neuaufnahme in Höhe von 15.000.000 EUR zurück-
zuführen.
Im Folgenden wird die Entwicklung des Schuldenstandes dar-
gestellt (Angaben in Tausend EUR):
2.1.1.3  Entwicklung der Rücklagen
Die allgemeine Rücklage ohne Zweckbindungen entwickelte 
sich wie folgt (Angaben in Tausend EUR):
MBA: Mehrbelastungsausgleich
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Mit der Einführung der Doppik im Haushaltsjahr 2013 gibt es 
die klassische allgemeine Rücklage nicht mehr. Aus diesem 
Grund werden in den Jahren 2013 und 2014 keine Werte aus-
gewiesen.
2.1.1.4  Umsetzung des Haushalts-
sicherungskonzeptes (HSK)
Da der Haushalt 2010 im Finanzplanungszeitraum Fehlbeträ-
ge ausgewiesen hat, wurde dieser durch die Landesdirek  on
Chemnitz mit der Au age genehmigt, ein Haushaltssiche-
rungskonzept zu erstellen, welches die Wiedererlangung des
Haushaltsausgleichs zum Ziel haben soll. Vor der Haushalts-
konsolidierung wurden in den Jahren 2011 bis 2013 Fehlbe-
träge in Höhe von insgesamt 40.842.000 EUR ausgewiesen.
Das Haushaltssicherungskonzept hat dazu 33 Maßnahmen zur 
Reduzierung der Ausgaben bei freiwilligen und P ichtaufga-
ben nach konsequenter Aufgabenkri  k und Standardsenkung 
sowie die Bescha  ung weiterer Einnahmen vorgesehen. Ins-
gesamt wurden für die Jahre 2011 bis 2015 Konsolidierungs-
potenziale in Höhe von 67.537.000 EUR erschlossen. 
Im Haushaltsjahr 2011 erhöhte sich das geplante Einspar-
potenzial um 4.181.000 EUR auf 12.594.000 EUR.
Im Vergleich zum ursprünglichen Konsolidierungsziel 2012 
werden auf der Grundlage des Rechnungsergebnisses rein 
rechnerisch insgesamt 11.436.000 EUR höhere Belastungen 
ausgewiesen, die jedoch bei einigen Handlungsfeldern mit 
den ursprünglichen Zielen des Haushaltssicherungskonzeptes 
nicht mehr vergleichbar sind. Dies ist größtenteils darauf zu-
rückzuführen, dass der Erzgebirgskreis ab 1. Januar 2012 als 
Op  onskommune gemäß § 6b Abs. 1 SGB II die Aufgaben der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende als zugelassener kommu-
naler Träger übernommen hat. 
Aufgrund der Einführung der Doppik wurde das Haushalts-
sicherungskonzept mit der Jahresrechnung 2012 letztmalig ab-
gerechnet.
2.1.1.5 Entwicklung ausgewählter Daten 
des Haushaltes 
Im nachfolgenden Diagramm ist jeweils der Stand der Schul-
den, der Bürgscha  en, der Fehlbeträge sowie der allgemeinen 
Rücklage (ohne Zweckbindungen), mit denen der Erzgebirgs-
kreis zum 1. August 2008 startete und wie sich diese entwickel-
ten, dargestellt (Angaben in Tausend EUR).
Bei der allgemeinen Rücklage wird der Stand 31. Dezember 
2012 ausgewiesen, da diese – wie bereits erläutert – in der 
Doppik nicht mehr relevant ist.
2.1.2 Einführung der Doppik
Grundlage für das Neue Kommunale Haushalts- und Rech-






Im neuen Haushaltsrecht wird wie bisher unterschieden zwi-
schen der laufenden Verwaltungstä  gkeit sowie der Inves  -
 ons- und Finanzierungstä  gkeit.
Der Ergebnishaushalt/die Ergebnisrechnung repräsen  ert den 
Ergebnisteil des Gesamthaushaltes. Nach dem Ressourcenver-
brauchskonzept sind der zahlungswirksame und der nicht zah-
lungswirksame Ressourcenverbrauch und Ressourcenertrag 
als Erträge und Aufwendungen periodengerecht zuzuordnen.
Der Finanzhaushalt/die Finanzrechnung stellt den zweiten 
wich  gen Bestandteil des Gesamthaushaltes dar. Das zah-
lungsorien  erte Kassenwirksamkeitsprinzip ist prägendes 
Charakteris  kum des Finanzhaushaltes.
Ergebnis- und Finanzhaushalt setzen sich aus Teilhaushalten 
zusammen. Im Erzgebirgskreis wurden sechs Teilhaushalte in 
Anlehnung an die Produktbereiche gebildet:
– Teilhaushalt 1 Zentrale Verwaltung
– Teilhaushalt 2 Schulen und Kultur
– Teilhaushalt 3 Soziales und Jugend
– Teilhaushalt 4 Gesundheit und Sport
– Teilhaushalt 5 Gestaltung der Umwelt
– Teilhaushalt 6 Zentrale Finanzdienstleistungen.
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Da eine produktorien  erte Darstellung der Teilhaushalte vor-
geschrieben ist, setzen sich diese aus Produkten zusammen. 
Für die Produktbildung ist der kommunale Produktrahmen des 
Freistaates Sachsen anzuwenden. Im Erzgebirgskreis wurden 
insgesamt 129 Produkte gebildet.
Innerhalb des Haushaltes sind Schlüsselprodukte, die örtlich 
von  nanzieller oder kommunalpoli  scher Bedeutung sind, 
darzustellen. Der Kreistag als Hauptorgan des Landkreises hat 
folgende elf Produkte als Schlüsselprodukte festgelegt:
Produkt Bezeichnung
111303 Liegenscha  sverwaltung, Gebäudemanagement
217101 Gymnasien, Kollegs in ö  entlicher Trägerscha  
231101 Berufsschulen in ö  entlicher Trägerscha  
311201 Hilfen zur P ege
311301 Eingliederungshilfen für behinderte Menschen
312101 Leistungen für Unterkun   und Heizung
362101 Jugendarbeit
363301 Hilfen zur Erziehung
511001 Integrierte Ländliche Entwicklung/Flurneuordnung
542001 Unterhaltung und Instandsetzung von Kreisstraßen
547001 Ö  entlicher Personennahverkehr
2.1.2.2 Aufstellung der Erö  nungsbilanz
Zu Beginn des ersten Haushaltsjahres mit der doppelten Buch-
führung ist der Landkreis verp ichtet, eine Erö  nungsbilanz 
aufzustellen. 
Damit sämtliche Vermögens- und Schuldenbestände mengen-
mäßig und wertmäßig erfasst werden, ist eine Inventur durch-
zuführen. Um die Inventur immer nach gleichen Maßstäben 
vornehmen zu können, wurde eine Inventurrichtlinie und eine 
Bewertungsrichtlinie erstellt. Diese enthalten für sämtliche 
Arten an Vermögen und Schulden Regelungen zur Erfassung so-
wie zur Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden.
Die Inventur des beweglichen Vermögens im Erzgebirgs-
kreis wurde durchgeführt. In der Inventarisierungsso  ware 
sind zum 30. September 2013 149.826 Inventargüter erfasst. 
Davon be nden sich 103.858 in Schulen und 45.968 in der Ver-
waltung. 
Ziel ist es, die Erö  nungsbilanz des Erzgebirgskreises im ersten 
Halbjahr 2014 vorzulegen und durch den Kreistag beschließen 
zu lassen.
2.2       Referat Schulen und Sport
2.2.1  Schulnetzplanung und -entwicklung 
seit 2008
Die Landkreise und die Kreisfreien Städte sind gemäß § 23a 
Schulgesetz des Freistaates Sachsen zur Aufstellung von Schul-
netzplänen für alle auf ihrem Gebiet vorhandenen Schulen 
verp ichtet. Das Ziel dieser Pläne ist es „… ein regional aus-
geglichenes und unter zumutbaren Bedingungen erreichbares 
Bildungsangebot …“ bei den allgemein bildenden und berufs-
bildenden Schulen sicherzustellen.
Der Erzgebirgskreis ist dieser Verp ichtung mit der Aufstellung
– des Teilschulnetzplanes berufsbildende Schulen, der vom 
Kreistag am 30. September 2010 beschlossen und vom 
Sächsischen Staatsministerium für Kultus und Sport am 
15. Juli 2011 genehmigt wurde und
– des Teilschulnetzplanes allgemeinbildende Schulen, der 
vom Kreistag am 10. Oktober 2012 beschlossen wurde und 
für den die Genehmigung erwartet wird,
schnell nachgekommen.
Diese Schulnetzpläne sind innerhalb der nächsten fünf Jahre 
oder bei entsprechender Notwendigkeit fortzuschreiben.
2.2.1.1  Entwicklung der Schülerzahlen
In der Tabelle (nächste Seite) ist die Entwicklung der Schüler-
zahlen in allen Schularten, einschließlich der Schulen in freier 
Trägerscha  , seit dem Schuljahr 2008/09 aufgezeigt.
Im Bereich der allgemein bildenden Schulen ist seit 5 Jahren 
eine Stabilisierung bzw. ein leichter Ans  eg der Schülerzahlen 
zu verzeichnen. Dagegen sank die Anzahl der Schüler in den 
beru ichen Schulen in der Wahlperiode so stark, dass Hand-
lungsbedarf für diese Bildungseinrichtungen in Trägerscha   
des Erzgebirgskreises bestand. Im Abschni   Schulen in Land-
kreisträgerscha   wird dieser Sachverhalt näher erläutert. 
2.2.1.2  Schulstandorte
Am 1. August 2008 wies die Schullandscha   im Erzgebirgskreis 
folgende Bildungseinrichtungen aus: 
– 90 Grundschulen, davon 85 in ö  entlicher und 5 in freier 
Trägerscha  ,
– 38 Mi  elschulen (Oberschulen), davon 29 in ö  entlicher 
und 9 in freier Trägerscha  ,
– 11 Gymnasien, davon 9 in ö  entlicher und 2 in freier Trä-
gerscha  ,
– 1 Kolleg als Einrichtung des zuweilen 2. Bildungsweges in 
ö  entlicher Trägerscha  ,
– 20 beru iche Schulen, davon 6 in ö  entlicher und 14 in 
freier Trägerscha  .
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Grundschüler 11.060 10.933 10.921 11.037 11.098 11.228
Mi elschüler (Oberschüler) 8.985 9.105 9.419 9.797 10.098 10.245
Gymnasiasten (ohne Kolleg) 5.864 5.672 5.862 6.140 6.314 6.472
Schüler Kolleg 210 195 178 180 179 174
Förderschüler 1.186 1.214 1.260 1.230 1.238 1.221
Berufsschüler 9.184 7.981 6.823 6.001 5.378 4.919
Die Entwicklung der Schülerzahlen der allgemeinbildenden 
Schulen seit 2008 führte dazu, dass sich die Anzahl dieser Schu-
len nur geringfügig änderte. Im Berichtszeitraum wurden die 
Evangelische Schulgemeinscha  Erzgebirge – Mi elschule –,
das Evangelische Gymnasium Leukersdorf und die Interna o-
nal Primary School Stollberg neu eingerichtet.
Für die Mi elschule „Albrecht Dürer“ Aue sowie die Grund-
schulen Pöhla, Beierfeld und Meinersdorf beschlossen die 
kommunalen Schulträger die Au ebung. Davon wurden 
zwei Grundschulen im Zuge der Einrichtung einer gemein-
samen kommunalen Grundschule aufgehoben. Mit der Bildung 
von gemeinsamen Schulbezirken sicherten acht Schulträger 
die Grundschulstandorte in ihren Kommunen ab.
2.2.2  Schulen in Landkreisträgerscha 
Der Erzgebirgskreis ist nach § 22 Sächsisches Schulgesetz 
Schulträger von Gymnasien, Förderschulen und Beru ichen 
Schulzentren. Entsprechend der §§ 21 und 23 tragen die Schul-
träger die sächlichen Schulkosten, errichten und unterhalten 
die Schulgebäude, sta en sie mit den notwendigen Lehr- und 
Lernmi eln aus und stellen die sons gen erforderlichen Ein-
richtungen zur Verfügung. Die Schulträger nehmen diese 
Angelegenheiten als P ichtaufgabe ohne Weisung wahr.
Im Jahr 2008 ha e der Erzgebirgskreis 9 Gymnasien mit einer 
Außenstelle in Oberwiesenthal als Eliteschule des Winter-
sports, ein Kolleg, 12 Förderschulen und 6 Beru iche Schulzen-
tren in seiner Trägerscha . Obwohl Schwankungen der Schü-
lerzahlen bei den Gymnasien zum Teil vorhanden waren, sind 
die Gymnasien im Berichtszeitraum rela v stabil und können 
auch mi elfris g alle weiterhin bestehen bleiben. 
In der Schulart Förderschulen gab es nur wenige Veränderun-
gen. Die Schule zur Lernförderung in Olbernhau musste im Jahr 
2009 aufgrund stark rückläu ger Schülerzahlen schließen. Die 
Schüler aus diesem Bereich wurden von der Schule zur Lern-
förderung in Marienberg aufgenommen. 
Deutliche Änderungen waren in der Schulstruktur der berufs-
bildenden Schulen vorzunehmen. Im Jahr 2008 lernten an den 
Beru ichen Schulzentren des Landkreises noch 6.805 Schüler 
und Auszubildende. Im Schuljahr 2013/14 sind es nur noch 
3.700. Nach intensiven Vorberatungen hat der Kreistag ent-
schieden, jeweils zwei Beru iche Schulzentren zusammenzu-
legen, wobei Ausbildungen an allen sechs bisherigen Stand-
orten rela v gleichberech gt erhalten bleiben sollen. Dafür 
waren einige Änderungen der Ausbildungspro le der Einrich-
tungen erforderlich. Bis auf den Standort in Annaberg-Buchholz 
konnte dieses Konzept in der Praxis umgesetzt werden. In Anna-
berg-Buchholz kann der deutliche Rückgang des Ausbildungs-
bedarfes in den Hotel- und Gastronomie sowie in den gewerb-
lich-technischen Berufen nicht ausgeglichen werden, so dass 
hier die Schüler- und Auszubildendenzahlen von den Progno-
sewerten abweichen. Die aktuellen Standorte der Schulen in 
Trägerscha  des Erzgebirgskreises im Schuljahr 2013/14 sind 
in der nachstehenden Karte aufgeführt. 
Entsprechend der vom Kreistag beschlossenen Haushalte 
und den vom Freistaat Sachsen bereitgestellten Fördermi eln 
konnten an den Schulgebäuden viele Baumaßnahmen zur Ver-
besserung der Gebäudestruktur und der äußeren Lehr- und 
Lernbedingungen realisiert werden. Einige der bedeutsamsten 
Baumaßnahmen waren:
– Anbau und Sanierung an der Eliteschule des Wintersportes 
in Oberwiesenthal,
– Sanierung Hauptgebäude Gymnasium Marienberg,
– Teilsanierung Clemens-Winkler-Gymnasium Aue und
– Grundsanierung Sporthalle am Förderschulzentrum Anna-
berg.
Für die Aussta ung der Schulen mit Möbeln, Lehr- und Lern-
mi eln und technischen Geräten wurden von 2008 bis 2013 
Inves  onen in Höhe von 7.451.958 EUR aufgebracht. Ins-
besondere für Lehr- und Lernmi el wurden darüber hinaus in 
den Verwaltungshaushalten Mi el in Höhe von ca. 3.311.916 
EUR bereitgestellt. Damit konnten Unterschiede des Aus-
sta ungsgrades der Schulen, die in den Altlandkreisen ent-
standen waren, weitgehend ausgeglichen werden. 
Zum Beispiel sind im Gymnasium Marienberg 23 Klassen-
zimmer, die Aula und weitere Nebenzimmer komple  neu aus-
Entwicklung der Schülerzahlen
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gesta  et worden. Die  nanziellen Aufwendungen betrugen 
dafür 165.500 EUR. Ähnlich konnte am Carl-von-Bach-Gymna-
sium Stollberg mit einem Betrag von 107.852,29 EUR die Schul-
aussta  ung teilweise erneuert werden.
Im Berichtszeitraum haben sich die Schulen im Bereich der In-
forma  onstechnik entscheidend weiter entwickelt. Die Anzahl 
der bisher vorhandenen Computerkabine  e wurde deutlich 
erhöht. Damit ist das Verhältnis Anzahl Schüler pro Compu-
ter der Schulen in Trägerscha   des Erzgebirgskreises deutlich 
besser als der sächsische Durchschni  . Zum Beispiel beträgt 
der sächsische Durchschni   bei den Gymnasien 7 Schüler pro 
Computer. Im Erzgebirgskreis liegt der Durchschni   bei 5,6 
Schülern pro Computer. Für die Unterrichtsdurchführung kön-
nen die Landkreisschulen verschiedene Präsenta  onsmöglich-
keiten wie Beamer, interak  ve Tafeln und Mul  touchscreens 
nutzen. Diese Möglichkeiten werden in den nächsten Jahren 
noch weiter zunehmen, wobei in einigen Gymnasien und Be-
ru ichen Schulzentren bereits eine Vielzahl von Geräten vor-
handen ist.
Da der Wartungsaufwand für die IT-Aussta  ung der Schulen 
durch die Lehrer nicht mehr im erforderlichen Maße abge-
sichert werden konnte, arbeitet der Landkreis seit 2012 im 
Rahmen eines Fördermi  elprojekts am Au  au eines War-
tungsverbundes für die 24 landkreiseigenen Schulen. Für die 
dafür notwendigen Anscha  ungen an Hard- und So  ware sind 
 nanzielle Mi  el in Höhe von etwa 1,1 Mio. EUR erforderlich 
gewesen. Die Europäische Union und der Freistaat Sachsen 
unterstützten das Projekt mit 815.259,60 EUR. Ziel ist es, dass 
zum Schuljahresende 2013/14 alle Landkreisschulen für die 
IT-Aussta  ung zentral durch den LSB gewartet werden können. 
Damit verkürzen sich die Zeiten für Fehlersuche und Repara-
turen sowie für das Installieren neuer Programme. Außerdem 
sind für Ersatzbescha  ungen zum großen Teil keine PCs mehr 
erforderlich, sondern nur noch sogenannte Thin-/Fat Clients, 
die wesentlich kostengüns  ger sind.
Zusätzlich wurde im Jahr 2012 eine zentrale Citrix-Terminalser-
verumgebung für die durch Zusammenlegung neu entstande-
nen 3 Beru ichen Schulzentren gescha  en.
Für diese Projekte sind folgende Schwerpunktaufgaben zu lösen:
– europaweite Ausschreibung der Serverhardware und Stan-
dardso  ware zur Scha  ung einer homogenen dezentralen 
Serverstruktur an den jeweiligen Schulen,
– Scha  ung einer Vernetzung zur Realisierung des War-
tungszugri  s von der Zentrale in Aue an die jeweiligen 
Schulen,
– Einstellung und Einarbeitung von 2 zusätzlichen Beschäf-
 gten in der IT für diese Aufgabe,
– Scha  ung einer neuen Serverzentrale für die Beru ichen 
Schulzentren in den Serverräumen in Aue,
– Installa  on eines Citrix-Netscaler in der KDN-Zentrale in 
Schulen in Trägerscha   des Erzgebirgskreises im Schuljahr 2013/14
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Dresden für den Zugang der BSZ-Computer zur Zentrale im 
Landratsamt, 
– Einrichten der Clientcomputer der Verwaltung (einschließ-
lich Lehrer) für den Zugri   auf die zentrale Citrix-Umgebung.
Die Scha  ung der zentralen Lösung für die Beru ichen Schul-
zentren ist abgeschlossen. Die Beschä  igten der Schulen werden 
durch die Hotline des Wartungsverbundes betreut. Der Au  au 
des Wartungsverbundes für die dezentralen Serverumgebun-
gen in den Schulen zum Betrieb der Schülernetze und Computer-
kabine  e ist zurzeit in Arbeit und soll bis Mi  e 2014 abge-
schlossen sein.
Insgesamt können die Schulen in Trägerscha   des Erzgebirgs-
kreises mit guten materiellen Bedingungen in Bezug auf die 
Schulgebäude und auf die Schulaussta  ung ihren Bildungs- 
und Erziehungsau  rag nach dem Sächsischen Schulgesetz gut 
erfüllen. Darüber hinaus haben einige Schulen besondere Ak-
 vitäten und Schwerpunkte entwickelt. Zum Beispiel bieten 
die Gymnasien viele Möglichkeiten der Berufs- und Studien-
orien  erung an. Das Landkreis-Gymnasium St. Annen in Anna-
berg-Buchholz und das Johann-Go   ried-Herder-Gymnasium 
in Schneeberg haben bereits mehrfach Auszeichnungen für 
ihre Programme und Ideen erhalten. Es sind durchgängige Ver-
anstaltungen ab Klassenstufe 7 mit Informa  onen, Besuchen 
in Betrieben und Prak  ka ebenso wich  g, wie besondere Pro-
jekte, wie „Clever im Job“, Netzwerktage, Grundkurs „Soziale 
Diakonie“ oder Ak  vitäten zu einzelnen Berufsgruppen.
Tradi  onell wird jährlich durch die Schulen für geis  g Behin-
derte ein Grenzüberschreitendes Koopera  ves Spor  est in 
Annaberg-Buchholz durchgeführt. An den We  kämpfen betei-
ligen sich neben Schülern der Schulen für geis  g Behinderte, 
Grundschüler, Gymnasiasten und Schüler aus der Tschechi-
schen Republik. Schüler des Beru ichen Schulzentrums helfen 
bei der Vorbereitung und Durchführung der We  kämpfe. 
Viele kulturelle und sportliche Veranstaltungen der Schulen 
prägen deren Bild in der Ö  entlichkeit. Einige Beispiel dafür 
sind:
– Veranstaltungen zum „Kulturversuch“ des Gymnasiums 
Marienberg,
– die Kinderuni des Landkreis-Gymnasiums St. Annen in 
Annaberg-Buchholz,
– Interna  onale Comeniusprojekte am Ma  hes-Enderlein-
Gymnasium Zwönitz,
– Au  ri  e der Schülerband der Brückenbergschule, Schule 
für geis  g Behinderte Schwarzenberg und
– ö  entliche Weihnachtskonzerte der Gymnasien und För-
derschulen.
Einige Besonderheiten sind bei den berufsbildenden Schulen 
im Erzgebirgskreis zu verzeichnen. Einige Ausbildungen wie 
z. B. in den Berufen Baugeräteführer, Dachdecker, Zahnmedi-
zinischer Fachangestellter, Zahntechniker und weitere  nden 
an den Beru ichen Schulzentren als Landes- bzw. Bezirksfach-
klassen sta  . An der Holzspielzeugmacher- und Drechselschule 
 ndet die Ausbildung als länderübergreifende Fachklasse sta  . 
Für diese Ausbildung ist der Kurort Sei  en der einzige Standort 
in der Bundesrepublik Deutschland. 
In der Schulart Förderschulen haben sich alle elf Standorte 
stabilisiert. Die UN-Konven  on über die Rechte für Menschen 
mit Behinderung wird von den Schulleitungen unterstützt. 
Die Qualität der Förderschulen und Akzeptanz bei Eltern und 
Schülern bezüglich der gezielten Förderung von Schülern mit 
Behinderung ist nach wie vor sehr groß, so dass ein Rückgang 
der Schülerzahlen durch Integra  on von Schülern an Grund-
schulen, Oberschulen oder Gymnasien nicht festzustellen ist. 
Auf Drängen der Stadt Chemnitz und der Sächsischen Bildungs-
agentur hat der Landkreis am Förderschulzentrum Annaberg 
den Förderschwerpunkt Sprache mit den Klassenstufen 1 bis 4 
eingerichtet. Schüler aus dem Erzgebirgskreis müssen seit dem 
Schuljahr 2009/2010, beginnend mit der 1. Klasse, nicht mehr 
die Sprachheilschule in Chemnitz besuchen. Auch in diesem 
Förderschwerpunkt ist der Bedarf stabil, so dass alle Klassen 
voll besetzt sind.
Eine Besonderheit in der Schulart Gymnasien ist die Außen-
stelle des Landkreis-Gymnasiums St. Annen Annaberg im Kur-
ort Oberwiesenthal als Eliteschule des Wintersports. Hier 
lernen zirka 200 Schüler. Knapp 100 Schüler wohnen im In-
ternat, welches im Schulkomplex vorhanden ist. Auch dieses 
Schulgebäude ist weitgehend saniert und es sind sehr gute 
Lehr- und Lernbedingungen vorhanden. Darüber hinaus  nden 
die Schüler am Standort gute Möglichkeiten für das Training 
in den Wintersportdisziplinen Nordische Kombina  on, Ski-
langlauf, Rennrodeln, Skisprung, Biathlon und Alpiner Sport 
vor. Der Deutsche Olympische Sportbund hat im Jahr 2012 die 
Qualitätskriterien der Eliteschulen überprü  . Die Eliteschule
des Wintersports in Oberwiesenthal konnte in die beste 
Kategorie 1 eingestu   werden und erhält damit als beste Elite-
schule des Wintersports in Sachsen die Anerkennung als Elite-
schule bis zum Jahr 2016.
2.2.3  Förderung des Sports
In der Sitzung des Kreistages am 7. Dezember 2009 wurde die 
Spor  örderrichtlinie des Erzgebirgskreises beschlossen. Zur 
Förderung des Sports wurden durch den Erzgebirgskreis in 
den Jahren 2009 bis 2014 im Verwaltungshaushalt/Ergebnis-
haushalt insgesamt 2,12 Mio. EUR zur Verfügung gestellt: In 
den Jahren 2009 und 2010 jeweils 400.000 EUR, in 2011 und 
2012 jeweils 300.000 EUR und in den Jahren 2013 und 2014 
jeweils 360.000 EUR. Zuschüsse wurden für folgende Förder-
schwerpunkte gewährt: Aufrechterhaltung des Trainings- und 
We  kamp  etriebes im Kinder- und Jugendsport sowohl im 
Leistungs- als auch im Breitensportbereich, für die Durch-
73HAUPT , FINANZ  UND SCHULVERWALTUNG
führung von überregionalen Sportveranstaltungen sowie für 
die Anscha  ung und Wartung von Kleinsportgeräten. Weiter-
hin erhielt der Kreissportbund Erzgebirge e. V. Zuschüsse für 
die Organisa  on und Durchführung der Kreis-, Kinder- und 
Jugendspiele sowie zur Unterstützung des außerschuli-
schen Sports in Regie der Schulsportkoordinatoren und für 
Ehrungen, Auszeichnungen und Jubiläen. Im inves  ven 
Bereich wurden in der Wahlperiode insgesamt 
1.961.500 EUR an Zuschüssen für Umbau-, Erweiterungs-
und Sanierungsmaßnahmen an den Wintersportanlagen in 
Oberwiesenthal, Geyer, Stützengrün und Johanngeorgenstadt 
aus dem Landkreishaushalt ausgezahlt: 
– Rekonstruk  on der Raumschanze Stützengrün 
 14.000 EUR,
– Sanierung der Schanzenanlage in Geyer mit insgesamt
 25.500 EUR,
– Rekonstruk  on der Schanze in Johanngeorgenstadt 
 10.000 EUR sowie
– 15.000 EUR für die Anscha  ung eines Spurschli  ens mit 
Führungssystem für die Jugendschanze in Johanngeorgen-
stadt. 
Im Rahmen der Umsetzung des Entwicklungskonzeptes „Win-
tersportzentrum Erzgebirge am Fichtelberg“ wurden für die 
– Erstellung von Projektmappen rund 41.000 EUR,
– den Umbau und die Erweiterung der Skirollerstrecke ca. 
732.000 EUR,
– für die Bandenverlängerung im Anlauf und die Anlauf-
sanierung der Schanze K 15/K26 rund 173.500 EUR und
– für die Rekonstruk  on der Schanze K 95 – Beleuchtung und 
Anlauf, Anlau  urm, Messhaus – rund 950.500 EUR
zur Verfügung gestellt.
Eliteschule des Wintersports in Kurort Oberwiesenthal. Sanierung der Fichtelbergschanze K 95.                              Foto: M. Ernst
2.3    Referat Beteiligungen/Organisa  on/
 Kreisarchiv
2.3.1  Wirtscha  liche Betä  gung 
 des Erzgebirgskreises
Nach der Kreisgebietsneugliederung hat der Erzgebirgskreis 
zum 1. August 2008 insgesamt
   4 Eigenbetriebe
 20 Eigen- und Beteiligungsgesellscha  en 
übernommen und war an
 13 Zweckverbänden 
beteiligt.
Die Gesellscha  en und Zweckverbände haben insgesamt 15 
Tochterunternehmen unterhalten.
Damit wird eindrucksvoll belegt, welche vielfäl  gen Leistungen 
der Erzgebirgskreis in der Rechtsnachfolge der vier Altlandkrei-
se außerhalb der Kernverwaltung erbringt, insbesondere in 
den Bereichen Kultur und Bildung, Gesundheit und Soziales, 
Wirtscha  sförderung und Tourismus sowie Verkehr und Ent-
sorgung.
Im Referat Beteiligungen/Organisa  on/Kreisarchiv werden alle 
Informa  onen zu den Beteiligungen des Erzgebirgskreises an 
Unternehmen und Zweckverbänden – und darüber hinaus zu 
Mitgliedscha  en in Vereinen – verwaltet, Verwaltungsleitung 
und Kreistagsgremien über wesentliche Entwicklungen infor-
miert und die Geschä  sführer/Verbandsvorsitzenden sowie 
Aufsichtsratsmitglieder/Verbandsräte in ihrer Arbeit und in 
Vorbereitung von Entscheidungen beraten und unterstützt.
Weiterhin werden Zuschüsse für die Errichtung eines Funk-
 onsgebäudes (rund 504.000 EUR), den Neubau der Aufs  egs-
hilfe – Ersatz des veralteten Sesselli  s – (812.500 EUR) sowie 
für die Sanierung des Kampfrichterturmes und die Anlauf-
sanierung der K 64 (jeweils 19.200 EUR) durch den Erzgebirgs-
kreis bereitgestellt.
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Darüber hinaus wird bei Bedarf die Änderung von Gesell-
scha  sverträgen beziehungsweise Satzungen ini  iert und der 
Ablauf von Verträgen überwacht. Die Beteiligungsverwaltung 
ist daher Ansprechpartner in allen Angelegenheiten der Unter-
nehmen und Zweckverbände für die Beschä  igten des Hauses 
ebenso, wie für Kreisräte, Geschä  sführer und Aufsichtsrats-
mitglieder.
Ein Ziel der ersten Wahlperiode des Kreistages des Erzgebirg-
skreises war, die vorhandenen Strukturen so zu bereinigen, 
dass zum einen leistungsfähige Unternehmen die Erfüllung von 
Landkreisaufgaben e  ek  v sicherstellen können und sich der 
Landkreis zum anderen von Unternehmen trennt, die für die 
Erfüllung von kreislichen Aufgaben nicht erforderlich waren. So 
wurden Unternehmen fusioniert, liquidiert und Geschä  san-
teile erworben beziehungsweise veräußert.
Damit ist der Erzgebirgskreis zum Stand 31. Dezember 2013 an 
den aus der untenstehenden Übersicht ersichtlichen Eigenbe-
trieben, Eigen- und Beteiligungsgesellscha  en sowie Zweck-
verbänden beteiligt, die der Erfüllung seiner kommunalen 
Aufgaben dienen. 
Darüber hinaus ist der Erzgebirgskreis Mitglied in 18 eingetra-
genen Vereinen, wie beispielsweise
– dem Sächsischen Landkreistag e. V., 
– dem Tourismusverband Erzgebirge e. V., 
– dem Euroregion Erzgebirge e. V. und 
Zahlungen des Erzgebirgskreises an seine Beteiligun-
gen im Jahr 2013 nach Branchen in Tausend EUR
– dem EUREGIO EGRENSIS Arbeitsgemeinscha   Sachsen/
Thüringen e. V.
um nur die wesentlichsten zu nennen.
Vom Erzgebirgskreis sind im Jahr 2012 an die Unternehmen 
und Zweckverbände, an denen er beteiligt ist, insgesamt zirka 
65 Mio. EUR an Zuschüssen und Zahlungen für die Leistungs-
erbringung ge ossen, die sich auf die einzelnen Branchen wie 
folgt verteilen:
Übersicht der Unternehmensbeteiligungen und Zweckverbandsmitgliedscha  en des Erzgebirgskreises nach Fachbe-
reichen (Stand 1.Januar 2013)
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Die Eigenbetriebe und Unternehmen des Erzgebirgskreises wa-
ren 2012 mit einem Stammkapital in Höhe von 9.309.000 EUR 
ausgesta  et. Entsprechend seiner Beteiligungsquote hält der 
Erzgebirgskreis daran einen Anteil in Höhe von 2.331.000 EUR. 
Das Eigenkapital der Unternehmen hat 2012 insgesamt 192 
Mio. EUR betragen. Ein Anteil von zirka 142,7 Mio. EUR geht 
davon in die Erö  nungsbilanz des Erzgebirgskreises als Finanz-
anlagevermögen ein.
Die Bilanzsumme als insgesamt gebundenes Vermögen in den 
Eigenbetrieben und Unternehmen betrug per 31. Dezember 
2012 509 Mio. EUR.
Insgesamt erzielten die Eigenbetriebe und Unternehmen Er-
träge von zirka 228,5 Mio. EUR. 
Die Eigenbetriebe und Unternehmen beschä  igten 2012 im 
Durchschni   des Jahres fast 3.000 Personen. So gehören die 
kommunalen Krankenhäuser, mit insgesamt zirka 1.840 Be-
schä  igten und die Regionalverkehr Erzgebirge GmbH mit 
zirka 640 Beschä  igten zu den größten Arbeitgebern. In den 
Eigenbetrieben waren im Durchschni   des Jahres 228 Perso-
nen beschä  igt. 
Bereits im Vorfeld der Kreisgebietsneugliederung wurde von 
den Altlandkreisen Annaberg, Stollberg und dem Mi  leren 
Erzgebirgskreis zur Zukun  ssicherung der drei kommunalen 
Krankenhausgesellscha  en die Gründung einer Holding be-
schlossen. Die Krankenhaus-Gesundheitsholding Erzgebirge 
GmbH wurde zum 29. August 2008 gegründet.
2.3.2 Kliniken im Erzgebirgskreis
Ziel dieser Unternehmensgründung war, durch langfris  ge 
Zusammenarbeit die Leistungsfähigkeit, Wirtscha  lichkeit 
und We  bewerbsfähigkeit der drei kommunalen Kranken-
häuser EKA Erzgebirgsklinikum Annaberg gemeinnützige GmbH, 
Klinikum Mi  leres Erzgebirge gGmbH (KME) und Kreiskran-
kenhaus Stollberg gemeinnützige GmbH (KKH) zu erhöhen und 
damit die Qualität und E  ek  vität der medizinischen Versor-
gung im Erzgebirgskreis zu sichern und auszubauen. Insgesamt 
35,5 Mio. EUR wurden seit Bestehen des Erzgebirgskreises in 
die landkreiseigenen Krankenhäuser inves  ert. Davon waren 
3,2 Mio. EUR Eigenmi  el des Landkreises und 18 Mio. EUR 
Eigenmi  el der Krankenhäuser, ergänzt mit Pauschalförder-
mi  eln nach § 11 SächsKHG. Die Inves   onen wurden sowohl 
für die Anscha  ung von modernster Medizintechnik als auch 
in den Ausbau der Krankenhausstandorte getä  gt.
Das Kreiskrankenhaus in Stollberg hat seit dem Jahr 2000 eine 
umfassende Verjüngungskur erhalten. Am Standort Haus 2 
erfolgte eine umfassende Sanierung und Erweiterung des Be-
standes. Nach dem Neubau eines Be  enhauses und der Kom-
ple  sanierung des Altbaus mit drei P egesta  onen sowie ver-
schiedenen medizinisch-technischen und Funk  onsbereichen 
wurde die Zentralisierung der Klinik am Standort des Hauses 2
in Stollberg im Jahr 2008 weitgehend abgeschlossen. Nach-
dem 2009 noch der Umzug des Schla abors erfolgte, wurde 
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der Standort Haus 1 geschlossen. Bereits in den Vorjahren sind 
erhebliche  nanzielle Mi  el in die Sanierung und den Ausbau 
dieses Krankenhausstandortes ge ossen, sodass in den Jah-
ren 2008 und 2009 mit einem weiteren Aufwand von zirka 
6,5 Mio. EUR diese Baumaßnahme abgeschlossen werden 
konnte. Somit wurde ein modernes Krankenhaus etabliert, das 
zudem durch die räumlichen Veränderungen zum Nutzen von 
Pa  enten und Beschä  igten e  ek  ver zu bewirtscha  en ist. 
Am Klinikum Mi  leres Erzgebirge, Haus Zschopau, wurde 2009 
mit der Errichtung eines Erweiterungsbaus für Notaufnahme 
und Radiologie begonnen, der Mi  e 2010 fer  ggestellt wer-
den konnte. Durch diese Erweiterungsmaßnahme war es mög-
lich, einen besseren und e   zienteren Durchlauf der sta  onä-
ren und ambulanten Pa  enten im Haus Zschopau zu erreichen. 
Außerdem führte die für das Haus Olbernhau neu bescha  te 
hochmoderne Röntgenanlage zu einer erheblichen Verbesse-
rung der diagnos  schen Möglichkeiten. Für beide Maßnah-
men wurden mehr als 2,2 Mio. EUR eingesetzt, zum Teil geför-
dert im Rahmen des Konjunkturpaketes II.
Am Erzgebirgsklinikum in Annaberg wurde mit einem Auf-
wand von mehr als 8 Mio. EUR die Klinik für Kinder- und Ju-
gendmedizin modernisiert und erweitert. Nach der Grund-
steinlegung für diese große Baumaßnahme im Jahr 2010 er-
folgte Mi  e 2012 die Inbetriebnahme. Neben der Anpassung 
der Kapazitäten an die steigende Entwicklung der Pa  enten-
zahlen kann nunmehr die Mitaufnahme von Eltern in der Kli-
nik für Kinder- und Jugendmedizin gewährleistet werden. Die 
allgemeinen Arbeitsbedingungen für das medizinische Per-
sonal der Klinik haben sich wesentlich verbessert. Durch die 
Scha  ung neuer Funk  onsräume und Pa  entenzimmer wurde 
es ermöglicht, die Schwerpunkte der Klinik zu ver  efen und 
fachlich auszubauen. Darüber hinaus verbesserten sich nach 
Freigabe des neuen Gebäudekomplexes auch die räumlichen 
Bedingungen für die Klinik für Innere Medizin und die Klinik 
für Chirurgie.
Mit den in 2011 und 2012 vom Erzgebirgskreis bereitgestellten 
inves  ven Mi  eln in Höhe von mehr als 900.000 EUR wurde 
die weitere Vernetzung der drei Krankenhäuser unter dem 
Dach der Krankenhaus-Gesundheitsholding Erzgebirge GmbH 
vorangetrieben. Dazu wurden folgende Maßnahmen geplant 
und durchgeführt:
– Vereinheitlichung der Laborsysteme zur Verbesserung der 
Qualität, Sicherheit und E  ek  vität in der Labordiagnos  k 
bei gleichzei  ger Konzentra  on der Laborleitung,
– Einführung eines Management-Informa  onssystems für 
die Integra  on der Krankenhäuser der Holding,
– Vorbereitung auf die Einführung einer elektronischen Pa-
 entenakte sowie auf die Einführung eines einheitlichen 
digitalen Archivsystems,
Eingangsbereich Kreiskrankenhauses Stollberg.       Foto: KKH Stollberg
Notaufnahme des Klinikums Mi  leres Erzgebirge.                  Foto: KME
Außenansicht des Erzgebirgsklinikums Annaberg.                     Foto: EKA
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– Einführung eines webbasierenden Extranets zur pa  enten-
bezogenen Datenkommunika  on zwischen einweisenden 
Ärzten und den Krankenhäusern.
Neben den drei kommunalen Krankenhausgesellscha  en, die 
nunmehr bei Beibehaltung ihrer rechtlichen Selbständigkeit 
unter dem Dach der Krankenhaus-Gesundheitsholding Erzge-
birge GmbH agieren, war der Landkreis darüber hinaus mit 
26 % als Minderheitsgesellscha  er an der HELIOS Klinikum 
Aue GmbH beteiligt. Diese Anteile wurden nach Abwägung al-
ler Vor- und Nachteile mit Wirkung zum 31. Dezember 2011 
veräußert. Da der HELIOS Klinikum Aue GmbH von Wirtscha  s-
prüfern eine posi  ve Zukun  sprognose bescheinigt wurde, ist 
die Aufgabe des Klinikstandortes nicht zu befürchten, jedoch 
wurde in den vertraglichen Regelungen für diesen Fall ein 
Rückübertragungsrecht verankert.
2.3.3  Weitere Unternehmen des Erzgebirgskreises
Im Jahr 2009 hat der Erzgebirgskreis ebenfalls im Zuge der 
Strukturbereinigung die Erzgebirgische Theater- und Orchester 
GmbH vom Kulturraum Erzgebirge-Mi  elsachsen übernommen. 
In diesem Unternehmen sind das Eduard-von-Winterstein-The-
ater und die Erzgebirgische Philharmonie Aue zusammenge-
führt, die beide tradi  onsreiche Kultureinrichtungen und seit 
über 120 Jahren feste Bestandteile der Kulturlandscha   im 
Erzgebirge sind.





im Bereich der darstellenden Kunst und Musik einen bedeuten-
den Anteil am kulturellen Angebot auf dem Gebiet des Erzge-
birgskreises und darüber hinaus. Sie ermöglicht insbesondere 
den Einwohnern des Erzgebirgskreises den Zugang zu Theater-
produk  onen sowie zur klassischen Musik und fördert das 
Interesse von Kindern und Jugendlichen an dieser Kunst- und 
Kulturform, sei es durch die Zusammenarbeit mit Schulen, 
Jugendtheaterproduk  onen oder das Musizieren professio-
neller Musiker mit Laien. Der Bedarf in der Bevölkerung, diese 
Leistungen zu nutzen, zeigt sich in stabilen Besucherzahlen auf 
hohem Niveau.
In dem Prozess der Neuordnung der Beteiligungsgesellschaf-
ten ist insbesondere auch die grundlegende Neustrukturie-
rung der ÖPNV-Beteiligungen des Erzgebirgskreises im Jahr 
2010 zu erwähnen. Mit der Abspaltung der Teilbetriebe Lugau 
und Zschopau der Autobus GmbH Sachsen – Regionalverkehr 
(ASR) und der Übertragung auf die BVO Verkehrsbetriebe Erz-
gebirge GmbH (BVO) hat der Erzgebirgskreis seinen Geschä  s-
anteil an der ASR als Gegenleistung an den Mitgesellscha  er 
Landkreis Zwickau übertragen und ist aus der ASR ausgeschie-
den. Der Weg in Richtung eines modernen und zukun  sträch  -
gen ÖPNV-Unternehmens wurde am 11. April 2011 auch nach 
außen dokumen  ert. Nach einer Um rmierung der BVO er-
bringt das Unternehmen, dessen alleiniger Gesellscha  er der 
Erzgebirgskreis ist, seine Beförderungsleistungen nicht mehr 
als BVO Verkehrsbetriebe Erzgebirge GmbH, sondern agiert 
unter dem Namen Regionalverkehr Erzgebirge GmbH. 
Damit wurde ein Unternehmen gescha  en, das mit mehr als 
600 Beschä  igten zu einem großen Arbeitgeber der Region 
zählt und zudem mehr als etwa 40 Auszubildende beschä  igt. 
Zirka 19 Mio. Fahrgäste werden pro Jahr auf insgesamt 143 Li-
nien transpor  ert.
Die in den Altlandkreisen in unterschiedlichen Strukturen 
wahrgenommenen Aufgaben der Wirtscha  sförderung wur-
den im Erzgebirgskreis in zwei Gesellscha  en gebündelt, in 
der Wirtscha  sförderung Erzgebirge GmbH und in der CAP 
Oelsnitz GmbH – Technologieorien  ertes Gründerzentrum des 
Erzgebirgskreises, die seit 2012 unter einer Geschä  sleitung
stehen.
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Das Thema Informa  onssicherheit ist an vielen Stellen eng 
mit dem Thema Datenschutz verbunden und wird auch so im 
Landratsamt Erzgebirgskreis umgesetzt.
Die Gewährleistung der Informa  onssicherheit wird im Land-
ratsamt Erzgebirgskreis durch die Anwendung der IT-Grund-
schutzkataloge des Bundesamtes für Sicherheit in der Informa-
 onstechnik (BSI) erreicht. Im Zuge dieser Umsetzung wurde 
durch den Landrat ein IT- und Informa  onssicherheitsbeauf-
tragter ernannt, welcher mit der Koordinierung und Umset-
zung der Informa  onssicherheit betraut ist. Des Weiteren wur-
den durch den Landrat verschiedene interne Dienstordnungen 
und Dienstanweisungen in diesem Bereich erlassen.
Eine solche interne Dienstanweisung ist beispielsweise die 
Dienstanweisung Nr. 8 „Regelung des Passwortgebrauchs im 
Landratsamt Erzgebirgskreis (Passwortrichtlinie)“, welche die 
Gestaltung und die Nutzung der PC-Kennwörter der Landkreis-
beschä  igten regelt.
Das Landratsamt Erzgebirgskreis berichtet entsprechend ge-
setzlicher Vorgaben regelmäßig über den aktuellen Umset-
zungsstand der Informa  onssicherheit an verschiedene über-
geordnete Behörden.
Zurückblickend ist festzustellen, dass das Landratsamt Erzge-
birgskreis in den vergangen fünf Jahren ein gutes Informa  ons-
sicherheitsniveau erreicht hat. Im Zuge der weiteren informa  -
onstechnischen Entwicklung gilt es dieses Niveau fortwährend 
zu verbessern.
2.3.5  Umsetzung der Archivkonzep  on
Im Zuge der im Jahr 2008 vollzogenen Fusion der Altlandkreise 
Annaberg, Aue-Schwarzenberg und Stollberg sowie des Mi  -
leren Erzgebirgskreises war es erforderlich, die Archivierung 
im Erzgebirgskreis den neuen Strukturen und der aktuelltech-
nischen Entwicklung auf dem Gebiet der Aktenführung anzu-
passen. Dazu wurde die Erarbeitung eines Archivkonzeptes 
beau  ragt, um insbesondere eine nachhal  ge Lösung für den 
Aktenzugang zu scha  en, die von kün  igen Umstrukturierun-
gen in der Kreisverwaltung und von Änderungen der Verwal-
tungsabläufe weitgehend unberührt bleibt.
Dazu war der Flächenbedarf für die Zusammenführung der aus 
den Archiven der vier Altlandkreise übernommenen Akten der 
Verwaltungsarchive und der Historischen Archive zu ermi  eln 
und die Standorte so zu planen, dass der Zugang der Verwal-
tungsbeschä  igten und der anderen Nutzer sowie der Archiv-
beschä  igten vereinfacht und e  ek  ver gestaltet wird. 
Ausgehend von den nach der Kreisgebietsneugliederung zu 
unterhaltenden elf Archivstandorten – an denen die Archivie-
rungsmöglichkeiten zudem auch nahezu erschöp   waren und 
keine wesentliche Aufnahmefähigkeit mehr gegeben war – 
und zusätzlichen Einlagerungen von Akten in diversen Büros 
war es dringend geboten, die Standortstrukturen des Kreis-
archivs neu zu gestalten. Nach Ermi  lung des derzei  gen 
Die beiden Gesellscha  en betreiben zwei Technologie- und 
Gründerzentren in der Stadt Annaberg-Buchholz und in der 
Stadt Oelsnitz/Erzgebirge. Darüber hinaus wird ein breites 
Dienstleistungsangebot vorgehalten.
So sind neben der Scha  ung guter Standortbedingungen für 
die Ansiedlung von Unternehmen die Werbung von Fachkräf-
ten und die Bearbeitung unterschiedlicher geförderter Projek-
te wesentliche Aufgaben. In enger Zusammenarbeit zwischen 
Bildungseinrichtungen und Unternehmen der Wirtscha   wird 
im Rahmen der Berufs- und Studienorien  erung daran gear-
beitet, den derzei  gen Schülern Möglichkeiten der beru i-
chen Ausrichtung innerhalb der Region zu zeigen, um diese als 
kün  ige Fachkrä  e für die Unternehmen im Erzgebirgskreis zu 
halten.
Wesentliche Aufgaben auf dem Gebiet des Naturschutzes im 
Erzgebirgskreis wurden in der Naturschutzzentrum Erzgebir-
ge gGmbH zusammengeführt. Dazu wurden dem ehemals im 
Altlandkreis Annaberg geführten Unternehmen die Aufgaben 
des von den Altlandkreisen Aue-Schwarzenberg und Stollberg 
gebildeten und mit der Kreisgebietsneugliederung aufgelösten
Zweckverbandes Naturschutzsta  on Westerzgebirge zum 
1. Januar 2010 übertragen. Damit unterhält der Erzgebirgskreis 
ein sachsenweit einmaliges kommunal geführtes Unterneh-
men auf diesem Gebiet.  
 
Das Unternehmen engagiert sich insbesondere in der Land-
scha  sp ege, im Naturschutz und in der Umweltbildung. Die 
Maßnahmen der Landscha  sp ege, der Biotopgestaltung und 
der Biotopp ege dienen der Erhaltung der biologischen Viel-
falt in den Schutzgebieten des Erzgebirgskreises. Ein besonde-
rer Arbeitsschwerpunkt ist auch die Umweltbildung, um Werte 
und Wissen zum Thema Natur insbesondere Kindern und Ju-
gendlichen zu vermi  eln. (Näheres Seite 135)
2.3.4  Informa  onssicherheit in der 
 Landkreisverwaltung
Die meisten Informa  onen werden heutzutage mit Informa-
 onstechnik (IT) erhoben, gespeichert, verändert, anonymi-
siert, übermi  elt, genutzt, gesperrt und gelöscht. Damit ist das 
Landratsamt Erzgebirgskreis von dem einwandfreien Funk  o-
nieren der eingesetzten IT abhängig. 
Die Informa  onen stehen in den meisten Fällen unter dem 
grundgesetzlich geschützten Recht der informa  onellen Selbst-
bes  mmung; dies gilt es durch geeignete Maßnahmen zu ge-
währleisten. Die klassischen Grundwerte der Informa  ons-
sicherheit sind hierbei Vertraulichkeit, Integrität und Verfüg-
barkeit. 
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Flächenbedarfs und der prognos  zierten Entwicklung stellt 
das Archivkonzept verschiedene Varianten mit deren Vor- und 
Nachteilen dar, einschließlich der Bemessung des erforder-
lichen Personals.
Der Erzgebirgskreis hat sich letztlich für eine teilzentrale Lö-
sung entschieden. Das Verwaltungsarchiv soll an einem zen-
tralen Standort im Verwaltungsneubau des Landratsamtes in 
Annaberg-Buchholz untergebracht werden. Die Historischen 
Archive werden für einen Übergangszeitraum an zwei der bis-
herigen Standorten in Aue und in Jahnsdorf (Ortsteil Pfa  en-
hain) zusammengefasst, wobei am Standort Aue die Bestände 
der historischen Archive der Altlandkreise Aue und Mi  lerer 
Erzgebirgskreis Marienberg und am Standort Jahnsdorf (Orts-
teil Pfa  enhain) die historischen Bestände der Altlandkreise 
Stollberg und Annaberg aufgenommen werden. 
Vorerst fanden drei Umzüge mit insgesamt 5.000 laufenden 
Metern Archivgut sta  . Dazu wurde unter anderem eine Kata-
strophenübung unter dem Arbeits  tel „Archiv 2012“ mit aus-
gewählten Einheiten des Katastrophenschutzes im Erzgebirgs-
kreis zur Sicherung von Kulturgütern im Katastrophenfall mit 
der Umlagerung von 5.500 Kartons Archivgut aus dem Kreisar-
chiv Annaberg im Rahmen des Freizuges des Altbaus des Land-
ratsamtes an der Paulus-Jenisius-Straße 24 genutzt.
Katastrophenschutzübung.                  Foto: Archiv 2012
Die Umsetzung der Gesamtplanung erfolgt nach Fer  gstel-
lung des neuen Verwaltungsarchivs im Verwaltungsneubau 
am Standort Annaberg-Buchholz. Perspek  visch sollen jedoch 
auch die Historischen Archive an einem Standort zusammen-
geführt werden, insbesondere auch deshalb, um die als Kul-
turgüter im Historischen Archiv verwahrten Bestände sicher zu 
verwahren, um sie für kün  ige Genera  onen zu erhalten und 
diese gleichzei  g den Nutzern unter op  malen Bedingungen 
verfügbar machen zu können, ohne wirtscha  liche Aspekte zu 
vernachlässigen. 
2.3.6  Bestände des Kreisarchivs
Insgesamt werden im Verwaltungsarchiv 9.800 laufende Meter 
Akten verwaltet. Darüber hinaus umfasst das Bauaktenarchiv 
einen Bestand von 2.700 laufenden Metern. Das Historische 
Archiv verwaltet derzeit 8.500 laufende Meter Akten. Insge-
samt sind in der archivspezi schen So  ware Augias 265.700 
Akten erfasst und elektronisch verzeichnet worden. Seit 2009 
wurden zirka 39.500 Akten an das Archiv abgegeben.
Für die Aufnahme, Registrierung und Bearbeitung der Akten 
des Verwaltungsarchivs wird eine einheitliche Archivso  ware 
angewendet. Dazu war die Einführung eines elektronischen 
Aktenplanes ebenso erforderlich, wie eine Archivordnung für 
den Erzgebirgskreis und die Schulung der Schri  gutbeau  rag-
ten in allen Struktureinheiten des Landratsamtes.
Seit 2012 befasst sich das Kreisarchiv gemeinsam mit dem 
Fachbereich IT des Liegenscha  smanagement- und Service-
betriebes intensiv mit der Langzeitspeicherung von Daten und 
der elektronischen Archivierung. Eine erste Bewertung der 
im Landratsamt angewendeten elektronischen Fachverfahren 
wurde vorgenommen. Dieser Prozess gewinnt zum einen mit 
der zunehmenden IT-gestützten Bearbeitung von Verwaltungs-
vorgängen und dem Vorliegen zum Teil ausschließlich elektro-
nischer Akten beziehungsweise hybrider Akten (sowohl aus 
elektronischen als auch aus Papierdokumenten bestehende 
Vorgänge) und zum anderen dem zunehmenden Platzbedarf 
für Papierakten an Bedeutung.
2.3.7  Angebote des Kreisarchivs und Nutzung
Die im Kreisarchiv verwahrten Bestände des Verwaltungs-
archivs dienen insbesondere der Landkreisverwaltung und 
werden von deren Beschä  igten genutzt. Nach gesetzlich fest-
gelegten Au  ewahrungszeiträumen werden diese Akten be-
wertet und entweder in das Historische Archiv übernommen 
oder vernichtet. 
Neben der Sicherung, Übernahme, Bewertung und Erschlie-
ßung von archivwürdigen, schri  lichen, digitalen und audio-
visuellen Überlieferungen des Erzgebirgskreises und des-
sen Vorgängerbehörden ist auch die Nutzbarmachung und 
Auswertung der Bestände Aufgabe des Kreisarchivs, das als 
Dienstleister für Bürger und Verwaltung tä  g ist. Dazu war es 
erforderlich, auch die fachliche Aus- und Weiterbildung der Be-
schä  igten des Kreisarchivs zu forcieren, um den Anforderun-
gen des Sächsischen Archivgesetzes gerecht zu werden.
Die Benutzung, das heißt die Bereitstellung der verwahrten 
Unterlagen für die Nutzer zählt ebenso zu den Aufgaben des 
Kreisarchivs. Jedermann, der ein berech  gtes Interesse nach-
weisen kann, hat die Möglichkeit, Einsicht in die Bestände des 
Kreisarchivs zu nehmen. Die Belange des Datenschutzes sind 
dabei zu berücksich  gen. Vereine, Historiker, Chronisten, Leh-
rer, Schüler und Studenten sowie Genealogen gehören dabei 
zu den Hauptnutzern des Kreisarchivs.
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Blick in einen Besucherraum.
Für die Benutzung des Kreisarchivs stehen in Aue und in Jahns-
dorf Ortsteil Pfa  enhain, moderne Besucherräume zur Verfü-
gung. Seit 2009 wurden insgesamt 2.219 schri  liche Anliegen 
bearbeitet und 2.759 Benutzer haben in die historischen Ar-
chivgutbestände Einsicht genommen. Dazu wurden 1.493 te-
lefonische Anfragen und 1.974 Ausleihungen bearbeitet. Darin 
sind die Benutzungen von Akten des Verwaltungsarchivs durch 
die Landkreisverwaltung nicht enthalten.
Dabei wurden insbesondere folgende Auskün  e auf Nach-
fragen erteilt:
– Auskün  e aus der historischen Meldekartei,
– Informa  onen für Ausstellungsgestaltungen,
– Auskün  e aus Bauakten und Bestandsplänen,
– die Abforderung von Zeugniskopien,
– Recherchen und Auskün  e im Rahmen der Familien-
forschung,
– Auskün  e aus Gesetzessammlungen,
– Auskün  e aus Pa  entenarchiven,
– Recherchen und Auskün  e aus Zeitungen.
Ein weiterer Schwerpunkt des Kreisarchivs ist die Ö  entlich-
keitsarbeit. So werden jährliche Ortschronistenkonferenzen 
durchgeführt, die immer mehr Zuspruch  nden.
Beratung der Ortschronisten.                                         
Auch weitere 17 Vorträge, 21 Archivführungen und die Ge-
staltung von sechs Ausstellungen u. a. zum Thema „20 Jahre 
poli  sche Wende“ und die Erarbeitung einer Landkreischro-
nik gehören ebenso zur Ö  entlichkeitsarbeit des Kreisarchivs 
seit 2008, wie die jährlich durchgeführte Ortschronistenkon-
ferenz.
2.4    Referat Recht und Personal
2.4.1  Sachgebiet Recht
Das Sachgebiet Recht des Referates Recht- und Personal hat im 
Wesentlichen zwei Aufgabenschwerpunkte:
Zum einen die rechtliche Beratung und Unterstützung der ein-
zelnen Bereiche. Dazu gehören unter anderem die Beantwor-
tung von Anfragen rechtlicher Art aus der Verwaltung, die Erar-
beitung oder Mitwirkung bei der Erarbeitung von Rechts- und 
Verwaltungsvorschri  en, Dienstvereinbarungen und von Ver-
trägen einschließlich der Prüfung von Verträgen, die Beratung 
in Widerspruchsverfahren, die vorgerichtliche Prüfung zivil- 
oder ö  entlich-rechtlicher Ansprüche des Erzgebirgskreises 
oder gegen den Erzgebirgskreis. Darüber hinaus obliegt dem 
Sachgebiet die Bearbeitung von Strafanzeigen sowie Verfahren 
der Beschä  igten nach der Disziplinarordnung und dem Diszi-
plinargesetz.
Zum anderen obliegt dem Sachgebiet Recht die Vertretung der 
Landkreisinteressen in gerichtlichen Verfahren vor dem Verwal-
tungs- und Oberverwaltungsgericht, dem Sozial- und Landes-
sozialgericht, dem Arbeitsgericht sowie in amtsgerichtlichen 
Verfahren.
Im Berichtszeitraum waren 870 (Stand: 31. Dezember 2013) 
verwaltungsgerichtliche Verfahren (einschließlich 136 ober-
verwaltungsgerichtliche)  anhängig, von denen 758 einer ab-
schließenden Entscheidung zugeführt werden konnten. Hier-
bei ist zu berücksich  gen, dass wenig Ein uss auf die gericht-
liche Terminierung genommen werden kann. Lediglich durch 
termingetreue und präzise Bearbeitung der Verfahren kann 
von Seiten der Bearbeiter im Sachgebiet Recht zu einer zügigen 
Entscheidungs ndung beigetragen werden. 
Im Zuge der Kreisgebiets- und Funk  onalreform wurde den 
Landkreisen die Bearbeitung zur Feststellung von Schwerbe-
hinderteneigenscha  en übertragen. Daraus resul  erten ca. 
1.110 sozialgerichtliche Verfahren (Sozialgericht einschließlich 
Landessozialgericht), neben weiteren Verfahren.
Zivilrechtliche Verfahren vor den Amtsgerichten sind in erster 
Linie solche im Zusammenhang mit dem Unterhaltsvorschuss-
gesetz (117), daneben Verfahren, die strei  ge Schadensersatz- 
oder/und vertragliche Ansprüche zum Gegenstand ha  en.
Arbeitsgerichtliche Verfahren (gesamt 54 einschließlich zweit-
instanzliche Verfahren) betrafen überwiegend Eingruppie-
rungsfragen. 
Im Zusammenhang mit der Überleitung der ehemaligen 
Staatsbediensteten im Zuge der Verwaltungsneugliederung 
waren lediglich drei Verfahren anhängig, bei denen der Land-
kreis  beteiligt war.
Aufgrund der Überleitung der Beschä  igten der Bundesagen-
tur für Arbeit im Zusammenhang mit der Bildung des Jobcen-
ters in kommunaler Trägerscha   war überhaupt kein Verfahren 
unter Beteiligung des Erzgebirgskreises  anhängig.
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Neben den genannten Verfahren oblag dem Sachgebiet Recht 
in einer Vielzahl von Fällen die Betreuung bzw. Überprüfung 
von Kostennoten und Kostenentscheidungen.
Neben der genannten gerichtlichen Vertretung des Erzgebirgs-
kreises ist es immer ein Anliegen der Bearbeiter im Sachge-
biet Recht, im Vorfeld gerichtlicher Auseinandersetzungen die 
Interessen des Landkreises, außergerichtlich, wahrzunehmen. 
2.4.2 Sachgebiet Personal
2.4.2.1 Struktur
Mit Vollzug der Kreisgebiets- und Funk  onalreform am 1. Au-
gust 2008 gliederte sich die Verwaltung des Erzgebirgskrei-
ses aus den vier Verwaltungen der Altlandkreise Annaberg, 
Aue-Schwarzenberg, Mi  lerer Erzgebirgskreis, Stollberg und 
den übertragenen Aufgaben aus den Sächsischen Landesbe-
hörden in 7 Abteilungen, 27 Referate, 52 Sachgebiete und 4 
Eigenbetriebe. (Verwaltungsgliederungsplan Seite 190)
Von den Sächsischen Landesbehörden gingen vorrangig Auf-
gaben im Schwerbehindertenrecht, der Straßenunterhaltung, 
der Vermessung, der Ländlichen Entwicklung und des Forsts 
auf den Landkreis über.
Die ersten fünf Jahre waren durch fortwährende Konsolidie-
rung und Anpassung der Au  auorganisa  on zur Bewäl  gung 
der gestellten Aufgaben unter Berücksich  gung der örtlichen 
Gegebenheiten geprägt. 
Mit den gewonnenen Erfahrungswerten und einem e  ek  ven 
Personaleinsatz konnte trotz ges  egener Anforderungen eine 
Op  mierung der Struktur erreicht werden. 
Im April 2011 wurde der Erzgebirgskreis als einer der bundes-
weit 41 neuen kommunalen Träger zugelassen und stellte sich 
damit der Herausforderung der Etablierung des kommunalen 
Jobcenters Erzgebirgskreis ab 1. Januar 2012. 
Inklusive des Jobcenters gliedert sich die Landkreisverwaltung 
seit Januar 2014 in fünf Abteilungen, 22 Referate, 51 Sachge-
biete und 3 Eigenbetriebe. 
(Verwaltungsgliederungsplan Seite 191)
2.4.2.2 Personalentwicklung
Seit 2011 wird ste  g an einem Personalentwicklungskonzept 
und dessen Fortschreibung gearbeitet. Insbesondere dient das 
Konzept neben der Abbildung der gegenwär  gen und kurzfris-
ten Personalsitua  on zur Erfüllung der obliegenden Aufgaben 
der Steuerung des Personalbedarfs und der Personalgewin-
nung bis zum Jahr 2025. Die Vorausschau ist unerlässlich, um 
zum einen den steigenden fachspezi schen Aufgaben weiter-
hin qualita  v hochwer  g gerecht zu werden und zum anderen 
eine gezielte Personalgewinnung unter Berücksich  gung des 
demogra schen Wandels zu erreichen.
Diesen Maßstäben folgend hat sich die Landkreisverwaltung 
im Jahr 2010 gemeinsam mit zwei Vergleichslandkreisen 
unter Federführung des Sächsischen Rechnungshofes und 
der WIBERA Wirtscha  sberatung AG bereit erklärt, in ei-
ner umfassenden Erhebung zur Generierung eines „Modell-
Landkreises“ für den Freistaat Sachsen für das Jahr 2020 
mitzuwirken. Die Ergebnisse wurden in Form einer bera-
tenden Äußerung „Organisa  onsempfehlungen für sächsi-
sche Landkreise zur mi  elfris  gen Umsetzung bis zum Jahr 
2020“ im 2. Quartal 2012 verö  entlicht. In der beratenden 
Äußerung ist zum aufgabenbezogenen Tex  eil eine ausführ-
liche Richtwert- und Kennzahlensammlung enthalten, die zur 
quan  ta  ven Stellenbemessung herangezogen werden kann 
und damit die Fortschreibung des Personalentwicklungs-
konzeptes unterstützt.
Den Aussagen der beratenden Äußerung folgend und unter 
Berücksich  gung der spezi schen Gegebenheiten im Land-
kreis wurde eine   ächendeckende Stellenbemessung für das 
Landratsamt erarbeitet. Diese konnten nun als Vorlage zur Eva-
luierung der gegenwär  gen Personalsitua  on in der Gegen-
überstellung der obliegenden Aufgaben fungieren und damit 
einhergehend für den Stellenplan 2013 ein deutliches Zeichen 
zur verlässlichen Reduzierung des Personalbestandes um 133 
Stellen setzen. 
Wie in der nachfolgenden Sta  s  k dargestellt, ist der Perso-
nalbestand in der Landkreisverwaltung von 1.784 Beschä  ig-
ten zum 1. August 2008 um 253 zum 1. Januar 2014 auf 2.037 
Beschä  igte ges  egen.
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Ausschlaggebend für die Erhöhung des Personalbestandes war 
zum einen die erst zum 1. Februar 2009 vollzogene Übernah-
me der 62 Beamten aus den Sächsischen Landesbehörden mit 
der Kreisneugliederung im Jahr 2008 und zum anderen die 
Übernahme von 286 Beschä  igten zum 1. Januar 2012 mit 
der Etablierung des kommunalen Jobcenters. Zudem erfolgten 
14 befristete Einstellungen bis Ende 2015 zur Förderung der 
Beschä  igungsmöglichkeiten für Menschen über 50 Jahre. 15 
Beschä  igte sind seit Inkra  treten des Bildungs- und Teilhabe-
paktes mit derar  gen Aufgaben betraut.
2.4.2.3 Aus- und Fortbildung
Nur durch eine ausgewogene Personalstruktur kann die Leis-
tungsfähigkeit der Verwaltung erhalten bzw. gesteigert wer-
den. Aufgrund der bereits geschilderten, unausgeglichenen 
Altersstruktur müssen frühzei  g Maßnahmen ergri  en wer-
den, um den Prozess der Überalterung der Landkreisverwal-
tung mindestens aufzuhalten. Aus diesem Grund wurde in 
dieser Wahlperiode eine „Ausbildungso  ensive“ vorgenom-
men. So wurde ab dem Jahr 2011 wieder mit einer höheren 
Anzahl von jungen Schulabgängern bzw. Nachwuchskrä  en 
mit Erstausbildung im Landratsamt Erzgebirgskreis ein Aus-
bildungsverhältnis geschlossen. Dass sich diese Maßnahme 
bewährt hat, wird auch an dem nunmehr gleichgebliebenen 
Altersdurchschni   der Verwaltung ersichtlich. Nachfolgendes 
Diagramm zeigt die quan  ta  ve Entwicklung der Studenten 
und Auszubildenden. 
Personalbestand des Landratsamtes Erzgebirgskreises
Entwicklung Nachwuchskrä  e
Im bereits dargestellten Zeitraum wurden folgende Studien-






– Veranstaltungskau  rau/-mann,
– Fachangestellte/r für Medieninforma  onsdienste/Archiv,
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Landrat Frank Vogel mit den Auszubildende 2013.
– Fachhochschule der Sächsischen Verwaltung Meißen – 
 Allgemeine Verwaltung,
– Fachhochschule der Sächsischen Verwaltung Meißen – 
 Sozialverwaltung,
– BA-Studium – Soziale Arbeit,
– BA-Studium – Tourismuswirtscha  .
Allerdings ist aufgrund der sinkenden Einwohnerzahlen des 
Erzgebirgskreises ein Bewerbungsrückgang von 2010 bis 2013 
in Höhe von zirka 18 % zu verzeichnen. Im Verhältnis zu den 
zu besetzenden Ausbildungsstellen stellt sich dieses Bild noch 
drama  scher dar. So kamen 2010 noch zirka 23 Bewerbungen 
auf eine Stelle. 2013 waren es bereits nur noch zirka 13 Bewer-
bungen. Aufgrund dessen gilt es, die gegenwär  ge Situa  on 
weiterhin zu evaluieren und Ursachen zu ergründen, um die-
sem Trend entgegenwirken zu können.
2.5    kul(T)our-Betrieb
2.5.1  Unvergessliche Erlebnisse mit dem 
 kul(T)our-Betrieb 
Zum kul(T)our-Betrieb, einem 
Eigenbetrieb des Erzgebirgs-
kreises, gehören seit dem Jahr 2009 mehrere kulturelle Ein-
richtungen des Landkreises. 
Seine Aufgabe besteht darin, Veranstaltungen und Projekte 
in den unterschiedlichsten kulturell-künstlerischen Genres 
durchzuführen sowie Angebote zu entwickeln, die auf dem 
touris  schen Markt platziert werden können und die dazu bei-
tragen, dem Erzgebirgskreis in der Außenkommunika  on ein 
modernes Image zu verleihen. Außerdem berät er Dri  e bei 
fachlichen Angelegenheiten und wirkt bei poli  schen, kulturel-
len und wissenscha  lichen Gremien mit.
Zukün  ig soll das Pro l der vom kul(T)our-Betrieb betriebenen 
Einrichtungen geschär   und zielgruppenorien  ert weiterent-
wickelt werden.
2.5.2 Einrichtungen und Projekte
Zum kul(T)our-Betrieb gehören Landkreiseinrichtungen, die 
auf Grund ihres kulturellen Angebots weit über die Grenzen 
des Erzgebirgskreises hinaus bekannt sind: 
– Bergbaumuseum Oelsnitz/Erzgebirge,
– Kultur- und Freizeitzentrum Lugau,
– Zeiss-Planetarium und Sternwarte in Schneeberg,
– Kulturhaus in Aue,
– Schloss in Schwarzenberg mit der Volkskunstschule des 
Erzgebirgskreises,
– Baldauf Villa in Marienberg,
– Kreisergänzungsbibliotheken in Marienberg und Anna-
berg-Buchholz.
Neben dem Bestreben, auch kün  ig ein hochwer  ges und 
ausgewogenes Angebot an kulturellen Veranstaltungen im 
gesamten Erzgebirgskreis vorzuhalten, wird ein weiteres we-
sentliches Aufgabenfeld kün  ig darin bestehen, diese Angebo-
te mit den Produktlinien des Tourismusverbandes Erzgebirge 
e. V. abzugleichen, um damit eine noch bessere Vermarktung 
zu erreichen. Ziel ist es, einen Beitrag zur Verbesserung der 
touris  schen A  rak  vität des Erzgebirgskreises zu leisten so-
wie die Entwicklung des kulturellen Erscheinungsbildes des 
Landkreises zu beein ussen.
Die genannten Einrichtungen erhalten neben den Zuschüssen 
des Erzgebirgskreises eine ins  tu  onelle Förderung vom Kultur-
raum Erzgebirge-Mi  elsachsen.
Überregional bedeutsame Projekte, die mit den Produktlinien 
sowohl des Tourismusverbandes Erzgebirge e. V. als auch mit 
denen der Tourismus Marke  ng Gesellscha   Sachsen mbH 
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konform gehen, sind zum einen imageprägend für den Be-
trieb, zum anderen aber auch für den Erzgebirgskreis:
– Fes  val „artmontan-Kulturtage“,
– Jugendkulturprojekt „Trau dich!“,
– Konzertreihe „ERZtöne“,
– Abenteuerwanderungen für Kinder und ihre Familien,
– Erlebniswanderungen für Erwachsene.
Die Zeit nach der Kreisreform im Jahr 2008 galt für den Betrieb 
als Übergangszeit, in der noch in der alten Struktur gearbeitet 
wurde. Erst zum 1. Januar 2009 begann der kul(T)our-Betrieb 
in der jetzigen Struktur mit seiner Arbeit. Dabei wurden dem 
Sondervermögen des Eigenbetriebes auch sukzessive weitere 
Vermögensgegenstände zugeordnet, unter anderem auch die 
bereits erwähnten Gebäude, so dass auch die Gebäudebewirt-
scha  ung beim Eigenbetrieb liegt.
2.5.3 Eckdaten
Im Vergleich der Jahre seit 2009 hat sich der kul(T)our-Betrieb 
– trotz sinkender Zuschüsse durch den Landkreis – posi  v ent-
wickelt. In diesem Zusammenhang sollen nachfolgend folgen-
de Kriterien gegenübergestellt werden:
– Entwicklung der Landkreiszuschüsse
– Erhöhung der Abschreibungen 
– Entwicklung der Umsatzerlöse
– Entwicklung der Besucherzahlen
Landkreiszuschüsse
Die Zuschüsse des Landkreises an den kul(T)our-Betrieb verrin-
gerten sich jährlich, wobei die Aufgaben eher umfangreicher 
geworden sind: (Angaben in EUR)
2009 2010 2011 2012 2013
1.700.000 1.635.000 1.540.000 1.505.000 1.480.000
Inves   onen
In den Jahren 2009 bis 2012 wurden Inves   onen in Höhe von 
1.900.000 EUR realisiert. 2013 wurden 1.030.500 EUR inves-
 ert. 
Inves   onszuschüsse des Landkreises
2010 200.000 EUR
2013 770.000 EUR
Fördermi  el des Freistaates Sachsen:
2009 und 2010    363.000 EUR (KP II)
2013    350.000 EUR
Abschreibungen
Mit der Übertragung von Vermögen in Form von Gebäuden so-
wie der realisierten Inves   onen s  egen die Abschreibungen 
rasant an: (Angaben in EUR)
2009 2010 2011 2012 2013
287.000 343.000 388.000 409.748 431.600
Umsatzerlöse
Um die verminderten Zuschüsse ausgleichen zu können war es 
erforderlich, die Umsatzerlöse zu steigern. (in EUR)
2009 2010 2011 2012 2013
597.000 646.000 712.000 757.800 786.200
Besucherzahlen
Mit Hilfe neuer zielgruppen- und themenorien  erter Ange-
bote gelang es, die Besucherzahlen zu steigern. Aufgabe ist es, 
das erreichte Ergebnis zu stabilisieren.
2009 2010 2011 2012 2013
190.000 191.000 206.400 218.500 205.072
Personalentwicklung
Jahr 2009 2010 2011 2012 2013
VzÄ 49,35 48,05 45,60 44,80 42,10
Personen 51   49 46 45 43
Fazit
Im kul(T)our-Betrieb ist es gelungen, trotz wesentlich geringe-
rer Zuschüsse und mit wesentlich geringerem Personal, die Be-
sucherzahlen zu steigern, die Umsätze zu erhöhen und das Ge-
bäudemanagement für sechs Immobilien aufrecht zu erhalten.
Ein wich  ger Grund dafür ist, dass sich die Beschä  igten mit 
„ihrem“ Betrieb iden   zieren und alles dafür tun, dass erfolg-
reich gearbeitet werden kann.
2.5.4 Bergbaumuseum Oelsnitz/Erzgebirge
Kurios, aber wahr: Vor mehr als 300 Millionen Jahren lag die 
Region wirklich einmal in Äquatornähe. Damals bildeten sich 
Steinkohlelagerstä  en um Lugau und Oelsnitz/Erzgebirge, die 
ab Mi  e des 19. Jahrhunderts abgetragen wurden. Im Jahr 
VzÄ: Vollzeitäquivalent; Beschä  igter mit 40 Arbeitsstunden pro Woche
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1971 verließ der letzte Kohlehunt mit dem „Schwarzen Gold“ 
den früheren Kaiserin-Augusta-Schacht (seit 1946 Karl-Lieb-
knecht-Schacht). Nach der Einstellung des Kohleabbaus wur-
den die ehemaligen Schachtanlagen zu einem Bergbaumuse-
um umgestaltet. Heute gilt es als eines der größten deutschen 
Museen seiner Art und als eines der wich  gsten Zeugnisse der 
industriellen Vergangenheit Sachsens. 
Die einzigar  ge Nachbildung eines Steinkohlenwaldes im 
Rundbau des Museums lässt Besucher in die faszinierende 
Welt von vor 300 Millionen Jahren eintauchen und zeigt, wie 
aus den Karbonp anzen jener Epoche im Laufe der Jahrhun-
derte das „Schwarze Gold“ entstand.
Pünktlich vor den Sommerferien 2013 haben Kinder ihr eigenes 
Bergwerk im Bergbaumuseum Oelsnitz/Erzgebirge in Nutzung 
nehmen können. Das Kinderbergwerk am Fuße des markanten 
Förderturmes bietet im Bergbauhügel verwinkelte Gänge, über 
den Förderturm werden die „Bodenschätze“ nach über Tage 
befördert. In der Sandspiellandscha   können sich die Kinder 
auf die Suche nach fossilen Abdrücken von Karbonp anzen 
begeben. Zahlreiche zusätzliche Veranstaltungen und thema-
 sche Sonderausstellungen bewegen die Menschen dazu, ins 
Bergbaumuseum zu gehen. Die Besucher- und Nutzerzahlen 
entwickelten sich von 18.750 (2009) auf 25.500 (2012).
2.5.5 Kultur- und Freizeitzentrum Lugau
Den Begri   „Langeweile“ kennt man in Lugau nicht, denn im 
Kultur- und Freizeitzentrum ist immer etwas los. Zahlreiche, 
verschiedene Hobby- und Bastelkurse, thema  sche Veranstal-
tungen und Feste zeichnen das Krea  vangebot dieser Einrich-
tung aus. 
Das Haus bildet außerdem einen wich  gen sozialen Tre  punkt 
für Senioren, Familien mit Kindern und auch für Jugendliche, 
die hier ihre Freizeit ak  v gestalten können.  
Das Herzstück ist die neue Töpferwerksta   im Erdgeschoss,
in der mit geschickten Handgri  en Kunstwerke entstehen. 
Das Krea  vangebot spricht alle Altersgruppen und dank bar-
rierefreiem Zugang auch Menschen mit Behinderung an. Drei 
Brennöfen und ein langer Werk  sch sorgen ebenso für bestes 
Arbeits air wie die fachliche Anleitung durch die erfahrenen 
Krä  e. Neu entwickelt wurde im Jahr 2012 eine Veranstal-
tungsreihe mit Konzerten, Kabare   und Lesungen. Die Veran-
staltungen sind vollständig ausgelastet.
2.5.6 Kulturhaus in Aue
Das Kulturhaus in Aue sorgt seit mehr als 50 Jahren für kultu-
relle Vielfalt in der Region und bietet seit jeher hochkarä  gen, 
na  onalen und interna  onalen Stars die Bre  er, die die Welt 
bedeuten. Zahlreiche Musiker aller Genres sowie Kabare   s-
ten, Bestseller-Autoren und Comedians waren in Aue zu sehen. 
Doch auch die krea  ven Köpfe des Kulturhauses begeistern
mit ihren ganz eigenen Programmen zu kulturell-künstleri-
schen Themen; beispielsweise Kursangebote für Kinder und 
Erwachsene, bunt gemischte Varieté-Veranstaltungen, die mit 
Gesang, Tanz und Ar  s  k beste Unterhaltung für Jung und Alt 
bieten. 
Bergbaumuseum Oelsnitz.                                                   Foto: G. Lorenz
Kultur- und Freizeitzentrum Lugau.
Kulturhaus in Aue.                                                    
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Die Collage der Gra kerin Anne Beuthner-Krauß verdeutlicht die Vielfäl  gkeit der Angebote des kul(T)our-Betriebs des Erzgebirgskreises.
87HAUPT , FINANZ  UND SCHULVERWALTUNG
2.5.7 Zeiss-Planetarium und 
Sternwarte Schneeberg
Das Zeiss-Planetarium ist mit modernster mul  funk  onaler 
Projek  onstechnik ausgerüstet, die eine Nacht am Südpol oder 
eine Reise zum Kreuz des Südens am Äquator im Handum-
drehen möglich macht. Selbst für die Kleinsten gibt es Ge-
schichten aus Raum und Zeit. Kindgerechte Bilder und Musik 
begleiten sie fantasievoll auf ihrer Entdeckungsreise.
2.5.8 Volkskunstschule des Erzgebirgskreises
Wer meint, das alte Kunsthandwerk des Klöppelns und des 
Schnitzens sei im Erzgebirge außer Mode geraten, wird hier 
eines Besseren belehrt. Die Volkskunstschule bewahrt die tra-
di  onellen Handwerkstechniken, gibt sie an alle Interessenten 
weiter und erö  net neue Anwendungsmöglichkeiten. Klöppel- 
und Schnitzkurse stehen Kindern und Jugendlichen aber auch 
Erwachsenen jederzeit o  en. Das „Schnuppern“ ist hier aus-
drücklich erwünscht. Klöppel- und Schnitzurlaube sind zwei-
mal jährlich gut gebucht.
2.5.9 Baldauf Villa
Bi  e eintreten in die Baldauf Villa Marienberg! Das etwas an-
dere Kulturzentrum im eleganten Jugends  l mit exo  schem 
Wintergarten und eigener Parkanlage war ursprünglich ein 
Landhaus des ehemaligen Knop  abrikanten Theobald Baldauf 
und wurde im Jahre 1912 errichtet. 
Heute ist die Villa der kulturelle Knotenpunkt der Region. Eine 
bunte Mischung aus Ausstellungen, Messen und Konzerten 
aber auch Bastelkursen, Kaminabenden, Kinder- und Familien-
festen erfüllt das Haus das ganze Jahr über mit Leben. 
2.5.10 Kreisergänzungsbibliotheken
Sie verleihen für einen bes  mmten Zeitraum Bücher, DVDs, 
Videos, MCs und CDs aus ihrem eigenen Bestand an Bibliothe-
ken, in denen diese nicht vorhanden sind, und ersparen diesen 
somit hohe Anscha  ungskosten.
2.5.11 Projekte des kul(T)our-Betriebs
artmontan-Kulturtage
Als „Flaggschi  “ des Betriebes gelten die bereits seit 1998 exis-
 erenden artmontan-Kulturtage, die auch Förderung durch den 
Kulturraum Erzgebirge-Mi  elsachsen erhalten. Überregional 
bekannt und aus den touris  schen Präsenta  onen des Erzge-
birgskreises, des Tourismusverbandes Erzgebirge e. V. und der 
Tourismus Marke  ng Gesellscha   Sachsen mbH nicht mehr 
wegzudenken, nutzen jährlich mehrere tausend Gäste die Ver-
anstaltungen. Seit der Kreisreform konnten in 61 Veranstaltun-
gen etwa 17.500 Besucher gezählt werden. Koopera  onspart-
ner sind Betriebe, in denen die Veranstaltungen sta   inden. 
„Außergewöhnliche Veranstaltungen an ungewöhnlichen Or-
ten“ – mit diesem Slogan werden Orte und Räume mit Licht in 
Szene gesetzt, die ansonsten Produk  ons- oder Schauanlagen 
sind.
Zeiss-Planetarium und Sternwarte Schneeberg. 
Klöppeln und Schnitzen in der Volkskunstschule des Erzgebirgskreises. 
Baldauf Villa.                                        Foto:  Foto Weigel, Schwarzenberg
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Jugendkulturprojekt „Trau dich!“
Junge Künstler brauchen ein Podium und der kul(T)our-Betrieb 
gibt es ihnen. Zum Projekt gehören Kinder- und Jugendkunst-
symposium, Schülerbandcontest, Tanz-, Gesangs-, Instrumen-
tal- und Literaturwe  bewerbe. Kinder und Jugendliche des 
Erzgebirgskreises haben die Möglichkeit, ihrer Krea  vität frei-
en Lauf zu lassen. 
Veranstaltungsreihe ERZtöne
Diese Veranstaltungsreihe gilt als „kleiner Bruder“ der „art-
montan“-Kulturtage und  ndet Veranstaltungsräume in tech-
nischen Anlagen oder historisch wertvollen Gebäuden im ge-
samten Erzgebirgskreis. Entstanden ist die Reihe im Jahr 2010. 
Sie be ndet sich noch in den „Kinderschuhen“. Es soll gelingen, 
dass weitere Kommunen des Landkreises von der Arbeit des 
kul(T)our-Betriebes par  zipieren. Koopera  onspartner sind 
die Träger der entsprechenden Einrichtung vor Ort.
Kinder- und Jugendkunstsymposium.             Foto: F. Matuschek
Abenteuer- und Erlebniswanderungen
Kleine Abenteurer und ihre Begleiter sind auf diesen Wande-
rungen herzlich willkommen. Mut, Geschicklichkeit und Klug-
heit sind gefragt, wenn auf geheimnisvollen Wegen urplötzlich 
Räuber, Bären und andere unheimliche Gestalten au  auchen. 
Gleichzei  g werden Kenntnisse über die Natur und historische 
Begebenheiten spielerisch vermi  elt. Die  Erlebniswanderun-
gen für Erwachsene werden von Wanderführern begleitet und 
sind thema  sch gut organisierte Gruppenwanderungen mit 
vielen Besonderheiten und hohem Informa  onsgehalt, herrli-
chen Aussichten und Erlebnissen. 
             
  
Veranstaltung im Rahmen der artmontan-Kulturtage.                                
                 Foto: Weigel, Schwarzenberg
Konzert im Rahmen der Erztöne.                                 Foto: F. Matuschek
Abenteuerwanderung.                                                 Foto: F. Matuschek
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2.6    Kultureller Bildungsbetrieb (KBB)
2.6.1  Volkshochschule im Kulturellen 
 Bildungsbetrieb Erzgebirgskreis (VHS)
Die VHS bietet allen Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen 
die Möglichkeit, ihre Bildung zu ver  efen und zu erweitern, 
denn Volkshochschule steht für den Erwerb gesellscha  lich ge-
forderter Fähigkeiten durch Weiterbildung als Voraussetzung 
für gesellscha  liche Par  zipa  on. Am 1. August 2009 wurden 
die Volkshochschulen des Erzgebirgskreises zur Volkshoch-
schule im Kulturellen Bildungsbetrieb Erzgebirgskreis (KBB) 
fusioniert. 
Sprachlehrgang an der Volkshochschule. 
Die Volkshochschule plant, organisiert, kommuniziert und re-
alisiert ein halbjährliches Weiterbildungsprogramm für die 
Bürger des Landkreises. Für die Informa  on der Bildungsinter-
essierten über die angebotenen Kurse wird ein Frühjahrs- und 
Herbstsemester-Programmkatalog gedruckt und in zirka 250 
ö  entlichen Einrichtungen im Landkreis ausgelegt. Außerdem 
können über die VHS-Webseite www.vhs-erzgebirgskreis.de 
sowohl alle Kursangebote als auch viele Informa  onen rund 
um die VHS eingesehen werden. Diese Webseite wurde so an-
gelegt, dass sie auch auf Smartphone angesehen werden kann. 
Des Weiteren nutzt die VHS die Werbemöglichkeiten über die 
Tagespresse sowie über Amtsblä  er. Im Kanon mit der Kreis-
musikschule, dem Medienpädagogischen Zentrum und dem 
Theaterpädagogischen Zentrum tri   die VHS in einer gemein-
samen Corporate Iden  ty unter dem Dach des KBB in Erschei-
nung und dokumen  ert so die Zugehörigkeit zu den Bildungs-
einrichtungen des Landkreises im KBB. 
Die Volkshochschule arbeitet mit dem sachsenweit einheitli-
chen Verwaltungsprogramm der Volkshochschulen SQLBasys 
und kommuniziert über die entsprechenden Schni  stellen mit 
dem Informa  onssystem für Planungs-, Realisierungs- und Ab-
rechnungsprozesse im Bereich der Allgemeinen Weiterbildung 
(IPRA) der Landeseinrichtungen. Die Kosten für die entspre-
chende So  ware sowie die Erstschulungen wurden vom Säch-
sischen Bildungsins  tut übernommen, der KBB inves  erte in 
die erforderliche Rechentechnik sowie die nö  gen Programm-
updates. Neben der Zusammenarbeit mit dem Sächsischen 
Staatsministerium für Kultus, dem Sächsischen Bildungsins-
 tut sowie der Landesdirek  on Sachsen  nden sich im Netz-
werk der VHS unter anderem das Bundesamt für Migra  on 
und Flüchtlinge, der Deutsche VHS-Verband, der Sächsische 
VHS-Verband, viele Krankenkassen, die Referate Jugendhilfe 
sowie Schulen und Sport, der Eigenbetrieb LSB des Landkreises, 
die Erzgebirgssparkasse sowie das Jobcenter des Erzgebirgs-
kreises. Außerdem unterbreitet die VHS Koopera  onspartnern 
maßgeschneiderte Bildungsangebote, wenn es beispielsweise 
um die Schulung und Weiterbildung der Beschä  igten in Unter-
nehmen geht.
Neben der Kernaufgabe der VHS, der Erteilung von Unterricht 
in den klassischen VHS-Fachbereichen, erfüllt die VHS folgende 
Aufgaben: 
– Prüfungen, Einbürgerungstests und Bildungsberatungen,
– Übergabe von Europäischen Zer   katen,
– Integra  onskurse,
– Weiterbildungen von Erzieherinnen in Zusammenarbeit 
mit dem Referat Jugendhilfe des Landkreises und
– ak  ve Koopera  on im Rahmen verschiedener Ganztags-
schulprojekte im Landkreis.
Seit der Fusion im Jahre 2009 sorgte sich der KBB um eine Ver-
besserung der Lehr- und Lernbedingungen an den Standorten 
der VHS. In Stollberg, Annaberg-Buchholz, sowie in Olbernhau 
zog die VHS in neue bzw. renovierte Gebäude um. In Schwar-
zenberg und Aue wurden moderne Büros für die Teilnehmerbe-
ratung und zeitgemäße Arbeitsbedingungen der Beschä  igten 
gescha  en. Die VHS ist seit 2010 eine nach dem Qualitätsma-
nagementsystem LQW3 zer   zierte Bildungseinrichtung und 
erfüllt damit u. a. die Voraussetzung für die Grundförderung 
nach der Weiterbildungsförderungsverordnung des Freistaates 
Sachsen. 
Derzeit organisieren acht hauptamtliche Pädagogen
einschließlich des Leiters sowie vier Verwaltungsbe-
schä  igte an sechs VHS-Standorten die Volkshochschul-
arbeit im Landkreis. Darüber hinaus unterrichten zirka 280 
neben- oder freiberu iche Dozenten an zirka 40 Unter-
richtsorten im Landkreis. Im Jahr 2013 wurden 791 Kurse mit 
einem Gesamtumfang von 18.263 Unterrichtsstunden erteilt. 
Bezogen auf die Fachbereiche der VHS ergab sich folgende Ver-
teilung:
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Die Wich  gkeit der Volkshochschule als Einrichtung des le-
benslangen Lernens ist im Landesentwicklungsplan des Frei-
staates Sachsen explizit unterstrichen. Die VHS ist eine solide 
bürgernahe und kompetente Einrichtung der Weiterbildung 
und zeigt sich in der Kultur- und Wirtscha  sregion Erzgebirgs-
kreis sowohl tradi  onsbewusst als auch zukun  sorien  ert. Die 
Arbeit mit den Lernenden zielt darauf, deren Persönlichkeits-
en  altung durch den Erwerb von Kompetenzen zu fördern. Die 
Volkshochschule Erzgebirgskreis hat einen Lehrau  rag. Gleich-
zei  g ist sie auch eine lernende Einrichtung, mit dem Ziel der 
kon  nuierlichen Qualitätsentwicklung und -sicherung ihrer 
Arbeit. 
2.6.2 Kreismusikschule im Kulturellen 
Bildungsbetrieb Erzgebirgskreis (KMS)
Musik ist interna  onal und ihre „Sprache“ versteht man in 
der ganzen Welt. Die Freude am Musizieren zu wecken und zu 
fördern sowie Begabungen frühzei  g zu erkennen und zu ent-
wickeln, ist daher eine Aufgabe von ganz besonderer Bedeu-
tung. Ihr haben sich die Musikschulen des Erzgebirgskreises 
seit dem 1. Januar 2009 als fusionierte Kreismusikschule im 
Kulturellen Bildungsbetrieb Erzgebirgskreis verschrieben. Mit 
Beginn des Schuljahres 2009/10 trat am 1. August 2009 eine 
einheitliche Satzung und Entgeltordnung in Kra  . Die Inter-
netseite www.kreismusikschule-erzgebirgskreis.de informiert 
über das breite Fächerangebot, aktuelle Veranstaltungen, En-
sembles und We  bewerbe. Interessenten können sich direkt 
online zum Unterricht anmelden. Eine im Kern zentralisierte 
und dennoch dezentrale Verwaltungsstruktur garan  ert, dass 
man auch im großen Erzgebirgskreis jederzeit einen Ansprech-
partner in seiner Nähe  ndet. 
Das Unterrichtsangebot an der Kreismusikschule umfasst die 
Musikalische Früherziehung, den Instrumental- und Vokalun-
terricht, die Musiktheorie sowie Ensemblefächer. Neu im Fä-
cherkatalog ist seit August 2010 das Musiktheater „Raben-
schnabl“. In 2013 nahmen 2.928 Schülerinnen und Schüler die 
Ausbildungsangebote unserer Einrichtung wahr. Diese wurden 
von 117 Lehrkrä  en unterrichtet. Der Bedarf an musischer Bil-
dung und Ausbildung ist ungebrochen und die Schülerzahlen 
verzeichnen in den Jahren 2009 bis 2013 eine ste  g steigende 
Tendenz. Zudem sind in der Warteliste stets mehrere hundert 
Einträge verzeichnet. 
Die Kreismusikschule scha  t musisch-künstlerische Erlebnis-
bereiche für Musikschüler aller Altersgruppen intern als auch 
in der Ö  entlichkeit. Besondere Höhepunkte waren hier ne-
ben den Musikschulkonzerten die musikalische Erö  nung zum 
„Tag der Sachsen“ in Oelsnitz und in Schwarzenberg sowie die 
Festveranstaltung zum Tre  en der Partnerlandkreise anlässlich 
des 20. Jahrestages der Deutschen Einheit. Für die fachliche 
und musikalische Qualität der Ausbildung sprechen die sehr 
guten Ergebnisse der Teilnehmer am We  bewerb „Jugend 
musiziert“. Hier nahmen bisher 97 Schüler der KMS am Regi-
onalwe  bewerb teil, von denen 39 zum Landes- und 17 zum 
Bundeswe  bewerb delegiert wurden. Aufgrund überdurch-
schni  licher Leistungen konnten auch immer wieder Schüler 
die Kriterien zur Aufnahme in die Begabtenförderung des Frei-
staates Sachsen erfüllen.
Ohne Fleiß kein Preis; dennoch kommt die Freude am Musi-
zieren nicht zu kurz. Das große Musikinteresse zeigt sich da-
rin, dass die Zahl der Ensembleschüler kon  nuierlich steigt 
und viele Schüler bis zum Eintri   ins Erwachsenenleben und 
darüber hinaus der Musikschule treu bleiben. Eines der größ-
ten Ziele der Musikschulausbildung ist unter anderem die Mit-
wirkung in einem der großen Klangkörper der Musikschule wie 
beispielsweise dem Jugendsinfonieorchester Annaberg, dem 
Sinfonieorchester Aue, dem Streichorchester Olbernhau oder 
dem Musikschulensemble Stollberg. Darüber hinaus haben 
Musikschüler des Fachbereiches „Jazz-Rock-Pop“ die Möglich-
keit, sich in den Big Bands Stollberg, Aue und Olbernhau zu 
pro lieren. Die Big Bands nahmen 2012 und 2013 am Interna-
 onalen Jazzfes  val in Litvinov teil, wo sie zu Konzerten und 
Workshops ihr Können unter Beweis stellten.
Schülerzahlen Kreismusikschule Erzgebirgskreis
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Seit der Fusionierung erfolgte durch diverse Baumaßnahmen 
und Renovierungen eine ste  ge Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen. In Annaberg-Buchholz und Stollberg bezogen die 
jeweiligen Kreismusikschulstandorte ihr neues Domizil auf der 
Hans-Wi  en-Straße bzw. im „Bürgergarten“ auf der Hohen-
steiner Straße; in Olbernhau wurden die Unterrichtsräume 
frisch saniert. Darüberhinaus erfolgten Inves   onen in neue 
Instrumente, Instandhaltung, Werterhaltung und Neumöblie-
rung, wodurch sich die Unterrichts- und Arbeitsbedingungen 
wesentlich verbesserten. Aufgrund zahlreicher Fördermög-
lichkeiten bleibt der Zugang zur Ausbildung an der Kreismusik-
schule für jeden  nanziell erschwinglich.
Die Kreismusikschule ist Mitglied im Verband deutscher Mu-
sikschulen (VdM) – Landesverband Sachsen e. V. Die vom 
Verband erarbeiteten Lehrpläne bilden die Grundlage des 
Unterrichts und garan  eren die Qualität der Ausbildung. Die 
Kreismusikschule arbeitet weiterhin eng mit verschiedenen 
Partnern zusammen. So beteiligen sich zwei Grundschulen 
des Erzgebirgskreises an dem sächsischen Projekt „Jedem 
Kind ein Instrument“. Darüber hinaus  ndet in 47 Kindertages-
stä  en Unterricht im Fach Musikalische Früherziehung sta  . 
Die Euroregion Erzgebirge e. V. fördert seit 2012 die Projek-
te der Kreismusikschule „Partnerschulen in Kontakt“, sowie 
„Grenzgänge/r im Erzgebirge in Sinfonie und Jazz“. Hier werden 
für das sächsisch-tschechische Fördergebiet grenzübergreifen-
de musikalische und soziale Ak  vitäten gemeinsam gestaltet. 
Im Ergebnis der Probenphase 2012 entstand ein deutsch-tsche-
chisches Projektorchester, das bereits in Annaberg-Buchholz, 
Litvinov und Marienberg zu Konzerten mitwirkte und 2013 mit 
der zweiten Probenphase seine Weiterentwicklung erfährt. Im 
Projekt „Das Gras wachsen hören …“ wurden – gefördert von 
der Robert-Bosch-S   ung und dem Sächsischen Staatsministe-
rium für Kultus – Kindern im Kindergarten und Grundschulalter 
Wege zur Musik sowie in neue Klangerlebniswelten erö  net.
Seit jeher sind Melodien und rhythmische Klänge ein Kommu-
nika  onsmi  el, das überall auf der Welt verstanden wird. „Die 
Musik drückt aus, was nicht gesagt werden kann und worüber 
zu schweigen unmöglich ist.“ Diese Worte schrieb Victor Hugo.
2.6.3 Theaterpädagogisches Zentrum (TPZ) 
Kinder spielen für Kinder Märchentheater. Unter diesem Mo  o 
agieren seit nunmehr 50 Jahren junge Mimen im Kinder- und 
Jugendtheater BURATTINO. Das 1962 gegründete Theateren-
semble – damals unter dem Namen Pionier- und Jugendthea-
ter am Kulturhaus „Hans Marchwitza“ in Oelsnitz – wurde 1994 
mit Kreistagsbeschluss in das Theaterpädagogische Zentrum 
Stollberg, als Pilotprojekt des Freistaates, integriert. Von nun 
an erhielt das Kinder- und Jugendtheater eine eigene Spiel-
stä  e im ehemaligen Bergarbeiterkulturhaus des Stollberger 
WISMUT-Krankenhauses. Den Namen BURATTINO führt das 
Theater seit 2001. Der 280 Zuschauer fassende Theatersaal der 
Sinfonieorchester Aue der Kreismusikschule im Kulturellen Bildungsbetrieb Erzgebirgskreis unter Leitung von Rico Reinwarth.
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Einrichtung ist ebenso Veranstaltungshaus des Genres Darstel-
lende Kunst wie Podium Interna  onaler Theaterbegegnungen. 
So  ndet seit 1994 im Zweijahresrhythmus das Interna  onale 
Kinder-Märchen-Theater-Fes  val des Kulturraumes Erzgebir-
ge-Mi  elsachsen sta  . Konzept des Fes  vals ist es, dass Kin-
der aus aller Welt für Kinder Märchentheater in ihrer Landes-
sprache – integriert mit den jeweiligen Si  en und Bräuchen 
– spielen. Das Alleinstellungsmerkmal des Fes  valcharakters 
macht die Teilnahme für in- und ausländische Theatergruppen 
a  rak  v. Die BURATTINOs als deutsche Gastgeber begrüßten 
schon junge Theaterkollegen aus Argen  nien, Armenien, Ir-
land, Ungarn, Estland, Frankreich, Polen, Kroa  en, Österreich, 
der Schweiz, England, Russland, der Tschechischen Republik 
und Makedonien.
2012, dem 50. Jubiläumsjahr des Kinder- und Jugendtheaters 
BURATTINO, jährte sich das Fes  val zum 10. Mal. Gegensei  -
ges Kennenlernen fördert das Verständnis, fremde Kulturen 
zu verstehen, setzt Impulse, ebnet das Zustandekommen von 
Partnerscha  en, zollt unbekannten Theatern Anerkennung 
und Wertung und ö  net den Zugang zu anderen Theatere-
vents der teilnehmenden Länder. Die Zahl der Ensemblemit-
glieder und Inszenierungen s  egen kon  nuierlich. Gehörten 
in der Vorwendezeit zwölf Kinder zum Ensemble, die zwei 
Märcheninszenierungen jährlich in der Region zur Au  ührung 
brachten, zählt das Theater derzeit 71 Darsteller. 169 Märchen-
produk  onen sind in einem halben Jahrhundert entstanden.
Au  ührung des Theaterpädagogisches Zentrum.                    
Seit 1990 waren es 226 junge Akteure, die die Arbeit des 
Theaters bereicherten. Dass die Arbeit den Kindern und Ju-
gendlichen Spaß bereitet, zeigt sich darin, dass fast alle bis 
zum Eintri   ins Erwachsenenleben dabei bleiben und einige 
ihr Hobby zum Beruf machen. Bis zu 80 Gastspiele im Jahr mit 
vier bis fünf neuen Märcheninszenierungen werden sachsen- 
und deutschlandweit durchgeführt. Somit steht das BURAT-
TINO auch für die Belebung und Interpreta  on historischen 
Kulturgutes mit und in den Augen von Kindern. Die Wander-
bühne repräsen  ert als Kulturbotscha  er die Erzgebirgs-
region in Deutschland und mit vielen Gastspielen europaweit. 
Als Bildungs- und Freizeiteinrichtung begann man bereits 1999 
jährlich eine Nachwuchsgruppe zu formieren. Unter professio-
neller theaterpädagogischer Anleitung lernen die Kinder erste 
Bühnenschri  e, entwickeln kulturelle und soziale Kompeten-
zen. Die krea  ve und schöpferische Arbeit der Nachwuchs-
gruppe erstreckt sich über einen Zeitraum von acht Monaten. 
Dann sind die Absolventen befähigt, in eine der jeweiligen 
Neuproduk  onen des Ensembles einzusteigen. Das Interesse 
ist groß, im BURATTINO mitzuwirken. Der Bedarf übersteigt die 
Kapazität, deshalb gibt es erstmalig eine Warteliste. Seit 2009 
gehört das Theaterpädagogische Zentrum als Teilbetrieb zum 
Kulturellen Bildungsbetrieb Erzgebirgskreis. 2013 ha  e das 
TPZ mit seinem Veranstaltungsangebot insgesamt 14.103 Zu-
schauer, davon 10.315 Zuschauer der Eigenproduk  onen.
2.6.4 Medienpädagogisches Zentrum (MPZ)
Bereits im Jahr 2006 begannen die konkreten Planungen zur 
Umnutzung der ehemaligen Turnhalle des Carl-von-Bach-Gym-
nasiums Stollberg zu einem modernen MPZ des zukün  igen 
Erzgebirgskreises mit integrierter Volkshochschule. Die Räume 
des Medienzentrums waren im Juni 2009 bezugsfer  g. Unmit-
telbar nach der Kreisgebietsreform begannen die Vorberei-
tungsarbeiten zur Zusammenführung der ehemaligen Kreis-
medienstellen in Annaberg-Buchholz, Aue, Marienberg und 
Stollberg zum Medienpädagogischen Zentrum. Diese Umstruk-
turierung mit dem Hauptsitz in den neuen Räumen in Stollberg 
und einer Mediathek in Annaberg-Buchholz wurde kurz vor 
und in den Sommerferien des Jahres 2009 durchgeführt. Da-
durch gelang es, den physischen Verleih von Medien an die Pä-
dagogen des Kreises kaum zu beeinträch  gen. Die Außenstelle 
in Annaberg-Buchholz war hauptsächlich für die Versorgung 
der Schulen mit physischen Medien in den Altlandkreisen Aue, 
Annaberg und Mi  lerer Erzgebirgskreis verantwortlich. Der 
Hauptsitz in Stollberg ha  e u. a. folgende Aufgaben zu lösen:
Medienanscha  ung für das gesamte MPZ, Organisa  on der 
Lehrerfortbildung, Unterstützung von Schulen und deren 
Schulträger bei der Nutzung von Förderprogrammen zum 
Theater-Nachwuchs
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Medieneinsatz, Zusammenführung aller Kundendaten in nur 
noch eine Datenbank mit Terminalzugri   und Durchführung 
des Medienverleihs für den Altlandkreis Stollberg.
Um Kosten einzusparen und inhaltlich e  ek  ver arbeiten zu 
können, wurde im Sommer 2011 die Außenstelle in Anna-
berg-Buchholz mit dem Hauptsitz in Stollberg zusammenge-
führt. Zirka 23.000 Medien und der gesamte Gerätebestand 
mussten in Stollberg physisch und datentechnisch in die ent-
sprechenden Archive aufgenommen werden. Der erforderliche 
Umzug von Annaberg-Buchholz nach Stollberg wurde etappen-
weise kurz vor den Sommerferien durchgeführt, um den physi-
schen Verleih von Medien nur gering zu beeinträch  gen. Trotz 
der Fusionierung von ehemals vier Standorten zu einem Medi-
enzentrum konnte die Anzahl der registrierten Verleihvorgän-
ge etwa auf gleichem Niveau gehalten werden. 
Ein Grund dafür war die Nutzung des Kurierdienstes vom 
Landratsamt. Durch diesen konnte das MPZ innerhalb von 24 
Stunden an die Ausgabestellen in Annaberg-Buchholz, Aue 
und Marienberg Medien ausliefern. Auch der lehrplanbezoge-
ne Ankauf neuer Medien und die individuelle Kundenberatung 
wirkten sich unter anderem posi  v auf den Verleih dieser Un-
terrichtsmi  el aus. Zusätzlich standen den Lehrern im Erzge-
birgskreis ste  g mehr Onlinemedien zur Verfügung, die eine 
verstärkte Integra  on von Medien in den Unterricht gewähr-
leisten.
Diese können mit Hilfe des MeSax-Systems an den Schulen 
eingesetzt werden. Dabei handelt es sich um eine landesein-
heitliche Lösung zur Distribu  on von Medien über das Inter-
net. Bis zum Ende des Jahres 2013 waren 125 von über 170 
schulischen Einrichtungen des Kreises an das System ange-
schlossen. Wiederholte Abschaltungen des Internets an den 
Schulen, beispielsweise infolge von Reparaturarbeiten durch 
Wartungs rmen und den Austausch von Servern sowie zum 
Teil unzureichende technische Voraussetzungen, erschweren 
den Neuanschluss weiterer Einrichtungen. Durch eine ständige
Kommunika  on mit den Schulleitungen und den jeweils ver-
antwortlichen Lehrern sowie mit konkreten Hinweisen in allen 
Fortbildungsveranstaltungen versuchen die pädagogischen Be-
schä  igten weitere Schulen an das MeSax-System anzuschließen. 
Mit viel Engagement wirkten alle Beschä  igten des MPZ an 
der Realisierung eines Filmprojektes über den  Erzgebirgskreis 
für die Grund- und Förderschulen mit. In enger Zusammenar-
beit mit unserer Landkreisverwaltung, dem Verlag Förster & 
Borries in Zwickau und der Kabeljournal GmbH in Grünhain-
Beierfeld konnten die DVDs im April 2013 den Schulleitern 
übergeben werden. Die einzelnen Kapitel orien  eren sich 
direkt an den Inhalten des Lehrplanes. Die Freischaltung des 
Filmes im MeSax-System erfolgte noch vor Beendigung des 
Schuljahres 2012/2013. Dadurch kann der Erzgebirgs lm von 
allen Schulen in Sachsen verwendet werden. Um der schnell-
lebigen Zeit mit ständigen Veränderungen, beispielsweise bei 
der Eingemeindung von Orten, gerecht zu werden, soll dieser 
Unterrichts lm in drei Jahren aktualisiert werden.
Neben Pädagogen informierten sich Gewerbetreibende, Ver-
eine, Religionsgemeinscha  en, das Landratsamt, Stadt- und 
Gemeindeverwaltungen sowie Privatpersonen des Erzgebirgs-
kreises über die Nutzung von Medien und nahmen angebote-
ne Dienstleistungen in Anspruch.
Medienbibliothek des Medienpädagogischen Zentrums.
Verleihvorgänge Onlinemedienanzahl
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3 Abteilung 2 Arbeit, Jugend, Soziales und 
Gesundheit
3.1 Referat Jugendhilfe 
3.1.1 Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
durch Ausbau des Kinderbetreuungsan-
gebotes verbessert 
Eine qualita  ve Kinderbetreuung und eine frühe Förderung 
der Kinder gehören zu den wesentlichen Zukun  saufgaben 
in unserer Gesellscha  . Dabei ist die Betreuung von Kindern 
unter drei Jahren verstärkt in das ö  entliche Blickfeld gerückt. 
Mit dem Ausbau der Infrastruktur in der Kindertagesbetreu-
ung sollen einerseits junge Paare bei der Realisierung ihrer 
Kinderwünsche unterstützt und andererseits Mü  ern und Vä-
tern bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt erö  net werden. 
Weiterhin können Kindern, die heute häu g ohne oder nur mit 
einem Geschwisterkind aufwachsen, wertvolle Sozialisa  ons-
erfahrungen in Kindertageseinrichtungen oder in der Kinderta-
gesp ege vermi  elt werden. 
Räumlichkeiten und Außengelände von Kindertageseinrich-
tungen und -p egestellen sind Bildungs- und Lernorte für Kin-
der. Kinder brauchen Räume, die sie au  ordern, durch ak  ves 
Handeln Erfahrungen zu sammeln, zu experimen  eren, zu 
forschen, sich zu bewegen, gemeinsam mit anderen Kindern 
zu spielen und ihnen gleichzei  g die Möglichkeit geben, sich 
zurückzuziehen und sich zu entspannen. 
3.1.1.1 Inves   onen
Als örtlicher Träger der ö  entlichen Jugendhilfe hat der Erzge-
birgskreis entsprechende Kinderbetreuungsangebote in Ab-
s  mmung mit den jeweiligen Kommunen und freien Trägern 
zu scha  en. In den letzten Jahren erfolgten erhebliche Inves  -
 onen, um ein bedarfsgerechtes Angebot an Betreuungsplät-
zen, insbesondere für Kinder unter drei Jahren, zur Verfügung 
stellen zu können. 
Für die Scha  ung und Modernisierung von Betreuungsplätzen 
standen dem Erzgebirgskreis Haushaltsmi  el aus dem Inves   -
onsprogramm „Kinderbetreuungs nanzierung 2008 – 2013“ des 
Bundes sowie Landesmi  el zur Verfügung. Im Zeitraum 2008 
bis 2013 konnten insgesamt 9.868.781 EUR Bundesmi  el und 
8.731.406 EUR Landesmi  el (ohne Konjunkturpaket II) genutzt 
werden. Für das Jahr 2014 erhält der Landkreis voraussichtlich 
769.725 EUR Bundesmi  el und 2.062.269 EUR Landesmi  el. 
Zusätzlich hat sich der Erzgebirgskreis angemessen an den 
Baukosten für Kindertageseinrichtungen zu beteiligen (§ 13 
Satz 2 Sächsisches Gesetz zur Förderung von Kindern in Tages-
einrichtungen – SächsKitaG). Dies erfolgte in der Regel in Höhe 
von 10 % der vom Bund sowie vom Freistaat Sachsen zur Verfü-
gung gestellten Zuwendungen. Weiterhin beteiligten sich auch 
die Kommunen mit einem erheblichen Anteil sowie die freien 
Träger im Rahmen ihrer wirtscha  lichen Möglichkeiten an den 
erforderlichen Inves   onskosten. 
Durch diese Inves   onen konnten im Zeitraum 2008 bis 2013 
insgesamt 1.292 neue Krippen- und Kindertagesp egeplätze 
(für Kinder unter drei Jahren) sowie 307 neue Kindergarten- 
und Hortplätze (für Kinder ab drei Jahren bis zum Schuleintri   
bzw. bis zur 4. Klasse) im Erzgebirgskreis gescha  en werden. 
2014 kann das Kinderbetreuungsangebot im Landkreis um vor-
aussichtlich 150 zusätzliche Krippen-/Kindertagesp egeplätze 
bzw. 226 Kindergarten-/Hortplätze erweitert werden. 
Weiterhin konnten in den Jahren 2009 bis 2010 insgesamt 
106 Inves   onsmaßnahmen in Kindertageseinrichtungen 
mit insgesamt 11.365.624 EUR förderfähigen Ausgaben durch 
das Konjunkturpaket II (Pakt für Beschä  igung und Stabilität 
in Deutschland zur Sicherung der Arbeitsplätze, Stärkung der 
Wachstumskrä  e und Modernisierung des Landes) im Erzge-
birgskreis  nanziert werden. 
Zusammensetzung der Inves   onen für Kitas und Kindertagesp ege im Erzgebirgskreis 2008 bis 2013
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3.1.1.2  Kindertageseinrichtungen
Im Erzgebirgskreis hat sich eine vielfäl  ge Angebots- und Trä-
gerstruktur der Kinderbetreuung entwickelt. Zum 30. Juni 2013 
nahmen neben den Städten und Gemeinden insgesamt 55 
freie Träger (2008: 50) Aufgaben der Kinderbetreuung wahr. 
223 Kindertageseinrichtungen (davon 45 % der Kitas in kom-
munaler und 55 % in freier Trägerscha  ) gab es im Erzgebirgs-
kreis zum 30. Juni 2013. Im Vergleich dazu wurden zum 30. Juni 
2008 insgesamt 218 Kitas (davon 48 % der Kitas in kommunaler 
und 52 % in freier Trägerscha  ) betrieben. 
Zum 30. Juni 2013 wurden im Erzgebirgskreis insgesamt 
24.791 betriebene Plätze in den Kindertageseinrichtungen 
und Kindertagesp egestellen vorgehalten (Gra k nächste Seite). 
Von 2008 bis 2013 erfolgte ein kon  nuierlicher Ausbau der Be-
treuungsplätze, der sich an den unterschiedlichen Betreuungs-
bedarfen orien  erte. Seit Bestehen des Erzgebirgskreises im 
Jahr 2008 erhöhte sich die Anzahl im Krippenbereich um 1.289 
Plätze, im Kindergartenbereich um 419 Plätze und im Hortbe-
reich um 1.625 Plätze. 
Zum 30. Juni 2013 wurden insgesamt 22.168 Kinder in einer 
Kita betreut (Gra k nächste Seite). Im Vergleich von 2008 zu 
2013 nahmen 1.354 Hortkinder mehr einen Platz in Anspruch. 
Im Kindergartenbereich s  eg die Anzahl bis 2011 an, ging im 
darau  olgenden Jahr leicht zurück und erhöhte sich 2013 wie-
der. Insgesamt vergrößerte sich die Anzahl der belegten Plätze 
im Zeitraum 2008 bis 2013 um 543 Plätze. In der Krippe war in 
den Jahren 2008 bis 2012 eine Steigerung der belegten Plätze 
um 1.137 zu verzeichnen. Im Jahr 2013 erfolgte ein minimaler 
Rückgang. Ursachen dafür liegen in der leicht sinkenden An-
zahl der wohnha  en Kinder in dieser Altersgruppe sowie in der 
ges  egenen Belegung von Krippenplätzen durch Kinder im Kin-
dergartenalter (bei Bedarf grundsätzlich möglich). 
Neben der Bereitstellung einer ausreichenden Platzkapazität 
sind insbesondere qualita  ve Gesichtspunkte für eine gelin-
gende Entwicklung der Kinder von entscheidender Bedeutung. 
Die Qualitätsentwicklungsprozesse in der Kindertagesbetreu-
ung des Landkreises werden dabei kon  nuierlich durch die 
Kita-Fachberatung des Referates Jugendhilfe begleitet. 
Die Personalsitua  on in Kitas ist ein entscheidender Ein-
 ussfaktor für die Qualität der Erfüllung der Bildungs-, Erzie-
hungs- und Betreuungsaufgaben. Zum 30. Juni 2013 waren 
im Erzgebirgskreis 2.055 pädagogische Fachkrä  e in Kinder-
tageseinrichtungen beschä  igt, davon 52 Männer (2,5 %). 
Die folgende Übersicht verdeutlicht die ges  egene Anzahl der 
pädagogischen Fachkrä  e – bedingt durch den Ausbau der 
Kindertagesbetreuungsangebote.








Fachkrä  e gesamt
30.06.2009 nicht erfasst nicht erfasst 1.797
30.06.2010 1.906 21 1.927
30.06.2011 1.952 32 1.984
30.06.2012 1.984 41 2.025
30.06.2013 2.003 52 2.055
3.1.1.3 Kindertagesp ege
Die Kindertagesp ege ist ein zu einer Kindertageseinrichtung 
gleichrangiges Alterna  vangebot für die Bildung, Erziehung 
und Betreuung von Kindern (§ 3 Abs. 3 SächsKitaG). Aufgrund 
kleiner Gruppen von bis zu fünf Kindern und der familiennah-
en Betreuung ist die Kindertagesp ege vorrangig für Kinder 
bis zum vollendeten dri  en Lebensjahr gut geeignet. Kinder-
tagesp ege kann im Haushalt der Kindertagesp egeperson, im 
Haushalt der Personensorgeberech  gten oder auch in ande-
ren kindgerechten Räumlichkeiten angeboten werden. 
Im Zeitraum von März 2009 bis Januar 2014 hat sich die Anzahl 
der Kindertagesp egestellen auf 81 erhöht. Derzeit bieten 35 
der 62 Kommunen im Landkreis (56 %) Kindertagesp ege in 
ihrem geförderten Betreuungsangebot an (2008: 26 von 70 
Kommunen – 37 %). Somit hat sich die Kindertagesp ege als 
familiennahe Form der Tagesbetreuung von Kindern im Erzge-
birgskreis zu einer festen Größe im System der Kindertages-
betreuung entwickelt und soll auch weiterhin bedarfsgerecht 
ausgebaut werden. Dabei stehen insbesondere die Qualität-
sentwicklung und die Qualitätssicherung im Mi  elpunkt der 
Ak  vitäten, die durch die Kita-Fachberatung des Referates Ju-
gendhilfe unterstützt werden. 
3.1.1.4  Fazit und Ausblick
Insgesamt wird eingeschätzt, dass die kreisangehörigen Kom-
munen, Kindertagesp egestellen sowie Kitas und deren jewei-
lige Träger die veränderten Bedingungen sowie die Entwick-
lung des Bedarfs bei der Bereitstellung der Kinderbetreuung-
sangebote berücksich  gt haben. Hauptschwerpunkt der In-
ves   onen in den vergangenen Jahren war die Scha  ung von 
neuen Betreuungsplätzen (insbesondere für Kinder unter drei 
Jahren – U3-Bereich). 
Im Ergebnis ist festzustellen, dass sich der Ausbaustand im U3-
Bereich unter Beachtung der individuellen Bedarfslagen und 
regionalen Besonderheiten im Erzgebirgskreis weiterentwickelt 
hat. In vielen Kommunen ist der derzei  ge Versorgungsgrad, 
vor allem mit Blick auf die demogra sche Entwicklung, bereits 
ausreichend. In einigen Kommunen wird der Ausbau von Be-
treuungsplätzen weiterhin ein Thema bleiben. Vorrangig sollen 
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innerhalb vorhandener Räume Betreuungsangebote erweitert 
oder eine Umwidmung von bestehenden Plätzen vorgenom-
men werden. Das schließt jedoch die Scha  ung zusätzlicher 
Plätze durch Neu- oder Anbauten in einzelnen Regionen bzw. 
Kommunen nicht aus.
Zudem sind Inves   onen insbesondere für die weitere Um-
setzung von Brandschutz- und Sicherheitsau agen, für die 
Modernisierung der sanitären Anlagen, zur energe  schen Sa-
nierung sowie zur Verbesserung der Gruppenräume, Außenan-
lagen und Aussta  ung erforderlich. 
3.1.2 Kinderschutz im Erzgebirgskreis verbessert
3.1.2.1 Präven  ves Hilfesystem und Frühe Hilfen
Bereits ein Jahr vor der Kreisgebietsreform ini  ierten die Alt-
landkreise Annaberg, Aue-Schwarzenberg, Mi  lerer Erzge-
birgskreis und Stollberg im Jahr 2007 ein sozialraumorien  er-
tes und fachübergreifendes Netzwerk „Gemeinsam für Kinder 
– Präven  ves Hilfesystem im Erzgebirgskreis“, das vom Erz-
gebirgskreis kon  nuierlich weiterentwickelt und ausgebaut 
wurde.
Mit Inkra  treten des Bundeskinderschutzgesetzes (BKiSchG) 
zum 1. Januar 2012 wurde diese Netzwerkarbeit gesetzlich 
verankert und als Grundstruktur in das Regelangebot der ört-
lichen Jugendhilfe des Landkreises überführt. Auf diese Weise 
rückt Präven  on und Kinderschutz noch mehr in den ö  entli-
chen Fokus. Gleichzei  g soll der Bereich der Frühen Hilfen im 
Rahmen der Bundesini  a  ve „Netzwerke Frühe Hilfen und 
Familienhebammen“ ausgebaut werden. So stehen (werden-
den) Eltern nunmehr Familienhebammen, Familienbegleiter 
sowie Familienpaten als zusätzliche Unterstützungsangebote 
zur Verfügung.
Das Netzwerk hat die Ziele, Eltern in ihrer Erziehungsverant-
wortung zu unterstützen und Gefährdungslagen mit verschie-
denen psychischen, physischen, sozialen und ökonomischen 
Hintergründen – insbesondere für Kinder – frühzei  g entge-
genzuwirken. Es soll ein gesundes, körperliches und seelisches 
Aufwachsen von Kindern im Erzgebirgskreis gefördert werden.
Als Netzwerkpartner konnten unterschiedlichste Berufsgrup-
pen und Ins  tu  onen gewonnen werden, insbesondere Klini-
ken, Frauen- und Kinderärzte, Fachärzte für Allgemeinmedizin, 
Hebammen, Psychotherapeuten, Krankenkassen, Kommunen, 
Amtsgerichte, Polizeidienststellen, Kindertageseinrichtungen 
und Tagesmü  er/-väter, Schulen, Bundesagentur für Arbeit, 
Beratungsstellen (z. B. Schwangerscha  sberatungsstellen, 
Frühförderstellen, Erziehungsberatungsstellen), Träger der 
freien Jugendhilfe und Kirchgemeinden. Durch die Vernetzung 
und verbindliche Koopera  on der ca. 1.050 Netzwerkpartner 
im Landkreis, zu denen auch die verschiedenen Fachbereiche 
des Landratsamtes Erzgebirgskreis (Referat Soziale Hilfen, 
Referat Ö  entlicher Gesundheitsdienst, Jobcenter, Referat 
Ordnungsangelegenheiten, Senioren- und Behindertenbeauf-
tragte, Gleichstellungsbeau  ragte sowie Referat Jugendhilfe) 
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gehören, erhalten Familien umfassende Informa  onen zu be-
stehenden Angeboten der unterschiedlichen Professionen. Die 
Netzwerkakteure beraten Eltern je nach Bedarf, informieren 
die Familien zu präven  ven passgenauen Angeboten anderer 
Partner (u. a. Babysport, Elternkurse, Mu  er-Kind-Kreise) und 
stellen gegebenenfalls Kontakt zu anderen Ins  tu  onen her. 
Alle Netzwerkakteure leisten durch ihre Mitarbeit im Präven-
 ven Hilfesystem einen wesentlichen Beitrag, um Eltern zu un-
terstützen, Übergänge zu erleichtern und Angebotslücken zu 
schließen.
Zudem erhalten alle Eltern mit Neugeborenen das Angebot 
eines freiwilligen Ersthausbesuches durch die Beschä  igten 
des Allgemeinen Sozialen Dienstes, bei dem eine Informa  -
onsbroschüre (Elternkompass) und ein Begrüßungsgeschenk 
(Bereitstellung durch die Erzgebirgssparkasse) überreicht und 
u. a. über  nanzielle Leistungen sowie örtliche Unterstützungs-
angebote für junge Familien informiert wird. Seit Beginn der 
Ersthausbesuche im April 2010 bis Ende Dezember 2012 haben 
bereits 6.060 Familien mit Neugeborenen dieses Angebot in 
Anspruch genommen und konnten in einem persönlichen Ge-
spräch erreicht werden. 
Ersthausbesuche im Jahr 2012 
(bei 2.523 Geburtenmeldungen)
Mit der Informa  onsbroschüre Elternkompass, die das Referat 
Jugendhilfe erstmals im Oktober 2012 erstellt und verö  ent-
licht hat, wurde ein Wegweiser für Familien erarbeitet, der 
wesentliche Informa  onen über familienrelevante Themen – 
wie z. B. Schwangerscha   und Geburt, Kinder und Gesundheit, 
Familienbildung sowie Familie und Finanzen – beinhaltet. Wei-
terhin enthält der Familienkompass eine Auswahl an Adressen 
und Ansprechpartnern, die sich und ihre Angebote vorstellen. 
Die Broschüre wird fortlaufend aktualisiert und steht ebenfalls 
unter www.erzgebirgskreis.de/praeven  ves_hilfesystem auf 
der Homepage des Erzgebirgskreises als Download zu Verfü-
gung. 
Seit 2008 werden im Netzwerk gezielt Kleinstprojekte geför-
dert, die vor allem im ländlichen Raum die Angebotsstruktu-
ren verbessern und innova  ve Ideen für Familien bereithalten. 
Dadurch werden in den verschiedenen Regionen des Erzge-
birgskreises neue Impulse im Bereich der Familienbildung und 
-beratung gesetzt.
Die Koordinierungsstelle beim Referat Jugendhilfe stellt den 
Netzwerkpartnern verschiedene Arbeitsmi  el zur Verfügung, 
u. a. das Informa  onstelefon, die Internetseite, den Elternkom-
pass, Fort- und Weiterbildungsangebote zum Thema Kinder-
schutz, Dokumenta  onshilfen sowie weitere Informa  onsma-
terialien. Die alljährlich durchgeführten Netzwerkkonferenzen 
mit bis zu 500 Teilnehmern ver  efen die Netzwerkarbeit und 
dienen insbesondere der Fort- und Weiterbildung der Netz-
werkpartner sowie dem fachlichen Austausch untereinander.
3.1.2.2  Fazit und Ausblick
Auch kün  ig sollen die Entwicklungs- und Bildungschancen der 
Kinder durch frühzei  ge Informa  on und Beratung der Eltern 
nachhal  g verbessert werden. Die Angebotspale  e für Famili-
en wird insbesondere durch den Au  au neuer Strukturen im 
Bereich der Frühen Hilfen, die sich schon ab der Schwanger-
scha   an (werdende) Eltern richten, ergänzt. Eltern sollen über 
verschiedene Medien einen leichteren Zugang zu den Angebo-
ten erhalten, z. B. über das Internet oder Handys. Die Netz-
werkpartner erhalten perspek  visch neben den bisherigen Ar-
beitsmi  eln einen Informa  onsordner mit allen notwendigen 
Unterlagen zum Thema Kinderschutz.
„Gemeinsam für Kinder - Präventives Hilfesystem“
Landratsamt Erzgebirgskreis / Referat Jugendhilfe
Elternkompass
 
Informa  onsbroschüre „Elternkompass“.
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Für eine dauerha  e Wirksamkeit des Projektes sind das Prä-
ven  ve Hilfesystem und die Frühen Hilfen ste  g bedarfsge-
recht weiterzuentwickeln.
3.1.3 Kon  nuität der Kinder- und Jugendarbeit 
sowie der Familienförderung 
3.1.3.1 Jugendarbeit und Jugendverbandsarbeit 
(§§ 11, 12 SGB VIII)
Im Bereich der o  enen Kinder- und Jugendarbeit unterstützt 
der Erzgebirgskreis zahlreiche Jugendhäuser, Jugendfreizeit-
tre  s sowie Jugendclubs. Neben außerschulischen Jugendbil-
dungsangeboten bieten die Einrichtungen den Kindern und Ju-
gendlichen die Möglichkeit, ihre Freizeit zu verbringen. Dabei 
sollen Angebote an den Interessen der Heranwachsenden an-
knüpfen, sie zur Selbstbes  mmung befähigen und zur gesell-
scha  lichen Mitverantwortung anregen. Insbesondere in den 
Jugendhäusern steht den jungen Menschen pädagogisches 
Fachpersonal als Ansprechpartner bei Sorgen und Problemen 
zur Verfügung. 
Die Vielzahl der Angebote der Kinder- und Jugendarbeit im Erz-
gebirgskreis ist nur durch die Mitarbeit zahlreicher engagierter 
ehrenamtlicher Mitarbeiter möglich. Für diese führt der Kreis-
jugendring Erzgebirge e. V. jährlich Jugendleiterschulungen 
durch.  
In den vergangenen fünf Jahren gestalteten die Fachkrä  e der 
o  enen Kinder- und Jugendarbeit vielfäl  ge Ferienprogramme 
mit Aus ügen, Ak  onstagen und Freizeiten. Die zweiwöchige 
„Kinderspielstadt Annazwerg“ bot beispielsweise Schülern die 
Gelegenheit, sich in der Alltagswelt der Erwachsenen zu erpro-
ben. Sie lernten mit Geld umzugehen, Steuern zu zahlen, einen 
Bürgermeister zu wählen und sich im ö  entlichen Leben zu 
engagieren sowie Verantwortung zu übernehmen. Durch die 
Zusammenarbeit verschiedenster Träger der freien Jugendhilfe 
konnten darüber hinaus kostengüns  ge Ferienfreizeiten (u. a. 
nach Sehrrahn, Trogen bzw. ein Waldcamp in Pöhl) sowie ein 
Zeltlager in Drebach/Scharfenstein organisiert, durchgeführt 
und durch den Landkreis  nanziell gefördert werden. 
Auf Ini  a  ve des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales 
und Verbraucherschutz (SMS) konnte ab 2009 das Flexible Ju-
gendmanagement im Erzgebirgskreis realisiert werden. Das 
Hauptanliegen dieses Projektes ist die Demokra  eförderung, 
-bildung und -erziehung. Jugendliche sollen befähigt werden, 
Verantwortung zu übernehmen. Durch verschiedene Ak  onen 
wie „Domino“ oder „Pimp deinen Ort“ erhalten Jugendliche 
die Gelegenheit ihr Lebensumfeld ak  v mitzugestalten. Die 
jungen Menschen bewerben sich mit ihrer Projek  dee und 
eine Jugendjury entscheidet unter Berücksich  gung der selbst 
erarbeiteten Vergabekriterien über die Verteilung der zur Ver-
fügung stehenden Gelder. Außerdem erhalten die Heranwach-
senden durch die Mitarbeiter des Projektes Unterstützung 
u. a. bei der Erstellung einer Jugendclubordnung oder bei der 
Vorstellung der eigenen Ideen bei kommunalen Interessenver-
tretern.
Im Rahmen des Landesprogramms „Welto  enes Sachsen für 
Demokra  e und Toleranz“ fand im Oktober 2011 in Oelsnitz 
unter dem Mo  o „Was wollt ihr?“ ein Jugendbeteiligungstag 
sta  . Junge Menschen aus dem Erzgebirgskreis tauschten sich 
mit Vertretern der Poli  k aus. Geprägt von einem besseren 
Verständnis füreinander, suchten Jugendliche und Erwachsene 
gemeinsam nach Lösungen für o  ene Fragen.
3.1.3.2 Jugendsozialarbeit (§ 13 SGB VIII)
Im Bereich der Jugendsozialarbeit unterstützt der Erzgebirgs-
kreis hauptsächlich folgende Projekte: 
Streetworker suchen Jugendliche und junge Erwachsene an 
ihren Tre  punkten im ö  entlichen und in den vergangenen 
Jahren zunehmend auch im privaten Raum auf. Ziel ist es, Un-
terstützung zu bieten, als Ansprechpartner bei persönlichen 
Problemen verfügbar zu sein bzw. die Jugendlichen an geeig-
nete Hilfen weiterzuvermi  eln. Weiterhin versuchen Street-
worker die guten Ideen zur Freizeitbeschä  igung der jungen 
Menschen aufzugreifen und mit ihnen gemeinsam nach Mög-
lichkeiten der Realisierung zu suchen. Auf diese Weise sind in 
den vergangenen Jahren beispielsweise mehrere Skater-Parks 
mit Unterstützung der jeweiligen Kommunen im Erzgebirgs-
kreis entstanden.
Schulsozialarbeiter tragen zur Verbesserung des Schulklimas 
bei. Sie stehen Schülern, Eltern und Lehrern als Ansprechpart-
ner für vielschich  ge Problemlagen zur Verfügung. Die sozi-
alpädagogischen Fachkrä  e fördern die individuellen Stärken 
sowie das Selbstbewusstsein der Schüler. Im Ergebnis dieses 
Prozesses wird der Schulerfolg gesichert und eine solide Basis 
für den darau  olgenden Übergang ins Erwerbsleben gelegt. 
Des Weiteren werden individuelle Projekte mit Schulklassen 
zur Verbesserung des Klassenklimas, z. B. bei Mobbingvorfäl-
len, ini  iert. Seit dem Jahr 2012 konnte dieses Arbeitsfeld an 
bisher 39 Oberschulen (bisherige Mi  elschulen), Förderschu-
len, Gymnasien und Berufsschulen im Erzgebirgskreis aufgrund 
des Förderprogramms des Europäischen Sozialfonds (ESF) zur 
Kompetenzentwicklung von Schülerinnen und Schülern deut-
lich ausgebaut werden. In diesem Zusammenhang wurde eine 
Koordinierungsstelle zur Ini  ierung und fachlichen Begleitung 
der neuen Projekte im Referat Jugendhilfe eingerichtet.
Die Jugendberufshilfe unterstützt und begleitet Jugendliche 
und junge Erwachsene mit individuellen Beeinträch  gungen in 
der Übergangsphase von der Schule ins Berufsleben mithilfe 
der im Erzgebirgskreis durchgeführten Projekte, u. a. Jugend-
werkstä  en und Kompetenzagenturen. Junge Menschen konn-
ten sich mit sozialpädagogischer Begleitung in verschiedenen 
beru ichen Tä  gkeitsfeldern, z. B. in der Holz-, Metallverarbei-
tung oder im Gastronomiebereich, ausprobieren. Im Rahmen 
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der Projekte nutzten viele Jugendliche – trotz eines schlech-
teren oder fehlenden Schulabschlusses – die Möglichkeit, den 
Kontakt zu örtlichen Unternehmen durch Prak  ka aufzubauen. 
Die jungen Menschen wurden zum Teil in den Projekten auf 
nachträgliche externe Schulprüfungen vorbereitet.
Weiterhin unterstützt der Erzgebirgskreis zwei Projekte für 
Schulverweigerer sowie junge Menschen mit Migra  onshinter-
grund in Form eines Jugendmigra  onsdienstes.
Von 2009 bis 2011 wurde im Erzgebirgskreis das Förderpro-
gramm STÄRKEN vor Ort durchgeführt. Im Referat Jugendhilfe 
wurde in Koopera  on mit der CAP Oelsnitz GmbH für den ge-
samten Erzgebirgskreis eine Koordinierungsstelle zur Projekt-
ini  ierung und -begleitung von sogenannten Mikroprojekten 
gescha  en. Die Förderung erfolgte über den ESF und Land-
kreismi  el. In der Projektlaufzeit wurden insgesamt 66 Mikro-
projekte mit einem Gesam  ördervolumen von ca. 352.000 
EUR realisiert. Diese dienten einer besseren beru ichen und 
sozialen Integra  on von Frauen und jungen Menschen, den 
Ausbau sozialer Netzwerke und der Mo  va  on von Jugend-
ini  a  ven zur Verbesserung ihres Lebensumfeldes. So wurden 
z. B. ein koopera  ves Spor  est für Jugendliche mit und ohne 
Behinderung unter sozialpädagogischer Begleitung durchge-
führt sowie eine mobile, alkoholfreie Cocktailbar von Jugend-
lichen erbaut und betrieben.
3.1.3.3 Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz 
(§ 14 SGB VIII) 
Im Bereich des Erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes un-
terstützt der Erzgebirgskreis mehrere Projekte im Bereich der 
Gewalt- und Suchtpräven  on und zum Umgang mit Mobbing, 
Extremismus und den neuen Medien. Die geförderten Fach-
krä  e bieten Elternabende und Workshops u. a. an Schulen 
und Jugendeinrichtungen zu den oben genannten Themen an. 
In den Jahren 2011 und 2012 veranstaltete das Referat Jugend-
hilfe jeweils eine Fortbildungsveranstaltung zu den Themen 
Gefahren und Chancen des Internets und der neuen Medien 
im Umgang mit Kindern und Jugendlichen für sozialpädagogi-
sche Fachkrä  e der Jugendhilfe. Insgesamt informierten sich 
65 Teilnehmer über das sogenannte „web 2.0“ und erhielten 
somit wertvolle neue Impulse für ihre prak  sche Arbeit. 2013 
konnte mit der Durchführung einer Fachtagung zum Thema 
„Gefahren und Wirkungen der Droge Crystal“ für freie Träger 
der Jugendhilfe ein weiterer Gefährdungsbereich für junge 
Heranwachsende im Erzgebirgskreis angesprochen werden. 
Die diesbezügliche Zusammenarbeit mit der Polizei soll weiter 
intensiviert werden. 
Weiterhin fanden in Koopera  on mit den örtlichen Polizei- und 
Ordnungsbehörden mehrere unangekündigte Jugendschutz-
kontrollen in Diskotheken, Spielotheken und Verkaufseinrich-
tungen des Erzgebirgskreises sta  . Hierbei wurden neben 
anderen ordnungsrechtlichen Delikten insbesondere Verstö-
ße gegen das Jugendschutzgesetz (JuSchG) festgestellt. Diese 
Tatsache zeigt, dass auch zukün  ig Jugendschutzkontrollen im 
Erzgebirgskreis durchzuführen sind. (Näheres Seite 162)
3.1.3.4 Allgemeine Förderung der Erziehung in 
der Familie (§ 16 SGB VIII) 
Rückblickend auf die vergangenen fünf Jahre wurden die An-
gebote der Familienarbeit im Erzgebirgskreis ste  g ausgebaut. 
Ziel der Familienförderung ist es, die Erziehungskompetenz von 
Eltern und Familien mit niederschwelligen thema  schen Ange-
boten und Unterstützungsleistungen zu stärken sowie die Hilfe 
zur Selbsthilfe zu ak  vieren. Verschiedenste Ins  tu  onen wie 
Kindertageseinrichtungen, Grundschulen, Jugendeinrichtun-
gen, Ini  a  ven etc. können nach Bedarf auf die landkreiswei-
ten Angebote der Träger der freien Jugendhilfe zurückgreifen, 
um beispielsweise Elternabende thema  sch auszugestalten. In 
Koopera  on mit dem Kreisjugendring Erzgebirge e. V. erstellte 
der Erzgebirgskreis eine Informa  onsbroschüre über die ge-
förderten Angebote der Familienarbeit (u. a. Familienzentren 
mit ihren Angeboten z. B. Eltern-Kind-Gruppen) im Landkreis, 
die auf der Internetseite des Erzgebirgskreises als Download 
verfügbar ist. 
Mit der Quali zierung zahlreicher Fachkrä  e zu Kursleitern 
des Elternkurses „Kinder FAIRstehen“ (über FAIRbund e. V.) ist 
2012 ein wesentlicher Grundstein gescha  en worden, um ins-
besondere bildungsferne Eltern/-teile für die Angebote der Fa-
milienbildung und -beratung zu sensibilisieren. Der Elternkurs 
„Kinder FAIRstehen“ wird regional im gesamten Erzgebirgskreis 
angeboten. 
Informa  onsbroschüre 
„Geförderte Angebote der Familienarbeit im Erzgebirgskreis“.
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3.1.3.5 Finanzielle Unterstützung der Kinder- und 
Jugendarbeit sowie Familienförderung 
Neben Landkreismi  eln umfasst die jährliche  nanzielle För-
derung Haushaltsmi  el des Freistaates Sachsen. Diese Landes-
mi  el werden durch die sogenannte Jugendpauschale an den 
Landkreis ausgereicht. Diese bemisst sich nach der Anzahl der 
im Erzgebirgskreis wohnha  en jungen Menschen im Alter von 
0 bis 27 Jahren. 
Entwicklung der Anzahl junger Menschen 
(unter 27 Jahre) im Erzgebirgskreis









* Quelle: 5. Regionalisierte Bevölkerungsprognose für den Freistaat 
Sachsen bis 2025 (Variante 1)
Bis 2009 betrug der Zuschuss 14,30 EUR pro jungem Men-
schen. Ab dem Jahr 2010 senkte der Freistaat Sachsen die Zu-
wendung auf derzeit 10,40 EUR pro jungem Menschen. Durch 
die demogra sche Entwicklung nimmt die Anzahl der Heran-
wachsenden jährlich ab, was zur jährlichen Verringerung der 
Jugendpauschale führt. Um dieser Entwicklung entgegenzu-
wirken, werden die Landesmi  el seit 2013 um einen zusätz-
lichen Betrag erhöht. Grundlage bildet eine Rangfolge der 
Landkreise im Freistaat Sachsen, die sich anhand der demogra-
 schen Auswirkungen ergibt.
Darüber hinaus fördert der Landkreis jährlich weitere Maßnah-
men der Kinder- und Jugendarbeit und der Familienförderung, 
beispielsweise Jugendfreizeiten und Bildungsmaßnahmen für 
in diesem Bereich tä  ge Ehrenamtliche. Weiterhin konnten 
zahlreiche Vereinsfeste und Jugendaustauschprojekte (z. B. 
Deutsch-Tschechischer und Deutsch-Japanischer Jugendaus-
tausch) unterstützt werden. Durchschni  lich werden jährlich 
bis zu 600 Anträge gestellt. Der Schwerpunkt liegt bei ein- und 
mehrtägigen Kinder- und Jugendfreizeitmaßnahmen. 
Bei der Entwicklung des Gesamtzuschusses pro wohnha  em 
jungen Menschen im Landkreis werden die Auswirkungen der 
reduzierten Landesmi  el ab 2010 deutlich erkennbar. Auf-
grund der Erhöhung der Landes- und insbesondere der Land-
kreismi  el konnte der Zuschuss ab 2013 deutlich gesteigert 
werden und erreicht 2014 nahezu die Höhe des Zuschusses 
aus dem Jahr 2008, wie nachfolgende Tabelle zeigt.
Jahr
Gesamtzuschuss pro wohnha  en 







3.1.3.6  Fazit und Ausblick
Obwohl sich die Landesmi  el bis 2013 jährlich verringerten, 
war es unter Mitwirkung der freien Träger in den letzten Jah-
ren möglich, die Struktur der geförderten Angebote im Erz-
gebirgskreis beizubehalten. Mi  elfris  g sollen insbesondere 
niedrigschwellige Familienbildungs- und Elternberatungsange-
bote im gesamten Erzgebirgskreis weiter ausgebaut werden. 
Die Entwicklung von partnerscha  lichen Koopera  onen und 
Vernetzungen zwischen Trägern der Familienbildungsmaßnah-
men, der Kindertageseinrichtungen und der Grundschulen soll 
hierbei auch weiterhin ein Schwerpunk  hema sein.
Zur Darstellung der aktuellen aber auch der zukün  igen Le-
benssitua  on (bis zum Jahr 2020) der im Landkreis wohnen-
den Kinder, Jugendlichen und Familien wurde das Organisa  -
onsberatungsins  tut Thüringen (ORBIT e. V.) mit der Erstellung 
einer sozialwissenscha  lichen Kinder- und Jugendstudie 
beau  ragt. Wesentlicher Bestandteil dieser Studie ist eine 
Befragung von Schülern und deren Eltern mi  els Fragebogen. 
Mit der Befragung, die bereits im Oktober 2013 erfolgte, soll 
herausgearbeitet werden, ob die bestehenden vielfäl  gsten 
Angebote der Kinder- und Jugendhilfe ausreichend, bedarfs- 
und zeitgemäß, a  rak  v sowie annehm- bzw. nutzbar sind. 
Kommunen, Dachverbände und freie Träger sollen ebenfalls 
befragt werden. Die Ergebnisse der Befragungen  ießen in den 
Abschlussbericht ein, der im IV. Quartal 2014 vorliegen und die 
Grundlage zur Fortentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe im 
Erzgebirgskreis bilden wird.
3.1.4 Leistungen für Familien, Eltern/-teile und 
Kinder 
3.1.4.1 Hilfen zur Erziehung, Inobhutnahmen 
und Eingliederungshilfe für seelisch 
behinderte Kinder und Jugendliche
Eltern und andere Erziehungsberech  gte können sich in allen 
Angelegenheiten der Erziehung sowie der altersgerechten Ent-
wicklung von Kindern und Jugendlichen an den Allgemeinen 
Sozialen Dienst (ASD) des Referates Jugendhilfe wenden, um 
Beratung und Unterstützung insbesondere in Not- und Kon-
 iktlagen zu erhalten. Neben dem Beratungsangebot durch 
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den ASD stehen verschiedene ambulante und teilsta  onäre 
Hilfsmöglichkeiten bei freien Trägern (u. a. Erziehungsbera-
tungsstellen, Erziehungsbeistand und Betreuungshelfer, Sozi-
alpädagogische Familienhilfe, Tagesgruppen) zur Verfügung.
Entwicklung der ambulanten und teilsta  onären Erzie-
hungshilfen im Erzgebirgskreis (laufende und beendete 
Hilfen)
Jahr
Er zie hungs bei-
stand/ Betreu-
ungs helfer nach 




§ 31 SGB VIII
Tagesgruppe 
nach § 32 SGB 
VIII
2009 105 194 63
2010   99 232 66
2011 109 225 63
2012 112 199 67
2013  98 221 67
Selbst mit fachlicher, familienbegleitender Unterstützung ge-
lingt es Eltern/-teilen nicht immer, eine dem Wohle des Kindes 
oder Jugendlichen erforderliche Erziehung zu gewährleisten. 
Dann wird die Hilfe außerhalb des Elternhauses in Form von 
Heimerziehung oder Vollzeitp ege (P egekinder) als sta  onä-
re Erziehungshilfe geleistet.
Entwicklung der sta  onären Erziehungshilfen im Erzge-
birgskreis (laufende und beendete Hilfen)
Jahr
Vollzeitp ege
nach § 33 SGB VIII
Heimerziehung/sons  ge 
betreute Wohnform 






Bei akuten Gefährdungen für das Wohl von Kindern und Ju-
gendlichen hat das Referat Jugendhilfe Maßnahmen zum vor-
läu gen Schutz zu ergreifen (§ 42 SGB VIII), indem die Min-
derjährigen in Obhut zu nehmen sind. Die jährliche Anzahl 
der Inobhutnahmen ist nicht vorhersehbar. Hauptursache 
für Kindeswohlgefährdungen ist die Überforderung der Eltern 
bzw. des Elternteils. Die dort bestehenden Strukturen sind so 
dauerbelastet, dass kein geregelter Tagesablauf und keine aus-
reichenden Wohnbedingungen für Kinder vorliegen. Weiterhin 
erfolgten Inobhutnahmen wegen akuter Kindeswohlgefähr-
dungen durch Drogenkonsum (vorrangig Crystal), durch Ver-
nachlässigung, durch Verwahrlosung oder durch gewal  ä  ge 
Eltern. Teilweise meldeten sich Jugendliche auch selbst und 
wollten insbesondere wegen familiärer Kon iktsitua  onen un-
tergebracht werden. In einigen Fällen wurden zudem mehrere 
Geschwisterkinder in Obhut genommen.







Nach § 35 a SGB VIII haben Kinder und Jugendliche, die see-
lisch behindert oder von einer solchen Behinderung bedroht 
sind, Anspruch auf Eingliederungshilfe. Als seelisch behin-
dert oder von seelischer Behinderung bedroht gelten Kinder 
und Jugendliche, bei denen in Folge von Krankheiten und 
psychischen Belastungen (z. B. AD(H)S, Rechenschwäche, 
Lese-Rechtschreib-Schwäche, Au  smus) die Teilnahme am ge-
sellscha  lichen Leben in sozialer, schulischer und beru icher 
Hinsicht beeinträch  gt ist bzw. die Beeinträch  gung zu erwar-
ten ist. Die Leistungen können in ambulanter (Therapie etc.), 
teilsta  onärer (z. B. Tageseinrichtungen) oder in vollsta  onä-
rer Form (geeignete P egepersonen, Einrichtungen sowie be-
treute Wohnformen) gewährt werden.  
Entwicklung der Eingliederungshilfen nach § 35 a SGB 







Die bereits aufgezeigte demogra sche Entwicklung steht im 
Widerspruch zu den rela  v konstanten bzw. sogar steigenden 
Fallzahlen insbesondere der Erziehungshilfen. Diese Tatsache 
ist jedoch nicht nur im Erzgebirgskreis, sondern auch bundes-
weit feststellbar. Hauptursachen sind vor allem komplexere 
Hilfebedarfe und die ges  egene ö  entliche Aufmerksamkeit 
bezüglich Kindeswohlgefährdungen, z. B. durch das Wirken des 
Netzwerkes. Die Hilfefälle nehmen somit in quan  ta  ver und 
qualita  ver Hinsicht zu.
3.1.4.2 Bundeselterngeld, Betreuungsgeld, 
Sächsisches Landeserziehungsgeld 
Als wich  ge Unterstützung für Familien soll das Bundeseltern-
geld den Einkommensausfall infolge der Geburt eines Kindes 
au  angen. Die Höhe dieser Geldleistung orien  ert sich dabei 
am durchschni  lichen, monatlich verfügbaren Erwerbsein-
kommen des jeweils betreuenden Elternteils im Jahr vor der 
Geburt. Bundeselterngeld wird im Zeitraum der ersten 14 Le-
bensmonate des Kindes für mindestens zwölf Monate gezahlt. 
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Wenn beide Elternteile das Elterngeld in Anspruch nehmen, 
wird die Unterstützung bis zu zwei weitere Monate gewährt 
(Partnermonate).
Im Anschluss an das Bundeselterngeld können Eltern Landes-
erziehungsgeld beantragen. Mit dieser Leistung unterstützt 
der Freistaat Sachsen insbesondere jene Eltern, die ihr Kind 
längerfris  g häuslich betreuen wollen, für bis zu zwölf Mona-
te. Die Gewährung ist ebenfalls abhängig vom Einkommen der 
Eltern sowie vom Alter des Kindes und der Anzahl der Kinder.
Zum 1. August 2013 wurde das Betreuungsgeld als zusätz-
liche Unterstützungsleistung neben dem Bundeselterngeld 
und dem Sächsischen Landeserziehungsgeld eingeführt. Das 
Betreuungsgeld können grundsätzlich Eltern für jedes betreu-
te Kind ab dem 15. Lebensmonat erhalten, das ab dem 1. Au-
gust 2012 geboren wurde und keinen Betreuungsplatz in einer 
Kindertageseinrichtung oder Kindertagesp ege in Anspruch 
nimmt. Voraussetzung dafür ist, dass die Eltern ihren Wohn-
sitz in Deutschland haben und mit dem Kind in einem Haushalt 
leben. Die einkommensunabhängige Leistung in Höhe von 100 
EUR (ab 1. August 2014 150 EUR) kann für bis zu 22 Monate 
gewährt werden.
Entwicklung der Inanspruchnahme von Bundeseltern-










2009 3.605 en  ällt 1.535
2010 3.650 en  ällt 1.490
2011 3.481 en  ällt 1.396
2012 3.470 en  ällt 1.219
2013 3.558 303* 1.136
* ab 1. August 2013
Da das Bundeselterngeld bzw. das Landeserziehungsgeld an 
die Entwicklung der Geburtenzahlen gekoppelt ist, wird sich 
die demogra sche Entwicklung auch in diesem Bereich mi  el- 
und langfris  g widerspiegeln. Daher wird mit einem zukün  i-
gen Rückgang der Fallzahlen gerechnet. Die Entwicklung beim 
Betreuungsgeld ist derzeit noch nicht absehbar. 
3.1.4.3 Unterhaltsvorschuss 
Allein erziehende Mü  er oder Väter, die vom anderen Eltern-
teil keinen oder einen zu geringen Unterhalt für ihre Kinder er-
halten, können Unterhaltsvorschuss beantragen. Die Leistun-
gen werden bis zur Vollendung des zwöl  en Lebensjahres des 
Kindes, jedoch längstens für 72 Monate, bewilligt. Die Mi  el 
für die Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) 
werden zu einem Dri  el vom Bund, zu einem Dri  el vom Land 
und zu einem Dri  el vom Landkreis aufgebracht. 
Entwicklung der Inanspruchnahme von Leistungen 







Eine Einschätzung zur zukün  igen Fallzahlentwicklung ge-
staltet sich schwierig. Obwohl die Übersicht Parallelen zur 
demogra schen Entwicklung andeutet, sind jedoch weitere 
Gesichtspunkte, wie die sozialstrukturelle Veränderung unse-
rer Gesellscha   und die wirtscha  liche Situa  on im Landkreis, 
einzubeziehen. Die Anzahl der alleinerziehenden Elternteile, 
die Bereitscha   zur Leistung von Unterhalt sowie die Einkom-
menssitua  on des nicht betreuenden Elternteils sind hierbei 
die wesentlichen Ein ussfaktoren.
3.2  Referat Soziale Hilfen
Das Referat Soziale Hilfen mit seinen fünf Sachgebieten nimmt 
die Verantwortung u. a. auch als örtlicher Sozialhilfeträger wahr. 
In dieser Eigenscha   bindet es nach § 75 Sozialgesetzbuch – 
12. Buch Sozialhilfe (SGB XII), insbesondere über die Träger 
der freien Wohlfahrtsverbände ambulante Leistungsangebote, 
wie
– Schulbegleiter/Integra  onshelfer (DRK, Lebenshilfe),
– ambulante Frühförderung in den Interdisziplinären Früh-
förderstellen,
– familienunterstützende Dienste,
– Inves   onszulagen für ambulante P egedienste.
Die sta  onären und teilsta  onären Angebote werden vom 
überörtlichen Sozialhilfeträger, dem Kommunalen Sozialver-
band Sachsen in Leipzig, unter Einbeziehung des örtlichen So-
zialhilfeträgers vertraglich gebunden:
– Betreutes Wohnen nach § 53 oder § 67 SGB XII,
– Ferienbetreuung für die sogenannten G-Schüler,
– Heilpädagogische Kindertagesstä  en bzw. Heilpädagogi-
schen Gruppen in Kitas,
– Sta  onäre Einrichtungen (Wohnheime) für behinderte 
Menschen.
Im Erzgebirgskreis besteht ein bedarfsdeckendes Hilfeangebot. 
Dieses kann z. B. über den in 2012/2013 vom Arbeiter-Sama-
riter-Bund Erzgebirge, dem Landkreis und der Berufsakademie 
Breitenbrunn erarbeiteten Sozialnavigator über das Internet 
auf der Seite des Erzgebirgskreises abgerufen werden.
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3.2.1  Sachgebiet SGB XII (Sozialhilfe)
Der Vollzug des SGB XII obliegt dem örtlichen Sozialhilfeträger 
als weisungsfreie Aufgabe und beinhaltet mehrere Leistungs-
arten, die im Folgenden beispielha   für das Jahr 2013 darge-
stellt sind:
Hilfe zum Lebensunterhalt: Laufende Sozialhilfe zur Sicherung 
des soziokulturellen Existenzminimums nach den §§ 27 bis 
40 SGB XII erhielten in 2013 453 Leistungsberech  gte, davon 
waren 136 Neuanträge. Im Jahr 2013 waren insgesamt 1.553 
rechtsmi  elfähige Entscheidungen hierzu zu tre  en. Die Aus-
gaben beliefen sich auf 1,5 Mio. EUR.
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung: Dabei 
handelt es sich um laufende Sozialhilfe für Menschen ab 65 
Jahren sowie für dauerha   voll Erwerbsgeminderte zwischen 
18 und 65 Jahren nach den §§ 41 bis 46 SGB XII.
Die Bru  oausgaben beliefen sich in 2013 auf 5,8 Mio. EUR. 
1.236 Bürger des Erzgebirgskreises bedur  en dieser Hilfen. 
Im Laufe des Jahres ha  e der örtliche Sozialhilfeträger hierzu 
insgesamt 1.854 rechtsmi  elfähige Entscheidungen zu tre  en.
Hilfen zur Gesundheit sind vorbeugende Gesundheitshilfe, Hil-
fe bei Krankheit, Hilfe zur Familienplanung, Hilfe bei Schwan-
gerscha   und Mu  erscha  , Hilfe bei Sterilisa  on nach §§ 47 
bis 52 SGB XII. In 2013 wurden hierfür 200.000 EUR ausge-
geben.
Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung nach 
den §§ 53 bis 60 SGB XII: 35 Kinder und Jugendliche und 74 
Erwachsene über 65 Jahre sind in sta  onären Einrichtungen 
der Behindertenhilfe untergebracht. Die hierfür erforderlichen 
Kosten trägt der örtliche Sozialhilfeträger. Die Zuständigkeit für 
den Personenkreis von 18 bis 65 Jahre obliegt dem Kommuna-
len Sozialverband Sachsen.
77 behinderte Schüler bedur  en in 2013 einer individuellen 
Schulbegleitung zur Durchsetzung ihres Rechtsanspruches auf 
Inklusion. Der hierfür erforderliche Kostenaufwand betrug 
800.000 EUR.
20 über 65-jährige behinderte Bürger erhielten in ihrem häus-
lichen Bereich Hilfe über das sogenannte Ambulant betreute 
Wohnen.
Die Interdisziplinären Frühförderstellen betreuten und förder-
ten 375 Kinder im Vorschulalter. Hierfür wurde rund 1 Mio. 
EUR aufgewendet.
Der örtliche Sozialhilfeträger gab 2013 antragsgemäß 36 per-
sönliche Budgets für behinderte Bürger des Erzgebirgskreises 
aus. Die Bürger organisieren auf der Grundlage einer Zielver-
einbarung eigenverantwortlich bzw. mit Unterstützung Ange-
höriger ihre notwendigen Hilfen.
Der örtliche Sozialhilfeträger gewährt auf der Grundlage des 
§ 54 Abs. 3 SGB XII für 20 behinderte P egekinder die Lei-
stungen der Eingliederungshilfen, die hier auch zugleich den 
notwendigen Lebensunterhalt deckt und dem Grunde nach 
analog der Leistungen des Jugendhilfeträgers ist. Die Aufwen-
dungen betrugen im Jahr 2013 250.000 EUR.
426 Kinder erhielten in Heilpädagogischen Kindertagesstä  en/
Heilpädagogischen Gruppen bzw. in Integra  vkindertagesstät-
ten teilsta  onäre Leistungen der Frühförderung. Für 12 Grund-
schüler wurde die Integra  on in einem Hort fortgeführt.
93 Kinder und Jugendliche aus den Förderschulen für geis  g 
behinderte Schüler wurden über die Eingliederungshilfe in 
2013 eine Ferienbetreuung von bis zu 40 Tagen gewährt.
58 behinderte Schüler nahmen eine Ganztagsbetreuung im 
Rahmen der Eingliederungshilfe in Anspruch.
Hilfe zur P ege nach §§ 61 bis 66 SGB XII: 190 P egebedür  ige 
(davon 36 Neuanträge) im häuslichen Bereich und 472 P ege-
bedür  ige (davon 126 Neuanträge) im sta  onären Bereich be-
dur  en in 2013 neben den Leistungen der P egekassen nach 
dem SGB XI zur Deckung der notwendigen P egekosten Sozial-
hilfe. Der Aufwand betrug hierzu 2,1 Mio. EUR.
Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten 
nach §§ 67 bis 69 SGB XII
Hilfe in anderen Lebenslagen: Blindenhilfe, Altenhilfe, Hilfe 
in sons  gen Lebenslagen, Übernahme von Besta  ungskosten 
nach §§ 70 bis 74 SGB XII
In 2013 war über 226 Anträge auf Übernahme der Bestat-
tungskosten zu entscheiden. Unter Berücksich  gung des Erb-
nachlasses, des Einkommens und Vermögens der Antragsteller 
konnten 151 Anträge bewilligt werden.
Dazu gehört jeweils auch die gebotene Beratung und Unter-
stützung.
Entwicklung der Sozial(bru  o)ausgaben für den Voll-
zug des SGB XII seit 2010 in Mio. EUR
2010 2011 2012 2013
16,6 17,3 18,6 20,8
Von den in 2013 ausgegeben 20,8 Mio. EUR en  ielen 9,9 Mio. 
EUR auf die Gewährung von Eingliederungshilfen für behin-
derte und von einer Behinderung bedrohter Menschen. Insbe-
sondere die Umsetzung der UN-Behindertenrechts konven  on 
bedingte einen  nanziellen Mehraufwand von 2,65 Mio. EUR 
im Vergleich von 2013 zu 2009. Das ist eine Steigerung um 
37 %. Die höchste Steigerung ist jedoch bei der Gewährung 
der Grundsicherungsleistungen nach dem 4. Kapitel SGB XII zu 
verzeichnen. Der Bund hat in 2013 75 % der Ne  oausgaben 
ersta  et. Ab 2014 ersta  et der Bund die Ne  oausgaben zu 
100 %.
104                                                                                         ARBEIT, JUGEND, SOZIALES UND GESUNDHEIT
3.2.2  Sachgebiet Wohngeld
Das Wohngeld ist ein staatlicher Zuschuss zu den Aufwendun-
gen für den Wohnraum, wenn die Höhe der Miete (bei Miet-
wohnungen) oder Belastung (bei Wohneigentum) die wirt-
scha  liche Leistungsfähigkeit des Haushaltes übersteigt. Damit 
soll auch einkommensschwächeren Bevölkerungsschichten ein 
angemessenes und familiengerechtes Wohnen ermöglicht 
werden.
Wohngeldberech  gte Haushalte
2008 2009 2010 2011 2012 2013
4.821 5.076 6.444 5.508 4.690 3.925
Bei rechtzei  ger und vollständiger Antragstellung, insbeson-
dere für Weiterleistungszeiträume, ist seit ca. Mi  e 2012 in 
der Regel sichergestellt, dass keine Zahlungsabbrüche für die 
Wohngeldberech  gten eintreten.
3.2.3  Sachgebiet BAföG
Das Sachgebiet BAföG vollzieht das Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz (BAföG) am Verwaltungsstandort Annaberg-Buch-
holz und ist zuständig für die Förderung der Schüler, deren Eltern 
im Landkreis wohnen, und der Studenten aller Berufsakademien 
im Freistaat Sachsen. Für Studenten der anderen Hochschulen 
sind die jeweiligen Studentenwerke verantwortlich.
Jahr 2009 2010 2011 2012 2013
Ausgaben 
(Mio. EUR) 14,6 14,2 15,9 13,5 12,1
Anträge 3.610 3.881 3.518 3.252 3.096
3.2.4  Sachgebiet Schwerbehindertenrecht/
 Landesblindengeld
Seit 1. August 2008 stellen die Landkreise und Kreisfreien Städ-
te auf Antrag den Grad der Behinderung fest und weisen ent-
sprechende Merkzeichen zu („Schwerbehindertenausweis“). 
Dies ist Voraussetzung u. a. für einen Steuerfreibetrag oder 
einen erweiterten Kündigungsschutz im Arbeitsrecht. Die Fest-
stellungen sind für den Landkreis mit hohem personellen und 
 nanziellen Aufwand verbunden. Die Bearbeitungszeiten sind 
noch nicht zufriedenstellend, aber auch nur begrenzt beein-
 ussbar. Für Neufeststellungsanträge beträgt die durchschni  -
liche Bearbeitungszeit 203,8 Tage (Stand 31. Dezember 2012; 
Sachsendurchschni  : 138,5 Tage/Stand 31. Dezember 2012). 
Gut entwickelt hat sich die Bearbeitungszeit für Erstanträge, 
die bei 129,0 Tagen (Sachsendurchschni  : 107,5 Tage/Stand 
31. Dezember 2012) liegt. (Quelle: Jahresbenchmarking Kom-
munaler Sozialverband)
Im Jahr 2013 gingen 8.304 Anträge ein, 7.668 Vorgänge wur-
den erledigt. Insgesamt hat die Zahl der Menschen mit Be-
hinderung vom 30. Juni 2008 bis zum 31. Dezember 2013 von 
50.948 auf 65.334 um 30 % zugenommen; bei Menschen mit 
einer Schwerbehinderung von 33.143 auf 41.900 (26 %).
Im Erzgebirgskreis liegt der Anteil schwerbehinderter Men-
schen an der Zahl der Einwohner per 31. Dezember 2012 bei 
17,4 % (Sachsendurchschni   liegt bei 16,5 %). (Quelle: Jahres-
benchmarking Kommunaler Sozialverband)
Nach Art der Hauptbehinderung stehen hierbei Erkrankungen 
der inneren Organe und am Bewegungsapparat im Vorder-
grund. 
2.640.500 EUR an Leistungen nach dem Sächsischen Landes-
blindengeldgesetz (LBlindG) wurden 2013 im Erzgebirgskreis 
ausgezahlt.
3.2.5  Unterhaltssicherungsgesetz
Freiwillig Wehrdienstleistende und zu Wehrübungen Einberu-
fene können für die Dauer des Wehrdienstes bzw. der Wehr-
übung für sich und ihre Familienangehörigen Leistungen zur 
Sicherung des Lebensunterhalts erhalten. Für den Bundesfrei-
willigendienst (Nachfolge des Zivildienstes) gilt das Unterhalts-
sicherungsgesetz (USG) nicht.
Unter anderem können neben dem Wehrsold folgende Leis-
tungen nach dem USG gewährt werden:
– Mietbeihilfe für alleinstehende Wehrdienstleistende,
– allgemeine Leistungen (z. B. Unterhalt für Ehefrauen/Le-
benspartner und Kinder),
– Einzelleistungen zur Bestreitung des Unterhalts für sons  -
ge Familienangehörige (z. B. bedür  ige Eltern),
– Sonderleistungen für Krankenhilfe, Versicherungsbeiträge 
für Schadensversicherungen und Aufwendungen (Zins und 
Tilgung) für Eigenheime,
– Wirtscha  sbeihilfe für Inhaber von Gewerbebetrieben,
– Verdienstausfallentschädigungen bei Wehrübungen.
2013 erhielten 89 Bürger des Erzgebirgskreises entsprechen-
de Unterstützung.
3.2.6  Betreuungsbehörde
Volljährige Personen, die aufgrund einer Krankheit oder ei-
ner körperlichen, geis  gen oder seelischen Behinderung ihre 
rechtserheblichen Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht 
besorgen können, erhalten einen Betreuer gemäß § 1896 BGB. 
Gegen den freien Willen des Volljährigen darf ein Betreuer 
nicht bestellt werden.
Zum 31. Dezember 2013 besitzen 6.647 Personen im Erzge-
birgskreis eine rechtliche Vertretung. 
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Die Betreuungsbehörde leistet Betreuungsgerichtshilfe. Nach 
einer persönlichen Kontaktaufnahme zur hilfebedür  igen 
Person wird in einem Sozialbericht der bisherige Werdegang 
dargelegt, ein Hilfebedarf ermi  elt und ein geeigneter recht-
licher Vertreter vorgeschlagen. Die Betreuungsbehörde des 
Erzgebirgskreises fer  gt jährlich durchschni  lich 2.500 Sozial-
gutachten bzw. -berichte. 
Für notwendige unterbringungsähnliche Maßnahmen, Fixierun-
gen oder Unterbringungen in einer geschlossenen Einrichtung 
fordern die Betreuungsgerichte ebenfalls eine Stellungnahme 
von der Betreuungsbehörde. Die nachfolgende Tabelle zeigt die 
hierfür notwendige Anzahl an Sachverhaltsermi  lungen:
2008 2009 2010 2011 2012 2013
157 356 413 483 430 365
Eine rechtliche Vertretung kann jeder Bürger in den Amtsge-
richten (Betreuungsgericht) anregen, welches für den Wohnort 
des Hilfebedür  igen zuständig ist. Ebenso nimmt die Betreu-
ungsbehörde entsprechende Anregungen (Anträge) entgegen.
Die Alterna  ve zu einer gerichtlich bestellten Betreuung stellt 
eine Vorsorgevollmacht dar. Wer selbstbes  mmt in gesunden 
Tagen für den Erns  all vorsorgt, kann seine eigenen Vorstellun-
gen und Wünsche niederlegen, damit nicht andere eventuell 
falsche Entscheidungen tre  en. Bei Vorlage einer Vorsorgevoll-
macht, welche die zu regelnden Aufgabenkreise umfasst, ord-
net das Gericht die Betreuung nicht an. Im Rahmen der Neure-
gelung des 2. Betreuungsrechtsänderungsgesetzes ist seit dem 
1. Juli 2005 in § 6 des Betreuungsbehördengesetzes geregelt, 
dass eine Urkundsperson der Betreuungsbehörde Unterschrif-
ten und Handzeichen unter Vorsorgevollmachen und Betreu-
ungsverfügungen beglaubigen kann. Diese Möglichkeit wird 
tendenziell zunehmend von den Bürgern genutzt.
Anzahl Beglaubigungen
2008 2009 2010 2011 2012 2013
30 394 278 358 236 377
Ursachen rechtlicher Vertretung 3.2.7  Bildungs- und Teilhabepaket
Leistungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket können für 
Kinder und Jugendliche aus einkommensschwachen Famili-
en gewährt werden. Der Gesetzgeber de niert hier den an-
spruchsberech  gten Personenkreis eingeschränkt auf Kinder 
und Jugendliche aus Familien, die Arbeitslosengeld II, Sozial-
geld, Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch XII (Sozialhilfe 
und Grundsicherung), Leistungen im Rahmen des § 2 Asylbe-
werberleistungsgesetzes, Wohngeld oder Kinderzuschlag be-
ziehen.
Von 13.356 poten  ellen Leistungsberech  gten nahmen 8.971 
Leistungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket in Anspruch. 
Hierfür wurden insgesamt 1,7 Mio. EUR aufgewendet.
3.2.8  Förderung von Vereinen und Verbände, 
sowie Selbsthilfegruppen
Die u. a. auf Grundlage der am 4. März 2010 vom Kreistag be-
schlossenen Richtlinie zur Gewährung von Zuwendungen im 
Aufgabenbereich „Förderung freier und gemeinnütziger Trä-
ger der Wohlfahrtsp ege und von Selbsthilfegruppen im Erz-
gebirgskreis“ gewährten Zuwendungen sind in der Tabelle auf 
der nächsten Seite dargestellt.
Im Jahr 2013 wurden beispielsweise 109 Selbsthilfegruppen 
mit einer summarisch ausgewiesenen Mitgliederzahl von 
3.101 unter Beachtung der Richtlinie des Sächsischen Staats-
ministeriums für Soziales vom 21. Dezember 2005 mi  els 
einer Ko nanzierung gefördert. Der Freistaat stellte hierfür 
17.906,67 EUR zur Verfügung.
Grundsätzlich wurde bei der Förderung 2013 der Plan aus 
2012 fortgeschrieben und nachfolgende Projek  örderungen 
getä  gt:
– Theodor Fliedner S   ung: 15.000,00 EUR für die Beteili-
gung an einem Forschungsprojekt,
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– Arbeiter-Samariter-Bund e. V. Kreisverband Erzgebirge: 
2 mobile Beratungsstellen für Senioren und behinderte
Menschen in Höhe von je 55.000,00 EUR, mithin 
110.000,00 EUR ab 2013,
– Förderung der Bap  stengemeinde Oelsnitz mit einer antei-
ligen Finanzierung eines behindertengerechtes Umbaus in 
Höhe von 10 %, mithin 16.100,00 EUR,
– Förderung der Erziehungs- und Familienberatungsstelle 
des Diakonischen Werkes Aue/Schwarzenberg e. V. in Höhe 
von 20 % der Personalkosten; bei 0,5 VzÄ sind das 6.400 
EUR pro Jahr,
– For  ührung des Projektes „Sozialnavigator“.
3.2.9  Schuldnerberatung
Schuldnerberatung ist die persönliche Beratung in Zahlungs-
schwierigkeiten be ndlicher Familien und Einzelpersonen mit 
dem Ziel, die Folgen der Überschuldung zu besei  gen bzw. zu 
mildern. Die Beratung ist nicht auf rein wirtscha  liche und  -
nanzielle Aspekte beschränkt, sondern erfolgt unter Einbezie-
hung der gesamten sozialen und wirtscha  lichen Situa  on der 
Hilfesuchenden.
Der Erzgebirgskreis hat hierzu in der Wahlperiode die nach-
folgenden Träger gebunden:
– AWO Erzgebirge gGmbH,
– Caritas Dekanat Zwickau e. V.,
– Diakonisches Werk Aue/Schwarzenberg e. V.,
– Diakonisches Werk der Evangelischen Landeskirche Sach-
sens im Kirchenbezirk Annaberg e. V.,
– Diakonisches Werk im Kirchenbezirk Marienberg e. V., 
– Diakonisches Werk Stollberg e. V.
3.2.10  Suchtberatung
Die Suchtberatung ist eine Einzel-, Paar- oder Familienbera-
tung über Hilfsangebote für Suchtgefährdete und Suchtkranke 
sowie für deren Angehörige, bei Problemen mit: Alkohol, Me-
dikamenten, illegalen Drogen, Niko  n, Ess-Störungen, Spielen 
usw.
Das Angebot umfasst die
– Beratung über verschiedene Hilfsangebote (Beratungs-, 
Behandlungs-, Nachsorgemöglichkeiten, Selbsthilfegruppen),
– Vermi  lung in sta  onäre Entgi  ungs- und Entwöhnungs-
einrichtungen,
– Suchtberatung bei Führerscheinverlust,
– Kriseninterven  on,
– Nachsorge nach einer ambulanten oder sta  onären Be-
handlung,
– Rückfallvorbeugung und -bearbeitung,
– Psychosoziale Begleitung von Subs  tuierten.
Der Erzgebirgskreis hat hierzu in der Wahlperiode die nach-
folgenden Träger gebunden:
– Verein zur Integra  on psychosozial behinderter Menschen 
Annaberg e. V. (VIP),
– Diakonisches Werk Aue/Schwarzenberg e. V.,
– Diakonisches Werk im Kirchenbezirk Marienberg e. V., 
– Diakonisches Werk der Evangelischen Landeskirche Sach-
sens im Kirchenbezirk Annaberg e. V.,
– Suchtzentrum Leipzig gGmbH – Suchtberatungsstelle 
„Sprungbre  “,
– Blaues Kreuz Deutschland e. V. in Annaberg-Buchholz und 
Stollberg,
– Malteser Annaberg.
3.2.11  Fahrtkostenzuschüsse für den 
 Behindertenfahrdienst
Der Erzgebirgskreis ersta  et nach der Richtlinie über die Ge-
währung von Fahrtkostenzuschüssen für Menschen mit Behin-
derung für die Inanspruchnahme von Behindertenfahrdien-
sten Menschen mit außergewöhnlicher Gehbehinderung, die 
ö  entliche Verkehrsmi  el nicht benutzen können und nicht 
Halter eines Fahrzeugs sind, Beförderungskosten bis zu 600 
EUR im Kalenderjahr.
98 Bürger des Erzgebirgskreis stellten beispielsweise im Jahr 
2013 einen entsprechenden Antrag. Davon wurden 46 Anträ-
ge mit einem Gesamtkostenumfang von 25.659,50 EUR be-
willigt. 52 Anträge mussten aus folgenden Gründen abgelehnt 
werden:
Übersicht über die Förderung freier Träger (in EUR)
Art der Förderung 2008 2009 2010 2011 2012 2013
Förderung von Vereinen Verbänden 
und Selbsthilfegruppen
– 242.954,87 276.335,24 295.491,00 289.251,67 489.700,00
Landkreiszuschuss Schuldnerberatung 355.509,00 355.509,00 414.640,00 409.380,00 409.380,00 439.162,00
Landkreiszuschuss Suchtberatung 407.623,00 407.623,00 452.900,00 360.509,00 393.760,00 407.682,00
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– kein Merkzeichen „aG“, 
– Halter eines Fahrzeuges, 
– Inhaber einer sogenannten Wertmarke, die die kostenlose 
Benutzung ö  entlicher Verkehrsmi  el ermöglicht,
– Besuch einer anerkannten Werksta   für behinderte Men-
schen,
– Heimunterbringung,
– unwahre Angaben im Antrag.
Zahlreiche Menschen mit Behinderungen haben sich nach der 
Bescheidung ihrer Anträge über diese großzügige  nanzielle 
Unterstützung durch den Erzgebirgskreis bedankt. Festzustel-
len ist aber auch, dass der Fahrtkostenzuschuss von den Men-
schen mit Behinderung vorwiegend zur Bezahlung von Fahrten 
zu Arztbesuchen genutzt wird, was dem Ziel und Zweck der 
Förderung in der Gesamtheit widerspricht. Obwohl die Kran-
kenkassen die Kosten für Fahrten zu den Ärzten bei außerge-
wöhnlicher Gehbehinderung der Menschen mit Behinderung 
zu übernehmen haben, werden dazu keine Anträge aufgrund 
des Aufwandes mehr gestellt.
3.2.12  P egenetz des Erzgebirgskreises
Bei der Umsetzung des § 92c SGB XI zur Errichtung von P e-
gestützpunkten ist der Freistaat Sachsen einen eigenen, wohl 
nach heu  gem Stand rich  gen Weg gegangen. Jeder Landkreis 
hat sein P egenetz errichtet. Die kons  tuierende Sitzung der 
kreislichen Arbeitsgemeinscha   P egenetzwerk des Erzge-
birgskreises (AG P egenetz ERZ) fand hierzu am 14. Dezember 
2010 in Aue sta  . 
Die Geschä  sstelle der AG P egenetz ERZ ist dem Fachbereich 
Grundsatz des Referats Soziale Hilfen zugeordnet.
Im Jahr 2013 fand die jährliche P egenetzwerkkonferenz am 
16. Oktober 2013 sta  . In dieser wurde u. a. das Forschungs-
projekt DAGBE (Demenzarbeit bei geis  ger Behinderung Maß-
nahmen zur Begleitung und Versorgung von Menschen mit 
geis  ger Behinderung und Demenz) vorgestellt, welches von 
September 2013 bis August 2016 läu  . 
Finanziert wird es von der S   ung Wohlfahrtsp ege des Minis-
teriums für Gesundheit, Emanzipa  on, P ege und Alter des 
Landes Nordrhein-Wes  alen, vom Erzgebirgskreis mit einer 
Ko nanzierung über 15.000 EUR pro Jahr und der Theodor- 
Fliedner-S   ung. Arbeitsschwerpunkte des Forschungspro-
jekts DAGBE ist die Entwicklung von praxisbezogenen Maß-
nahmen und Konzepten zur Versorgung und Betreuung von 
Menschen mit geis  ger Behinderung und Demenz:
– Therapie- und Betreuungskonzepte,
– tagesstrukturierende Angebote,
– bauliche und Umweltgestaltung,
– organisatorische Maßnahmen,
– konkrete Inhalte und Handlungsempfehlungen für eine 
komplexe Aus-, Fort-, und Weiterbildung,
– Konkre  on eines neuen Leistungstyps.
3.3  Referat Ö  entlicher Gesundheitsdienst
3.3.1  Amtsärztlicher Dienst
Die amtsärztlichen Untersuchungen dienen der Klärung einer 
Vielzahl sozialmedizinischer/beamtenrechtlicher Fragestellun-
gen. Au  raggeber sind in der Regel Behörden (beispielsweise 
Beamten-, Kur- u. Beihilfe-, sons  ge Eignungs- u. Diens  ähig-
keitsgutachten).
Sta  s  k amtsärztlicher Gutachten 2008 bis 2013
2008 2009 2010 2011 2012* 2013*
720 1.486 886 922 716 930
* ohne Gutachten für das Jobcenter
Seit dem 1. April 2012 werden Arbeitssuchende, die bei der 
Vermi  lung gesundheitliche Probleme angeben oder bei de-
nen sich Fragen zur gesundheitlichen Eignung für bes  mmte 
Tä  gkeiten ergeben, nach arbeitsmedizinischen Kriterien un-
tersucht.
Seit dem 1. März 2012 sind die Untersuchungsau  räge kon-
 nuierlich ges  egen und nehmen mi  lerweile einen großen 
Anteil der Sprechstunde ein. Insgesamt wurden bis zum 31. 
Dezember 2013 1.248 Gutachtenanträge gestellt.
Durchgeführt werden auch Belehrungen nach dem Infek  ons-
schutzgesetz. Hier  ndet gemäß den gesetzlichen Vorgaben 
eine umfassende persönliche Belehrung über Anforderungen 
an die persönliche Hygiene beim beru ichen Umgang mit Le-
bensmi  eln, Dokumenta  on und Ausfer  gung einer Beschei-
nigung sta  .
Anzahl der Belehrungen
2008 2009 2010 2011 2012 2013
2.756 3.520 1.573 2.887 3.047 2.866
Amtsärztliche Beratungen und Impfungen
2008 2009 2010 2011 2012 2013
Reise-
beratungen 133 123 219 127 65 43
Impfungen 1.325 3.131 1.209 1.434 1.160 1.213
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Unter den sich veränderten sozialen Verhältnissen in den 
letzten zehn Jahren in der Bundesrepublik Deutschland ist 
in bes  mmten medizinischen/sozialen Risikogruppen eine 
Zunahme von Tbc zu verzeichnen (Ältere, chronisch Kranke, 
Zuwanderer, soziale Randgruppen). Im Rahmen der Tuberku-
loseberatung werden die Erkrankten betreut und Umgebungs-
untersuchungen durchgeführt.
Eine der Hauptaufgaben der Tbc-Fürsorge ist die Erfassung der 
Personen mit engem Kontakt zu den Tbc-Erkrankten, um durch 
vorsorgliche „Umgebungsuntersuchungen“ Ansteckungsfälle 
rechtzei  g zu erkennen und einer Behandlung zuzuführen.
TBC-Neuerkrankungen 2008 bis 2013
Im Zeitraum 2008 bis 2013 wurden insgesamt 11.408 Umge-
bungspersonen und 2.072 Tbc-Überwachungsfälle untersucht.
3.3.2  Jugendärztlicher Dienst
Der Jugendärztliche Dienst (JÄD) berät, betreut und untersucht 
Kinder und Jugendliche bis zur Vollendung des 18. Lebensjah-
res. Der Schwerpunkt liegt in der Entwicklungsuntersuchung 
und Elternberatung im Rahmen von gutachterlichen Stellung-
nahmen und Einschulungs- bzw. Reihenuntersuchungen.
In der Zeitschiene der letzten 5 Schuljahre sind insbesondere 
eine Zunahme der Sprachstörungen um 11,4 % und der Seh-
störungen um 5,2 % zu verzeichnen. Der Anteil der Einschüler 
mit psychischen Au  älligkeiten blieb im Vergleich der Schuljah-
re 2008/09 zu 2011/12 mit jeweils 13,3 % der untersuchten 
Schüler ohne Veränderung. Im 5-Jahresverlauf war ein leichter 
Ans  eg bei der Zahl der übergewich  gen Kinder (Ans  eg um 
0,6 %) sowie der Kinder mit Adipositas (Ans  eg um 0,3 %) zu 
verzeichnen. Im Jahr 2011/12 wurden insgesamt 2,7 % mehr 
Rückstellungsempfehlungen im Vergleich zu den Vorjahren 
(durchschni  lich 5 % Rückstellungen) ausgesprochen. Geis  g-
sprachliche und psychosoziale Ursachen standen im Vorder-
grund der Rückstellungsgründe.
3.3.3  Jugendzahnärztlicher Dienst
Hauptaufgabe des Jugendzahnärztlichen Dienstes ist es, zahn-
ärztliche Reihenuntersuchungen in Kitas und Schulen durchzu-
führen.
Reihenuntersuchungen Kita und Schüler bis 7. Klasse
Schul-
jahr 08/09 09/10 10/11 11/12 12/13
Ist 28.102 26.921 27.219 24.860 27.829
Soll 30.134 30.025 30.170 29.167 31.973
Aus der Auswertung der jugendzahnärztlichen Reihenun-
tersuchungen im Erzgebirgskreis geht ein kon  nuierlicher 
Kariesrückgang und damit ein Ans  eg der primär gesunden 
und behandelten, d. h. sanierten Gebisse hervor. Im Schul-
jahr 2012/13 ha  en bei den 6-Jährigen 59,06 % und bei den 
12-Jährigen 77,34 % ein primär gesundes Gebiss. Der Erzge-
birgskreis liegt damit im Zielbereich der angestrebten sächsi-
schen Gesundheitszielwerte (60 % primär gesunde Gebisse bei 
den 6-Jährigen).
Daneben informiert der Jugendzahnärztliche Dienst in alters-
gerechter Weise über Fragen der Mundhygiene und führt in 
diesem Zusammenhang Elternabende durch.
3.3.4  Sozialpsychiatrischer Dienst
Der Schwerpunkt des Sozialpsychiatrischen Dienstes liegt in 
der Leistung vorsorgender und nachgehender Hilfen für psy-
chisch Kranke, seelisch Behinderte und Menschen in Krisen. Im 
Jahreszeitraum 2008 bis 2013 wurden insgesamt 5.076 Klien-
ten mit insgesamt 46.813 Kontakten betreut.
Gesamtzahl der Klienten
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Schuljahr 2008/09 2009/10 2010/11 2011/12 2012/13
Ist Soll Ist Soll Ist Soll Ist Soll Ist Soll
Einschulungsuntersuchung 2.706 2.705 2.881 2.881 2.916 2.916 3.016 3.016 2.760 2.760
Reihenuntersuchung 2. Klasse 1.628 2.752 2.339 2.560 900 2.537 0 2743 546 2.949
Reihenuntersuchung 6. Klasse 2.087 2.138 2.207 2.265 2.497 2.742 2.105 2300 1.136 2.833
Kitas 2.389 2.702 1.997 2.490 1.156 2.500 1.600 2451 963 1.984
3.3.5  Infek  onsschutz/
umweltbezogener Gesundheitsschutz
Das vielfäl  ge Aufgabenspektrum umfasst den Infek  ons-
schutz und die Umwelthygiene. Hierzu gehören beispielsweise 
die Präven  on und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, 
die Trinkwasserüberwachung, die Badewasserhygiene in öf-
fentlichen Frei- u. Hallenbädern sowie ö  entlichen Badeseen, 
die Hygieneüberwachung von Gemeinscha  seinrichtungen 
und Beratung von Trägern; unter anderen von Schulen, Kin-
dertagesstä  en, Krankenhäusern sowie sta  onären und am-
bulanten Gesundheitseinrichtungen. Im Rahmen der Seuchen-
hygiene bekamen verschiedene Krankheitserreger (Noroviren, 
MRE-mul  resistente Erreger, Legionellen) einen höheren 
Stellenwert im Aufgabengebiet der Gesundheitsaufsicht. Die 
Tabelle unten erfasst die wesentlichen Tä  gkeitsbereiche und 
gibt Aufschluss über die Anzahl der durchgeführten Überprü-
fungen, Probenentnahmen, Begehungen, Kontrollen, Ermi  -
lungen usw.
Im Zeitverlauf der letzten Jahre waren durchschni  lich 2,1 % 
der untersuchten Trinkwasserproben und 3,6 % der untersuch-
ten Badewasserproben als gesundheitlich relevant zu bean-
standen.
Bei der Bearbeitung meldep ich  ger Erkrankungen nach dem 
Infek  onsschutzgesetz handelt es sich zumeist um infek  öse 
Darmerkrankungen. Verschiedene Erreger (Meningokokken, 
EHEC) verlangen schnelles und  exibles Handeln sowie um-
fangreiche Beratungs- u. Ermi  lungstä  gkeit. 
3.3.6  Gesundheitsfürsorge mit Tumor-, AIDS 
und Schwangeren-/-kon iktberatung
Das Gesundheitsamt bietet eine kostenlose und anonyme 
AIDS-Beratung einschl. HIV-Test an. Dieses Angebot wird jähr-
lich von durchschni  lich 30 bis 50 Personen wahrgenommen. 
Seit 2008 bieten Landkreis und die AIDS-Hilfe Zwickau Präven-
 onsmaßnahmen zu diesem Thema in Schulen an. In der Tu-
morberatung werden an Krebs erkrankte Pa  enten und deren 
Angehörige sozialpädagogisch betreut.
Betreuungsfälle
2008 2009 2010 2011 2012 2013
2.481 4.800 2.879 2.494 2.070 2.163
Schwangere können sich in der Schwangeren- und Schwange-
renkon iktberatungsstelle im Gesundheitsamt beraten lassen. 
Beratungszahlen von 2008 bis 2013 
2008 2009 2010 2011 2012 2013
1.654 1.657 1.658 1.680 1.622 1.844
Beraten werden hilfesuchende Frauen mit Hilfestellung bei 
Kon ikten und sozialen Problemen in der Schwangerscha  
(beispielsweise Antragsberech  gung Hilfe für Familien und 
Schwangere in Not, Prüfung sozialhilferechtlicher Ansprüche 
für Schwangere) sowie Kon iktberatung nach § 218 Schwan-
gerscha  skon iktgesetz.
Erreger (ausgewählt) 2008* 2009 2010 2011 2012 2013
Salmonellen 323 182 198 156 154 176
Campylobacter 386 350 392 453 410 390
Meningokokken 5 0 1 1 1 2
EHEC 5 1 7 13 8 10
Norovirus 2.182 1.313 1.420 829 1.189 900
Rotaviren 1.013 503 396 1.116 261 412
In uenza 194 1.539 22 228 61 1164
Schuluntersuchungen durch den Jugendärztlichen Dienst
Anzahl der durchgeführten Überprüfungen, Probenentnahmen, Begehungen, Kontrollen, Ermi  lungen usw.
Personen mit meldep ich  gen Krankheiten
Aufgabengebiete (ausgewählt) 20081 2009 2010 2011 2012 2013
Infek  onskrankheiten 5.509 6.033 4.712 5.402 5.889 6.352
Überprüfung Kindereinrichtungen 235 203 256 247 235 194
Trinkwasserkontrollen 1.730 1.746 1.801 1.589 1.781 1.935
Badewasserkontrollen 758 838 753 734 708 744
1) ab 1. Januar 2008
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Zentrale Datenerfassung in Aue.
3.4  Jobcenter Erzgebirgskreis
Die Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) soll es Leistungsberech  gten 
ermöglichen, ein Leben zu führen, das der Würde des Men-
schen entspricht. Dabei müssen durch die erwerbsfähigen 
Leistungsberech  gten und die in deren Bedarfsgemeinscha   
lebenden Personen alle Möglichkeiten zur Beendigung oder 
Verringerung ihrer Hilfebedür  igkeit ausgeschöp   werden. 
Die erwerbsfähigen Leistungsberech  gten müssen ak  v an 
allen Maßnahmen zu ihrer Eingliederung in Arbeit mitwirken 
und ihre Arbeitskra   zur Bescha  ung des Lebensunterhaltes 
für sich und die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinscha   le-
benden Personen einsetzen. Umfangreiche Unterstützung bei 
dem Ziel der Eingliederung in Arbeit erhalten sie dabei vom 
Jobcenter.
Zur Sicherung des Lebensunterhaltes erhalten die erwerbs-
fähigen Leistungsberech  gten und die mit ihnen in einer Be-
darfsgemeinscha   lebenden Personen Arbeitslosengeld II bzw. 
Sozialgeld, soweit der Lebensunterhalt nicht durch das zu be-
rücksich  gende Einkommen oder Vermögen gedeckt ist. Die 
Grundsicherung umfasst den Regelbedarf, Mehrbedarfe und 
Bedarfe für Unterkun   und Heizung. Daneben kann unter be-
s  mmten Voraussetzungen auch ein Anspruch auf Leistungen 
für Bildung und Teilhabe bestehen.
3.4.1  Organisa  on und Entwicklung
Mit Inkra  treten des SGB II am 1. Januar 2005 bestanden in 
den vier Altlandkreisen des heu  gen Erzgebirgskreises vier 
Arbeitsgemeinscha  en (ARGE), die von den jeweiligen kom-
munalen Trägern und der Bundesagentur für Arbeit auf der 
Grundlage des § 44b SGB II alte Fassung durch ö  entlich-recht-
liche Verträge errichtet wurden, um die jeweiligen Aufgaben 
nach dem SGB II (damals: Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhaltes) einheitlich wahrzunehmen. 
Diese Regelung erklärte das Bundesverfassungsgericht auf 
Betreiben von elf Landkreisen teilweise für verfassungswid-
rig und forderte eine Neuregelung bis Ende 2010. Darau  in 
wurde das Grundgesetz geändert und das Modell der Arbeits-
gemeinscha  en verfassungsrechtlich (Art. 91e GG) verankert. 
Gleichzei  g wurde das nun auch im Grundgesetz abgesicherte 
Op  onsmodell von ehemals 69 Kommunen als alleiniger Trä-
ger des SGB II auf bis zu 110 Kommunen ausgedehnt. 
Für den Erzgebirgskreis wurde ein Schlüssel für den Erfolg als 
Op  onskommune darin gesehen, dass mit einer dezentralen 
Ausrichtung und Vollzugsverantwortung regionalen Besonder-
heiten e  ek  v Rechnung getragen werden kann. Das Landrats-
amt, das für die Bereiche Soziales, Jugend, Gesundheit und 
Wirtscha   zuständig ist, könnte so neben der Hilfegewährung 
aus einer Hand auch alle notwendigen Dienstleistungen unter 
einem Dach anbieten. 
Am 30. September 2010 wurde deshalb durch den Kreistag der 
Beschluss zur Antragstellung auf Zulassung des Kommunalen 
Trägers mit der erforderlichen Zweidri  elmehrheit gefasst. 
Das am 20. Dezember 2010 durch den Landrat unterzeichnete 
„Konzept des Erzgebirgskreises nach § 6a Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1 Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) sowie § 2 Absatz 
1 und § 3 der Verordnung über das Verfahren zur Feststellung 
der Eignung als zugelassener kommunaler Träger der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende (Kommunalträger-Eignungsfest-
stellungsverordnung – KtEfV)“ wurde dem Sächsischen Staats-
ministerium für Soziales und Verbraucherschutz übergeben.
Es wurde eine umfangreiche Projektarbeit nö  g, um den Über-
gang in organisatorischer, technischer und personeller Hinsicht 
vorzubereiten. Neben Vereinbarungen mit der Bundesagentur 
zu den Übergängen/Übergaben von Personal, Infrastruktur, 
Gebäuden und Mie  lächen, Aussta  ung usw. stellte die Über-
führung des Daten- und Aktenbestandes eine große Heraus-
forderung dar. Nach einem aufwendigen Ausschreibungs- und 
Bewertungsverfahren konnte die ganzheitliche So  ware ange-
scha  t und installiert werden.
Die unzähligen Daten aus den Datensystemen der Bundes-
agentur für Arbeit mussten in die neue So  ware eingep egt 
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werden, da eine komple  e Übernahme aufgrund fehlender 
Schni  stellen nicht möglich war. Allein für die Nacherhebung 
der fehlenden Daten und deren Nacherfassung kamen 65 
Beschä  igte der Landkreisverwaltung zum Einsatz, die nach 
entsprechenden Schulungen entweder an ihrem regulären Ar-
beitsplatz oder zentral am Standort We   nerstraße 61 in Aue 
die Datenerfassung vornahmen.
Durch die gute Vorbereitungsarbeit erfolgte der Trägerwechsel 
zum 1. Januar 2012 nahezu geräuschlos.
Aus den ehemals vier gemeinsamen Einrichtungen wurde das 
Jobcenter Erzgebirgskreis.
3.4.2  Leistungen der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende
Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) werden als ak  ve und 
passive Leistungen an leistungsberech  gte Hilfebedür  ige ge-
währt, um die Situa  on der arbeitslosen Erwachsenen und ih-
rer Familien zu verbessern. Oberstes Ziel dabei ist, Menschen 
durch ak  ve Eingliederungsleistungen in Arbeit zu bringen. 
Zugleich ist garan  ert, dass im Fall einer längeren Arbeitslo-
sigkeit das menschenwürdige Existenzminimum durch die Ge-
währung von passiven Leistungen (u. a. Regelsatz, Kosten der 
Unterkun  , Krankenversicherung) sichergestellt ist. 
Die Grundsicherung für Arbeitsuchende bietet also Hilfen zur 
schnellen Überwindung der Arbeitslosigkeit und unterstützt 
die Arbeitslosen und deren Familien mit  nanziellen Mi  eln. 
Die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende wer-
den aus Steuermi  eln  nanziert. Das Grundprinzip des SGB II
„Fördern und Fordern“ bildet die Basis einer e  ek  ven Leis-
tungsgewährung. Hilfebedür  ige Leistungsberech  gte sind 
deshalb verp ichtet, bei der Verringerung oder Besei  gung ih-
rer Hilfebedür  igkeit ak  v mitzuwirken. Das Jobcenter gibt die 
hierfür individuell notwendige Unterstützung – beispielsweise 
durch Arbeitsvermi  lung, Aus- und Weiterbildungsmaßnah-
men aber auch Schuldner- und Suchtberatung oder psychoso-
ziale Betreuung. 
Das Jobcenter Erzgebirgskreis ist verantwortlich für die Ge-
währung dieser vielschich  gen Leistungen nach dem SGB II an 
die erwerbsfähigen Hilfebedür  igen unseres Landkreises. Da-
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rüber hinaus wird eine jobcenterübergreifende Zusammenar-
beit innerhalb der Abteilung 2 mit den Referaten Jugendhilfe, 
Ö  entlicher Gesundheitsdienst und Soziale Hilfen forciert, um 
eine Vernetzung im Sinne der Trägerscha   des Landkreises für 
Grundsicherung SGB II, Soziale Hilfen SGB XII und Jugendhilfe 
SGB VIII zu gewährleisten.
3.4.2.1  Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
Grundlage für die Gewährung von Hilfen zur Eingliederung in 
Arbeit bildet das Arbeitsmarktprogramm des Jobcenters Erz-
gebirgskreis, welches jährlich modi ziert fortgeschrieben wird. 
Es beschreibt die wirtscha  lichen Rahmenbedingungen und 
benennt das Spannungsfeld von arbeitsmarkt- und sozialpoli-
 schen Anforderungen. Es stellt die strategische Ausrichtung 
der Geschä  spoli  k transparent dar.
Im Fokus stehen bes  mmte Zielgruppen, die eine besondere 
Aufmerksamkeit für ihre Integra  on oder Teilhabe benö  gen. 
Dies sind insbesondere Jugendliche, Alleinerziehende, Men-
schen mit Behinderung, ältere Arbeitsuchende und arbeits-
mark  erne, schwerstvermi  elbare Bürger. 
Die Ak  vitäten des Jobcenters sind dynamische Prozesse, bei 
denen aktuelle Entwicklungen aufgegri  en sowie Maßnahmen 
und Hilfen weiterentwickelt werden. Alle Dienstleistungen und 
Förderungen werden unter dem Gesichtspunkt eines wirt-
scha  lichen Mi  el- und Ressourceneinsatzes erbracht.
Bei ca. 50 Prozent der arbeitslosen Leistungsberech  gten ist 
einzuschätzen, dass sie nur mi  el- bis langfris  g in den ersten 
Arbeitsmarkt integriert werden können, da in der Regel meh-
rere zum Teil schwerwiegende Vermi  lungshemmnisse (z. B. 
Quali ka  onsde zite, nicht vorhandene Mobilität, gesund-
heitliche Einschränkungen, Schulden- und Suchtproblema  k) 
vorliegen. Hier gilt es, durch das zielgerichtete Handeln der 
Beschä  igten des Jobcenters Erzgebirgskreis in Verbindung 
mit dem gezielten Einsatz individueller arbeitsmarktpoli  scher 
Instrumente, einen Abbau der Vermi  lungshemmnisse zu er-
reichen und Schri   für Schri   eine Eingliederung in den ersten 
Arbeitsmarkt anzustreben.
Als Instrumente eines individuellen Förderbedarfs stehen zur 
Verfügung:
Leistungen aus dem Vermi  lungsbudget dienen der Anbah-
nung und Aufnahme einer sozialversicherungsp ich  gen Be-
schä  igung. Beispielha   seien hier die Übernahme von Be-
werbungskosten, Fahrkosten zum Vorstellungsgespräch beim 
Arbeitgeber und die Übernahme von täglichen Pendelfahrkos-
ten genannt. 
Grundsätzlich können Eingliederungszuschüsse an Arbeitge-
ber für die Integration in eine sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung in Frage kommen. Hierdurch soll ein eventueller 
Aufwand des Arbeitgebers, der durch eine über das Normal-
maß hinausgehende betriebliche Einarbeitung entsteht, ver-
ringert werden. Für Behinderte gelten hierbei gesonderte För-
derkondi  onen.
Die Teilnahme an Maßnahmen zur Ak  vierung und beru i-
chen Eingliederung ist für Bürger möglich, bei denen Vermi  -
lungshemmnisse mit geringerem Ausmaß vorliegen. Im Rah-
men derar  ger Maßnahmen können sowohl Mo  va  ons- als 
auch Quali ka  onsde zite abgestellt werden. 
Eine Förderung der beru ichen Weiterbildung dient dem Er-
werb integra  onsrelevanter Quali ka  onen. Ziel ist auch hier 
die Aufnahme einer versicherungsp ich  gen Beschä  igung 
nach Abschluss der Maßnahme. 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) fördert 
im Rahmen des Bundesprogramms „Perspek  ve 50plus – Be-
schä  igungspakte für Ältere in den Regionen“. 
Das Jobcenter Erzgebirgskreis entwickelt in diesem Rahmen 
innova  ve Eingliederungsstrategien um möglichst viele Perso-
nen zwischen 50 und unter 65 Jahren, die im Rechtskreis SGB II
arbeitslos gemeldet sind, in existenzsichernde Beschä  igung 
dauerha   einzugliedern.
Das Jobcenter Erzgebirgskreis bündelt im Lokalen Programm 
„Kommunale JobIni  a  ve“ die Förderung von Arbeitsverhält-
nissen nach § 16e SGB II für arbeitsmark  erne, schwerstver-
mi  elbare Bürger und Prämienzahlungen zum Zwecke der Be-
gründung von Ausbildungs- und Arbeitsverhältnissen auf der 
Basis des § 16f SGB II. Hierbei kann einem Arbeitgeber bei Be-
gründung eines sozialversicherungsp ich  gen Beschä  igungs-
verhältnisses/Ausbildungsverhältnisses mit einem schwerst-
vermi  elbaren Jugendlichen eine Einstellungsprämie gezahlt 
werden. In gleicher Weise ist eine Prämienzahlung an Arbeit-
geber bei der Einstellung langzeitarbeitsloser Menschen im 
P egebereich möglich.
Eine Zuweisung in eine öffentlich geförderte Beschäftigung 
kommt grundsätzlich nur für Bürger in Betracht, die arbeits-
mark  ern und schwerstvermi  elbar sind. Die Zielstellung der-
ar  ger Maßnahmen ist immer das Erreichen von Integra  ons-
fortschri  en.
Das zugeteilte Budget für Eingliederungsleistungen und die im 
Vorjahr bei der Mittelverwendung gesammelten Erfahrungen 
bilden die Basis für die Au  eilung des Budgets auf die einzel-
nen Zweckbes  mmungen. Beispielha   ist nachfolgend die pro-
zentuale Budgetverteilung auf die einzelnen Fördergebiete im 
Jahr 2013 dargestellt.
113ARBEIT, JUGEND, SOZIALES UND GESUNDHEIT
Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende.
Quelle: Grundsicherung für Arbeitssuchende, Hrsg. Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales
3.4.2.2  Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhaltes
Neben Dienst- und Sachleistungen gehören zu den Leistungen 
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) insbeson-
dere Arbeitslosengeld II und Sozialgeld. Leistungsberech  gte 
Personen, die erwerbsfähig sind, erhalten Arbeitslosengeld II; 
Personen die nicht erwerbsfähig sind, können Sozialgeld erhal-
ten. Diese vom Gesetzgeber vorgesehene Absicherung eines 
Mindestbedarfs ist für diejenigen gedacht, die für die Siche-
rung ihres täglichen Bedarfs zu wenig oder keine eigenen Mit-
tel besitzen.
Der von Gesetzgeber festgelegte Regelbedarf deckt laufende 
und einmalige Bedarfe pauschal ab. Er berücksich  gt insbe-
sondere Ernährung, Kleidung, Körperp ege, Hausrat, Haus-
haltsenergie sowie die Teilhabe am sozialen und kulturellen 
Leben in der Gemeinscha  . Neben dem Regelbedarf gehören 
die angemessenen Kosten für Unterkun   und Heizung sowie 
die Beiträge zur Sozialversicherung zu den Bestandteilen des 
Arbeitslosengeldes II. Unter bes  mmten Voraussetzungen 
werden darüber hinaus Mehrbedarfe und einmalige Leistun-
gen gewährt. Kinder und Jugendliche erhalten Bildungs- und 
Teilhabeleistungen. 
3.4.2.3  Ganzheitliche Betreuung im Jobcenter 
Erzgebirgskreis
Ziel des bereits im Konzept des Erzgebirgskreises zur Bean-
tragung der Übernahme Trägerscha   SGB II dargestellten 
Kerngedanken ist eine vollintegrierte Betreuung der Leis-
tungsberech  gten – kurz: die Beratung, Vermi  lung und Leis-
tungsgewährung „aus einer Hand“ verbunden mit einer e   zi-
enten Vernetzung aller beteiligten Akteure.
Prinzip der Ganzheitlichen Betreuung
3.4.3  Sta  s  k
In der Leistungssta  s  k nach dem SGB II berichtet die Sta-
 s  k der Bundesagentur für Arbeit (BA) über die Anzahl der 
hilfebedür  en Personen und deren Leistungen nach dem 
SGB II. Die Datengenese erfolgt für die derzeit 306 gemein-
samen Einrichtungen über das IT-Fachverfahren der BA A2LL 
und für die 108 zugelassenen kommunalen Träger (zkT) über 
den Datenstandard XSozial-BA-SGB II. Die zkT sind verp ichtet, 
aus deren jeweiligem Fachverfahren vollständige Daten in XSo-
zial zu melden.
Nachfolgende Gra ken/Diagramme beziehen sich sowohl auf 
sta  s  sche Daten der BA als auch auf die Daten aus dem Infor-
ma  onssystem des Jobcenters Erzgebirgskreis:
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Anzahl als arbeitssuchend gemeldeter Personen im 
Durchschni   nach Kalenderjahren nach Rechtskreisen 
(SGB II und SGB III)
Zugewiesene Mi  el des Bundes laut Eingliederungs-
mi  elverordnung für Eingliederungsleistungen (in Tau-
send EUR) 
Entwicklung der Durchschni  skosten für Unterkun   je 
Bedarfsgemeinscha   (in EUR)
Durchschni  liche Anzahl an Bedarfsgemeinscha  en
115ARBEIT, JUGEND, SOZIALES UND GESUNDHEIT
Jobcenter Aue.
3.4.4  Richtlinien des Erzgebirgskreises
3.4.4.1  Kosten der Unterkun   und Heizung
Zum Zeitpunkt der Kreisreform arbeiteten alle vier ARGEn nach 
den Richtlinien der Altlandkreise. 2008 fand eine umfangrei-
che Datenerhebung sta  , bei der die tatsächlichen Unter-
kun  skosten der erwerbsfähigen Hilfebedür  igen und deren 
Angehöriger analysiert wurden. Dieses Datenmaterial bildete 
die Grundlage für die Richtlinie des Erzgebirgskreises zur Ge-
währung von Leistungen für Unterkun   und Heizung nach § 22 
Abs. 1 SGB II und § 29 SGB XII, die am 1. Januar 2009 in Kra   
trat. 
Nach den §§ 22 SGB II werden die Bedarfe für Unterkun   und 
Heizung in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen anerkannt, 
soweit diese angemessen sind.
Die Festlegung der Angemessenheitsgrenzen muss auf einem 
schlüssigen Konzept beruhen. Um den Anforderungen des Ge-
setzgebers und der Sozialgerichtsbarkeit gerecht zu werden, 
hat der Erzgebirgskreis die Firma Rödl & Partner GbR Nürnberg 
beau  ragt, ein Gutachten zur Ermi  lung der Angemessen-
heitsgrenzen für die Bedarfe der Unterkun   auf der Grundla-
ge eines schlüssiges Konzeptes, mithilfe einer repräsenta  ven 
Datenerhebung und einer nach wissenscha  lichen Methoden 
erfolgten Datenauswertung zu erstellen. 
Die Datenerhebungen der Mieter- und Vermieterbefragung 
sowie die Erhebung von Angebotsmieten (Primärdaten) er-
folgten im Zeitraum September bis Oktober 2013. Die Datener-
hebung aus den Fachverfahren in den Bereichen SGB II und 
SGB XII (Sekundärdaten) erfolgte im Oktober 2013.
Die Ergebnisse bilden die Grundlage einer neuen Richtlinie, die 
nach der Gremienbefassung im 2. Halbjahr 2014 in Kra   treten 
soll.
3.4.4.2  Ergänzenden Leistungen für einmalige Be-
darfe nach § 24 SGB II und § 31 SGB XII
Wie bei den Kosten der Unterkun   wurde bis zum Ende 2008 
in den vier ARGEn unterschiedlich, entsprechend der für den 
ehemaligen Landkreis gül  gen Richtlinie oder Verwaltungsvor-
schri  , gearbeitet.
Am 2. Dezember 2008 wurden für den Erzgebirgskreis ab 
1. Januar 2009 einheitliche Sozialhilferichtlinien beschlossen. 
Auch bei der Wohnungserstaussta  ung/Haushaltsgeräte, 
Erstaussta  ung Bekleidung, Erstaussta  ung Schwangerscha   
und Klinikbedarf sowie Babyerstaussta  ung werden in Einzel-
fällen die zu gewährenden Beträge hinsichtlich ihrer Belastbar-
keit sowie der Validität der Daten durch die Sozialgerichte in 
Frage gestellt. 
Durch den Ermi  lungsdienst des Jobcenters fand im I. Quartal 
2013 eine Mark  orschung sta  . Die Preissammlung wurde in 
insgesamt 46 Möbelbörsen, Möbelhäuser, Discounter, Kauf-
häuser und Märkten durchgeführt. Es wurden sowohl Neu- als 
auch Gebrauchtwarenpreise erhoben und ausgewertet.
Im Ergebnis wurde festgestellt, dass mit den Pauschalen in der 
derzeit gül  gen Fassung der „Richtlinie des Erzgebirgskreises 
zur Gewährung von ergänzenden Leistungen für einmalige Be-
darfe nach § 24 SGB II und § 31 SGB XII“ die entsprechenden 
Bedarfe gedeckt sind. Damit ist eine Änderung der Richtlinie 
entbehrlich.
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 4 Abteilung 3 – 
 Umwelt, Bau- und Ordnungsverwaltung
4.1  Allgemeines
4.1.1  Natur und Landscha   bewahren, verträg-
lich nutzen und fördern (entwickeln?)
Im Fokus des Bereiches Umwelt der Abteilung 3 steht der Erz-
gebirgskreis als ländlicher Raum mit besonderer Bedeutung 
u. a. als a  rak  ver Lebensraum für Menschen, Tiere und P an-
zen, für Erholung, Sport und Naturerlebnis sowie als Trink-
wasserlieferant auch für die Zentren des Umlandes.
Mit der Kreisgebietsreform 2008 gab es bei vielen im Bereich 
der Abteilung 3 angesiedelten Themen einen wesentlichen 
Aufgabenzuwachs durch die Übernahme bis dahin staatlicher 
oder fachbehördlicher Aufgaben.
Von Bedeutung ist die Verbindung der  ächenbezogenen Be-
wirtscha  ung wie Land- und Forstwirtscha   mit Schutz und 
Bewahrung der Ressourcen und die Verhinderung nachteiliger 
Beeinträch  gungen von Mensch und Natur. Besonderer Wert 
wird dabei auf die Bewahrung und den Schutz unserer wertvol-
len Kulturlandscha   gelegt.
Um dies zu sichern, werden neben erforderlichen behördli-
chen Regelungen, wie Schutzgebietsausweisungen, die ent-
sprechenden ö  entlichen Belange in Planungsverfahren be-
rücksich  gt und gezielte Maßnahmen angeregt. 
Durch die Nachbarscha   zur Tschechischen Republik ist im Na-
tur- und Umweltschutzbereich o   ein grenzüberschreitendes 
Denken und Arbeiten erforderlich. Prak  ziert wird dies bei-
spielsweise in den beiden Euroregionen, in welche der Land-
kreis eingebunden ist. So wird in der AG Umwelt der Eurore-
gion Erzgebirge eine rege, von beidersei  gem Interesse und 
Engagement geprägte Zusammenarbeit gep egt. Themen sind 
u. a. Grenzgewässer, gemeinsame Projekte im Artenschutz 
oder im Bereich der Umweltbildung. 
4.1.2  „ERZ“ erster Landkreis in Sachsen mit ein-
heitlicher Abfallentsorgung
Nach der Kreisgebietsreform 2008 wurden umgehend erste 
Vorbereitungen für kreiseinheitliche Regelungen bei der kom-
munalen Abfallentsorgung getro  en. Ziel war es, die sehr un-
terschiedlichen Regelungen und Gebühren in den vier Altland-
kreisen für den Erzgebirgskreis ab 2012 zu vereinheitlichen.
Nach der Befassung des Technischen Ausschusses mit dem 
Thema wurde eine aus Vertretern der Frak  onen des Kreis-
tages, des Kreisverbandes des SSG und der Verwaltung beste-
hende „Arbeitsgruppe Abfallentsorgung 2012“ gebildet, deren 
erste Sitzung schon im April 2009 sta   and. 
Hauptaufgabe war die fachliche Vorbereitung von Entschei-
dungen für den Technischen Ausschuss und den Kreistag. Nach 
Analyse der aktuellen Situa  on bei der Entsorgung von Abfäl-
len im Landkreis wurde ein mit Verantwortlichkeiten unter-
setzter Zeitplan für die nächsten 2½ Jahre festgelegt. Es wurde 
entschieden, ein Abfallwirtscha  skonzept (AWK) für den Erz-
gebirgskreis und eine Klimastudie erstellen zu lassen.
In weiteren Sitzungen wurde die Übernahme der Aufgaben als 
ö  entlich-rechtlicher Entsorgungsträger durch den Zweckver-
band Abfallwirtscha   Südwestsachsen (ZAS) geprü  , das AWK 
und der dazugehörige Maßnahmenplan beraten und jeweils 
Beschlussempfehlungen an den Technischen Ausschuss und 
den Kreistag gegeben.
Die überzeugende Zus  mmung zu den entsprechenden Vor-
lagen bei den Sitzungen des Kreistages am 4. März 2012 und 
24. Juni 2012 hat den Arbeitsgruppen-Mitgliedern hervorra-
gende Arbeit bescheinigt.
Im Ergebnis konnte der Erzgebirgskreis als erster Landkreis in 
Sachsen nach der Verwaltungs- und Funk  onalreform eine zu-
kun  sorien  erte Lösung für seine Abfallentsorgungsaufgaben 
durch ein Abfallwirtscha  skonzept für das neue Kreisgebiet 
umsetzen.
Nach der Übergabe der Aufgaben der Abfallwirtscha   an den 
Zweckverband Abfallwirtscha   Südwestsachsen (ZAS), dessen 
Mitglieder der Erzgebirgskreis und der Landkreis Zwickau sind, 
gab es ab 1. Januar 2012 mit einheitlichem abfallwirtscha  -
lichen Leistungsangebot und einer einheitlichen Abfallwirt-
scha  s- und Gebührensatzung einen gelungenen Start. Mit 
zwei Dienststellen (Marienberg und Zwickau) gewährleistet 
der Zweckverband einen bürgernahen Service.
Begleitet von intensiver Ö  entlichkeitsarbeit wurde die 
haushaltsnahe Papierentsorgung im gesamten Erzgebirgs-
kreis einschließlich eines Identsystems für Papierbehälter 
flächendeckend eingeführt. 
Mit der neuen Abfallentsorgungsgebührensatzung war die Ein-
führung einer Gebühr für die bisher in den eher ländlich gepräg-
ten Altlandkreisen Annaberg und Mi  lerer Erzgebirgskreis in 
der Grundgebühr enthaltenen Grünschni  entsorgung verbun-
den, wodurch es zum Wegfall gemeindlicher Grünschni  sam-
melplätze kam. Insbesondere dieser Punkt hat in der Bevölke-
rung des Erzgebirgskreises intensive ö  entliche Diskussionen 
hervorgerufen. In der Folge wurden bei der Neuregelung der 
Grünschni  entsorgung in einzelnen Gemeinden zum Angebot 
der Wertsto   öfe weitere zusätzliche Annahmemöglichkeiten 
gescha  en. Darüber hinaus wird seit 2012  ächendeckend die 
haushaltsnahe Bioabfallsammlung angeboten. 
Mit der Vereinheitlichung der Abfallentsorgung im Erzgebirgs-
kreis wurde ein umfassendes, vorwiegend haushaltsnahes Ent-
sorgungssystem mit von den Bürgern akzep  erten Gebühren 
gescha  en, die teilweise niedriger waren als vorher.
Bedingt durch die jeweilige Zugehörigkeit der Altlandkreise zu 
Abfallwirtscha  sverbänden ist der Erzgebirgskreis nach wie vor 
Mitglied, sowohl im ZAS, als auch im Abfallwirtscha  sverband 
Chemnitz (AWVC). In beiden Verbänden übt Landrat Frank 
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Vogel die Funk  on des stellvertretenden Verbandsvorsitzen-
den aus. In der Verbandsversammlung wird darüber hinaus der 
Landkreis von mehreren Verbandsräten vertreten, die gleich-
zei  g Mitglied des Kreistages sind.
4.1.3  Umweltschutz
Unter Umweltschutz ist die Gesamtheit aller Maßnahmen zum 
Schutz der Umwelt mit dem Ziel der Erhaltung der Lebens-
grundlagen der Menschen sowie eines funk  onsfähigen Na-
turhaushaltes zu verstehen. 
Aufgabe des Landratsamtes Erzgebirgskreis ist die nachhal  ge 
Sicherung einer hohen Umweltqualität mi  els der Umsetzung 
des Umweltrechts des Bundes und des Freistaates Sachsen.
Im Referat Umwelt und Forst, welches seit dem 1. August 2008 
nicht mehr ausschließlich als Vollzugsbehörde, sondern auch 
als Fachbehörde arbeitet, sind eine Vielzahl der Aufgaben des 
Erzgebirgskreises als untere Verwaltungsbehörde des Freistaa-
tes Sachsen konzentriert. 
4.2  Referat Umwelt und Forst
4.2.1  Sachgebiet Immissionsschutz
Die Aufgaben des Erzgebirgskreises als untere Immissions-
schutzbehörde bestehen vor allem darin, Menschen, Tiere und 
P anzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kul-
tur- und sons  ge Sachgüter vor Gefahren, erheblichen Nach-
teilen und/oder Beläs  gungen durch Lu  verunreinigungen, 
Geräusche, Erschü  erungen und Strahlungen zu schützen.
Um diese Aufgaben sicherzustellen, sind die 17 im Sachgebiet 
tä  gen Beschä  igten (2013) daher verantwortlich für 
– die Durchführung von Genehmigungsverfahren nach dem 
Immissionsschutzrecht,
– die fachliche Prüfung immissionsschutzrechtlicher Belange 
von Vorhaben im Genehmigungsverfahren unterschied-
licher Rechtsgebiete,
– die Überwachung des Betriebs von gewerblichen und nicht 
gewerblichen Anlagen,
– die Bearbeitung von Beschwerden über den Betrieb der-
ar  ger Anlagen,
– die Durchführung und Anordnung von Messungen an 
Emissionsquellen in Einzelfällen und
– den Erlass von Anordnungen zur Durchsetzung des ord-
nungsgemäßen Betriebes von Anlagen.
Während der Wahlperiode kam es zu umfangreichen Ände-
rungen im Immissionsschutzrecht, einschließlich der angren-
zenden Rechtsbereiche (z. B. Baurecht). Einen großen Ein uss 
auf diese gesetzlichen Änderungen hat vor allem die Umset-
zung der europarechtlichen Regelungen in na  onales Recht, 
was o   zu konkreten Mehrbelastungen der Behörde wie auch 
bei den gewerblichen Unternehmen im Vollzug beigetragen 
hat.
Genehmigungen bzw. Anzeigen nach § 15 BImSchG
Im Jahr 2013 ist die Zahl der anzeigep ich  gen Verfahren we-
sentlich zurückgegangen, weil die örtliche Zuständigkeit bei 
einem Antragsteller gewechselt hat.
Die genehmigungsp ich  gen Vorhaben sind im Laufe der Jah-
re rechtlich wesentlich komplizierter und anspruchsvoller ge-
worden. Trotz der beispielsweise deutlich geringeren Anzahl 
an Genehmigungen im Jahr 2012 sind die dafür angefallenen 
Gebühren, als Ausdruck der wesentlich intensiveren Bearbei-
tung, erheblich anges  egen, obwohl der Gebührensatz nahezu 
gleich geblieben ist. Dieser Trend setzt sich auch im Jahr 2013 
fort.
Im Zeitraum der letzten fünf Jahre hat die untere Immissions-
schutzbehörde 3.441 Stellungnahmen zu Bauvorhaben und 
1.728 Stellungnahmen als Träger ö  entlicher Belange fachlich 
und verwaltungsrechtlich erarbeitet. Dies hat u. a. dazu bei-
getragen, dass Potenziale zu Geruchs- und Lärmbeeinträch  -
gungen der zu beurteilenden Vorhaben frühzei  g erkannt und 
vermindert werden konnten.
Ein besonderer Schwerpunkt der fachlichen sowie vollzugsmä-
ßigen Tä  gkeit der unteren Immissionsschutzbehörde besteht 
in der Bearbeitung von Lärmbeschwerden zu gewerblichen 
und Freizeitanlagen. Durch die Quali ka  on und ständige 
Weiterbildung von drei Beschä  igten des Sachgebietes wird 
hierbei eine fachlich fundierte Erfassung und Bewertung der 
Lärmsitua  on garan  ert. Insbesondere im Bereich des  e  re-
quenten Schalls, der im Zusammenhang mit dem Betrieb von 
Blockheizkra  werken (BHKW) und Freizeitanlagen (z. B. Musik-
darbietungen) eine ste  g wachsende Bedeutung erlangt, hat 
der Erzgebirgskreis hier eine im Freistaat Sachsen überdurch-
schni  liche fachliche Kompetenz und Erfahrung vorzuweisen.
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Der Erzgebirgskreis, als untere Immissionsschutzbehörde ist 
Genehmigungsbehörde für einige bedeutende mi  elständi-
sche Unternehmen im Landkreis. Durch eine ak  ve Unterstüt-
zung im Rahmen der beantragten immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigung leistet die untere Immissionsschutzbehörde 
einen beachtlichen Beitrag zur Ansiedlung oder Erweiterung 
strukturbes  mmender wirtscha  licher Unternehmen im Erz-
gebirgskreis.
4.2.2  Sachgebiet Abfallrecht, Altlasten, 
 Bodenschutz
4.2.2.1  Abfall, Abfallrecht, Kreislaufwirtscha  
Neufassung des Kreislaufwirtscha  sgesetzes
Das Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtscha   und Siche-
rung der umweltverträglichen Bewirtscha  ung von Abfällen 
(Kreislaufwirtscha  sgesetz – KrWG) vom 24. Februar 2012 trat 
am 1. Juni 2012 in Kra  . Es ersetzt das Kreislaufwirtscha  - und 
Abfallgesetz (KrW-/AbfG).
Das KrWG stellt die notwendige Umsetzung der europäischen 
Richtlinie 2008/98/EG über Abfälle in na  onales Recht dar. 
Kün  ig wird ein neuer Schwerpunkt in der Erfüllung von 
Überwachungsaufgaben liegen, welche aus dem Vollzug von 
EU-Verordnungen resul  eren. Mit den Regelungen zur Pro-
duktverantwortung (§§ 23 bis 27) im Zusammenhang mit dem 
Produktsicherheitsgesetz werden den unteren Abfallbehörden 
komplexe Überwachungsaufgaben (Marktüberwachung) über-
tragen. 
Vollzug des Kreislaufwirtscha  sgesetzes und der Nachweis-
verordnung (NachwV) 
Die Vergabe von Entsorgernummern, Freistellungsnummern 
und Nummernkon  ngenten beruht auf § 28 Abs. 1 und Abs. 2
(NachwV), wonach die zuständige Behörde diese erforder-
lichen Iden   ka  onsnummern (Freistellungsnummer, Num-
mernkon  ngente), Erzeuger-, Beförderer- und Entsorgernum-
mern erteilt. Diese Kennnummern sind zur Unterscheidung 
der einzelnen Abfallentsorgungsvorgänge und zur Erfassung 
im elektronischen System ASYS (Abfallüberwachungssystem 
der Länderbehörden) erforderlich.
Vor dem 1. August 2008 erfolgte die Vergabe durch die Regie-
rungspräsidien/Landesdirek  onen.
Durch den Erzgebirgskreis wurden bisher 42 Entsorgernum-
mern, 6 Freistellungsnummern und 7 Nummernkon  ngente 
erteilt.
Die Entsorgernummern werden für den Betrieb einer Entsor-
gungsanlage auf der Grundlage einer für diese Anlage erteil-
ten Genehmigung durch den Entsorger beantragt und nach 
Prüfung der Unterlagen durch die Behörde erteilt. Mit dieser 
Nummer erfolgt die Erfassung im elektronischen System ASYS.
Die Freistellungsnummer vergibt die Behörde einem Entsorger 
nach erfolgreicher Zer   zierung zum Entsorgungsfachbetrieb 
gemäß § 7 NachwV. Nummernkon  ngente werden auf Antrag 
zer   zierter Entsorgungsfachbetriebe erteilt. Damit en  ällt 
die P icht für diese Betriebe zur Einholung der behördlichen 
Bestä  gung von Entsorgungsnachweisen.
Die Erzeugernummern werden i. d. R. von Unternehmen und 
Privatpersonen beantragt, bei denen im Rahmen ihrer gewerb-
lichen oder privaten Tä  gkeit (z. B. bei Abbruchvorhaben) Ab-
fälle entstehen. 
In der Wahlperiode wurden durch den Erzgebirgskreis insge-
samt 1.056 Erzeugernummer vergeben, wobei sich die Ertei-
lung wie folgt aufgliedert:
2008 2009 2010 2011 2012 2013
13 69 362 229 193 190
Der sprungha  e Ans  eg der Vergabe von Erzeugernummern 
ist auf die Einführung des elektronischen Abfallnachweisver-
fahrens zum 1. April 2010 zurückzuführen.
Erteilung von Transportgenehmigungen und Anzeigeverfah-
ren zum Transport nicht gefährlicher Abfälle
Im Rahmen der Transportgenehmigung nach den Regelungen 
des alten § 49 KrW-/AbfG bedur  e der gewerbsmäßige Trans-
port zur Besei  gung nicht gefährlicher Abfälle und gefährlicher 
Abfälle zur Besei  gung/Verwertung einer Genehmigung. 
Mit Inkra  treten des neuen KrWG am 1. Juni 2012 müssen ge-
werbsmäßig tä  ge Sammler und Beförderer sowie alle Händ-
ler und Makler von nicht gefährlichen Abfällen zur Verwertung 
oder Besei  gung sowie teilweise Sammler, Beförderer, Händler 
und Makler von gefährlichen Abfällen (z. B. Elektro- und Elek-
tronikaltgeräten sowie Altba  erien), sofern diese nach ande-
ren abfallrechtlichen Vorgaben von einer Erlaubnis freigestellt 
sind, ihre Tä  gkeit nach § 53 Abs. 1 KrWG anzeigen.
Im Erzgebirgskreis wurden nach bisheriger Gesetzgebung er-
teilt:
– 77 Transportgenehmigungen (§ 49 KrW-/AbfG)
– 15 Genehmigungen für Vermi  lungsgeschä  e (§ 50 KrW-/
AbfG)
Mit Inkra  treten des neuen KrWG wurden erteilt bzw. bear-
beitet:
– 49 Erlaubnisse nach § 54 KrWG
– 186 Anzeigen nach § 53 KrWG
Abfallrechtliche Überwachung – Vor-Ort-Termine
Die zuständige Behörde hat in regelmäßigen Abständen und 
in angemessenem Umfang Erzeuger von gefährlichen Abfäl-
len, Anlagen und Unternehmen, die Abfälle entsorgen, sowie 
Sammler, Beförderer, Händler und Makler von Abfällen zu 
überprüfen. 
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Die Konkre  sierung der jährlichen Überwachungsziele ba-
siert auf dem jährlichen Überwachungserlass des Sächsischen 
Staatsministeriums für Umwelt und Landwirtscha  . 
Im Berichtszeitraum wurden jährlich zwischen ca. 40 und 80 ab-
fallrechtliche Überwachungen durchgeführt. Bei diesen Über-
wachungen standen die Belange der Nachweisverordnung im 
Vordergrund. Das Gros der Mängel bestand auch im dri  en 
Jahr nach Einführung des elektronischen Nachweisverfahrens 
(eANV) in dessen Anwendung selbst. Vielfach basierten die-
se Mängel jedoch auf fachlichen Missdeutungen, Unkenntnis 
sowie Eingabefehlern im Rahmen des Begleitscheinverfah-
rens. Mängel, die ordnungsrechtliche Maßnahmen nach sich 
ziehen, waren nur vereinzelt vorzu nden. Weitere Mängel-
schwerpunkte waren nicht vorhandene, unzureichende sowie 
mi  lerweile wegen Fristablaufs ungül  ge Genehmigungen 
und Zer   kate. Die Mängelbesei  gung durch die Verursacher 
erfolgte daher in der überwiegenden Zahl der Fälle im direkten 
Nachgang der Überwachung bzw. im Nachgang des überwa-
chungsbegleitenden Gesprächs.
Elektronische Nachweisführung (ASYS) nach den §§ 17, 18, 
19, 20, 21, 22, 23, 25 NachwV – Entsorgung gefährlicher Ab-
fälle 
Im Berichtszeitraum wurden über 79.000 Vorgänge (Entsor-
gungsnachweise, Begleitscheine) zur bundesweiten Verbrin-
gung von gefährlichen Abfällen auf die Ordnungsmäßigkeit des 
Entsorgungsweges überprü  . Davon en  ielen auf die einzel-
nen Jahre:
2009 2010 2011 2012 2013
14.479 17.394 18.171 15.814 13.178
Bei der Überprüfung werden Fehler festgestellt wie: 
– der Entsorgungsnachweis ist abgelaufen, 
– die genehmigte Menge im Entsorgungsnachweis ist über-
schri  en,
– der Entsorger verfügt über keine gül  ge Zer   zierung
– der Entsorger ist für diese Abfallart nicht zugelassen,
– der Beförderer hat keine gül  ge Genehmigung,
– die Signatur ist ungül  g,
– fehlende Deklara  onsanaly  k.
Im Berichtszeitraum wurden 27 Bußgeldverfahren bearbeitet, 
wobei es nicht in jedem Fall zur Festsetzung eines Bußgeldes 
kam.
Beräumung illegaler Abfallablagerungen
Die gesetzliche Grundlage für die Beräumung illegaler Abfalla-
blagerungen ist § 3 Abs. 4 des Sächsischen Abfallwirtscha  s- 
und Bodenschutzgesetzes (SächsABG).
„Die P icht zur Einsammlung umfasst auch diejenigen Abfälle, 
die auf einem der Allgemeinheit zugänglichen Grundstück ab-
gelagert werden, für das Betretungsrechte bestehen oder für 
das ablagerungsverhindernde Maßnahmen für den Eigentü-
mer oder sons  gen Nutzungsberech  gten nicht zulässig oder 
nicht zumutbar sind.“
Folgende Mengen wilder Abfallablagerungen sind im Zeitraum 
von 2009 bis 2013 eingesammelt worden:
Abfallarten gesamt
Haus- und Sperrmüll (t) 558
gefährliche Abfälle (t) 15




Dem Erzgebirgskreis entstanden hierfür Kosten in Höhe von 
254.978,00 EUR.
Die gefährlichen Abfälle beinhalten Kohlenteer und teerhal-
 ge Produkte (Dachpappe), asbesthal  ge Bausto  e, Lacke 
und Farben, Transformatoren und Kondensatoren, Holz mit 
gefährlichen Verunreinigungen/Bestandteilen (A IV-Holz) und 
gebrauchte Chemikalien.
In den sons  gen Abfällen sind enthalten: gemischte Bau- und 
Abbruchabfälle, biologisch abbaubare Abfälle, Silofolie, ge-
presste Mehrweg aschen und Lumpen.
Die untere Abfallbehörde des Erzgebirgskreises erhält ihre 
Kenntnis zu illegalen Abfallablagerungen zumeist über Anzei-
gen.
Anzeigen zu illegalen Abfallablagerungen
2009 2010 2011 2012 2013
143 177 171 190 219
Sind bewertungsfähige Angaben vorhanden, erfolgt die Anhö-
rung des (vermeintlichen) Verursachers der illegalen Ablage-
rung und ggf. die Einleitung eines Bußgeldverfahrens.
Auf der nächsten Seite sind einige Beispiele illegaler Abfallab-
lagerungen dargestellt.
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Beräumung Altautos
Der Landkreis ist verp ichtet, „wild abgelagerte“ Altautos nach 
§ 20 Abs. 3 KrWG zu entsorgen.
„Wild abgelagerte“ Altautos
2009 2010 2011 2012 2013
9 7 4 7 7
Die Städte und Gemeinden unterstützen das Landratsamt bei 
der Erfüllung dieser Aufgabe, indem sie den „Roten Punkt“ 
(deutlich sichtbare Au  orderung im Sinne von § 20 Abs. 3 Nr. 3 
KrWG) an den Al  ahrzeugen anbringen. Erfolgt die En  ernung 
des Al  ahrzeuges nicht innerhalb der Monatsfrist, wird der ge-
samte Vorgang dem Erzgebirgskreis zur weiteren Bearbeitung 
übergeben. Liegen Erkenntnisse zum letzten Halter vor, wird 
dieser vom Sachgebiet angehört und mit entsprechender Frist-
setzung zur En  ernung bzw. Entsorgung seines Fahrzeuges auf-
gefordert. Ist auch diese „Mahnung“ fruchtlos, wird im nächs-
ten Schri   die Ersatzvornahme (Entsorgung des Altautos durch 
das LRA) angedroht und bei weiterer Untä  gkeit des Halters 
bzw. Besitzers vollzogen. Im Falle einer Nichterfüllung der ent-
sprechenden Verp ichtungen durch den Halter bzw. Besitzer 
wird ein Bußgeldverfahren eingeleitet. Außerdem hat dieser 
die Kosten der Ersatzvornahme zu tragen.
4.2.2.2  S  lllegung/Rekul  vierung und Nachsorge 
von Altdeponien
Mit den Begri  en Altdeponien/Deponien werden gemeinhin 
drei Kategorien von Abfallablagerungen zusammengefasst, die 
sich jedoch hinsichtlich der S  chtage ihres Betriebes bzw. ihrer 
Schließungen unterscheiden.
Altablagerungen: Einstellung des Deponiebetriebes vor dem 
30. Juni 1990, 
  Bestand:  490 Stück
Altdeponien: Einstellung des Deponiebetriebes zwi-
schen den S  chtagen 1. Juli 1990 und 1. 
Juni 1993, in Inhaberscha   des Landkreises 
  Bestand:  84 Stück
Deponien: Die nach 1993 betriebenen Siedlungsab-
falldeponien liegen im Verantwortungsbe-
reich des Zweckverbandes Abfallwirtscha   
Südwestsachsen (ZAS).
  Bestand:  9 Stück
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Der zeitliche und  nanzielle Aufgabenschwerpunkt der der-
zei  gen Bearbeitung liegt in der Umsetzung von Maßnahmen 
zur ordnungsgemäßen S  lllegung und Nachsorge der Altde-
ponien. Bis 2022 sind Sanierungen im Umfang von 7,5 Mio. 
EUR geplant. Die Nachsorgeaufwendungen wurden bei einem 
Nachsorgezeitraum bis zu 30 Jahren mit jährlich rund 100.000 
EUR eingeschätzt.
In der Verantwortung des Sachgebietes liegen die Zeit- und 
Kostenplanung, die planerischen Vorarbeiten, die Herstellung 
des Baurechts, die Fördermi  elbeantragung, die vertragliche 
Betreuung der Au  ragnehmer, die Betreuung und Abrechnung 
des Bauvorhabens und die Abwicklung und Abrechnung der 
Deponieober äche und Kaskaden an der sanierten Altdeponie in 
Meinersdorf.
Sanierte Altdeponie Neuwieser Straße in Oelsnitz, Kontrolle Drainagen 
und Deponieober äche. 
Förderverfahren mit dem Freistaat Sachsen bzw. der EU.
Als abschließende Aufgaben sind noch die jährliche Kontrolle 
der Altdeponien und die Berichtersta  ung an die Landesdirek-
 on Sachsen zu nennen.
Bei Sanierungs- bzw. Sicherungsmaßnahmen an den Altdepo-
nien bestehen neben hohen technischen und  nanziellen An-
sprüchen auch hohe rechtliche Anforderungen.
In Abhängigkeit von der Förderung der jeweiligen Bau- und 
Planungsabschni  e beansprucht eine Deponiesanierung unter 
den heu  gen Bedingungen von der Ausschreibung der ersten 
Planungsetappe bis zur Endabnahme etwa fünf bis sieben 
Jahre.
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Für die größten noch ausstehenden Sanierungsvorhaben an 
den Altdeponien in Zwönitz/Lenkersdorf, „Großer Riß“ in Ther-
malbad Wiesenbad und am Freibad in Burkhardtsdorf liegen 
im Berichtszeitraum erstellte bzw. überarbeitete Sanierungs-
planungen vor. Wegen derzeit fehlender Fördermi  el mussten 
die Bauausführungen jeweils bislang zurückgestellt werden.
4.2.2.3  Prüfung als Träger ö  entlicher Belange 
und von Bauvorhaben auf 
abfallrechtliche Belange
Auf der Grundlage des § 47 Abs. 3 KrWG sind Erzeuger oder 
Besitzer von Abfällen gegenüber der zuständigen Behörde zur 
Auskun   verp ichtet. Im Rahmen von Baugenehmigungs-, An-
zeigeverfahren und sons  gen Verfahren, bei denen von einem 
Anfall von Abfällen auszugehen ist, fordert die untere Abfall-
behörde die Vorlage von Entsorgungskonzepten. Im Zeitraum 
von 2008 bis 2013 wurden 153 Entsorgungskonzepte geprü  .
4.2.2.4  Altlasten und Bodenschutz – Altlast-
verdachts ächen in der Erkundung und 
Altlasten in der Sanierung
Allgemeines
Die im Erzgebirgskreis bekannten Altlastenverdachts ächen 
und Altlasten sind im Sächsischen Altlastenkataster (SALKA) 
registriert. Im SALKA werden zu den Altstandorten und Alt-
ablagerungen die allgemeinen Angaben sowie der jeweilige 
Bearbeitungstand und Handlungsbedarf nach der Methodik 
der Altlastenbehandlung in Sachsen erfasst. Darüber hinaus 
sind Angaben zur Überwachung enthalten. Zuständig für die 
Aktualisierung des SALKA-Datenbestandes ist die untere Bo-
denschutzbehörde.
Derzeit sind im SALKA für den Erzgebirgskreis 1.829 Altlasten-
verdachts ächen und Altlasten verzeichnet.
Altlastverdachts ächen in der Erkundung
Von den erfassten Altstandorten und Altablagerungen besteht 
nach dem aktuellen SALKA-Datenbestand für 399 Altlastenver-
dachts ächen ein Handlungsbedarf zur Erkundung. Das Vor-
gehen erfolgt nach der Methodik der Altlastenbehandlung in 
Sachsen.
Für jeden Altstandort bzw. jede Altablagerung im SALKA liegt 
eine Formale Erstbewertung vor. Zur Prüfung des Altlastenver-
dachtes erfolgt in der Regel zunächst eine Historische Erkun-
dung. Dabei wird anhand von Recherchen in Archiven bzw. bei 
weiteren Verbänden/Ins  tu  onen, Zeitzeugenbefragungen, 
Auswertung von Kartenmaterial und einer Standortbeschrei-
bung nach Vor-Ort-Besich  gung geprü  , ob anhand der Nut-
zungshistorie und der Branchenzugehörigkeit Anhaltspunkte 
für das Vorliegen einer Altlast bestehen. 
Bestä  gt sich dieser Anfangsverdacht, ist eine Orien  erende 
Untersuchung durchzuführen. Im Rahmen dieser Untersu-
chung sind auf der Grundlage von technischen Erkundungsar-
beiten, d. h. zum Beispiel durch Entnahme von Boden- sowie 
Grundwasserproben, erste Kenntnisse über das räumliche 
Ausmaß von Belastungen sowie ein Überblick über den Um-
fang des Gefährdungspotenzials in den relevanten Schutzgü-
tern zu erlangen. Im Ergebnis der Untersuchungen erfolgt eine 
präzisierte Bewertung des Altlastenverdachts in Verbindung 
mit einer Gefährdungsabschätzung und die Festlegung des 
weiteren Handlungsbedarfs.
Durch den Erzgebirgskreis wurden im Zeitraum 2009 bis 2013 
jährlich zwischen drei und sieben Historische Erkundungen 
sowie jährlich zwischen drei und sechs Orien  erende Unter-
suchungen durchgeführt. Die Planung der Amtsermi  lung 
durch die untere Bodenschutzbehörde erfolgt anhand einer 
fachtechnischen und vorhabensbezogenen Priorisierung, die 
je nach Kenntniszuwachs aktualisiert wird.
Wurden im Ergebnis der Orien  erenden Untersuchung konkre-
te Anhaltspunkte festgestellt, die den hinreichenden Verdacht 
einer Altlast begründen, dann ist in der Regel im nächsten Be-
arbeitungsschri   eine Detailuntersuchung mit ver  e  en Er-
kundungsarbeiten, insbesondere zur Menge und räumlichen 
Ausbreitung von Schadsto  en sowie zur konkreten Exposi  on 
von Schutzgütern durchzuführen. Zielstellung der Detailunter-
suchung ist eine abschließende Gefährdungsabschätzung.
Altlasten in Sanierung
Wenn das Vorliegen einer Altlast abschließend festgestellt 
wurde, sind durch den zur Sanierung Verp ichteten die erfor-
derlichen Maßnahmen zur Gefahrenabwehr zu veranlassen. 
Hierbei sind neben Sanierungsmaßnahmen unter Umständen 
auch Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen möglich. Unter 
Berücksich  gung der konkreten Standortgegebenheiten sind 
vor Beginn der Sanierungsarbeiten ggf. Sanierungsunter-
suchungen zur Entscheidung über Art und Umfang der erfor-
derlichen Maßnahmen durchzuführen.
Im Jahr 2013 erfolgen im Erzgebirgskreis an 33 Altlastenstand-
orten Planungsarbeiten zur Vorbereitung der Sanierung bzw. 
Baumaßnahmen zur Durchführung der Sanierung.
Schwerpunkt bilden dabei insbesondere die Projekte, die im 
Rahmen der Altlastenfreistellung ausgeführt werden.
Außerhalb der Altlastenfreistellung wurden mit Hilfe von För-
dermi  elprogrammen u. a. im Zeitraum 2009 bis 2013 das 
ehemalige Blechwalzwerk Olbernhau und die Kindertagesstät-
te „Neuer Bahnhof“ sowie der Sportplatz We   nstraße in Eh-
renfriedersdorf saniert. Für die Altlablagerung „Am Knochen“ 
in Raschau-Markersbach läuft derzeit die Sanierungsplanung.
Nach dem Datenbestand im SALKA sind im Erzgebirgskreis mit 
Stand Oktober 2013 insgesamt 172 Altlasten abschließend sa-
niert.
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Sanierungsvorhaben des Landkreises – Ehemaliges Steinkoh-
lenmahlwerk Hohndorf
Die Sanierung des Altstandortes Steinkohlenmahlwerk 
Hohndorf war ein wesentlicher Schwerpunkt der Altlastenbe-
arbeitung in den vergangenen Jahren. Die Sanierung wurde 
durch den Altlandkreis Stollberg bereits begonnen.
Aufgrund von Teerölkontamina  onen wurden im Rahmen der 
Gefahrenabwehr das Betriebsgelände des Steinkohlenmahl-
werkes und der angrenzenden zugehörigen Aschedeponie um-
fassend saniert.
Auf dem Betriebsgelände erfolgte ein Abbruch der gesamten 
oberirdischen Anlagen und der Teergrube. In den Bereichen 
der Schadsto  quellen (Teergrube und Deponie) wurden die 
stark belasteten Böden bzw. Schlämme ausgebaut, kondi  o-
niert und zur weiteren Behandlung in eine zugelassene Anlage 
abtranspor  ert. Es erfolgte eine Rückverfüllung sowie eine Ge-
ländepro lierung des Baufeldes. 
Im Bereich des Betriebsgeländes erfolgte zusätzlich eine Siche-
rung von Flächen mit einer Asphaltabdichtung.
Auf der Sohle des Baufeldes der Aschedeponie wurde ein Ent-
wässerungssystem errichtet, mit welchem belastete Grund-
wässer aus nicht sanierten Randbereichen gefasst und zur 
Reinigung einer Wasserbehandlungsanlage zugeführt werden.
Die Sanierung des Gesamtgeländes erfolgte in drei Phasen. Die 
Grundwassersanierung wird derzeit und in den nächsten Jah-
ren noch betrieben, um nachströmende Wässer vor der Ein-
leitung in den Bach von verbliebenen Restschadsto  gehalten 
zu reinigen. 
Altlasten in der Altlastenfreistellung
Bei der Bearbeitung von Altlasten in der Altlastenfreistellung 
sind alle Stufen der Altlastenbearbeitung fach- und verwal-
tungstechnisch zu begleiten. 
Spezi sch für diese Altlasten (zumeist Altstandorte) ist, dass den 
Eigentümern der Grundstücke bzw. Betrieben zur fachlich-orga-
nisatorischen Begleitung sowie zur  nanztechnischen Kontrolle 
vom Freistaat Sachsen ein Projektcontroller zugeordnet wird. 
Das stufenweise Vorgehen nach der Methodik der Altlastenbe-
handlung im Freistaat Sachsen wird bei der Altlastenfreistellung 
um ein Vorgehen gemäß Projekthandbuch Altlastenfreistellung 
erweitert. Das Projekthandbuch enthält organisatorische Vor-
gaben und anzuwendende Formulare. 
Ab der Stufe Sanierung ist der Erzgebirgskreis zusätzlich als 
federführende Genehmigungsbehörde für die Altlastensanie-
rung zuständig. Infolgedessen ergeben sich auch umfangreiche 
P ichten zur Überwachung der Sanierungsarbeiten vor Ort so-
wie zur nachfolgenden Langzeitkontrolle des Sanierungsergeb-
nisses (Überwachung).
Arbeiten in der Baugrube im Bereich Aschedeponie (beide Bilder).
 
Asphal  läche im gesicherten Betriebsgelände.
Wasserreinigungsanlage.
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Wich  ge, umfangreiche Sanierungsprojekte, die im Sachgebiet 
Abfall, Altlasten, Bodenschutz verantwortlich zu bearbeiten 





ches 3 und der Feststo  de-
ponie Neukirchen
Sanierung von 2008 bis 2012; 
zurzeit Überwachung
Grundwassersanierung im 
Gelände einer Leiterpla  en-
fer  gung in Gornsdorf
Sanierung seit 2003
Tankstelle in Schwarzenberg Sanierung 2012 
Gaswerk Marienberg Sanierung 2012 bis 2013
Gaswerk Annaberg-Buch-
holz, Talstraße
Erarbeitung/Abs  mmung 
des Sanierungsplanes
Nickelhü  e Aue Sanierungsuntersuchung 
Spülhalden der Zinnerz 
Ehrenfriedersdorf GmbH
Teilmaßnahmen im Zeitraum 
2008 bis 2012 abgeschlos-
sen, aktuell Sanierungspla-
nung für Gesamtkomplex
Überwachungen im Aufgabenbereich Altlasten/Bodenschutz
Die Aufgaben der unteren Bodenschutzbehörde im Rahmen 
der Umweltüberwachung beinhalten die Kontrolle von aus-
gewiesenen Altlastverdachts ächen/Altlasten sowie die Ein-
haltung von Anforderungen an den Bodenschutz bei Abgra-
bungen/Aufschü  ungen und bei Vorhaben, insbesondere im 
Baurecht.
Im Bereich Bodenschutz sind die Überwachungen fast aus-
schließlich vorhabenbezogen und beinhalten die Prüfung und 
Kontrolle der Einhaltung der gesetzlichen Grundlagen zum Bo-
denschutz (Bundesbodenschutzgesetz, Bundesbodenschutz-
verordnung, Sächsisches Abfallbodenschutzgesetz) sowie der 
auf deren Grundlage erlassen Richtlinien und Regelwerke. 
Überwachung und Veranlassung von Sanierungsmaßnahmen 
im Boden bei Havarien und Schadensfällen 
Bei Havarien ist eine kurzfris  ge Ortsbegehung, eine schnelle 
Koordina  on mit weiteren zu beteiligenden Fachgebieten so-
wie externen Sachverständigen (Labor, Versicherung u. deren 
Au  ragnehmer) erforderlich. Nach der Schadensaufnahme 
sind umgehend Art und Umfang der erforderlichen Untersu-
chungs- und Sanierungsmaßnahmen festzulegen; deren Aus-
führung ist durchzusetzen und zu überwachen.
Im Berichtszeitraum waren bisher zwölf Schadensfälle zu bear-
beiten, die nachfolgend aufgelistet sind. Es handelte sich über-
wiegend um Schadensereignisse infolge von Unfällen oder 
Überfüllungen an Tankanlagen sowie Bränden. 
Jahr Benennung der Schadensereignisse
2009 Ölschäden in Gelenau, Stollberg, 
Marienberg Ortsteil Rübenau
2010 –
2011 Waldkirchen – Brand Reifenlager
2011/2012 Befüllschaden Privathaus in Frohnau
2012/2013 Ölschaden an Mühle in Burkhardtsdorf, 
Großrückerswalde – Brand Reifenlager
2012 Befüllschaden Q1-Tankstelle in Cranzahl
2013 Ölschäden Zwönitz, Marienberg nach 
LKW-Unfällen, Wiesa, Annaberg Ortsteil 
Frohnau – LKW-Brand
Altlastenauskün  e
Auskun  sersuchen aus dem Altlastenkataster des Freistaates 
Sachsen für das Territorium des Erzgebirgskreises werden vor-
rangig von Ingenieur- bzw. Sachverständigenbüros, staatlichen 
und kommunalen Behörden, Staatsbetrieben (z. B. Landestal-
sperrenverwaltung), Banken/Sparkassen, aber auch von Pri-
vatpersonen gestellt.
Zumeist handelt es sich um  urstückskonkrete Anfragen im 
Rahmen von geplanten Bauvorhaben oder für die Erstellung 
von Grundstückswertgutachten. 
Die gesetzliche Grundlage der Altlastenauskün  e bildet das 
Sächsische Umwel  nforma  onsgesetz (SächsUIG). 
Zunächst erfolgt eine Prüfung, ob der Antragsteller bezüglich 
der Altlastenauskun   anspruchsberech  gt i. S. des SächsUIG ist. 
Die entsprechenden Ermi  lungen werden in den Auskun  s-
programmen SALKA und Cardo durchgeführt. Werden Altlast-
verdachts ächen festgestellt, erfolgen i. d. R. weitere Recher-
chen in den Akten. 
Die Altlastenauskun   wird als Bescheid erteilt und ist gebüh-
renp ich  g.
Altlastenauskün  e nach Kalenderjahr
2009 2010 2011 2012 2013
305 284 284 247 282
Vorhaben zur Revitalisierung von Standorten
Beginnend mit einer umwel  achlichen Stellungnahme zum 
Fördermi  elantrag wird die Vorbereitung des Projektes in Ab-
s  mmung mit dem Vorhabenträger unterstützt (z. B. Prüfung 
von Planungs- und Ausschreibungsunterlagen) und die Ausfüh-
rung begleitet. Den Schwerpunkt dabei bildet die Beurteilung 
abfallrechtlicher und bodenschutzrechtlicher Sachverhalte. 
Konkret zu beurteilen sind die Separierung und Entsorgung des 
entstehenden Abfalles und die Überwachung der zum Einbau 
vorgesehenen Boden- bzw. Materialqualitäten. 
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Die wich  gsten Projekte, die von der Vorbereitung bis zum Ab-
schluss über mehrere Jahre hinweg umfangreich zu bearbeiten 
waren, sind in der nebenstehenden Tabelle aufgeführt.
Die Bilder unten vor und nach dem Abbruch der ehemaligen 
Kronkorken-Fabrik in Raschau spiegeln beispielha   eine erfolg-
reiche Brachenrevitalisierung wider:
Jahr Revitalisierungsvorhaben
2008 bis 2009 Rückbau Metallwarenfabrik Schneeberg
2009 bis 2010 Rückbau „Am Kronenkorken“, Raschau 
2009 bis 2011 Industriebrache Brückenstraße Aue 
(ehem. Generatorgaserzeugung)
2008 bis 2011 Rückbau und Grün ächengestaltung 
Blechwalzwerk Olbernhau (Betriebsgelän-
de West)
2007 bis 2013 Rückbau und Revitalisierung dkk Scharfen-
stein (vier Werksteile)
2009 bis 2010 Rückbau und Umnutzung des Bauhofes 
Zschopau, Am Gräbel
2010 bis 2011 Rückbau Plas  cart in Annaberg-Buchholz
2010 bis 2011 Rückbau Erzau  ereitung Ehrenfrieders-
dorf




2012 bis 2013 Rückbau Grün ächengestaltung 
Hörmann-REMA Elektronik Stollberg
Industriebrache „ Am Kronkorken“ in Raschau. Raschau, „Am Kronkorken“ – abgeschlossene Revitalisierung.
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4.2.3  Sachgebiet Forst
Der Erzgebirgskreis ist eine sehr waldreiche Region. Rund 
85.350 Hektar, knapp die Häl  e seiner Gesam  läche (46,7 %) 
sind mit Wald bedeckt. Im Freistaat Sachsen sind es derzeit nur 
28 %. Aufgrund seines Waldreichtums hat der Erzgebirgskreis 
eine große Bedeutung für Sachsen. Zur Sicherstellung der Ge-
samtleistung des Waldes und der Forstwirtscha   nimmt die 
untere Forstbehörde ihre forsthoheitlichen/forstpolizeilichen 
Aufgaben als Weisungsaufgaben wahr. Dazu gehören:
4.2.3.1  Vollzug des Sächsischen Waldgesetzes
Nur nachhal  g bewirtscha  ete, naturnahe Wälder sind in der 
Lage dem Klimawandel zu trotzen. Deshalb ist die Überwa-
chung und Durchsetzung der Einhaltung der Bes  mmungen 
des Sächsischen Waldgesetzes (SächsWaldG) die umfassends-
te und wich  gste Aufgabe der Forstverwaltung. Im Rahmen 
des Vollzuges des Sächsischen Waldgesetzes obliegt der Forst-
behörde insbesondere die Feststellung der Waldeigenscha  , 
die Genehmigung von Waldumwandlungen, Kahlhieben und 
Waldsperrungen, die Erstellung forstlicher Gutachten, die 
Anerkennung und Rechtsaufsicht über forstliche Zusammen-
schlüsse, der Erlass von Polizeiverordnungen zum Schutz 
des Waldes und seiner Besucher, die Mitwirkung bei Erstauf-
forstungsgenehmigungen, die Überwachung von Ersatz- und 
Ausgleichsmaßnahmen sowie die Erklärung von Wald zum 
Schutz- und Erholungswald.
Den Besitz am Wald teilen sich private Personen, Körperschaf-
ten (Städte, Gemeinden und Kirchengemeinden) und der Staat 









Landeswald 551,78 55.178 64,7
Kommunalwald 80,53 8.053 9,5
Privatwald 187,06 18.706 21,8
Bundeswald 25,33 2.533 3,0
Kirchenwald 8,67 867 1,0
Wald äche 853,37 85.337
Fläche ERZ 1.828,00 182.800 100,0
Im Privat-, Kommunal- und Kirchenwald des Erzgebirgskreises 
gibt es ca. 8.300 Waldbesitzer (WB) mit einer sehr kleinteiligen 
Eigentumsstruktur. 
Waldanteil an der Gesam  läche (%)    46,7
Zur Verbesserung der Bewirtscha  ung, insbesondere zur 
Überwindung der Nachteile geringer Flächengröße, ungüns  -
ger Flächengestalt, der Besitzzerspli  erung, der Gemengelage, 
des unzureichenden Waldaufschlusses oder anderer Struktur-
mängel haben sich auf freiwilliger Basis viele private Wald-
besitzer zu Forstbetriebsgemeinscha  en (FBG) zusammen-
geschlossen. Diese forstwirtscha  lichen Zusammenschlüsse 
organisieren für ihre Mitglieder Maschineneinsätze, die Ma-
terial- und P anzenbescha  ung, eine gemeinsame Holzver-
marktung und/oder die Walderschließung (Bau von Wald- und 
Holzabfuhrwegen). Aufgrund des kleinteiligen Waldbesitzes 
gibt es im Erzgebirgskreis bislang fünf solcher Forstbetriebs-
gemeinscha  en. Bedingt durch den Sitz der Geschä  sleitung 
obliegt der Forstbehörde des Erzgebirgskreises die Rechtsauf-
sicht über die „Waldgemeinscha   Streitwald w. V.“, die „FBG 
Waldgemeinscha   Pfa  roda w. V.“ und die „Waldgemeinscha   
Neuhausen w. V.“. Im Zuge der Rechtsaufsicht erfolgt durch die 
Forstbehörde u. a. eine jährliche Prüfung der satzungsgemä-
ßen Geschä  sführung. Prü  riterien sind dabei insbesondere 
die Satzung, das Mitgliederverzeichnis, die Mitgliederver-
sammlungen, die Vorstandssitzungen und die Kassenführung 
der FBG’en. Die Gründung bzw. Au ösung von FBG’en bilden 
ebenfalls einen Bestandteil der rechtsaufsichtlichen Tätigkeit 
der Forstbehörde. Die gesetzlichen Grundlagen für diese 
Tä  gkeit sind im BGB, Bundeswaldgesetz und SächsWaldG 
verankert.
4.2.3.2  Aufgaben als Träger ö  entlicher Belange
Entsprechend der jeweils geltenden gesetzlichen Bes  mmun-
gen ist die Forstbehörde von den Vorhabenträgern oder den 
jeweiligen Genehmigungsbehörden bei allen Vorhaben, die 
den Erzgebirgswald betre  en, zu beteiligen. Ziel dieser Beteili-
gung ist Sicherstellung der Funk  onen des Waldes. Im Rahmen 
WBV: Waldbesitzerverzeichnis
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dieser Daseinsvorsorge ist die Forstbehörde unter anderem 
an bau-, berg-, abfall-, naturschutz-, immissionsschutz- und 
wasserrechtlichen Verfahren, sowie Straßenbauvorhaben und 
Erstau  orstungen beteiligt.
Im Rahmen der Bauleitplanung prü   die Forstbehörde bei-
spielsweise die Abgrenzung bestehender Wald ächen und 
deren korrekte Darstellung in den Planungsunterlagen. Sie 
weist auf mögliche Auswirkungen der Planung auf diese Wald-
 ächen hin, wie etwa auf die Beeinträch  gung der Zugänglich-
keit von Waldgebieten, auf zu erwartende Immissionen, auf 
Gefährdungen durch Feuerstä  en, auf Zerschneidungse  ekte 
u. v. a. m.
Wird für Wald eine anderwei  ge Nutzung vorgesehen, weist 
die Forstbehörde auf die Notwendigkeit einer Umwandlungs-
erklärung gemäß § 9 Abs. 2 SächsWaldG hin. Durch Erteilung 
der Umwandlungserklärung wird Planungssicherheit für den 
späteren Vollzug des Bauleitplanes gescha  en.
Bei Neuausweisung von Bau ächen prü   die Forstbehörde da-
rüber hinaus die Einhaltung des gesetzlichen Waldabstandes. 
Dieser Mindestabstand zwischen Gebäuden und Wald dient 
der Sicherung von Leben und Gesundheit von Menschen ge-
gen Gefahren infolge umstürzender Bäume und herabfallender 
Äste, dem Schutz des Waldes vor Waldbrandgefährdung, aber 
auch dem Schutz des Waldrandes als ökologisch wertvoller 
Übergangsbereich zum Wald sowie dem Schutz der im Außen-
bereich privilegierten Waldbewirtscha  ung (Vermeidung von 
Wirtscha  serschwernissen).
Andererseits ist auch die Forstbehörde bei bes  mmten Vorha-
ben, bei denen sie selbst Genehmigungsbehörde ist, verp ich-
tet, andere von den Vorhabenplanungen betro  ene Behörden 
als Träger ö  entlicher Belange zu beteiligen (wie z. B. bei Wald-
umwandlungen).
4.2.3.3 Aufgaben im Rahmen der Zuständigkeit 
nach anderen Rechtsvorschri  en
Im Rahmen dieser Aufgabe ergeben sich für die Forstbehörde 
unter anderem Zuständigkeiten gemäß P anzenschutzmi  el-, 
Forstvermehrungsgut-, Einkommensteuer-, Grundstücksver-
kehrs- und Bundesbodenschutzgesetz, Flächenerwerbs- und 
Altlasten-Verordnung. 
Im Zuge der Umsetzung des Forstvermehrungsgutgesetzes 
(FoVG) und dessen Verordnungen obliegt der Forstbehörde die 
Überwachung der Saatguternte in den im Erzgebirgskreis dafür 
zugelassenen Saatguterntebeständen. Im Erzgebirgskreis sind 
zur Gewinnung von forstlichem Saatgut derzeit insgesamt ca. 
200 Erntebestände auf einer Fläche von rd. 1.200 ha zur Saat-
guternte zugelassen. Davon en  allen 51,5 % auf Nadel- und 
48,5 % auf Laubbaumarten. Bei den Nadelbaumarten dominie-
ren die Saatguterntebestände der Fichte (96 %) und bei den 
Laubbaumarten die der Rotbuche (98 %).
Nach der Rekordente im Jahr 2009 und einer geringen Saat-
gutausbeute im darau  olgenden Jahr schloss die Ernte in 
den Saatgutbeständen des Erzgebirgskreises von Oktober 
2011 bis Januar 2012 wieder mit einem sehr guten Resultat 
ab. Es wurden 48 Stammzer   kate über eine Gesamtmenge 
von 39.182,5 kg ausgestellt. Insbesondere bei Bucheckern 
gab es wieder ein Rekordergebnis. Geerntet wurden 2011/12: 
34.737,0 kg Rotbuche, 1.471,0 kg Douglasie, 1.379,5 kg Ge-
meine Fichte, 964,0 kg Weißtanne und 631,0 kg Bergahorn.
Saatguternte mit unter Rotbuche ausgelegten Netzen.
Verfahrensart 2008 2009 2010 2011 2012
per 31.08. 
2013
Erstau  orstungen 12 46 25 35 38 28
Straßenbauvorhaben 0 11 8 7 2 5
wasserrechtliche Verfahren 2 4 11 5 11 6
bergrechtliche Verfahren 1 1 2 9 2 5
immissionsschutzrechtliche Verfahren 3 1 0 1 0 0
Baugenehmigungsverfahren 38 46 70 73 77 46
Bauleitplanung 10 28 44 23 21 20
Mitwirkung der Forstbehörde an ausgewählten Verfahren
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Bodenschutzwald (hier: zugleich Straßenschutzwald).
4.2.3.4  Forstliche Rahmenplanung
Im Zuge der Forstlichen Rahmenplanung obliegen der Forstbe-
hörde unter anderem die Erstellung bzw. Mitarbeit an Berich-
ten und Sta  s  ken (wie z. B. Waldmehrungsplanung, Forstli-
che Rahmenpläne, Forstberichte, Waldzustandsberichte) und 
die Bekanntmachung des Bodenschutzwaldes.
Bodenschutzwald ist Wald auf erosionsgefährdeten Standor-
ten, insbesondere auf rutschgefährdeten Hängen, auf felsigen 
oder  achgründigen Steilhängen oder auf Flugsandböden. Die 
Eigenscha   eines Waldes als Bodenschutzwald besteht Kra   
(Wald-)Gesetz. Eine förmliche Festsetzung ist nicht erforder-
lich. Durch die Forstbehörde erfolgt (lediglich) eine ortsübliche 
Bekanntgabe. Dies ist im Erzgebirgskreis für 1014 Flurstücke 
mit einer Fläche von ca. 1.000 ha durch Bekanntmachung im 
Landkreiskurier Nr. 5 vom 10. Dezember 2008 erfolgt.
Der Waldbesitzer hat diesen Schutzwald so zu behandeln, 
dass eine standortgerechte ausreichende Bestockung erhalten 
bleibt und ihre rechtzei  ge Erneuerung gewährleistet ist. Die 
Forstbehörde kann – nach Anhörung des Waldbesitzers – Be-
wirtscha  ungsmaßnahmen im Einzelfall anordnen.
4.2.3.5 Berufs-/Lau  ahnausbildung 
forstlicher Berufe
Im Rahmen dieser Aufgabe obliegt der Forstbehörde unter 
anderem die Betreuung zugewiesener Beamter im Ausbil-
dungsabschni   „Aufgaben der Forst- und Jagdbehörden der 
Landkreise und kreisfreien Städte“ im Vorbereitungsdienst des 
gehobenen und höheren Forstdienstes.
Vom Fachpersonal der Forstbehörde werden den Fors  nspek-
toranwärtern und Forstreferendaren in Theorie und Praxis 
forsthoheitliche Ausbildungsinhalte insbesondere aus den 
Aufgabengebieten Träger ö  entlicher Belange, Forstrecht, 
Forstvermehrungsgut, P anzenschutz, Waldbrandverhütung, 
Forstwirtscha  liche Zusammenschlüsse und Naturschutz im 
Wald vermi  elt.
Seit 2008 wurden in der Forstbehörde des Erzgebirgskreises 
zehn Fors  nspektoranwärter und zwei Forstreferendar ausge-
bildet. 
4.2.3.6  Vollzug des Waldschutzes
Das Sächsische Waldgesetz verp ichtete jeden Waldbesitzer 
zu einer „ordnungsgemäßen“ Bewirtscha  ung seines Waldes. 
Diese hat nachhal  g, p eglich, planmäßig und sachkundig so-
wie unter Beachtung ökologischer Grundsätze zu erfolgen um 
den Wald gesund, leistungsfähig und stabil zu erhalten. Die 
Aufgabe der Forstbehörde ist es, die Einhaltung dieser Ver-
p ichtungen zu überwachen und den Wald vor Schäden zu 
bewahren.
Zur Erreichung und Sicherung dieses Ziels bedient sich die 
Forstbehörde verschiedener Überwachungsmaßnahmen (Mo-
nitoring) und reagiert bei Störungen unmi  elbar durch an den 
Waldbesitzer gerichtete forstaufsichtliche Hinweise bis hin zur 
Anordnung und/oder Umsetzung konkreter Bekämpfungs- 
oder Sanierungsmaßnahmen. Ein Beispiel für ein sachsenweit 
durchgeführtes Überwachungssystem ist das so genannte 
„Borkenkäfermonitoring“. 
Durch das Borkenkäfermonitoring wird der saisonweise 
Schwarm ug der Borkenkäfer auf zeitliche und mengenmä-
ßige Abfolge überwacht. Somit kann zeitgenau auf befallsge-
fährdete Bestände geachtet werden, um eventuell betro  ene 
Bäume zügig zu sanieren. Hierbei ist die Vorbeugung die beste 
Gefahrenabwehr. Ein Netz an Borkenkäferfallen sowie deren 
regelmäßige Kontrolle ist der Schlüssel zum Erfolg.
Ein sogenannter Dreifallenstern. Diese mit Sexuallocksto  en beköder-
ten Fallen dienen zur Schwarm ugüberwachung der Borkenkäfer. Bei 
hohen Fangzahlen beginnt die Kontrolle gefährdeter Fichtenbestände 
als Präven  vmaßnahme gegen Massenvermehrungen.
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Ein Buchdrucker beim Einbohrversuch in eine Fichte, die mit einem 
natürlichen Schutzmechanismus (Harz uss) reagiert, um den Käfer zu 
töten.
Ein weiterer wich  ger Teil des Waldschut-
zes ist das Waldbrandschutzwesen. Auch 
wenn das Territorium des Erzgebirgskrei-
ses hinsichtlich seiner Waldbrandgefähr-
dung in die niedrigste Gefährdungskate-
gorie (Klasse C) eingestu   ist, d. h. zu den 
Gebieten mit geringer Waldbrandgefährdung gehört, ist es 
auch hier notwendig, die Ö  entlichkeit stets über die aktuelle 
Waldbrandgefährdungssitua  on zu informieren (abru  ar un-
ter www.erzgebirgskreis.de).
4.2.3.7  Forstschutz in allen Waldeigentumsarten
Forstschutz ist die hoheitliche Aufgabe, die der Forstbehörde 
in allen Waldeigentumsarten (d. h. im Privat-, Kommunal-, 
Staats-, Bundes- und Kirchenwald) obliegt, um Gefahren, die 
dem Wald und den seinen Funk  onen dienenden Einrich-
tungen durch Dri  e drohen, abzuwehren und Störungen der 
ö  entlichen Sicherheit oder Ordnung im Wald zu verhindern 
oder zu besei  gen sowie rechtswidrige Handlungen Dri  er 
anzuzeigen, zu verfolgen und ihre Fortsetzung zu verhindern. 
Zu diesen rechtswidrigen Handlungen gehören u. a. folgende 
Verstöße:
– im Wald oder in einem Abstand von weniger als 100 Meter 
vom Wald außerhalb einer von der Forstbehörde errichte-
ten oder genehmigten Feuerstelle ein Feuer anzuzünden, 
zu unterhalten oder o  enes Licht zu gebrauchen,
– im Wald zu rauchen (im Wald besteht ein ganzjähriges 
Rauchverbot!) sowie brennende oder glimmende Gegen-
ständen im Wald wegzuwerfen oder sonst unvorsich  g zu 
handhaben,
– im Wald unbefugt mit einem Motorfahrzeug, Fuhrwerk 
oder einer Kutsche zu fahren, oder ein solches Fahrzeug 
abzustellen, zu zelten, einen Wohnwagen abzustellen oder 
einen Verkaufsstand aufzustellen,
– außerhalb der für das Reiten ausgewiesenen Waldwege zu 
reiten,
– sich Waldfrüchte (Pilze!) oder Leseholz in über den eigenen 
Bedarf hinausgehenden Mengen anzueignen oder Blumen 
und Kräuter in über einen Handstrauß hinausgehenden 
Mengen zu entnehmen oder nicht genehmigte organisier-
te Sammlungen von Waldfrüchten oder -p anzen durchzu-
führen oder an solchen Sammlungen teilzunehmen.
Vorstehend genannte Ordnungswidrigkeiten können mit einer 
Geldbuße bis zu 2.500 EUR, in besonders schweren Fällen bis 
zu 10.000 EUR geahndet werden. Gegenstände, die zur Be-
gehung oder Vorbereitung einer Ordnungswidrigkeit ge-
braucht worden sind oder auf die sich eine Ordnungswidrig-
keit bezieht, können eingezogen werden.
Verstoß gegen Nr. 1.4 des Abschni  s B, Sachbereich 20 des Bußgeldka-
taloges Umweltschutz (Abstellen eines nicht mehr fahrbereiten PKW 
im Wald).
Zu den häu gsten rechtswidrigen Handlungen Dri  er, die ei-
nen auf den Schutz der Natur oder Umwelt gerichteten Straf- 
oder Bußgeldtatbestand verwirklichen, gehört z. B. der Ver-
stoß gegen das Verbot, Abfälle, die nicht verwertet werden 
oder Abfälle zur Besei  gung außerhalb einer dafür zugelas-
senen Abfallbesei  gungsanlage zu behandeln, zu lagern oder 
abzulagern, zum Beispiel durch Wegwerfen, Liegenlassen, 
Vergraben, Wegschü  en oder Verbrennen. 
Die illegale Entsorgung von Sperrmüll über 1 m³ oder über 
100 kg im Wald wird mit einem Bußgeld von mindestens 300 
EUR (bis zu 10.000 EUR), das Ablagern von bis zu fünf Altreifen 
mit 70 bis 250 EUR (bei mehr als fünf Altreifen bis 3.000 EUR) 
und das Abstellen eines nicht mehr fahrbereiten PKW oder 
PKW-Anhängers im Wald mit 500 bis 2.500 EUR geahndet. Die 
illegale Entsorgung von  erischen und p anzlichen Bioabfäl-
len im Wald ordnet sich entsprechend ein.
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Gefahr in Verzug: Umgehende Beräumung der vom Borkenkäfer befal-
lenen Bäume (Stehendbefall) notwendig.
Verstoß gegen Nr. 1.4 des Abschni  s B, Sachbereich 20 des Bußgeld-
kataloges Umweltschutz (Ablagern von Altreifen im Wald).
4.2.3.8  Forstaufsicht im Privat- und Körper-
scha  swald
Forstaufsicht ist die hoheitliche Tä  gkeit, die die Forstbehör-
de ausübt, um den Privat- und Körperscha  swald zu erhalten, 
vor Schäden zu bewahren und seine ordnungsgemäße Bewirt-
scha  ung zu sichern.
Die Forstbehörde hat insbesondere darüber zu wachen, dass 
die Waldbesitzer Ihre Verp ichtungen nach dem Sächsischen 
Waldgesetz oder anderen auf die Erhaltung und P ege des 
Waldes sowie die Abwehr von Waldschäden gerichteten Vor-
schri  en erfüllen und Zuwiderhandlungen der Waldbesitzer 
gegen diese Vorschri  en zu verhüten, verfolgen und zu ahn-
den.
Seit 1. August 2008 mussten die Bediensteten der Forstbehör-
de des Erzgebirgskreises hierzu in ca. 280 Fällen forstaufsicht-
lich tätig werden. Dabei wurden in 200 Fällen forstaufsichtliche 
Hinweise gegeben bzw. forstaufsichtliche Anordnungen an die 
Waldbesitzer zur Abwehr von Gefahren für den Wald erlassen. 
Im Rahmen der notwendigen Sperrung von Wald ächen auf-
grund von forstlichen Maßnahmen wurden 16 Fälle bearbeitet 
und eine Allgemeinverfügung erlassen.
4.2.3.9  Vollzug des Bereichs Reiten im Wald
Der Erzgebirgskreis verfügt im Wald 
über ein Reitwegenetz von derzeit 
ca. 653 km Länge. Dieses Reitwegenetz 
wird durch zahlreiche Reitrouten außer-
halb des Waldes ergänzt. 
Im Wald unterliegt das Reiten in Sachsen speziellen Regelun-
gen nach dem Sächsischen Waldgesetz und der Reitwegever-
ordnung. Danach ist das Reiten im Wald nur auf dafür ausge-
wiesenen und gekennzeichneten Waldwegen gesta  et. Die 
Kennzeichnung erfolgt mit einem s  lisierten Pferdekopf. Für 
die Ausweisung und Kennzeichnung von Reitwegen im Wald 
und ggf. deren Einziehung ist die Forstbehörde des Erzge-
birgskreises zuständig. Die Bekanntgabe darüber erfolgt im 
Amtsbla   des Erzgebirgskreises.
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Auszug aus der Reitwegekarte des Erzgebirgskreis.1
4.2.3.9  Der Landkreis als Waldeigentümer
Bewirtscha  ung des kreiseigenen Waldes
Der Erzgebirgskreis besitzt eine Fläche von ca. 85 ha, die mit 
Wald bestockt ist. Diese Wald ächen sind Körperscha  swald 
im Sinne des Sächsischen Waldgesetzes und müssen deshalb 
sowohl einer fors  echnischen Betriebsleitung als auch einem 
forstlichen Revierdienst (Betriebsvollzug) unterstellt sein. Die 
Betriebsleitung und der Betriebsvollzug werden, weil dies für 
den Landkreis kostengüns  ger ist, seit dem 1. Januar 2014 im 
Wege der „Eigenbeförsterung“ durch die Beschä  igten der 
Forstbehörde des Landratsamtes Erzgebirgskreis (in Personal-
union) im Rahmen eines (noch zu errichtenden) körperscha  -
lichen Forstamtes wahrgenommen.
Die fors  echnische Betriebsleitung umfasst die Planung, Vor-
bereitung, Organisa  on, Leitung und Überwachung sämtlicher 
Forstbetriebsarbeiten. Der forstliche Revierdienst umfasst ins-
besondere die Mitwirkung bei der Erstellung des jährlichen 
Wirtscha  splanes, die Mitwirkung bei der Au  ragsvergabe 
und den Lieferverträgen, das Auszeichnen der Waldbestände, 
die Vorbereitung und Überwachung der Forstbetriebsarbeiten 
und die Überwachung der Verkehrssicherheit im Wald. 
Die Forstbediensteten des Landratsamtes nehmen darüberhi-
naus für alle bejagbaren kreiseigenen land-, forst- und  sche-
reiwirtscha  lich nutzbaren Grundstücken auch die Vertretung 
der Eigentümerinteressen in den diversen Jagdgenossenschaf-
ten wahr.
1) © Geobasisdaten @ Staatsbetrieb Geobasisinforma  on und Vermessung 
Sachsen, © Landratsamt Erzgebirgskreis, SG Geodienstleistungen, 2010
Kreiswald (Flst. 665, Gemarkung Scheibenberg).
4.2.4  Naturschutz/Landwirtscha  
4.2.4.1  Schutzgebiete im Erzgebirgskreis
Im Erzgebirgskreis gibt es derzeit 31 Naturschutzgebiete, 21 
Landscha  sschutzgebiete, 302 (Flächen-) Naturdenkmale, 136 
Baumnaturdenkmale sowie den Naturpark „Erzgebirge/Vogt-
land“.
Zum Schutzgebietssystem NATURA 2000, welches durch die 
Europäische Union ini  iert wurde und dessen Grundlagen die 
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie) und die Vogel-
schutzrichtlinie (SPA-Richtlinie) sind, gehören im Erzgebirgs-
kreis 44 FFH-Gebiete und 9 SPA-Gebiete.
Flächenanteile der einzelnen Schutzkategorien an der 
Landkreis äche 
Schutzkategorie








4.2.4.2  Ausweisung von Schutzgebieten
Die Landkreise sind zuständig für die Unterschutzstellung von 
Naturschutzgebieten, Landscha  sschutzgebieten, Naturdenk-
malen und Naturparken.
Im Jahr 2009 hat die untere Naturschutzbehörde (UNB) ein 
Schutzgebietskonzept erarbeitet, welches jährlich fortge-
schrieben und an die naturschutzrechtlichen und -fachlichen 
Gegebenheiten angepasst wird. Schwerpunkt dieses Konzep-
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tes war und ist die Rechtsangleichung von aus DDR-Zeiten 
übergeleiteten Schutzgebieten an geltendes Bundes- bzw. Lan-
desnaturschutzrecht. 
Bearbeitungsstand der Rechtsangleichungen1)
Seit August 2008 wurden 14 Verfahren zur Unterschutzstellung 
von Flächen abgeschlossen, wovon acht Rechtsangleichungen, 
zum Teil mit Erweiterung, waren. Es wurden zwei Landscha  s-
schutzgebiete (LSG), drei Naturschutzgebiete (NSG) sowie 
neun Flächennaturdenkmale (FND) festgesetzt:  
Bezeichnung des Schutzgebietes Festsetzung
FND „Kalkwerk Lengefeld“ 20.03.2009
ND „Stößerfelsen im Natzschungtal“ 17.05.2010
NSG „Hormersdorfer Hochmoor“ 31.05.2010
LSG „Am Filzbach“ 06.10.2010
LSG „Augustusburg Sternmühlental“ (Verord-
nungsgeber ist der Landkreis Mi  elsachsen) 10.11.2010
FND „Schluchtwald am Wartburghang“ 02.02.2011
FND „Schlachthofwald“ 02.02.2011
FND „Schluchtwald beim Moderstein“ 02.02.2011
FND „Schluchtwald am Ochsensprung“ 02.02.2011
FND „Bergwiese bei den Neuheiligenkreuz-
gütern“ 02.02.2011
FND „Rentzschwiese“ 02.02.2011
FND „Ho  mannsteich“ 02.02.2011
NSG „Kleiner Kranichsee, Bu  erwegmoor 
und Henneberger Hang“ 17.06.2011
NSG „Zwönitzer Moosheide“ 09.02.2013
Ende 2013 be nden sich elf weitere Schutzgebiete sowie zwei 
Sammelverordnungen zur Festsetzung von Naturdenkmalen 
(Einzelbäume) im Verfahren bzw. in Vorbereitung. Darüberhin-
aus wurden 18 Änderungsverfahren zu bestehenden Schutzge-
bieten durchgeführt bzw. be nden sich in Bearbeitung.
Als erstes Naturschutzgebiet im neuen Erzgebirgskreis wurde 
mit Verordnung vom 31. Oktober 2010 (SächsGVBL. S. 216) 
das „Hormersdorfer Hochmoor“ festgesetzt. Es be ndet sich 
südlich der Ortslage Hormersdorf. Das seit 1961 bestehende 
Naturschutzgebiet wurde von 3,69 Hektar auf 10,63 Hektar 
erweitert.
Naturschutzgebiet „Hormersdorfer Hochmoor“.
Das NSG „Hormersdorfer Hochmoor“ liegt in 670 bis 675 m ü. 
NN südlich der Wasserscheide des Roten Wassers. Es handelt 
sich um ein ehemaliges Sa  elmoor, welches bis zum minerali-
schen Untergrund ausgetor   wurde. Das o  ene Moorgewäs-
ser be ndet sich in einer Regenera  onsphase, welche durch 
starkes Torfmooswachstum mit moortypischen Arten (Son-
nentau, Moosbeere, Wollgräser) geprägt ist. 
Es ist Lebensraum besonders geschützter Tierarten, wie der 
Kreuzo  er (Vipera berus) und von Libellenarten, wie z. B. der 
Speer-Azurjungfer (Coenagrion hastulatum).
Speer-Azurjungfer (Coenagrion hastulatum).1) BNatSchG:  Bundesnaturschutzgesetz,
 SächsNatSchG:  Sächsisches Naturschutzgesetz.
133UMWELT, BAU  UND ORDNUNGSVERWALTUNG
Die Festsetzung des „Kalkwerks Lengefeld“ als Flächennatur-
denkmal erfolgte mit Verordnung vom 20. März 2009 (Sächs-
GVBl. S. 187). 
Es handelt sich um die Bruchsohle des Kalkwerks Lengefeld mit 
ihrem Umfeld, den alten Bruchteilen und den oberen Randbe-
reichen des Tagebaus. Das Gebiet ist Lebensraum für eine Viel-
zahl seltener und geschützter P anzen, die unterschiedliche 
Bereiche besiedeln. Besonders hervorzuheben sind die ausge-
prägten Bestände von Moos-, Flechten- und Pilzgesellscha  en, 
denen das Lokalklima der älteren Bruchteile entgegenkommt 
und die größte Popula  on des Ge eckten Knabenkrautes (Dac-
tylorhiza maculata) in Sachsen.
Ge ecktes Knabenkraut (Dactylorhiza maculata).
Die Bergbaufolgelandscha   des Kalkwerkes Lengefeld ist wei-
terhin Lebensraum für verschiedene Fledermausarten, wie z. B. 
Großes Mausohr (Myo  s myo  s), Braunes Langohr (Plecotus 
auritus), Wasser edermaus (Myo  s daubentonii) und Kleine 
Bar  ledermaus (Myo  s mystacinus).
Das Landscha  sschutzgebiet „Am Filzbach“ wurde mit Verord-
nung vom 6. Oktober 2010 (SächsGVBl. S. 326) unter Schutz 
gestellt. 
Das Gebiet be ndet sich an der westlichen Kreisgrenze nahe 
der Ortslage Zschorlau. Es wurde zu DDR-Zeiten durch die NVA 
und später durch die Bundeswehr bis 2007 genutzt. Die o  en 
gehaltenen Flächen sind locker mit Gehölzen durchsetzt.
Im Gebiet be nden sich mehrere verwachsene und reich struk-
turierte Halden aus der Zeit des mi  elalterlichen Bergbaus, die 
dessen landscha  lichen Reiz bereichern. Der sich im Gebiet 
be ndliche Filzbach hat ein Tal mit  ach geneigten Hängen 
gescha  en. Er wird von Gehölzsäumen und Gebüschen sowie 
einigen Feuchtbiotopen begleitet.
Das Gebiet ist mit einem verzweigten System an Landwirt-
scha  s- und Forstwegen erschlossen, welches zugleich von 
Wanderern und sons  gen Erholungssuchenden genutzt wird.
4.2.4.2  Pilotprojekt 
 „Natura 2000 Gebietsbetreuung“
Der Freistaat Sachsen trägt gegenüber der EU-Kommission 
Verantwortung für das Einrichten und Unterhalten eines funk-
 onsfähigen Netzes Natura 2000. Mi  els des Pilotprojekts sol-
len die Instrumentarien erprobt werden, die für die Umsetzung 
der Erhaltungsziele in den Europäischen Vogelschutzgebieten 
und den FFH-Gebieten entsprechend § 22 SächsNatSchG (kurz 
Natura 2000) notwendig sind. 
Die Gebietsbetreuung ist speziell darauf ausgelegt, der Ver-
schlechterung der Erhaltungszustände entgegenzuwirken. 
Die Zuständigkeit der unteren Naturschutzbehörden für den 
Vollzug in den Natura-2000-Gebieten, der Schutzgebietsver-
ordnung sowie des Arten- und Biotopschutzes, ergibt sich aus 
dem § 47 Abs. 1 SächsNatSchG. 
Im Erzgebirgskreis werden seit 2009 insgesamt drei verschie-
dene Betreuungsvarianten in drei unterschiedlichen Betreu-
ungskomplexen (BK) des Erzgebirgskreises erprobt. Bei dem 
BK „Moore bei Satzung“, werden die Natura 2000 Gebiete 
durch Ehrenamtliche betreut, welche ihrerseits in direktem 
Kontakt mit der UNB stehen. Im zweiten BK „Erzgebirgskamm 
am Großen Kranichsee“ werden die Ehrenamtlichen durch ei-
nen Koordinator (auch ehrenamtlicher Betreuer) unterstützt, 
welcher den Kontakt zur UNB p egt. Im Durchschni   sind 13 
bis 15 Gebietsbetreuer durch die Landesdirek  on Sachsen für 
diese zwei Betreuungskomplexe bestellt. 
Im dri  en BK „Geyersche Pla  e“ werden die Gebiete allein 
durch die Beschä  igten der UNB sowie der unteren Forstbe-
hörde (UFB) betreut. In diesem Modell soll erprobt werden, 
wie und inwieweit die Gebietsbetreuung in die behördliche 
Tä  gkeit eingebunden werden kann. 
Landscha  sschutzgebiet „Am Filzbach“.
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Natura 2000 – Betreuungsvarianten in den Betreuungskomplexen im 
Erzgebirgskreis.
Mit Beginn des Pilotprojektes wurden insgesamt 16 FFH-Ge-
biete und zwei SPA-Gebiete betreut. Im Zuge der Verlängerung 
des Pilotprojektes bis zum 31. Oktober 2014 wurden zusätzlich 
fünf weitere FFH-Gebiete in die Betreuung aufgenommen.
Das wich  gste Ziel der Gebietsbetreuung ist die Präsenz im Ge-
biet. Allein im Zeitraum 1. März 2012 bis 31. Oktober 2012 wa-
ren die damals 13 Betreuer 1.104 Stunden unterwegs. Werden 
zu der Präsenz im Gebiet noch die Aufgaben Kommunika  on 
(258 h) sowie Fortbildung (256 Stunden) ergänzt, ergibt dies 
einen Gesamtstundenaufwand von 1.818 Stunden. 
Neben der Präsenz im Gebiet ist die aktuelle Zustandsbe-
schreibung der einzelnen Lebensraumtypen und -arten, wel-
che durch die Einführung der Flächensteckbriefe chronologisch 
erfolgt, für die UNB maßgebend, da es sich somit nicht um 
„Momentaufnahmen“ handelt. 
Auch die regelmäßige Fortbildung der ehrenamtlichen Betreu-
er ist wich  g. Die hierzu durchgeführten zwei Praxistage je-
weils in einem Natura-2000-Gebiet des Landkreises, sind spe-
ziell durch die Kombina  on aus theore  schem Teil und einem 

































































„Ku  enbach, Moosheide und Vordere 
Aue“
Natura 2000-Schutzgebiete im Betreuungssystem
 * seit 2013 in der Betreuung
Praxistage Natura 2000 – Gebietsbetreuung.
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4.2.4.3  Tä  gkeiten der Naturschutzzentrum 
Erzgebirge gGmbH im Rahmen der Land-
scha  sp ege und der Umweltbildung
In Trägerscha   des Erzge-
birgskreises ist das Natur-
schutzzentrum Erzgebirge
(NSZ) als gemeinnützige GmbH mit 18 Beschä  igte im gesam-
ten Kreisgebiet tä  g. Sie leisten konkrete prak  sche Natur-
schutzarbeit, sind im Bereich Natur- und Erlebnispädagogik 
oder in der naturschutzfachlichen Planung tätig. 
Naturschutzzentrum Erzgebirge – Herbergshaus.
Die im Erzgebirgskreis besonders zahlreich vorhandenen, o   
aber klein ächig und zugleich sehr verstreut liegenden hoch-
wer  gen Naturschutz ächen werden in vielen Fällen nicht 
mehr durch deren meist private Eigentümer p eglich genutzt. 
Dann muss die Naturschutzbehörde zur Sicherung der Arten-
vielfalt Landscha  sp egemaßnahmen durchführen, welche 
kostenaufwändig und nicht gewinnbringend sind.
Zur Durchführung eines Teils dieser Arbeiten bedient sich der 
Landkreis des Landratamtes der o. g. Einrichtung. Ein Teil der 
durch den Landkreis jährlich zur Verfügung gestellten Finanz-
mi  el wird zur Au  ringung des Eigenanteils für staatlich be-
willigte Fördervorhaben auf dem Gebiet der Landscha  sp ege 
aber auch der Umweltbildung eingesetzt. 
Der Landkreis wird damit seiner Verp ichtung zur Erhaltung 
der biologischen Vielfalt auf angemessene Weise vorbildlich 
gerecht.
Einsatz der Spezialtechnik: Mähraupe.                             Foto: NSZ
Ökocamp/Naturschutzwiesencamp                            Foto: NSZ
Die Lage der P ege ächen reicht von Carlsfeld bis Satzung und 
nördlich bis Seifersdorf bei Stollberg. 
Das seit 2000 bestehende Monitoring des Naturschutzzen-
trums auf 42 Dauerquadranten zei  gt belastbare Ergebnisse 
hinsichtlich des Zusammenhangs zwischen den P egemaß-
nahmen und den Entwicklungstendenzen in der Biotop- und 
Vegeta  onsstruktur auf den einzelnen Flächen. 
4.2.4.4  Ehrenamtlicher Naturschutzdienst (NSD) 
als weitere Stütze der Naturschutzver-
waltung
Der § 46 SächsNatSchG sieht eine Unterstützung der Behör-
de durch einen ehrenamtlichen Naturschutzdienst vor. Daraus 
hat sich bis heute ein Betreuungssystem aus ehrenamtlichen 
Naturschutzhelfern etabliert und bewährt, das vor allem auf 
die na  onalen Schutzkategorien, insbesondere Flächennatur-
denkmale und Naturschutzgebiete, und auf Vorkommen ge-
fährdeter Tier- und P anzenarten gerichtet ist.
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Jahrestre  en im Naturschutzdienst
Von 2009 bis 2013 wurden von der unteren Naturschutzbehör-
de zur Fortbildung und Informa  on der Naturschutzhelfer und 
-beau  ragten Jahrestre  en mit ausgewählten Referenten orga-
nisiert. Den Veranstaltungen mit den nachfolgenden Tagungs-
schwerpunkten wohnten jeweils etwa 50 Teilnehmer bei: 
– Schutzgebiete und Ehrenamt im Erzgebirgskreis (2009),
– Naturschutzgebiete in der Zuständigkeit des Landkreises 
(2010),
– Zur Biodiversität im Erzgebirgskreis (2011),
– Erzgebirgische Landscha   als Natur- und Kulturerbe (2012),
– Nachhal  gkeit beim Schutz der Landscha   im Erzgebirgs-
kreis (2013).
Jahrestre  en der Naturschutzhelfer und -beau  ragten.
Neu-/Wiederbestellung Naturschutzdienst
Bestand am 1. Januar 2009
144 Naturschutzdienst; Abgänge 2009 bis 2013: 31
Bestand 30. Juni 2013
124 Naturschutzdient, davon 10 Frauen und 5 Kreisnatur-
schutzbeau  ragte
2010 2011 2012 2013
Neubestellungen
Naturschutzhelfer 4 3 1 3 11
Wiederbestellungen
Naturschutzhelfer 26 6 51 41 124
Wiederbestellungen 
Kreisnaturschutzbe-
au  ragter 2 1 1 1 5
4.2.4.5  Artenschutz – ein besonderes Betä  -
gungsgebiet des Naturschutzes
Das Anliegen des Artenschutzes besteht insbesondere im 
Schutz der wildlebenden, vor allem der besonders geschütz-
ten Tiere und P anzen in ihrer natürlichen Umgebung und be-
inhaltet auch die Überwachung des Besitzes und Handels mit 
diesen Arten.
Handelsüberwachung
– Ausstellung von ca. 80 EU-Bescheinigungen im Jahr (Aus-
stellung insbesondere für Nachzuchten, Schwerpunkt 
Landschildkröten),
– Beratung der Bürger zur Problema  k handelsrelevanter 
Artenschutz, insbesondere zur melde- und kennzeich-
nungsp ich  gen Dokumenta  on der legalen Herkun   der 
streng/besonders geschützten Tiere,
– Anzahl der registrierten Halter von meldep ich  gen Tieren 
im Landkreis: ca. 1.300,
– hauptsächlich gehaltene Tiere: Rep  lien (Schildkröten, 
Chamäleons) Waldvögel, Papageien und Großsi   che,
– regelmäßige Durchführung von Kontrollen der zoologi-
schen Einrichtungen und der Zoofachgeschä  e im Kreis-
gebiet,
– Kontrollen bei Privathaltern nach Absprache und anlassbe-
zogen.
Birkhuhnschutz
Für das streng geschützte und in Sachsen vom Aussterben 
bedrohte Birkhuhn trägt der Erzgebirgskreis eine besondere 
Verantwortung.
In unserem Landkreis gibt es noch kleine Vorkommen in den 
Kammlagen des Erzgebirges. Diese geringen Bestände sollen 
erhalten und wenn möglich durch gezielte Maßnahmen zur 
Verbesserung des Lebensraumes gefördert werden.
Die Herausforderung dabei besteht vor allem darin, dass die 
Art nur erhalten werden kann, wenn grenzüberschreitend ge-
arbeitet wird. Auch mit diesem Ziel wurde 2011 im Au  rag 
des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und Landwirt-
scha   unter Leitung des Staatsbetriebes Sachsenforst eine Ar-
beitsgruppe gebildet, die eine einheitliche Erfassung der Birk-
huhnbestände in den jeweiligen Vorkommensgebieten in die 
Wege leiten und alle kurz- und mi  elfris  g geplanten Maßnah-
men zum Erhalt und zur Verbesserung geeigneter Birkhuhnle-
bensräume in diesen Gebieten koordinieren soll.
An den Beratungen der Arbeitsgruppe nehmen u. a. Beschäf-
 gte der UNB sowie Kollegen der tschechischen Forstbehörde 
teil.
Wolfsmanagement
Der Wolf ist eine Art mit hoher Naturschutzbedeutung und 
einer zugleich sehr kontroversen Ö  entlichkeitswirkung; hier 
kann der Naturschutz nur kreisübergreifend abges  mmt agie-
ren.
Durch die UNB werden Informa  onen aus der Bevölkerung 
gesammelt, bewertet und gebündelt sowie der Kontakt zum 
Wolfsbüro „LUPUS“ im Landkreis Bautzen aufrecht gehalten. 
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Gezielte Ö  entlichkeitsarbeit dient der realis  schen Darstel-
lung der Problema  k „Wolf“ und der Beratung von Nutz  er-
haltern. Momentan gibt es keine sicheren Hinweise zum Vor-
kommen des Wolfes im Erzgebirgskreis.
4.2.4.6  Vollzug des landwirtscha  lichen Boden-
rechts (Grundstückverkehr/Landpacht-
verkehr)
Der Vollzug des Grundstückverkehrsgesetzes sowie des Land-
pachtverkehrsgesetzes verfolgt das Ziel, die Veräußerung/
Verpachtung von land-, forst- oder  schereiwirtscha  lichen 
Grundstücken an Personen, welche nicht selbst die entspre-
chenden Bodennutz ungen haupt- oder nebenberu ich betrei-
ben, gegebenenfalls – insbesondere im Falle der Feststellung 
einer ungesunden Verteilung von Grund und Boden – durch 
das Landratsamt als untere Landwirtscha  sbehörde zu unter-
binden.
Entscheidungen über Anträge zur Genehmigung von 
Grundstücksveräußerungen
 
Die hohe Anzahl posi  ver Entscheidungen als Folge einer ent-
sprechend hohen Anzahl von notariellen Entscheidungsan-
trägen resul  ert vor allem aus dem Umstand, dass zahlreiche 
Anträge Grundstücke zum Gegenstand haben, nach deren Prü-
fung sich herausstellt, dass diese nicht dem Geltungsbereich 
des Grundstückverkehrsgesetzes unterliegen.
Landpachtverträge sind anhand von Kriterien auf Beanstan-
dungsfreiheit hin zu prüfen, die mit denen des Grundstückver-
kehrsrechtes vergleichbar sind.
Bisher musste noch nicht dahingehend eingegri  en werden, 
Pachtvertragspartner zur Au  ebung ihrer Verträge zu zwingen. 
4.2.5  Sachgebiete Siedlungswasserwirtscha   
und Siedlungsbau
4.2.5.1  Neue gesetzliche Regelungen
Das neue Wasserhaushaltsgesetz (WHG) – Gesetz zur Neu-
regelung des Wasserrechts – ist zum 1. März 2010 in Kra   ge-
treten. Der Bund scha  te damit eine komple  e Neufassung 
und ein Grundgerüst eines einheitlichen Wasserrechts für die 
Bundesrepublik Deutschland. Anschließend erfolgte eine No-
vellierung des Sächsischen Wassergesetzes mit dem Ziel, das 
sächsische Wasserrecht zu bereinigen. Das neue Sächsische 
Wassergesetz (SächsWG) ist zum 8. Juli 2013 in Kra   getreten. 
Die Novelle wurde bei besonders wich  gen Regelungen umfas-
send an das Bundes- und EU-Recht angepasst.
Schwerpunkt der Novelle ist die Umsetzung der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) und damit einhergehend der Hochwas-
serschutz sowie die Abwasserbesei  gung.
Zu diesen Regelungen gehören weiterhin die Vorschri  en zu 
den Gewässerrandstreifen und zur Durchgängigkeit der Fließ-
gewässer nebst der Mindestwasserführung bei Wasserkra  -
anlagen sowie auch Regelungen zur Unterhaltungslast der 
Gewässer einschließlich Regelungen für Kleinkläranlagen zur 
Anpassung an den Stand der Technik bis 2015.
Zu den einzelnen Vorschri  en:
Nach § 10 SächsWG erlöschen bestehende wasserrechtliche 
Erlaubnisse für Direkteinleitungen aus Kleinkläranlagen mit 
Ablauf des 31. Dezember 2015 kra   Gesetzes, wenn sie nicht 
den Anforderungen der Abwasserverordnung (Stand der Tech-
nik) entsprechen. 
Anzeige von Landpachtverträgen
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Mit § 52 SächsWG sollen die Zulassungsverfahren für Einlei-
tung von Abwasser aus Kleinkläranlagen mit Hilfe einer Erlaub-
nis k  on beschleunigt und damit die unteren Wasserbehör-
den entlastet werden.
Die Erhaltung eines neu gescha  enen Gewässerbe  es auf 
Grund natürlicher Ereignisse wird in § 25 SächsWG geregelt.
Auch für Ufermauern und deren Unterhaltung werden in 
§ 28 SächsWG neue Regelungen getro  en. So sollen z. B. 
Ufermauern, die durch natürliche Ereignisse zerstört wurden, 
möglichst nicht wieder errichtet werden, es sei denn, überwie-
gende Gründe des Allgemeinwohls oder des Wohls Einzelner 
stehen entgegen.
Nach § 32 Abs. 2 SächsWG können sich Gemeinden zu 
Gewässerunterhaltungsverbänden zusammenschließen.
Neu geregelt sind einige Bes  mmungen zum Hochwasser-
schutz und zur Hochwasservorsorge.
Im § 21 SächsWG wurden Mindestwasserführung, Durchgän-
gigkeit und Wasserkra  nutzung von Fließgewässern neu gere-
gelt, wobei u. a. festgelegt wurde, dass für die Wiedererrich-
tung einer durch außergewöhnliche Ereignisse zerstörten oder 
wesentlich beschädigten Wasserkra  anlage der Stand der 
Technik eingehalten werden muss.
Die umfangreichen gesetzlichen Anforderungen nach dem 
Wasserhaushaltsgesetz und dem Sächsischen Wassergesetz 
einschließlich der Anforderungen zur Umsetzung der WRRL er-
fordern einen hohen fachlichen und personellen Aufwand, so 
dass in der Wahlperiode sechs weitere Planstellen erforderlich 
wurden.
4.2.5.2 Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
im Erzgebirgskreis im ersten 
Bewirtscha  ungszeitraum 2009 bis 2015 
Mit Umsetzung der EG-WRRL müssen im Erzgebirgskreis ins-
gesamt 87 Ober ächengewässer (wie z. B. Zwickauer Mulde, 
Zschopau, Flöha oder Würschnitz) auf ihren ökologischen so-
wie chemischen Zustand hin wiederkehrend untersucht und 
bewertet werden. 
Das Ziel eines guten ökologischen sowie chemischen Zustan-
des erreichen derzeit nur 9 dieser Gewässer. Dafür sind neben 
den sto   ichen Belastungen der Gewässer erhebliche gewäs-
serstrukturelle De zite die Ursache.
Nur gewässermorphologisch intakte Gewässer können Belas-
tungen aus di  usen bzw. Punktquellen oder aus Hochwasser-
ereignissen genügend pu  ern und die Anforderungen an die 
Gewässerökologie langfris  g erfüllen. 
Ak  ve Maßnahmen zur Gewässer- oder Uferrenaturierung 
und Herstellung der Durchgängigkeit an vorhandenen Quer-
bauwerken unterstützen und beschleunigen den Prozess der 
gewässermorphologischen Aufwertung. Als Beispiel sei hier 
die Brach ächenrevitalisierung der ehemaligen Kronenkorken-
fabrik in Raschau genannt. 
Brach ächenrevitalisierung der ehem. Kronkorkenfabrik in Raschau an 
der Großen Mi  weida.
  
Um das Ziel eines guten ökologischen und chemischen Zustan-
des aller Ober ächengewässer im Erzgebirgskreis zu erreichen, 
werden noch erheblich Anstrengungen bis über das Jahr 2027 
(Ende des 3. Bewirtscha  ungszeitraum) hinaus erforderlich.
Großen Ein uss auf den chemischen Zustand der Gewässer 
haben Einträge von Schadsto  en aus di  usen Quellen, vorwie-
gend aus der Landwirtscha  , sowie aus Punktquellen, welche 
meist aus der Abwasserentsorgung stammen. Im Erzgebirgs-
kreis wurde und wird eine Vielzahl von Maßnahmen zur Re-
duzierung der Schadsto   elastungen und Nährsto  einträge 
verfolgt. Vorrang hat es im Bereich der Abwasserentsorgung, 
ob kommunal oder gewerblich/industriell, den Stand der Tech-
nik bei der Abwasserbehandlung zu erreichen. Dies erfolgt zum 
einen durch den Neubau und die Sanierung von Kleinkläranla-
gen und Kläranlagen sowie die Errichtung von Regenüberlauf-
becken zur Mischwasserbehandlung, zum anderen durch den 
Anschluss von bisher dezentral entsorgten Gebieten an zentrale 
Abwasserreinigungsanlagen: Ferner wurden einige industrielle 
Direkteinleiter an die Abwasserbehandlung von kommunalen 
Aufgabenträgern angeschlossen. Beispielha   sind hier die Ab-
wasserbehandlung der KSG Gornsdorf auf der Zentralkläranla-
ge Thalheim und der Anschluss der Spindelfabrik Neudorf an 
die Zentralkläranlage Schönfeld genannt. 
139UMWELT, BAU  UND ORDNUNGSVERWALTUNG
Allerdings sind an etlichen Gewässerabschni  en weiterführen-
de Untersuchungen, Sediment- oder Wasseruntersuchungen 
zur Ermi  lung der Verursacherquellen und des Belastungspfa-
des notwendig, in deren Ergebnis weitere Maßnahmen durch-
zuführen sind.
4.2.5.3  Umsetzung von Maßnahmen zum 
Hochwasserschutz
Mit der Umsetzung der Hochwasserrisikomanagementricht-
linie der EU sollen die bestehenden Hochwassergefahren an 
den Fließgewässern bewertet und danach wirksame Maßnah-
men zur Hochwasservorsorge abgeleitet werden.
Nach der Bestandsaufnahme wurden alle berichtsp ich  gen 
Fließgewässer im Erzgebirgskreis einer Risikobewertung unter-
zogen.
Bei 13 der bewerteten Gewässer wurde ein signi kantes Hoch-
wasserrisiko festgestellt. Dafür werden Hochwasserrisiko-
managementkarten sowie -pläne erstellt. Bis 2015 müssen diese 
Arbeiten abgeschlossen sein.
Hochwasserereignis im Juni 2013 
Nach den Jahrhunderthochwässern 2002 und 2010 war der 
Landkreis Ende Mai, Anfang Juni des Jahres 2013 erneut von 
einem sehr schweren Hochwasser betro  en. Nahezu  ächen-
deckend kam es teils zu erheblichen Schäden an den Gewäs-
sern, ö  entlichen und privaten Einrichtungen. Allein an der 
kommunalen Infrastruktur ist von Schäden in Höhe von ca. 100 
Mio. EUR auszugehen. 
Innerhalb kürzester Zeit wurde mit der Bestä  gung der Maß-
nahmepläne der Weg für den Wiederau  au durch das Land-
ratsamt Erzgebirgskreis geebnet.
Bis zum Abschluss der Maßnahmen wird auch in den nächsten 
Jahren die Hochwasserschadensbesei  gung eine zentrale Auf-
gabe der unteren Wasserbehörde sein. 
Zwönitz in Di  ersdorf.
 
Talsperre Eibenstock zum Hochwasser 2013.
4.2.5.4  Ausweisung von Schutzgebieten 
Ausweisung von Überschwemmungsgebieten
Innerhalb des Erzgebirgskreises wurden entlang der Haupt-
 ießgewässer bislang 19 Überschwemmungsgebiete rechts-
krä  ig festgesetzt. 
Nach Fer  gstellung von Projekten des präven  ven Hochwasser-
schutzes sind die derzeit gültigen Überschwemmungsgebiete 
an die neuen/veränderten Gegebenheiten anzupassen. 
Weiterhin sind entsprechend der mit Novellierung des Säch-
sischen Wassergesetzes eingeführten Regelungen die über-
schwemmungsgefährdeten Gebiete auszuweisen. Dieses be-
tri  t nach derzei  gem Kenntnisstand 14 Gebiete entlang der 
Haup  ließgewässer.
Ausweisung von Trinkwasserschutzgebieten  
Im Erzgebirgskreis gibt es derzeit ca. 140 rechtskrä  ig festge-
setzte Wasserschutzgebiete, inklusive 2 Heilquellenschutzge-
biete.
Seit der Wende wurden 27 Wasserschutzgebiete überarbeitet 
bzw. neu festges etzt, davon bisher 11 im Berichtszeitraum. 
Weitere Verfahren zur Überarbeitung/Festsetzung laufen.
4.2.5.5  Gewässeraufsichtliche Überwachungen
Schwerpunkt Wasserkra  anlagen, hier Umsetzung der Anfor-
derungen nach §§ 33 bis 35 Wasserhaushaltsgesetz 
Im Erzgebirgskreis werden ca. 160 Wasserkra  standorte regel-
mäßig überwacht. Diese Zahl beinhaltet etwa 125 betriebene 
Wasserkra  anlagen und 35 Standorte, bei denen Verfahren 
anhängig sind.
An einem Teil der Anlagen werden in jedem Jahr Mängel fest-
gestellt. In vielen Fällen handelt es sich hierbei um die unge-
nügende Abgabe einer Mindestwassermenge an das Gewäs-
serbe  . 
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Daher sind auf diesem Gebiet eine Erhöhung der Kontrolltä-
 gkeit und die Intensivierung des nachfolgenden Verwaltungs-
vollzugs erforderlich.
Überwachung der gewerblichen/-industriellen Abwasser-
einleitungen:
Bei einem erfassten Bestand von 118 gewerblichen/industri-
ellen Abwasseranlagen werden jährlich ca. eine bis drei Ein-
leiterüberwachungen pro Anlage durchgeführt. Hinzu kommen 
diverse Anlagenkontrollen. 
Die zugehörigen Abwasserbeprobungen erfolgen hierbei für 
die direkten Einleitungen in Gewässer im Au  rag der Landes-
direk  on Sachsen, für die Indirekteinleitungen im Au  rag des 
Erzgebirgskreises durch jeweilige Vertragslabore. Die Auswer-
tung und erforderliche Vollzugsmaßnahmen erfolgen dann in 
Zuständigkeit des Landratsamtes Erzgebirgskreis. 
Bei den Kontrollen wurde festgestellt, dass zum größten Teil 
die Bescheidparameter eingehalten wurden. Die verzeichne-
ten Mängel konnten meist kurzfris  g abgestellt werden.
Überwachung von Landwirtschaftsbetrieben nach EU-
Anforderungen Cross Compliance (CC- Kontrollen):
Im Bereich der Landwirtscha   ist die Gewährung von EU-För-
dermi  eln als Direktzahlung nach der Verordnung (EG) Nr. 
73/2009 an die Einhaltung von Vorschri  en u. a. im Bereich 
Umwelt und insbesondere an wasser- und naturschutzrechtli-
che (Cross Compliance) Au agen geknüp  .
Die Kontrolle der jeweiligen Rechtsnorm obliegt der nach 
deutschem bzw. sächsischem Fachrecht zuständigen unteren 
Behörde, dem Erzgebirgskreis.
Im Bereich des Wasserrechtes sind von diesen Kontrollen die 
EU-Nitrat-Richtlinie und die Grundwasserrichtlinie betro  en.
Im Jahr 2012 wurden im Erzgebirgskreis 41 Betriebe auf die 
Einhaltung der Nitratrichtlinie kontrolliert und dabei 10 Ver-
stöße festgestellt. 
Da in den vergangenen Jahren in Sachsen im Bereich der Nitrat-
richtlinie vergleichsweise viele Verstöße gegen die Rechts-
norm festzustellen waren, wurde die Kontrollquote von den 
ursprünglich festgesetzten 1 % jährlich auf das Doppelte ge-
steigert.
Im Jahr 2013 wurden beispielsweise sachsenweit in zwei 
Durchgängen 2,53 bzw. 1,52 % der Landwirtscha  sbetriebe 
nach dem Zufallsprinzip für Kontrollen ausgewählt. 
Das alles zeigt, dass diese hohe Kontrolldichte und der damit 
verbundene Arbeitsaufwand o  ensichtlich gerech  er  gt sind, 
um zum Einen die Einhaltung der rechtlichen Grundlagen zu 
verbessern und zum Anderen durch Abstellung der festgestell-
ten Mängel den di  usen Eintrag von Nährsto  en, hier Nitrat in 
die Gewässer zu vermindern.
4.2.5.6 Anpassung der Abwasserbesei  gung an 
den Stand der Technik bis spätestens 
31. Dezember 2015  
Umsetzung der Grundsätze des § 9 SächsWG zur Abwasser-
besei  gung im Freistaat Sachsen – wesentliche Verringerung 
der Gewässerbelastung durch Abwasser: 
Kommunale Anlagen
Die Schmutzwasserbehandlung in den kommunalen Kläran-
lagen der Aufgabenträger im Erzgebirgskreis entspricht dem 
Stand der Technik. Lediglich im Bereich der Mischwasserbe-
handlung sind noch wenige restliche Anstrengungen notwen-
dig. Die Umsetzung ist bis spätestens 31. Dezember 2015 vor-
gesehen. 
Bei der Sanierung der sogenannten „Bürgermeisterkanäle“ 
als Teile der Ortskanalisa  on entsprechen derzeit noch 393 
Einleitstellen nicht dem Stand der Technik. Für die Mehrzahl 
der Einleitstellen wurden von der unteren Wasserbehörde Sa-
nierungsanordnungen erlassen bzw. ö  entlich-rechtliche Ver-
träge abgeschlossen. Die fehlenden Anordnungen werden im 
Jahre 2014 folgen. Sanierungsziel ist der 31. Dezember 2015. 
Sanierung von Kleinkläranlagen
In den zurückliegenden Jahren wurden für 3.829 Anlagen 
wasserrechtliche Entscheidungen erlassen. Somit konnten bis-
her für etwa 30 % der Anlagen im Erzgebirgskreis Anpassungen 
an den Stand der Technik erfolgen. Weitere 9.119 Kleinkläran-
lagen werden noch nicht entsprechend dem Stand der Tech-
nik betrieben. In den kommenden zwei Jahren wird die untere 
Wasserbehörde im Zusammenwirken mit den Aufgabenträgern 
die Öffentlichkeitsarbeit gegenüber den betro  enen Bürgern 
verstärken. Infolgedessen sowie durch die Terminstellung Ende 
2015 ist mit einem erhöhten Antragsvolumen zu rechnen.
4.2.5.7  Verwaltungsarbeit
Insgesamt wurden durch die untere Wasserbehörde ca. 15.000 
wasserrechtliche Bescheide im Zeitraum zwischen 2008 und 
2013  gefer  gt. 
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4.3  Referat Ländliche Entwicklung und 
Vermessung
Mit der Übernahme der vormals staatlichen Aufgabengebiete 
Förderung des ländlichen Raums und Flurneuordnung nach 
dem Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) und dem Landwirt-
scha  sanpassungsgesetz (LwAnpG) sind dem Erzgebirgskreis 
als kommunaler Gebietskörperscha   Aufgaben zugewachsen, 
die als „Integrierte Ländliche Entwicklung“ fast ausschließlich 
dem trotz dichter Besiedlung ländlich geprägten Erzgebirgs-
kreis und seinen Bürgern zugute kommen.
4.3.1  Integrierte Ländliche Entwicklung – 
Flurneuordnung
4.3.1.1  Allgemeines
Mit der Verwaltungsneugliederung wurden die Landkreise 
durch das Gesetz zur Ausführung des Flurbereinigungsgesetzes 
und zur Bes  mmung von Zuständigkeiten nach dem Landwirt-
scha  sanpassungsgesetz (AGFlurbG) als obere Flurbereini-
gungsbehörden bes  mmt. Ihnen obliegen ferner alle Aufgaben 
der Flurbereinigungsbehörden, soweit diese nicht auf die Teil-
nehmergemeinscha  en, die als Körperscha  en des ö  entli-
chen Rechts die eigentlichen Träger des Verfahrens sind, über-
tragen worden sind. Das Landratsamt ist auch Flurneu-
ordnungsbehörde nach dem Landwirtscha  sanpassungsgesetz. 
Der oberen Flurbereinigungsbehörde (oFB) obliegt die fach-
liche und rechtliche Gesamtleitung des Verfahrens als Prüf-, 
Genehmigungs-, Widerspruchs- und Planfeststellungsbehörde 
sowie die Finanzierung aus dem Europäischen Landwirtscha  s-
fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) und der 
Gemeinscha  saufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes“ (GAK). Diese Aufgaben einschließlich Se-
kretariat und Haushalt werden durch den Referatsleiter Länd-
liche Entwicklung und weitere vier Beschä  igte mit zusam-
men 3,875 VZÄ (seit 1. Juni 2013 drei Beschä  igte mit 3,375 
VZÄ) in der Stabsstelle des Referats durchgeführt. Zwei Be-
schä  igte des Sachgebietes Förderung nehmen bedarfsweise 
bautechnische Aufgaben mit einem Zeitanteil von etwa 0,3 
VZÄ wahr.
Die technisch-fachlichen Aufgaben der Teilnehmergemein-
scha  en werden durch die beiden Sachgebiete „Flurneuord-
nung östliches bzw. westliches Kreisgebiet“ erledigt. Ihr Perso-
nalbestand hat sich im Berichtszeitraum nicht verändert. Hier 
sind zusammen 16 Beschä  igte mit 14,7 VZÄ eingesetzt.
Der Einsatz des technisch-fachlichen Personals, die Bereitstel-
lung technischer Aussta  ung und Geräte und die Bescha  ung 
der erforderlichen Fördermi  el sind für die Durchführung der 
Verfahren im Aufgabenbereich Flurneuordnung unverzichtbar.
Mit der im AGFlurbG verankerten Übertragung behördlicher 
Aufgaben zur Planung der Anlagen, der Wertermi  lung und 
der Neugestaltung des Grundeigentums auf die Teilnehmerge-
meinscha   obliegt dieser neben der Erledigung des Bau- und 
Flurbereinigungsverfahren
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Kassenwesens eine herausragende Verantwortung für das 
Gelingen des Gesamtvorhabens. Als Nebenbeteiligte sind die 
Gemeinden in der Funk  on als Verwaltungsbehörde und die 
Inhaber von Rechten an Grundstücken in das Verfahren ein-
bezogen. 
Die Geschä  e der Teilnehmergemeinscha   führt ein gewählter 
Vorstand mit einem vom Landratsamt bes  mmten Vorsitzen-
den, dem neben der gerichtlichen und außergerichtlichen Ver-
tretung insbesondere die fachliche und rechtliche Anleitung 
des Vorstandes zu den übertragenen Aufgaben obliegt. Diese 
Aufgaben werden entsprechend der Rechtslage durch die bei-
den Sachgebietsleiterinnen Flurneuordnung wahrgenommen.
Im Referat Ländliche Entwicklung sind nach der Beendigung 
des Verfahrens Lindenau im Jahre 2013 zum 31. Dezember 
2013 zwölf Vorhaben nach dem FlurbG in Bearbeitung, die eine 
Fläche von über 14.400 ha umfassen. Rund 7.000 Besitzstände 
von Teilnehmern sind beteiligt. Die geplanten Ausführungskos-
ten (AK) von mehr als 20 Mio. EUR werden mit fast 17,7 Mio. 
EUR Zuschuss von Bund und Land aus der GAK gefördert. Über 
9 Mio. EUR sind davon bereits in die laufenden Verfahren im 
Erzgebirgskreis ge ossen.
Fünf Verfahren wurden nach der Verwaltungsneugliederung 
durch den Erzgebirgskreis als oberer Flurbereinigungsbehörde 
angeordnet. Demnächst ist ein weiteres Verfahren in Cro  en-
dorf/Walthersdorf und erstmals ein vereinfachtes Verfahren 
in den Gemeinden Niederdorf/Jahnsdorf/Niederwürschnitz 
(„Tor zum Erzgebirge“) sowie ein „Beschleunigtes Zusammen-
legungsverfahren“ in Bermsgrün (Große Kreisstadt Schwarzen-
berg) vorgesehen. In allen Fällen gingen die ersten Ini  a  ven 
von den betre  enden Kommunen aus.
Das Landratsamt führt derzeit die notwendigen Vorerhebungen 
und Informa  onen der voraussichtlich Beteiligten durch. Es ist 
in allen Fällen ein erheblicher Umfang des Regelungsbedarfs 
in den Gemarkungen nachgewiesen worden. Die mehrheitli-
che Akzeptanz und die erforderliche Mitwirkungsbereitscha   
der betro  enen Grundeigentümer wird selbstverständlich an-
gestrebt – dies sind wich  ge Voraussetzungen für eine Erfolg 
versprechende Durchführung der Verfahren. 
Die Flurneuordnung ist als Einzelziel auch in einige „Integrier-
te ländliche Entwicklungskonzepte“ (ILEK) von LEADER- und 
ILE-Gebieten im Erzgebirgskreis aufgenommen worden.
4.3.1.2.  Die Ziele einer Flurneuordnung 
nach dem Flurbereinigungssgesetz
Die ländliche Eigentumsstruktur entspricht weitgehend noch 
den Verhältnissen bis zur Mi  e des 20. Jahrhunderts. Zu 
DDR-Zeiten wurde die Änderung der Agrarstruktur, ausge-
richtet auf maximale Bodennutzung und groß ächige Bewirt-
scha  ung mit Nachdruck betrieben. Die Eigentumsstruktur, 
überlagert durch umfassende Nutzungsrechte, spielte jedoch 
kaum eine Rolle und wurde nicht auf dem Laufenden gehalten. 
Entsprechend weichen rechtliches Eigentum und tatsächliche 
Bodennutzung sehr häu g voneinander ab. 
Flurbereinigung bedeutet nach der Legalde ni  on die „Neu-
ordnung ländlichen Grundbesitzes zur Verbesserung der Pro-
duk  ons- und Arbeitsbedingungen in der Land- und Forstwirt-
scha   sowie die Förderung der allgemeinen Landeskultur und 
der Landentwicklung durch gesetzlich geregelte Maßnahmen“. 
Im Erzgebirgskreis steht folglich die Wiederherstellung der Ver-
fügbarkeit über das einzelne Grundeigentum im Vordergrund. 
Dazu gehören die gesicherte Erschließung der Grundstücke, die 
Verbesserung ihres Flächenzuschni  s sowie die möglichst  ä-
chendeckende Regelung der Rechtsverhältnisse und Vermes-
sung neu festgelegter Grenzverläufe auch in den Ortslagen. 
Alle Eigentümer von Grundstücken und rechtlich selbstständi-
gen Gebäuden- und Anlagen sowie Erbbauberech  gte im amt-
lich festgestellten Verfahrensgebiet bilden als Teilnehmer kra   
Gesetzes die Teilnehmergemeinscha  . Sie ist eine Körperscha   
des ö  entlichen Rechts und Trägerin des Flurbereinigungsver-
fahrens. Sie hat neben der Wahrnehmung gemeinscha  licher 
Angelegenheiten die Herstellung und Unterhaltung der ge-
meinscha  lichen Anlagen und die Au  ringung der entstehen-
den Kosten zu leisten. 
4.3.1.3  Planung und Herstellung 
gemeinscha  licher Anlagen
Flurneuordnung umfasst neben der Bodenordnung die Pla-
nung und Umsetzung umfangreicher Maßnahmen, wie z. B. 
den ländlichen Wegebau, die Umsetzung von Erosionsvorsor-
gemaßnahmen und die Gestaltung von Gewässern und Bio-
topen.
Wegebau in der Flurbereinigung Gablenz – Erschließung der Grundstü-
cke und Rahmen für die Bodenordnung. 
                                   Foto: Lu  bild der Spimco GbR
Diese Aufgabe übernimmt die Teilnehmergemeinscha  . Der 
Vorstand der Teilnehmergemeinscha  , der überwiegend aus 
engagierten Einwohnern des Dorfes besteht, stellt hierfür ei-
nen Wege- und Gewässerplan mit landscha  sp egerischem 
Begleitplan nach eigenen Vorstellungen auf. 
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Das aufgestellte Wege- und Gewässernetz ist die Grundlage für 
die zukün  ige Einteilung der Feld ur. Der Plan wird mit den 
Trägern ö  entlicher Belange abges  mmt und von der oberen 
Flurbereinigungsbehörde geprü   und genehmigt oder festge-
stellt. Damit ist die rechtliche Grundlage für den Bau und die 
Ausreichung von Fördermi  eln vorhanden. Der Ausbau der ge-
planten Maßnahmen kann danach beginnen.
4.3.1.4  Bodenordnung
Diese geschieht vor allem durch 
– Regelung unklarer Eigentumsverhältnisse am Boden, an 
Gebäuden und Anlagen,
– Regelung der Rechtsverhältnisse,
– zweckmäßige Gestaltung der Grundstücke nach Lage, 
Form und Größe,
– Zusammenlegung von Grundstücken,
– Sicherstellen der Zuwegung,
– Vermessung einschließlich Abmarkung sowie
– Erneuerung von Kataster und Grundbuch.
Oberstes Gebot der Neuordnung ist die Ab ndung jedes 
Teilnehmers entsprechend seines Eigentums mit Land von 
gleichem Wert. Dies ist in der Zusammenfassung der Verfah-
rensergebnisse (Flurbereinigungsplan) nachzuweisen. Im Ver-
fahren Drebach soll dieser wich  ge Verfahrensschri   bis 2014 
abgeschlossen werden.
Für die Bodenordnung in der Ortslage sind die gesetzlichen 
Möglichkeiten zur Veränderung von Grundstücken gesondert 
geregelt. Die weitgehende Mitwirkung der Teilnehmer und der 
freiwillige Abschluss von beidersei  gen Vereinbarungen sind 
für einen umfassenden Erfolg unabdingbar.
Diese Arbeiten wurden im Berichtszeitraum insbesondere in 
den Verfahren Blumenau-Reukersdorf, Dörfel, Königswalde 
und Kühnhaide-Lenkersdorf durchgeführt.
Bodenordnungsverhandlungen in der Ortslage Königswalde.  
               Foto: Stefan Mielke
Die neutrale und objek  ve Zusammenarbeit mit den Eigentü-
mern ermöglicht eine Neuordnung auch im bebauten Gebiet. 
Die Umringsgrenzen der Verfahren sind nach der geltenden 
Rechtslage von ö  entlich bestellten Vermessungsingenieuren 
soweit erforderlich punktgenau wieder herzustellen. Dies ge-
schieht im Au  rag der oberen Flurbereinigungsbehörde. Die 
Wiederherstellung alter Grenzen innerhalb des Gebiets ist 
keine Aufgabe der Flurneuordnung. Hier erfolgt üblicherweise 
eine neue Vermessung der Grenzpunkte. 
Entsprechend der rechtsstaatlichen Grundsätze steht den Be-
teiligten zu allen Verwaltungsakten im Verfahren der Rechts-
weg o  en. Letzte Instanz ist im Regelfall das Oberverwaltungs-
gericht in Bautzen. Es dür  e nachvollziehbar sein, dass eine 
umfassende Neuordnung mit einer Vielzahl komplexer Ar-
beitsschri  e, mit der gesetzlichen Verp ichtung zur Verhand-
lung mit allen Grundeigentümern und der Gewährleistung der 
Wertgleichheit des alten zum neuen Grundbesitz gewissenhaf-
tes Arbeiten in allen Phasen voraussetzt. Der erforderliche Zeit-
raum für die Verfahrensdurchführung ist somit, je nach Um-
fang, Schwierigkeit und Einlegung von Rechtsmi  eln, durchaus 
mit bis zu zehn Jahren und auch mehr zu veranschlagen. 
4.3.1.5  Kosten und Finanzierung
Die Verfahrenskosten trägt nach dem Flurbereinigungsgesetz 
das Land. Hierzu zählen insbesondere der Personal- und Sach-
aufwand der Behördenorganisa  on, die Vermessungskosten 
(ohne Nebenkosten) sowie die Kataster- und Grundbuchbe-
rich  gung. Der von Mi  e 2008 bis Ende 2013 aus dem Kreis-
haushalt aufzuwendende Sachaufwand in Höhe von rund 
410.000 EUR en  iel zu etwa 90 % auf Vermessungsleistungen.
Die Ausführungskosten trägt die Teilnehmergemeinscha  . Das 
sind vor allem die Herstellungs- und Unterhaltungskosten der 
geplanten Maßnahmen und die Eigenbetriebskosten. In der 
Regel handelt es sich um förderfähige Ausgaben, die aus der 
GAK durch Bund und Land bezuschusst werden. Den im Erz-
gebirgskreis laufenden Verfahren konnte der jeweils zulässige 
Höchs  ördersatz (80 bis 90 %) zuerkannt werden. Der verblei-
bende Eigenanteil ist durch die Teilnehmergemeinscha   auf-
zubringen. Im Berichtszeitraum wurden über das Referat Länd-
liche Entwicklung und Vermessung 2,65 Mio. EUR Fördermi  el 
an die Teilnehmergemeinscha  en ausgereicht.
4.3.2  Neuordnung der Eigentumsverhältnisse 
nach dem Landwirtscha  sanpassungs-
gesetz
Die Landwirtscha  lichen Produk  onsgenossenscha  en (LPG) 
in der DDR besaßen ein umfassendes Nutzungsrecht am 
Grund und Boden ihrer Mitglieder und konnten die Flächen 
nach eigenem Ermessen nutzen, bebauen oder zur Bebau-
ung weitergeben. Dies führte regelmäßig zum Entstehen von 
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selbstständigem Sondereigentum an Gebäuden, Anlagen und 
Anp anzungen auf fremdem Grund und Boden. Die Au ösung 
dieser Probleme durch Bodenordnung nach dem Landwirt-
scha  sanpassungsgesetz (LwAnpG) ist heute nach wie vor und 
trotz rückläu ger Tendenz auf absehbare Zeit für das Landrats-
amt nicht gänzlich abgeschlossen. Die schri  liche Antragstel-
lung ist nach dem Gesetz nicht befristet. Das Landratsamt ist 
gesetzlich zur Durchführung verp ichtet. Die notwendigen 
Kosten hierfür trägt die ö  entliche Hand. 
Bei der Verwaltungsneugliederung hat der Erzgebirgskreis 28 
Verfahren nach LwAnpG übernommen. Abgeschlossen wurden 
– bis einschließlich 2013 – 25 Verfahren. Aufgrund zwischen-
zeitlicher Neuanträge sind aktuell 16 angeordnete Verfahren 
zu bearbeiten. Sie umfassen eine Gesam  läche von knapp 
2.000 ha mit über 800 Eigentümern. Weitere 13 Anträge liegen 
vor, werden derzeit geprü   und vorbereitet. Für die Aufgaben 
nach dem LwAnpG waren vom 1. August 2008 bis zum 31. De-
zember 2013 rund 110.000 EUR an Sachkosten (insbesondere 
für Altverträge mit Helferbüros und für Vermessungsleistun-
gen) aus dem Kreishaushalt aufzuwenden.
4.3.3  Integrierte Ländliche Entwicklung – 
Förderung
Die wirtscha  liche Entwicklung sowie die Scha  ung gleichwer-
 ger Lebensverhältnisse im ländlichen Raum sind die Haupt-
ziele der Förderung der Integrierten Ländlichen Entwicklung 
(ILE). Hierfür standen im Erzgebirgskreis in der Förderperiode 
von 2007 bis 2013 rund 79 Mio. EUR an Fördermi  eln aus 
dem „Europäischen Landwirtscha  sfonds für die Entwicklung 
des Ländlichen Raums“ (ELER) einschließlich der Ko nan-
zierungsmi  el des Freistaats Sachsen zur Verfügung. Die För-
derung erfolgt nach der Richtlinie des Sächsischen Staatsmi-
nisteriums für Umwelt und Landwirtscha   zur Integrierten 
Ländlichen Entwicklung im Freistaat Sachsen (RL ILE/2007 bzw. 
ILE/2011).
Leitbild und Grundidee der ILE ist eine enge Partnerscha   zwi-
schen Bürgern, Kommunen, der Wirtscha   und allen Akteuren 
auf überkommunaler, also regionaler Ebene. Im Erzgebirgs-
kreis stellen sich sieben Regionen den Herausforderungen: 
die LEADER-Region Annaberger Land sowie die ILE-Regionen 
Gemeinsame Zukun   Erzgebirge, Lugau-Oelsnitzer-Becken, 
Mi  leres Flöha- und Zschopautal, Tor zum Erzgebirge, West-
erzgebirge und die Zwönitztal-Greifensteinregion. Auf der Ba-
sis des in regionaler Verantwortung erstellten „Integrierten 
Ländlichen Entwicklungskonzepts“ (ILEK) entscheidet diese in 
eigener Zuständigkeit über die Projektauswahl nach ihren ei-
genen Entwicklungsschwerpunkten und im Rahmen ihres För-
dermi  elbudgets.
Für die von den regionalen Koordinierungskreisen befürwor-
teten Maßnahmen erfolgt die Begleitung der Fördervorhaben 
vom Zuwendungsbescheid bis zur endgül  gen Abrechnung 
und Festsetzung des Förderbetrages durch das Landratsamt 
Erzgebirgskreis. Aufgrund des gewachsenen Arbeitsaufwands 
wegen der jährlich steigenden Budgetzuweisungen, verbun-
den mit einer auch absolut ansteigenden Mi  elaussta  ung 
der Regionen musste der Personalbestand von 11,9 VzÄ zum 
1. August 2008 auf 14,78 VzÄ zum 31. Dezember 2013 erhöht 
werden, die in einem eigenen Sachgebiet „Förderung“ zusam-
mengefasst wurden. 
Seit dem 1. August 2008 wurden im Erzgebirgskreis in der 
laufenden Förderperiode bislang 830 Einzelmaßnahmen 
mit einem Zuschussbetrag von rund 72,7 Mio. EUR aus den 
ELER-Mi  eln bewilligt. Diese Zuschüsse ermöglichen In-
ves   onen in Höhe von rund 125,2 Mio. EUR. Noch weite-
re 6,2 Mio. EUR können bis zum 30. Juni 2014 aus dem den 
Regionen durch das Sächsische Staatsministerium für Umwelt 
und Landwirtschaft zur Überbrückung der Förderperioden 
zusätzlich zur Verfügung gestellten Budget bewilligt werden. 
Allein im Bereich der Förderung wirtscha  licher Tä  gkeit, wie 
beispielsweise die Umnutzung ländlicher Gebäude für eine 
gewerbliche Nutzung, konnten 55 Projekte mit einem Zu-
schussbetrag von 3,0 Mio. EUR auf den Weg gebracht werden. 
Umnutzung eines Gutsgebäudes zu Kindertagesstä  e und Senioren-
tre   in Amtsberg, Ortsteil Schlösschen. 
                               Foto: Genera  onenhaus Lebensbaum e. V.
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Unterstützt wurden zudem 131 Vorhaben privater Investoren 
mit Zuschüssen in Höhe von insgesamt 8,0 Mio. EUR, die leer-
stehende Gebäude im ländlichen Raum zu Wohnzwecken um- 
oder wiedernutzen. 
Der Ausbau von Ortsstraßen, Gemeindeverbindungsstra-
ßen, Gehwegen und Dorfplätzen bildete mit 331 Maßnah-
men und einem Zuschussbetrag von 38,8 Mio. EUR für ein 
Investitionsvolumen von 54,9 Mio. EUR den am meisten nach-
gefragten Schwerpunkt der ILE-Förderung. 
Seit dem Jahr 2011 ist nach der RL ILE auch die Fördermög-
lichkeit für die Modernisierung von Schulen, Schulsporthallen, 
Schulsportaußenanlagen und Kindertagesstä  en gegeben. Mit 
41 Einzelförderungen und einem Zuschussbetrag von insge-
samt 10,5 Mio. EUR erreichten diese Bildungsinfrastrukturpro-
jekte bei den LEADER- und ILE-Regionen des Erzgebirgskreises 
eine hohe Priorität. 
Unterstützt wurden auch zahlreiche Vorhaben zur Verbesse-
rung der leistungsfähigen Breitbandversorgung in unseren 
ländlichen Gebieten. Neben den Zuschüssen in Höhe von ins-
gesamt 439.000 EUR aus ELER-Mi  eln für neun Projekte wur-
den insbesondere weitere zwölf Maßnahmen aus zusätzlich 
für die Regionen akquirierten Mi  eln aus der Bund-Länder-Ge-
meinscha  saufgabe GAK mit 3,37 Mio. EUR gefördert.
Die Ab nanzierung der Förderperiode 2007 bis 2013 läu   pa-
rallel zur 2014 beginnenden neuen Förderperiode noch bis zur 
Jahresmi  e 2015. Bislang wurden im Erzgebirgskreis 982 Aus-
zahlungsanträge bearbeitet und Fördermi  el in Höhe von 54,4 
Mio. EUR ausgezahlt. In den Jahren 2014 und 2015 sind folg-
lich noch weitere Auszahlungsanträge im Umfang von mehr als 
24,5 Mio. EUR zu bearbeiten.
Unter allen sächsischen Landkreisen hat der Erzgebirgskreis in 
allen Jahren seit 2008 sowohl bei den Antragsbewilligungen als 
auch bei den Auszahlungen Spitzenposi  onen eingenommen. 
Dies war gleichermaßen bei den absoluten Zahlen der Anträge 
und Zuschusssummen als auch bei der anteiligen Aufgabener-
ledigung gegeben.
Der erfolgreiche Verlauf der EU-Förderperiode 2007 bis 2013 
im Erzgebirgskreis ist zum einen maßgeblich auf die Vielzahl 
der ö  entlichen und privaten Maßnahmenträger, die nicht nur 
Umnutzung einer Scheune zum Hauptwohnsitz einer jungen Familie in 
Königswalde. 
              Foto: Verein zur Entwicklung der Region Annaberger Land e. V.
Umnutzung eines ehemaligen Stalles zu einer Käserei mit Ho aden in 
Cro  endorf.                                           Foto: Ho  äserei Fritzsch
Sanierung der Grundschule in Bockau.
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Fördergelder erhalten haben, sondern auch in erheblichem 
Maße Eigenmi  el zur Verwirklichung ihrer Projekte in die 
Hand genommen haben, und zum anderen auf das große En-
gagement und das verantwortliche Handeln der ILE- und LEA-
DER-Regionen zurückzuführen. 
4.3.4  Vermessung
4.3.4.1  Liegenscha  skataster und 
Geoinforma  onen – neue Aufgaben-
felder für den Landkreis
Das Personal und die Aufgaben der ehemaligen Staatlichen 
Vermessungsämter wurden infolge der Sächsischen Verwal-
tungs- und Funk  onalreform zum 1. August 2008 auf die 
Landkreise übertragen. Der Erzgebirgskreis ist dadurch untere 
Vermessungsbehörde für das Kreisgebiet. Das ehemalige Lan-
desvermessungsamt Sachsen wurde zum gleichen Zeitpunkt in 
den Staatsbetrieb Geobasisinforma  on und Vermessung Sach-
sen (GeoSN) umgewandelt und ist Fachaufsichtsbehörde der 
unteren Vermessungsbehörden.
Die gesetzlichen Aufgaben des Erzgebirgskreises als untere 
Vermessungsbehörde und als geodatenhaltende Stelle werden 
im Landratsamt durch die Sachgebiete Vermessungsservice, 
Katasterführung und Geodienstleistungen wahrgenommen.
Diese Aufgaben waren bis zum 31. Dezember 2013 in einem 
eigenständigen Referat Vermessung zusammengefasst, das 
aus den ehemaligen Staatlichen Vermessungsämtern Schwar-
zenberg und Zschopau hervorgegangen war. Die Dienststelle in 
Zschopau wurde 2008 aufgelöst. Die Unterlagen des Liegen-
scha  skatasters für den gesamten Erzgebirgskreis wurden in 
Schwarzenberg untergebracht und die Aufgabenerledigung 
neu organisiert.
Für dieses Referat wurden im August 2008 71 Beschä  igte 
übernommen. Durch Umsetzung und altersbedingte Abgän-
ge konnte eine Reduzierung des Personals um 20 Beschä  igte 
vorgenommen werden. Dies war jedoch nur durch konsequen-
te Aufgabenkri  k, zielgerichtete Schulung der Beschä  igte, 
Modernisierung der IT-Technik und Op  mierung der internen 
Verwaltungsabläufe möglich.
Prinzipiell war die Vermessung von Anfang an mit Mobiliar 
und Druck-/Kopiertechnik gut ausgesta  et. Mängel bestan-
den jedoch insbesondere in teilweise veralteter Arbeits-
platz-PC-Technik sowie in veralteter Technik für den vermes-
sungstechnischen Außendienst. Hier hat der Landkreis mit der 
Anscha  ung eines GPS- und Tachymetersystems (2009) und 
eines neuen Vermessungsfahrzeuges (2010) notwendige In-
ves   onen getä  gt. Es wurden leistungsarme PCs sowie alte 
Röhrenmonitore gegen moderne Geräte ausgetauscht und das 
IT-Netz in das neue Intranet des Landkreises integriert.
So  waresei  g konnte ein neues Vermessungsprogramm ein-
geführt werden, welches auch auf das Liegenscha  skataster 
abges  mmte CAD-Funk  onen bietet. Darüber hinaus wurde 
das bis 2010 vom GeoSN bereitgestellte Programm zur Antrags-
verwaltung und Kostenbescheiderstellung durch ein modernes 
Programmsystem ersetzt, durch welches eine e   zientere, pa-
piersparendere Arbeitsweise ermöglicht und die elektronische 
Datenübertragung an die Kreiskasse realisiert wurde.
Vermessungsfahrzeug und Vermessungsinstrumente.
4.3.4.2  Aufgaben des Referates als untere 
Vermessungsbehörde
Führung der Daten des Liegenscha  skatasters
Das Referat ist für die  ächendeckende Führung der Bestands-
daten der Flurstücke im Erzgebirgskreis zuständig.
Die Bestandsdaten wie z. B. Angaben zu Grenzen, Flurstücks-
bezeichnungen, Flächengrößen, Gebäuden, Straßennamen, 
Hausnummern, Nutzungen oder Grundbuchbla  nummern 
werden digital in Datenbanken geführt.
Zusätzlich werden in den Liegenscha  skatasterakten vermes-
sungstechnische Unterlagen sowie Unterlagen, welche für die 
Flurstücksentwicklung von dauerha  er Bedeutung sind, au  e-
wahrt.
Im Liegenscha  skataster sind für das Gebiet des Erzgebirgs-
kreises Angaben zu rund 234.000 Flurstücken auf einer Fläche 
von ca. 1.828 Quadratkilometern gespeichert. Die Flurstücke 
sind in 210 Gemarkungen nummeriert, wobei es mehrere 
gleiche Gemarkungsnamen gibt (Di  ersdorf, Di  mannsdorf, 
Hohndorf, Kühnhaide, Schönfeld und Steinbach).
Katasterarchiv.
147UMWELT, BAU  UND ORDNUNGSVERWALTUNG
Der Unterlagenbestand des Liegenscha  skatasters für das Ge-
biet des Erzgebirgskreises umfasst ca.:
– 19.000 Katasterkarten,
– 11.000 sons  ge Karten,
– 100.000 Risse,
– 44.000 Beiblä  er,
– 59 laufende Meter historische Flur- und Grundsteuer-
bücher,
– 110 laufende Meter Flurbuchakten,
– 140 laufende Meter For  ührungsnachweise,
– sowie mehrere hundert Meter technische Unterlagen und 
Antragsakten.
Bereitstellung von Informa  onen aus dem Liegenscha  s-
kataster
Das Referat verfügt über eine eigene Geschä  sstelle. Dort 
können sich Auskun  ssuchende und Antragsteller zu Fragen 
des Liegenscha  skatasters beraten lassen, Unterlagen einse-
hen und Auszüge oder Daten aus dem Liegenscha  skataster 
erwerben. Auf Antrag werden auch Recherchen in historischen 
Unterlagen bzgl. der Entstehung und Entwicklung von Flurstü-
cken durchgeführt.
Es werden jährlich ca. 3.900 Anträge auf Auszüge oder Daten-
bereitstellungen aus dem Liegenscha  skataster angenommen 
und bearbeitet. 
Aufgrund gesetzlicher Gebührenbefreiungen werden Nutzern 
außerhalb der Landkreisverwaltung jährlich Daten im Wert von 
ca. 0,5 Mio. EUR kostenfrei übermi  elt.
Seit Juni 2010 sind Datenbereitstellungen in digitaler Form 
auch für Gemeinden zur Erfüllung ihrer ö  entlichen Aufgaben 
und für geodatenhaltende Stellen kostenfrei. 
Für die Bearbeitung von Anträgen auf Katastervermessungen 
und Abmarkungen werden den Ö  entlich bestellten Vermes-
sungsingenieuren alle für die Messung erforderlichen Infor-
ma  onen aus dem Liegenscha  skataster bereitgestellt. Die 
durchschni  liche Bearbeitungszeit beträgt einen Monat. Die 
Zahl der jährlichen Abforderungen hat sich seit 2008 von etwa 
800 auf ca. 1.100 Anträge erhöht.
For  ührung des Liegenscha  skatasters
Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure (ÖbV) reichen 
nach Durchführung einer Katastervermessung und Abmarkun-
gen ihre Ergebnisse als For  ührungsriss und als digitale Daten 
beim Sachgebiet Katasterführung ein. Bei entsprechender Eig-
nung werden diese Ergebnisse in das Liegenscha  skataster 
übernommen. Dazu werden die gefer  gten For  ührungsris-
se digitalisiert, die Datenbanken fortgeführt und sogenannte 
For  ührungsnachweise erstellt.
Die Änderungen des Liegenscha  skatasters werden den 
Grundstückseigentümern mitgeteilt bzw. bekanntgegeben 
(postalisch oder durch ö  entliche Bekanntmachung und O  en-
legung). For  ührungen, die auch Änderungen im Grundbuch 
zur Folge haben, werden an die Grundbuchämter der Amts-
gerichte übermi  elt und dort in die Bestandsverzeichnisse der 
Grundbücher übernommen.
In gleicher Weise erfolgt die Einarbeitung der Ergebnisse der 
vom Landkreis selbst durchgeführten Katastervermessungen, 
der Verschmelzungen und der sons  gen von Amts wegen 
durchgeführten Arbeiten.
Jährlich werden ca. 1.100 Übernahmeanträge der ÖbV und ca. 
400 eigene For  ührungsau  räge bearbeitet. Im Schni   wer-
den dazu jährlich ca. 4.400 For  ührungsnachweise erstellt. Die 
durchschni  liche Bearbeitungszeit für Übernahmeanträge der 
ÖbV konnte seit 2009 von 5 Monaten auf 2,6 Monate gesenkt 
werden.
Katasteränderungen, Arbeiten von Amts wegen, Verschmel-
zungen
Ständige Aufgabe der unteren Vermessungsbehörde ist die 
Verbesserung der Qualität der Bestandsdaten des Liegen-
scha  skatasters und die Besei  gung festgestellter Widersprü-
che. Dies erfolgt durch Auswertung historischer Unterlagen, 
Katastervermessungen, vermessungstechnische Berechnun-
gen, Erhebung aktueller Daten, Lu  bildauswertung und Einar-
beitung bekanntgewordener oder mitgeteilter Änderungen 
(z. B. Hausnummern-/Straßennamenänderungen, Daten ande-
rer Stellen).
Daneben sind auch beantragte Verschmelzungen und Gebäu-
deabrisse zu bearbeiten und Gemeindegebietsänderungen 
vermessungs- und katastertechnisch umzusetzen.
Jährlich werden ca. 400 dieser teilweise recht arbeitsintensi-
ven Vorgänge bearbeitet und die für die nachfolgende Fort-
führung des Liegenscha  skatasters erforderlichen Unterlagen 
gefer  gt.
 Auszug aus der Liegenscha  skarte.
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Au  au und Weiterentwicklung des digitalen Liegenscha  s-
katasters
In den Jahren 1982 bis 2006 wurden die Bestandsdaten des 
Liegenscha  skatasters digitalisiert. Der Dateninhalt hat sich 
gewandelt und der Umfang wurde bis heute ständig erwei-
tert. Die Speicherung erfolgt zurzeit noch als automa  siertes 
Liegenscha  sbuch, automa  sierte Liegenscha  skarte (ca. 2,5 
Mio. Flurstücksobjekte) und Punktdatei (Daten zu ca. 1 Mio. 
Punkten).
Beschä  igte bei Vorarbeiten zu ALKIS®.
2014 sollen diese Datenbanken zum landesweit einheitlichen 
Verfahren ALKIS® zusammengeführt und zentral in Dresden 
gespeichert werden. Dafür sind jedoch umfangreiche Daten-
abgleiche und Vorarbeiten erforderlich, welche sachsenweit 
seit 2006 und vom Referat für das Gebiet des Erzgebirgskreises 
kon  nuierlich vorgenommen werden.
Nach Einführung von ALKIS® müssen auch die Daten der 
landwirtschaftlichen Bodenschätzung digitalisiert und in 
das Liegenschaftskataster eingearbeitet werden. Seit 2011 
werden diese späteren Arbeiten in enger Zusammenarbeit 
mit den amtlichen landwirtscha  lichen Sachverständigen des 
Finanzamtes Zschopau vorbereitet. Die vorhandenen Boden-
schätzungsunterlagen (ca. 5.000 Karten) werden katalogisiert 
und in Teilau  rägen zum Scannen nach Dresden zum GeoSN 
transpor  ert.
Seit 2006 wird das DMS-Lika (Dokumenten-Management-Sys-
tem-Liegenscha  skataster) in der ersten Ausbaustufe aufge-
baut. Dazu müssen alle Liegenscha  skatasterakten gescannt 
und georeferenziert werden. Mit dem DMS-Lika ist es möglich, 
alle für ein bes  mmtes Gebiet vorhandenen Liegenscha  ska-
tasterakten (z. B. zur Bearbeitung einer Katastervermessung) 
automa  siert abzurufen.
Der Erzgebirgskreis war seit 2008 zweites Pilotamt für das 
Nachfolgeprojekt DMS-Lika-Web. 2012 wurden in vier Mona-
ten alle bis dahin im DMS-Lika erfassten Dokumente für das 
Gebiet des Erzgebirgskreises in eine zentrale Datenbank beim 
Freistaat Sachsen eingearbeitet. Seitdem erfolgt die tägliche 
Übermi  lung der vom Referat im DMS-Lika neu erfassten 
Daten ins DMS-Lika-Web. Im DMS-Lika selbst werden keine 
Dokumente mehr dauerha   gespeichert. Das Referat Länd-
liche Entwicklung und Vermessung kann alle im DMS-Lika-
Web gespeicherten Dokumente über das Internet abrufen (per 
Download oder bei größeren Datenmengen per CD/DVD). Bis 
Ende 2013 wurde das DMS-Lika-Web im Erzgebirgskreis für 81 
Gemarkungen eingerichtet. Bisher wurden etwa 235.000 Bild-
dateien erfasst.
4.3.4.3  Aufgaben des Sachgebietes 
Geodienstleistungen
Mit Übergang der Staatlichen Vermessungsämter zum Erzge-
birgskreis im August 2008 wurde ein Sachgebiet Geodienst-
leistungen gebildet.
Das Sachgebiet hat die Aufgabe, die Abteilungen, Referate und 
Sachgebiete der Landkreisverwaltung bei deren Aufgabenerle-
digung fachtechnisch zu unterstützen. Dies erfolgt zum einen 
durch den Au  au, Betrieb und Weiterentwicklung einer Geo-
dateninfrastruktur, zum anderen durch Erbringung vermes-
sungstechnischer Geodienstleistungen.
Im Mai 2010 wurde das Gesetz über das Geoinforma  onswe-
sen im Freistaat Sachsen (Sächsisches Geodateninfrastruktur-
gesetz – SächsGDIG) beschlossen. Die darin für den Landkreis 
als geodatenhaltende Stelle verankerten Aufgaben werden 
in der Landkreisverwaltung vom Sachgebiet Geodienstleister 
wahrgenommen.
2008 wurde eine Arbeitsgruppe GDI (Geodateninfrastruktur) 
im Referat eingerichtet, deren Ziel es war, für den Erzgebirgs-
kreis eine GDI aufzubauen. Grundlage sollte die Einführung 
eines einheitlichen und leistungsfähigen GIS (Geographisches 
Informa  ons-System) bilden.
Web-GIS. 
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Die in den Altlandkreisen vorhandenen GIS-Strukturen und 
-Programme waren sehr unterschiedlich, teilweise veraltet 
oder gar nicht vorhanden. Gleichzei  g war aufgrund der Funk-
 onal- und Verwaltungsreform der Aufgabenumfang der Land-
kreisverwaltung stark gewachsen.
Nach eingehender Aufgaben- und Bedarfsanalyse wurde ein 
Web-GIS bescha  t, mit dem Geodaten und -informa  onen 
zentral bereitgehalten werden. Die Geodaten des Web-GIS 
werden vom Sachgebiet Geodienstleistungen gep egt, aktua-
lisiert und ständig erweitert. Ende 2013 waren ca. 800 Daten-
ebenen abru  ar.
Neben diesen eigentlichen Geodaten müssen für jede Daten-
ebene zusätzlich sogenannte Metadaten erfasst und aktuell 
gehalten werden. Die Metadaten beschreiben die Geodaten 
(z. B. Inhalt, Erfassungszeitraum, räumliche Ausdehnung, zu-
ständige Ansprechpartner) und dienen zur Datenrecherche 
und Informa  on der Nutzer. Die Metadaten werden im Inter-
net in Metadateninforma  onssystemen verö  entlicht und er-
leichtern damit die Suche nach Geodaten.
Die im Web-GIS bereitgestellten Geodaten und Informa  onen 
können von jedem Beschä  igten der Landkreisverwaltung 
aufgabenbezogen abgerufen werden. Die für die Nutzung des 
Web-GIS notwendigen Schulungen wurden vom Sachgebiet 
Geodienstleistungen selbst durchgeführt.
Die Einführung des Web-GIS hat in mehreren Bereichen des 
Landratsamtes eine e   zientere Aufgabenerfüllung ermög-
licht. Zum einen sind benö  gte Geodaten (insbesondere die 
Daten des Liegenscha  skatasters) jederzeit aktuell und über 
das gesamte Amtsgebiet verfügbar. Zum anderen können un-
terschiedliche Geodaten kombiniert, eigene Karten erstellt, 
beschri  et und ausgedruckt werden. Es stehen auch verschie-
dene Werkzeuge z. B. zur schnellen Suche von Adressen und 
Flurstücken, zur Ermi  lung der Grundstückseigentümer, zur 
Bes  mmung von En  ernungen und Flächengrößen, zur Sach-
datenselek  on oder zur Datenfor  ührung zur Verfügung.
Zusätzlich zum Web-GIS wurden 2009 insbesondere für die 
Aufgabenerfüllung des Umweltbereiches, des Sachgebietes 
Geodienstleistungen und des Katastrophenschutzes mehrere 
Lizenzen eines Desktop-GIS-Programms bescha  t.
Mit der Bescha  ung eines Rollen-Einzugs-Scanners und eines 
Farbplo  ers (2011) wurde es möglich, großforma  ge Pläne zu 
digitalisieren und zu vervielfäl  gen sowie qualita  v hochwer-
 ge Karten zu erzeugen. Die beiden Geräte werden vorrangig 
zur Erledigung von Aufgaben des Liegenscha  skatasters, des 
Kreisarchivs und der Bauaufsicht benö  gt.
Neben den zuvor beschriebenen Arbeiten leistet das Sachge-
biet Geodienstleistungen für mehrere Referate innerhalb der 
Landkreisverwaltung zahlreiche weitere Arbeiten in Form von 
Kartenerstellungen, Georeferenzierung von Fachdaten, Geo-
datenkonver  erung und -bereitstellung, verschiedenen und 
zum Teil umfangreichen Vermessungs- und Absteckungsar-
beiten einschließlich der Erstellung von Planungsunterlagen. 
Für Flurbereinigungsverfahren und Verfahren nach dem Land-
wirtscha  sanpassungsgesetz wurden vermessungstechnische 
Leistungen erbracht.
Vermessungsarbeiten im Flurbereinigungsgebiet Dörfel.
4.3.5  Geschä  sstelle Gutachterausschuss
2011 bzw. 2013 erfolgte die Ermi  lung und Beschlussfassung 
der Bodenrichtwerte für den Erzgebirgskreis zum S  chtag 
31.12.2010 bzw. 31.12.2012. Durch den Gutachterausschuss 
wurden ca. 215 Gutachten ersta  et, davon 105 im Rahm en 
der Amtshilfe zur Erbringung von Leistungen nach dem So-
zialgesetzbuch und nach dem Entschädigungsgesetz. Sechs 
Gutachten für Sanierungsgebiete sind in Arbeit und eines ist 
abgeschlossen. Es wurden ca. 27.000 Grundstücksverkäufe 
ausgewertet. Weiterhin wurden ca. 33.000 schri  liche und 
mündliche Auskün  e zu Bodenrichtwerten getä  gt.
Plo  er und Scanner für großforma  ge Vorlagen.
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4.4    Referat Bauaufsicht
4.4.1 Bauaufsicht, Bauleitplanung
Dem Referat Bauaufsicht, Sachgebiet Bau- und Bauordnungs-
recht obliegen neben der originären Genehmigungstä  gkeit 
eine Vielzahl weiterer Aufgabenfelder, welche u. a. Maßnah-
men der baupolizeilichen Gefahrenabwehr, Vollzug des Sächsi-
schen Seilbahngesetzes (Li  anlagen) als auch die  turnusmäßi-
ge Bauüberwachung (wiederkehrend Prüfung) umfassen.
Die Sächsische Bauordnung (SächsBO) di  erenziert bei der Zu-
lassung von baulichen Anlagen im Wesentlichen zwischen dem 
Baugenehmigungsverfahren (§§ 63, 64 SächsBO) und dem Ge-
nehmigungsfreistellungsverfahren (§ 62 SächsBO). Während 
letzteres ausschließlich im Geltungsbereich von Bebauungs-
plänen Anwendung  ndet, welcher die Eckdaten der zulässi-
gen Bebauung bereits de niert, ist außerhalb der Plangebiete 
eine vollumfängliche Genehmigungsprüfung durchzuführen.
In der Gesamtheit wurden für die Jahre 2009 bis 2013 6.634 
Bauanträge erfasst. Hiervon sind 5.921 Baugenehmigungen er-
teilt worden. Dem stehen lediglich 38 Ablehnungen entgegen. 
Zudem wurden 311 Anträge im Genehmigungsfreistellungsver-
fahren registriert.
Das nachfolgende Diagramm zeigt, dass sich Anhand der sta-
 s  schen Auswertung der Jahre 2008 bis 2013 die Anzahl der 
jährlichen Bauanträge auf nahezu gleichem Niveau bewegt.
Dem gegenüber kann für die Genehmigungsfreistellungsver-
fahren eine ste  g steigende Tendenz beobachtet werden.
Genehmigungsfreistellungsverfahren
Ein weiterer Schwerpunkt der baurechtlichen Antragsbe-
arbeitung ist die rechtliche Prüfung der Vorbescheide nach 
§ 75 SächsBO. Wenngleich ein posi  ver Vorbescheid noch 
nicht zum Bauen berech  gt, vermi  elt dieser die notwendige 
Inves   ons- und Planungssicherheit für eine angedachte Bau-
maßnahme. Von insgesamt 1.037 Anträgen konnten 593 posi-
 v beschieden werden. Aufgrund o  mals angefragter Außen-
bereichsstandorte musste in 52 Fällen eine Ablehnung verfügt 
werden. Eine Vielzahl der Anträge sind allerdings aufgrund 
einer avisierten Ablehnung zurückgenommen worden.
Im Referat Bauaufsicht wird das Baulastenverzeichnis des 
Landkreises geführt. Die Baulast, als Instrument der recht-
lichen Sicherung, wird regelmäßig im Rahmen eines Baugeneh-
migungsverfahrens eingetragen. In den Jahren 2008 bis 2013 
sind sonach ca. 2.600 Baulasteintragungen vorgenommen 
worden. Neben der Baulasteintragung umfasste die Führung 
des Baulastenverzeichnisses auch die Fortschreibung bei Än-
derungen als auch die Erteilung von ca. 2.200 Auskün  en aus 
dem Baulastenverzeichnis. Abrisse sind seit der im Jahr 2004 
erfolgten Novellierung der Sächsischen Bauordnung nicht 
mehr baugenehmigungsp ich  g, sondern lediglich anzuzeigen.
Im Zeitraum von 2008 bis 2013 wurden 449 Besei  gungen 
angezeigt.Durch das Referat Bauaufsicht wurden als Träger 
ö  entlicher Belange seit 2008 ca. 1.600 Stellungnahmen ab-
gegeben.  
Ein weiterer Schwerpunkt der bauaufsichtlichen Tä  gkeit war 
die Bearbeitung von ca. 5.500 Anfragen, Auskün  en und Be-
schwerden. Ursächlich für diese Vielzahl von Vorgängen sind 
zwei Faktoren. Zum einen liegt dies darin begründet, dass im 
vereinfachten  Baugenehmigungsverfahren nach der SächsBO 
nicht mehr alle ö  entlich-rechtlichen Vorschri  en geprü   wer-
den, so dass sich hier eine Entwicklung hin zur repressiven Ein-
gri  sverwaltung zeigt. Zum anderen führt die  ächenmäßige 
Größe des Landkreises und die Konzentra  on der Bauaufsicht 
Baugenehmigungsverfahren
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auf einen Standort zur Zunahme der Schwarzbautä  gkeit infol-
ge geringer Kontrollmöglichkeiten. 
Diese Einschätzung schlägt sich auch in der Anzahl von 545 
Widersprüchen, 34 Klagen und 121 Ordnungsverfahren nieder. 
In diesem Aufgabenkomplex ist von zunehmender Bedeutung, 
dass die Anzahl baufälliger und gefahrdrohender Baulichkei-
ten, welche ein bauaufsichtliches Einschreiten erforderlich 
machen, ste  g steigt. Wenngleich die Anzahl der in diesem 
Zusammenhang erstellten Ordnungs- und Sicherungsanord-
nungen nicht gesondert erfasst wurden, ist von einer Zunahme 
derar  ger Vorgänge in Zukun   auszugehen.
Neben der vorgenannten Antragsbearbeitung hat das Referat 
Bauaufsicht als übertragene Weisungsaufgabe die wiederkeh-
renden Prüfungen abzusichern. Bei 560 der wiederkehrenden 
Prüfungsp icht unterfallenden Objekten (z. B. Krankenhäuser, 
Schulen, Hotels), und einem Überwachungsturnus von fünf 
Jahren, sind jährlich ca. 120 Gebäude zu überprüfen. 
Aus der Vielzahl von Aufgaben des Referates Bauaufsicht ist ab-
schließend noch auf die Genehmigung von 54 Bauleitplänen, 
die Erstellung von 127 Abgeschlossenheitsbescheinigungen 
nach Wohnungseigentumsgesetz und die fachliche Überwa-
chung von 55 Seilbahnen nach dem Landesseilbahngesetz zu 
verweisen.   
4.4.2 Denkmalschutz
Das Aufgabenfeld der unteren Denkmalschutzbehörde ist sehr 
breit gefächert. Die Behörde hat alle Belange des Denkmal-
schutzes und der Denkmalp ege im Erzgebirgskreis wahrzu-
nehmen, die der Bewahrung und Erhaltung des Denkmalbe-
standes dienen. In der Denkmaldatenbank der unteren Denk-
malschutzbehörde sind gegenwär  g ca. 8.500 Bau-, Garten-, 
Boden-, Kunst- und technische Denkmale registriert. Neben 
diesen Einzeldenkmalen gibt es im Erzgebirgskreis noch fünf 
rechtskrä  ige Denkmalschutzgebiete: die Altstadt von Marien-
berg, der Stadtkern von Stollberg, das Marktgebiet in Olbern-
hau, die Saigerhü  e Olbernhau-Grünthal und die Altstadt von 
Zschopau. 
Die Denkmalerfassung und -überprüfung erfolgte von Amts 
wegen durch die zwei Fachbehörden, dem Landesamt für 
Denkmalp ege Sachsen und dem Landesamt für Archäologie, 
im Benehmen mit der jeweiligen Gemeinde ab 1990. Auch 
wenn die  ächendeckende Neuerfassung und -überprüfung in 
unserem Kreisgebiet schon vor einigen Jahren abgeschlossen 
wurde, unterliegt die Au istung der erfassten Kulturdenkma-
le einer ständigen Aktualisierung. Im Rahmen eines laufen-
den Verfahrens wird die Denkmalwürdigkeit des betro  enen 
Objektes stets noch einmal geprü  . Des Weiteren gibt es auf 
Anregungen von Eigentümern, Gemeinden, Vereinen, Bürgern 
etc. auch Nacherfassungen bzw. Streichungen.
Die untere Denkmalschutzbehörde des Landratsamtes besitzt 
die Berech  gung, gemäß der Verwaltungsvorschri   „Einver-
nehmen“  vom 12. März 2001 im sogenannten pauschalierten 
Einvernehmen zu verfahren. Das bedeutet, dass die fachliche 
Entscheidung über den baulichen Umgang bei einer kleinen 
ausgewählten Gruppe von Denkmalen, z. B. den Mietshäusern 
der Gründerzeit, den Maßnahmen in Denkmalschutzgebieten 
sowie den Werbeanlagen, allein bei der unteren Denkmal-
schutzbehörde liegt. Für die Mehrheit der Antragsverfahren 
ist allerdings eine Entscheidung im Einvernehmen mit den 
Fachbehörden erforderlich. In der prak  schen Arbeit hat sich 
bewährt, vor der Erteilung eines Bescheids bzw. Abgabe einer 
denkmalschutzrechtlichen Stellungnahme zu einem bauord-
nungsrechtlichen Verfahren eine Anhörung bzw. Abs  mmung 
mit dem Denkmaleigentümer vor Ort durchzuführen. Deshalb 
wird in der Regel nach Eingang des Antrages bzw. auch schon 
im Zeitraum der Erarbeitung der Antragunterlagen ein Vor-Ort-
Termin mit dem Eigentümer oder Besitzer und dem Vertreter 
der Fachbehörde vereinbart. Bei Bedarf wird der Planer, Archi-
tekt, Handwerker oder Restaurator mit einbezogen. Es werden 
detailliert die baulichen und restauratorischen Maßnahmen 
abges  mmt. Durch diese Vorgehensweise treten verhältnis-
mäßig wenige Widersprüche auf und es kommt in den meisten 
Fällen zu einer denkmalgerechten Sanierung. Bei Maßnahmen 
ohne Genehmigung oder bei denkmalwidriger Ausführung 
muss die untere Denkmalschutzbehörde Verwarnungen oder 
Baustopps aussprechen bzw. denkmalschutzrechtliche Verfü-
gungen erlassen und Bußgeldverfahren einleiten.
Mit der Verwaltungs- und Kreisgebietsreform am 1. August 
2008 wurden der unteren Denkmalschutzbehörde im Landrats-
amt zusätzliche Aufgaben und Zuständigkeiten übertragen: 
Die untere Denkmalschutzbehörde wurde für die Erteilung von 
Steuerbescheinigungen zuständig. Des Weiteren wurde ihr zu-
sätzlich das denkmalschutzrechtliche Genehmigungsverfahren 
für kreis-, landes- und bundeseigene Kulturdenkmalen über-
tragen.
Per 1. Januar 2009 erfolgte die Kommunalisierung der Denk-
malförderung des Freistaates Sachsen. Die Bewilligung von 
Zuwendungen zur Erhaltung und P ege von Kulturdenkmalen 
erledigt die untere Denkmalschutzbehörde seitdem als wei-
sungsfreie P ichtaufgabe. Der Freistaat Sachsen stellt jährlich 
nach Maßgabe der dafür zur Verfügung stehenden Haushalts-
mi  el ein bescheidenes Budget für die jeweilige Bewilligungs-
stelle bei der Hauptkasse des Freistaates Sachsen ein. Die unte-
re Denkmalschutzbehörde erhält für den entsprechenden Etat 
in der Regel Ende des I. Quartals des Jahres die Bewirtschaf-
tungsbefugnis. Pro Jahr gehen im Sachgebiet Denkmalschutz 
durchschni  lich 60 bis 80 Anträge auf Denkmalförderung ein. 
Das vom Freistaat Sachsen dafür zugeteilte Budget für den Erz-
gebirgskreis liegt pro Jahr bei reichlich 350.000 EUR.
Nach Eingang der jährlichen Bewirtscha  ungsbefugnis im 
Sachgebiet Denkmalschutz wird im Rahmen einer Arbeitsgrup-
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pe, zu der Vertreter des Landesamtes für Denkmalp ege Sach-
sen und des Kirchenbauamtes gehören, über die Au  eilung 
des zur Verfügung stehenden Zuwendungsbetrages beraten. 
Es wird immer versucht allen Antragstellen, die vollständige 
Anträge termingerecht eingereicht haben, eine Zuwendung zu 
gewähren. Jedoch reichen die bereitgestellten Mi  el bei wei-
tem nicht aus, die Anträge entsprechend der Beantragung zu 
bedienen. Es können demzufolge nur ausgewählte Leistungen 
bezuschusst werden oder es müssen für umfangreiche Bau-
maßnahmen kleine Bauabschni  e gebildet werden, die auf 
mehrere Jahre wiederum aufgeteilt werden. Für besonders 
herausragende und stark gefährdete Kulturdenkmale besteht 
mitunter die Möglichkeit der Aufnahme in einem Sonderpro-
gramm. Dafür ist das Referat Denkmalschutz bei der Landesdi-
rek  on Sachsen zuständig. 
Im großen Umfang tragen zur Erhaltung unserer Kulturdenk-
male auch Programme der Stadtsanierung sowie des städte-
baulichen Denkmalschutzes und der ländlichen Entwicklung 
bei. Einige ausgewählte Beispiele für denkmalgerechte Sanie-
rungen, Umbauten und Umnutzungen, die in der letzten Zeit 
erfolgten, sollen die Arbeitsergebnisse illustrieren.  
Sehr bedeutende historische Wahrzeichen der Ingenieurbau-
kunst sind in unserem Landkreis z. B. Talsperren und Brücken. 
Die Talsperre Saidenbach (Lengefeld, Ortsteil Rei and) wur-
de in der Zeit der Weltwirtscha  skrise von 1929 bis 1933 er-
baut und dient vorrangig der Trinkwasserversorgung der Stadt 
Chemnitz. Das gesamte Ensemble der Staumauerkonstruk  on 
einschließlich der Funk  onsgebäude ist trotz der damals sehr 
schwierigen Zeit aus gestalterischer und architektonischer 
Sicht ein beeindruckendes und vorbildliches Ingenieurbauwerk 
und steht deshalb in seiner Gesamtheit unter Denkmalschutz. 
2009 wurde auf Grund der Notwendigkeit eine Planung für die 
Entnahmemöglichkeit zur Steuerung des Hochwasserrückhal-
teraums erstellt. Damit verbunden war ein massiver Eingri   im 
3. Feld der acht regelmäßig angelegten Entlastungsfelder. Die 
Notwendigkeit der Maßnahme stand außer Zweifel. Deshalb 
mussten gestalterische Mi  el gefunden werden, den Eingri   
in der architektonischen Ausgewogenheit des originalen Mau-
erbereichs abzuschwächen. 
Mit entsprechenden Ausrundungen an den neuen Betonkan-
ten zur Vermeidung des Scha  enwurfs und einer angepassten 
Farbfassung des neuen Schützes wurde die gestalterische Be-
einträch  gung wesentlich minimiert.
Talsperre Saidenbach.
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Die bergige und wasserreiche Landscha   unseres Erzgebir-
ges benö  gt als Teil der technischen Infrastruktur eine große 
Anzahl Brücken. Eine Auswahl der historischen Ingenieurbau-
werke ist denkmalgeschützt. Bedauerlicherweise haben sehr 
häu g die Bauwerke nicht die regelmäßige Brückenp ege er-
halten, die sie benö  gt hä  en. Deshalb steht für viele Brücken 
in unserem Landkreis eine Sanierungso  ensive an. Darunter 
fallen auch denkmalgeschützte Brücken.  
Zwei Beispiele für umfangreiche Brückensanierungen, die un-
ter Berücksich  gung denkmalschutzrechtlicher Belange erfolg-
ten und 2013 fer  ggestellt wurden, sind die Straßenbrücke in 
Zschopau Wilischthal und die Fußgänger- und Radfahrerbrücke 
in Schwarzenberg. Bei diesen Bauwerken handelt es sich um 
sehr imposante und bezüglich der Konstruk  on sowie Gestal-
tung anspruchsvolle Ingenieurbauwerke.
Immense Veränderungen gab es seit Anfang der neunziger Jah-
re in den neuen Bundesländern bei der Deutschen Bahn. Die 
einst repräsenta  ven Bahngebäude wurden sehr häu g mit 
problema  schen Grundstückszuschni  en ausgegliedert und 
an große Immobilienunternehmen veräußert. Diese Unter-
nehmen interessierten sich nur für Objekte in großen Städten 
und gaben die Bahnhofsgebäude in der ländlichen Region dem 
Verfall preis, wenn sich im Rahmen von Veräußerungsak  o-
nen keine Erwerber fanden. Zum Glück fanden sich in unserem 
Erzgebirgskreis einige Privatpersonen, Vereine und Kommunen, 
die sich mit großem Engagement für den Erhalt von Objekten 
der denkmalgeschützten Bahnkultur einsetzen. Ein sehr großes 
Projekt diesbezüglich hat die Stadt Oelsnitz/Erzgebirge in Angri   
genommen. Für die 7. Sächsische Landesgartenschau 2015 wird 
ein großes ungenutztes ehemaliges Bahnareal mit zahlreichen 
Kulturdenkmalen und nicht denkmalgeschützten Objekten revi-
talisiert. Von Anfang an fanden bei diesem Großprojekt die Be-
lange des Denkmalschutzes eine starke Beachtung.
Ein anderes gutes Beispiel für die Sanierung sowie den Umbau 
eines ehemaligen Bahnhofsempfangsgebäudes in ein Mehr-
zweckgebäude durch die Gemeinde Drebach ist der eins  ge 
Bahnhof in Scharfenstein. Die Sanierung des ehemaligen Bahn-
gebäudes in Scharfenstein wurde 2013 abgeschlossen. 
Auch umfängliche Restaurierungen beispielsweise an großen 
Orgeln gehören zu den erzielten Erfolgen.
Des Weiteren wird zukün  ig die montane Kulturlandscha   des 
Erzgebirgskreises im Rahmen des UNESCO-Welterbe-Projektes 
eine überregionale Bedeutung bekommen.
Neben den guten Ergebnissen, die in der täglichen Arbeit er-
reicht wurden, gibt es allerdings auch zahlreiche Problemfälle. 
Dazu zählen viele denkmalgeschützte historische Fabrik- und 
Industriebauten, die seit Anfang der neunziger Jahre leer ste-
hen und für die es keine Nutzungs- und Sanierungskonzepte 
gibt.
Straßenbrücke (Brückenbauwerk 4) zum Bahnhof in Zschopau, Orts-
teil Wilischthal.
Ehemalige Eisenbahnbrücke mit 4 Bögen, heute als Geh- und Radweg-
brücke genutzt, in Schwarzenberg.
Foto zum Zeitpunkt der denkmalschutzrechtlichen Abnahme erstellt.
Bahngebäude in Scharfenstein.
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Foto von der Schubert-Orgel in der Stadtkirche St. Marien in Marien-
berg kurz nach der Orgelweihe 2013. Sie ist ein Beispiel dafür, dass die 
umfängliche Restaurierung auf 4 Jahresscheiben bezüglich der Denk-
malförderung verteilt werden musste.
4.4.3 Kreisplanung
4.4.3.1 Ausbau der allgemeinen 
 Breitbanddatenübertragung
2010 wurde die Bedarfs- und Verfügbarkeitsanalyse für den 
Breitbandbedarf (Datenverkehr/Internet) für die Kommunen 
des Erzgebirgskreises fer  ggestellt. Aufgrund der Förderbe-
s  mmungen zielte die Bedarfseinschätzung auf die heute 
längst überholte Mindestbandbreite von mindestens 2 MBit/s 
ab. Die Studie ergab ein sehr di  erenziertes Bild. Aufgrund der 
außergewöhnlich hohen Zahl von Kabelanlagen, hervorgegan-
gen aus den früheren Gemeinscha  santennenanlagen gab es 
aufgerüstete Bereiche mit respektablen Datenraten. Die von 
den Fernmeldekabeln abhängigen Bereiche zeigten dafür in 
den weiten Bereichen der ländlichen Strukturen erhebliche 
Versorgungsde zite. Auch wenn bereits im Laufe des Jahres 
2010 durch die Einführung von LTE (Long Term Evolu  on – ein 
Mobilfunkstandard) die Daten schneller veralteten, als das vor-
hersehbar war, war die Studie Grundlage für 20 Ausbauförde-
rungen in einem Gesam  nves   onsvolumen von rund 12 Mio. 
EUR bis Mi  e 2012 im Erzgebirgskreis. Die Anbietervielfalt im 
Erzgebirge und die unterschiedlich Auskun  sbereitscha   der 
Anbieter im Markt der Datenübertragung erschweren auch 
weiterhin, einen genauen Überblick über die tatsächliche Ver-
sorgungslage zu gewinnen. Gemeinsam mit der IHK und den 
lokalen Anbietern der Datenübertragungsdienste wurde des-
halb 2012 der Arbeitskreis Breitband ins Leben gerufen. 2013 
erfolgte gemeinsam mit der IHK eine Befragung der Industrie 
und der Gewerbetreibenden. Der Arbeitskreis verschickte über 
16.000 Fragenbögen. Davon wurden etwa 1.000 beantwortet. 
Wertet man die Rückmeldungen nach Anschlüssen mit den 
geringsten gemeldeten Bandbreiten aus, ergibt sich für Mi  e 
2013 das in der Gra k (nächste Seite) dargestellte Bild der min-
destens erreichbaren Anschlusswerte.
Besonders problema  sch zeigen sich die Schwachstellen an 
der Grenze zur Tschechischen Republik, da dort zum Teil nicht 
auf LTE ausgewichen werden kann. Die Frequenzen sind im 
Nachbarland noch anderen Anwendungen vorbehalten. 
Ausblick 
Die neue Linie des Bundes,  ächendeckend auf 50 Mbit/s 
auszubauen, ist vor allem in den ländlichen Regionen ein an-
spruchsvolles Ziel. Die Technologie der Kupferdoppelader 
(Telefonleitung) ist für längere Strecken dieser Aufgabe kaum 
mehr gewachsen. Hier werden zunächst die Gebiete punkten 
können, in denen die Anlagen auf der Basis von Koaxialkabeln 
(Fernsehkabel) auf dem neuesten Stand sind. In der Reichweite 
einer Reihe von Kabelanlagen ist diese Bandbreite schon jetzt 
im Angebot. Gut beraten sind auch die Kommunen, die vom 
Förderangebot zur Leerrohrverlegung Gebrauch gemacht ha-
ben und so für die Heranführung neuer Leitungskapazitäten 
gerüstet sind. Derzeit wird ein kreisweites detailliertes Stra-
tegiekonzept zum Ausbau auf 50 MBit/s Übertragungsrate als 
Unterstützung und Orien  erungshilfe der Kommunen vorbe-
reitet und zu Förderung eingereicht.
4.4.3.2 Future for Lugau-Oelsnitz-Zwickau (FLOEZ)
Dass die Bergbautradi  on des Erzgebirges neben dem Erzab-
bau wie Silber, Zinn und Uran auch eine Tradi  on des Stein-
kohlebergbaus umfasst, ist vielen nicht präsent. 
Hinzu kommt, dass im Gegensatz zur Wismut und zum Braun-
kohlenbergbau der Steinkohlebergbau im Einigungsvertrag 
nicht berücksich  gt wurde. Gemeinsam mit den betro  enen 
Kommunen, dem Freistaat, dem Sächsischen Oberbergamt 
und dem Sächsischen Landesamt für Umwelt, Landwirtscha   
und Geologie wurden dennoch in den vergangenen Jahren 
große Anstrengungen unternommen, um Erfolge bei der Be-
wäl  gung der Bergbaufolgen zu erzielen. Maßgeblich dazu 
beigetragen hat die Bündelung der Krä  e als Ini  a  ve FLOEZ 
der Städte und Gemeinden der ehemaligen Steinkohlereviere 
Lugau/Oelsnitz und Zwickau (FLOEZ: Future for Lugau-Oelsnitz-
Zwickau). 
Bis 2011 waren für die wich  gen Sanierungsaufgaben weitest-
gehend nur Mi  el im Rahmen der gesetzlichen Gefahrenab-
wehr durch das Sächsische Staatsministerium für Wirtscha  , 
Arbeit und Verkehr verfügbar. Für eine umfassende Sanierung 
oder Entwicklungsmaßnahmen gab es bis 2011 keine Finanzie-
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rungsgrundlage. Die Bürgermeister-Strategiekonferenz  oez+ 
2011 markiert den Beginn eines neuen Kapitels der Steinkoh-
leregion. 
Nunmehr können über das Programm des Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung unter der Federführung des Staats-
ministeriums für Wirtscha   und Arbeit Mi  el eingesetzt wer-
den, um eine gewerbliche Nachnutzung auf den Altstandorten 
des Steinkohlebergbaus zu erreichen. 
Im Zeitraum von 2011 bis 2014 stehen so 12.700.000 EUR zur 
Verfügung. Auch wenn der Gesamtbedarf der Region diese 
Summe um ein Vielfaches übersteigen wird, ist damit ein gro-
ßer Schri   für die Bewäl  gung der Bergbaufolgen gelungen. 
Ziel der intensiven Zusammenarbeit ist es aber, weiterhin eine 
kon  nuierliche und verlässliche Finanzierung dieser Aufgabe 
zu sichern und Möglichkeiten zu  nden diese Kulturlandscha   
zu entwickeln sowie Sachzeugen der vergangenen Ära für die 
Nachwelt zu sichern.
Stele, Oelsnitz/Erzgeb.: stellt die bergbaubedingte Geländeabsenkung 
dar.                                                                                           Foto: A. Grüner Bergbaukonferenz in Zwickau.                      Foto: P. Horler
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4.4.3.3 Landeswe  bewerb 
„Unser Dorf hat Zukun  “
Der Sächsische 
Landeswe  bewerb
„Unser Dorf hat 
Zukun  “ ging 
im Jahr 2011 in
seine 8. Runde. Auf Bundesebene feierte der Dorfwe  bewerb 
2011 bereits das 50. Jubiläum. Nach der Kreisgebietsreform vom 
1. August 2008 beteiligte sich auch der neu gegründete Erzge-
birgskreis am We  bewerb. Die Kommunen des Erzgebirgskrei-
ses wurden aufgefordert, sich am We  bewerb zu beteiligen. 
Sachsenweit stellten sich 60 Dörfer dem vom Sächsischen Staats-
ministeriums für Umwelt und Landwirtscha    ausgeschriebe-
nen We  bewerb. Im Erzgebirgskreis beteiligen sich vier Orte 
am We  bewerb: Kurort Sei  en, Marienberg mit dem Ortsteil 
Rübenau, Grünhain-Beierfeld mit dem Ortsteil Waschleithe 
und Börnichen. Jede teilnehmende Kommune ha  e bei der 
Ortsbegehung einen vorgegebenen Zeitrahmen von zweiein-
halb Stunden, in dem sie der Bewertungskommission den Ort 
vorstellen konnte.
Bewertet wurden sechs Kategorien:
– Entwicklungskonzepte, 
– Wirtscha  liche Entwicklung und Ini  a  ven,
– Soziale und kulturelle Ak  vitäten,
– Baugestaltung und -entwicklung,
– Grüngestaltung und Siedlungsökologie und
– das Dorf in der Landscha  .
Die vom Landrat berufene Bewertungskommission setzte sich 
aus Beschä  igten der entsprechenden Fachbereiche des Land-
ratsamtes Erzgebirgskreis und des Sächsischen Landesamtes 
für Umwelt, Landwirtscha   und Geologie (LfULG), Außenstelle 
Zwönitz, zusammen.
Bei allen Ortsbesich  gungen wurde jeweils das überdurch-
schni  liche und liebevolle Engagement der ortsansässigen 
Vereine für ihre Gemeinde spürbar. Die Veranstaltungen wa-
ren alle sehr gut vorbereitet und mit zahllosen ne  en Details 
ausgestaltet. Der Ortsteil Waschleithe der Gemeinde Grün-
hain-Beierfeld trug den Sieg im Landkreis davon und konnte als 
Erstplatzierter des Kreiswe  bewerbes zum Landesausscheid 
2012 entsandt werden. 
Die Entscheidung der Jury ist trotz der de nierten Kriterien im-
mer ein schwieriger Balanceakt. Die En  äuschung der teilneh-
menden Gemeinden ist daher o   sehr groß und nimmt das In-
teresse am We  bewerb. Um auch zukün  ig einen lebendigen 
und fairen We  bewerb zu haben, wären wechselnde Schwer-
punk  hemen des Landeswe  bewerbes, etwa zur Integra  on 
regionaler Besonderheiten (beispielsweise eines Grenzüber-
ganges oder von verkehrsintensiven Betrieben) sicher hilfreich 
und könnten die lebendige Vielfalt des Landkreises besser her-
vorheben.
Ortsteil Waschleithe.
4.4.3.4 Beteiligung des Landratsamtes: Abgabe 
einer Gesamtstellungnahme in 
Genehmigungs- und Planverfahren
Behörde und Träger ö  entlicher Belange (TÖB)
Der Erzgebirgskreis bzw. das Landratsamt in seiner Funk  on als 
Behörde und Träger ö  entlicher Belange wird regelmäßig im 
Rahmen von Genehmigungs- und Planverfahren zu Planungen 
und Maßnahmen kommunaler oder privater Vorhabenträger 
zur Abgabe einer Gesamtstellungnahme aufgefordert. Jährlich 
werden durchschni  lich zirka. 400 Stellungnahmen abgege-
ben.
Beispielha   sollen genannt werden:
– Plangenehmigungs- und Planfeststellungsverfahren (bei-
spielsweise für Bahnvorhaben, Straßenbau, Verlegung 
von Erdgasfernleitungen, Vorhaben zur Aufsuchung und 
Gemeinde Kurort Sei  en.                                                                                          
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zum Abbau von Bodenschätzen, Maßnahmen zum Hoch-
wasserschutz),
– Bauleitplanungen, sons  ge Satzungen der Städte und Ge-
meinden,
– Raumordnungsverfahren, Zielabweichungsverfahren,
– Fortschreibung von Raumordnungsplänen (beispielswei-
se Landesentwicklungsplan, Regionalplan).
Um eine Gesamtstellungnahme abgeben zu können, bedarf 
es im Vorfeld einer hausinternen Anhörung der betre  enden 
Fachbereiche. Um alle durch das Landratsamt zu vertreten-
den ö  entlichen Belange zu prüfen, kann es je nach Sachver-
halt erforderlich werden, bis zu 20 Referate bzw. Sachgebiete 
einzubeziehen. Zur e  ek  veren Gestaltung dieser Abläufe re-
gelt seit 2010 eine eigens dafür erarbeitete Dienstanweisung 
(DA-Nr. 11) die Verfahrensabläufe innerhalb der Landkreisver-
waltung.
Die gesetzlich vorgegebene Bearbeitungsfrist beträgt meist ei-
nen Monat.
Dienstleister für Dri  e
Eine Besonderheit bilden die Vorhaben der Medienträger 
(wie Energie, Gas, Wasser, Telekommunika  on). Hier wird das 
Landratsamt auf Antrag zur Prüfung des Einzelfalles als Dienst-
leister tä  g. Der Vorhabenträger erhält gebündelte Informa-
 onen, welche Genehmigungen gegebenenfalls erforderlich 
sind; beziehungsweise werden Bedingungen oder Hinweise 
genannt, die bei der Umsetzung des Vorhabens zu beachten 
sind. Diese Stellungnahmen sind kostenp ich  g. Da es sich 
häu g um gleichgeartete Vorhaben (beispielsweise Verlegung 
Energiekabel oder Freileitung) handelt, wurde eine sogenann-
te Standardstellungnahme des Landratssamtes erarbeitet, die 
grundsätzliche Forderungen und Hinweise bei Bauvorhaben 
der Medienträger aufzeigt und auf der Homepage des Land-
kreises verfügbar ist.
4.4.5 Mitwirkung im Planungsverband 
Region Chemnitz
Der Erzgebirgskreis ist Mitglied im „Planungsverband Region 
Chemnitz“, dem die Regionalplanung obliegt. Die Regional-
planung hat die Programme und Pläne der Landesplanung zu 
konkre  sieren und die regionalen Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung festzulegen.
Planungsverbände im Freistaat Sachsen 
Die Regionalplanung stellt das wesentliche Verbindungsgelenk 
zwischen überörtlichen Entwicklungsvorstellungen des Landes 
und der konkreten Festlegung der Raumnutzung auf der ört-
lichen Ebene durch die Bauleitplanung dar. 
Durch die Mitgliedscha   des Erzgebirgskreises im Planungsver-
band, dessen Vorsitz Landrat Frank Vogel  innehat, ergeben sich 
zahlreiche Aufgaben im Rahmen seiner Mitwirkung. So gilt es, 
die fachübergreifenden Belange und Interessen des Erzgebirgs-
kreises einschließlich seiner Kommunen in diese Pläne einzu-
bringen und festzuschreiben. Schwerpunkte bildeten dabei in 
den letzten Jahren die Mitwirkung an der Fortschreibung des 
Landesentwicklungsplanes Sachsen (LEP), der Fortschreibung 
des Regionalplanes, dem Bundesverkehrswegeplan und dem 
Landesverkehrsplan Sachsen. Viele Forderungen, Anregungen 
und Hinweise die der Landkreis in Form von Stellungnahmen 
eingebracht hat,  nden sich in diesen Raumordnungsplänen 
als konkrete Zielvorgaben oder Verkehrsprojekte  wieder. Vor-
dringliche Aufgabe ist die Aufstellung des Regionalplans für die 
Region Chemnitz, der jedoch in der laufenden Wahlperiode 
noch nicht abschließend erstellt werden konnte. Dieser Plan 
ist nicht nur bei Behörden und Kommunen, sondern auch bei 
Bürgern des Erzgebirgskreises in den Fokus der Aufmerksam-
keit gerückt.
Ein Grund dafür ist die Ausweisung von Standorten für die Er-
richtung von Windenergieanlagen in der Region.
Die Mitwirkung im Planungsverband bietet die Chance, eine 
nachhal  ge Weiterentwicklung des Landkreises in wirtscha  -
licher sowie infrastruktureller Sicht gezielt mitgestalten zu können.
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4.5  Referat Ordnungsangelegenheiten
4.5.1    Sachgebiet Zentrale Bußgeldstelle
Durch das Sachgebiet Zentrale Bußgeldstelle werden Verwarn-
geldverfahren sowie Bußgeldverfahren auf dem Gebiet des 
Straßenverkehrsrechts sowie anderer Rechtsgebiete, wo die 
Zuständigkeit beim Landkreis angesiedelt ist, durchgeführt 
(u. a. Gewerberecht, Umweltrecht, Sozialrecht). 
Für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
nach der StVO sind die Landkreise und kreisfreien Städte sowie 
Kommunen über 10.000 Einwohner auf Gemeindestraßen zu-
ständig. Ebenso nimmt der Polizeivollzugsdienst diese Aufgabe 
wahr, wobei die dabei festgestellten Verstöße generell durch 
das Landratsamt Erzgebirgskreis bearbeitet werden.
Die Großen Kreisstädte Stollberg und Zschopau sowie die 
Verwaltungsgemeinscha  en Zwönitz-Hormersdorf, Auerbach-
Burkhardtsdorf-Gornsdorf, Lugau-Erlbach-Kirchberg-Nieder-
würschnitz und die Städte Oelsnitz/Erzgeb. bzw. Olbernhau 
haben ihre Zuständigkeit zur Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten durch eine Zweckvereinbarung auf das 
Landratsamt Erzgebirgskreis übertragen.
Die technische Durchführung von Geschwindigkeitsüberwa-
chungen durch das Landratsamt Erzgebirgskreis erfolgt durch 
mehrere mobile Messtrupps mit der Zielsetzung einer Erhö-
hung der ö  entlichen Ordnung und Sicherheit im Straßenver-
kehr und damit der Senkung des Unfallgeschehens im Erzge-
birgskreis.
Ferner wird durch das Landratsamt Erzgebirgskreis auf der B 93 
in Schneeberg ein sta  onäres Messgerät vom Typ „Tra   PhotS“ 
betrieben. Es handelt sich an dieser Stelle um einen besonde-
ren Unfallschwerpunkt, an welchem sich Unfälle mit Todesfol-
ge ereigneten.
Im Berichtszeitraum musste in 7.677 Fällen im Bußgeldbe-
scheid ein Fahrverbot von 1 bis 3 Monaten verhängt werden. 
In den meisten Fällen handelte es sich dabei um eine erheb-
liche Geschwindigkeitsüberschreitung, aber auch um Fahren 
unter Alkoholein uss oder um Nichtbeachtung des Rotlichts 
an einer Lichtzeichenanlage.
Die höchste gemessene Geschwindigkeit innerorts betrug bei 
erlaubten 50 km/h am 27. April 2011 auf der B 169 in Bad 
Schlema 145 km/h. Im bundeseinheitlichen Tatbestandskata-
log für Verkehrsordnungswidrigkeiten war dafür zum dama-
ligen Zeitpunkt eine Geldbuße in Höhe von 680,00 EUR, ein 
Fahrverbot von drei Monaten sowie die Eintragung von vier 
Punkten im Verkehrszentralregister beim Kra  fahrtbundesamt 
in Flensburg vorgesehen.
4.5.2 Sachgebiet Polizei-, Jagd- und 
 Gewerberecht
4.5.2.1  Fachbereich Gewerberecht
Das Gewerberecht umfasst diejenigen Gesetze und Rechtsvor-
schri  en, die die Ordnung, Lenkung und Förderung der Wirt-
scha   mit behördlichen Mi  eln zum Gegenstand haben.
Für die Bearbeitung von gewerberechtlichen Vorgängen ist 
dabei insbesondere die Gewerbeordnung (GewO), aber auch 
spezielle materielle Rechtsgrundlagen wie z. B. die Bewa-
chungsverordnung (BewachV) oder die Verordnung über die 
P ichten der Makler, Darlehensvermi  ler, Bauträger und Bau-
betreuer (MaBV), von Bedeutung.
Gewerbesta  s  k 2008 bis 2013
Der Betrieb eines Gewerbes ist grundsätzlich genehmigungs-
frei. Jedoch muss das Gewerbe vorher angezeigt werden („Ge-
werbeanmeldung“). Im Landratsamt Erzgebirgskreis wurden 
für die Jahre 2008 bis 2013 insgesamt 32.245 Gewerbemel-
dungen registriert. Die Zahl der Gewerbeanmeldungen in der 
folgenden Übersicht s  mmt nicht mit der branchenbezogenen 
Au  eilung überein, weil ein Gewerbebetrieb mehreren Bran-
chen zugeordnet werden kann (z. B. Handwerker verkau   auch 
Waren).
Messanlage.













Anmeldungen 58 221 431 717 1.214
Ummeldungen 31 228 350 526 1.115
Abmeldungen 89 449 1.232 1.717 2.978
2009 insgesamt: 6.649
Anmeldungen 47 363 804 1.418 2.632
Ummeldungen 42 297 537 936 1.812
Abmeldungen 44 267 759 1.135 2.205
2010 insgesamt: 5.303
Anmeldungen 52 239 451 992 1.540
Ummeldungen 41 232 438 701 1.156
Abmeldungen 58 406 939 1.570 2.607
2011 insgesamt: 5.469
Anmeldungen 54 290 570 1.129 1.761
Ummeldungen 45 275 451 828 1.322
Abmeldungen 71 344 873 1.477 2.386
2012 insgesamt: 4.448
Anmeldungen 34 190 443 1.001 1.461
Ummeldungen 28 278 397 761 1.208
Abmeldungen 39 283 669 1.047 1.779
2013 insgesamt: 5.069
Anmeldungen 45 268 541 1.084 1.672
Ummeldungen 37 347 514 979 1.528
Abmeldungen 41 321 667 1.161 1.869
Zuständigkeit
Das Landratsamt Erzgebirgskreis ist gemäß der Verordnung der 
Sächsischen Staatsregierung zur Durchführung der Gewerbe-
ordnung die für den Vollzug des Titels II Abschni   II. und III. 
der Gewerbeordnung zuständige Behörde. Dieser Titel der 
Gewerbeordnung richtet sich besonders an Gewerbetreiben-
de, welche für die Ausübung ihrer Tätigkeit einer besonderen 
Genehmigung bzw. Überwachung bedürfen. Weiterhin 
beinhaltet dieser Titel die Ermächtigung zur Überprüfung 
derartiger Gewerbe, in Form von Auskunft und Nachschau, 
sowie die Ermächtigungsgrundlage zur Durchführung von 
Gewerbeuntersagungsverfahren.
1. überwachungsbedür  ige Gewerbe (§ 38 GewO):
Unter überwachungsbedür  igen Gewerben versteht man Ge-
werbe, welche keiner behördlichen Genehmigung unterliegen, 
jedoch aufgrund ihres erhöhten Gefahrenpotenzials für die 
Allgemeinheit einer besonderen Überwachung bedürfen. Das 
Überwachen dieser Gewerbe soll sicherstellen, dass unzuver-
lässige Personen ein derar  ges Gewerbe nicht betreiben.
Folglich wird die persönliche Zuverlässigkeit eines Gewerbe-
treibenden, in Form von Vorlage eines Führungszeugnisses 
und einer Auskun   aus dem Gewerbezentralregister, geprü  .
Typische überwachungsbedür  ige Gewerbezweige sind zum 
einen auf den Handel mit Gebrauchtwaren spezialisierte Be-
triebe oder aber Gewerbe, welche ein besonderes Maß an 
Diskre  on bzw. Sicherheit erfordern. Dies betri  t beispiels-
weise den An- und Verkauf von Kra  fahrzeugen, Fahrrädern, 
Edelsteinen und Schmuck oder den Betrieb von Reisebüros, 
Auskun  eien, Detekteien, Schlüsseldiensten und Partnerver-
mi  lungen. 
2. genehmigungsbedür  ige Gewerbe:
Genehmigungsbedür  ige Gewerbezweige sind zum Beispiel 
das Pfandleihgewerbe, das Versteigerergewerbe und das Be-
wachungsgewerbe („Security“). Außerdem benö  gen Ge-
werbetreibende für das Ausüben der Tä  gkeiten als Makler, 
Baubetreuer, Bauträger oder Finanzanlagenvermi  ler eine Er-
laubnis. Auf die Genehmigungen besteht ein Rechtsanspruch, 
wenn die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Diese 
Voraussetzungen weisen dabei zwar Unterschiede je nach Ge-
werbeart auf, jedoch ist in allen Fällen maßgebend, dass der 
Gewerbetreibende die Tä  gkeit ohne Gefahr für die Allgemein-
heit oder den Einzelnen ausüben kann; maßgebliches Kriteri-
um ist insbesondere die persönliche Zuverlässigkeit.
Ausgestellte Erlaubnisse für genehmigungsbedür  ige Gewer-
be seit der Kreisreform:
– Versteigerergewerbe (§ 34b GewO): 2
– Spielhallen (§ 33i Abs. 1 GewO): 7
In der Vergangenheit sind besonders die Erlaubnisse für das 
Bewachungsgewerbe (§ 34a GewO) und für Makler, Bauträger 
und Baubetreuer (§ 34c GewO) von quan  ta  ver Bedeutung 
gewesen.
Bewachungsgewerbe (§ 34a GewO)
Unter Bewachungsgewerbe versteht man Personen bzw. Un-
ternehmen, welche gewerbsmäßig Leben oder Eigentum frem-
der Personen bewachen. Grundlage sind § 34a GewO und die 
Bewachungsverordnung (BewachV).
Gewerbetreibende im Bewachungsgewerbe dürfen zudem nur 
Arbeitnehmer mit Bewachungsaufgaben betrauen, welche 
ebenfalls die in § 34a GewO bes  mmten Kriterien (persönliche 
Zuverlässigkeit und Unterrichtungsnachweis) erfüllen. 
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Jahr 2008 2009 2010 2011 2012 2013
erteilte Genehmigungen im Bewachungsgewerbe
Erlaubnisse 




Erlaubnis 0 1 3 1 1 2
überprüftes Wachpersonal
Erlaubnisse 




Erlaubnis 3 21 18 14 16 13
Makler, Bauträger und Baubetreuer (§ 34c GewO, MaBV)
Unter Makler, Bauträger oder Baubetreuer versteht man ge-
werbsmäßig:
1.  den Abschluss von Verträgen über Grundstücke, grund-
stücksgleiche Rechte, gewerbliche Räume oder Wohnräu-
me vermi  elt oder die Gelegenheit zum Abschluss solcher 
Verträge nachweist,
2.  den Abschluss von Darlehensverträgen vermi  elt oder die 
Gelegenheit zum Abschluss solcher Verträge nachweist,
3.  Bauvorhaben 
 a) als Bauherr im eigenen Namen für eigene oder fremde 
Rechnung vorbereitet oder durchführt und dazu Vermö-
genswerte von Erwerbern, Mietern, Pächtern oder sons-
 gen Nutzungsberech  gten oder von Bewerbern um Er-
werbs- oder Nutzungsrechte verwendet,
 b) als Baubetreuer im fremden Namen für fremde Rech-
nung wirtscha  lich vorbereitet oder durchführt.
Im Gebiet des Erzgebirgskreises gibt es derzeit 840 Gewerbe-
treibende, welche im Besitz einer Erlaubnis gemäß § 34c GewO 
sind. In den Jahren 2008 bis 2013 wurden durch das Landrats-
amt Erzgebirgskreis insgesamt 290 Erlaubnisse gemäß § 34c 
GewO ausgestellt.
Erteilte Erlaubnisse nach § 34c GewO
2008 2009 2010 2011 2012 2013
71 55 56 38 42 28
Gewerbetreibende, welche Tä  gkeiten im Sinne des § 34c 
GewO ausüben, sind zudem verp ichtet, einen Prü  ericht 
über die sich aufgrund ihrer Tä  gkeit ergebenden Verp ichtun-
gen vorzulegen. Das Landratsamt Erzgebirgskreis überwacht 
die Vorlage derar  ger Berichte und prü   deren Inhalt. Hierbei 
wird insbesondere geprü  , ob der Gewerbetreibende im Rah-
men seiner Erlaubnis tä  g war. 
Erweiterung der Gewerbeordnung um den § 34f GewO (Fi-
nanzanlagenvermi  ler)
Seit dem 1. Januar 2013 sind von der Erlaubnis gemäß § 34f 
GewO Gewerbetreibende erfasst, welche Anlageberatung 
durchführen oder den Abschluss von Verträgen über den Er-
werb von Finanzanlagen wie:
1.  Anteilscheinen einer Kapitalanlagegesellscha   oder Invest-
mentak  engesellscha   oder von ausländischen Invest-
mentanteilen, die im Geltungsbereich des Investmentge-
setzes ö  entlich vertrieben werden dürfen,
2.  ö  entlich angebotenen Anteilen an geschlossenen Fonds 
in Form einer Kommanditgesellscha  ,
3.   sons  gen Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 des 
Vermögensanlagengesetzes
vermi  eln wollen.
Bis zum 31. Dezember 2012 wurden Anlagenberatung und 
-vermi  lung von § 34c GewO erfasst. Diese Bereiche wurden 
ab 1. Januar 2013 mit § 34f GewO in einer eigenen Vorschri   
gesondert geregelt. Da im Genehmigungsverfahren umfangrei-
che Nachweise zu erbringen sind (u. a. Sachkundenachweis), 
erhöhte sich der Verwaltungsaufwand beim Landratsamt.
Gewerbeuntersagung gemäß § 35 GewO
Das Landratsamt hat Personen, die gewerberechtlich unzuver-
lässig sind, die weitere Gewerbetä  gkeit in allen bzw. je nach 
Fallgestaltung in einzelnen Gewerbezweigen zu untersagen. 
Eine solche Unzuverlässigkeit liegt unter anderem vor, wenn 
steuerrechtliche oder sozialversicherungsrechtliche P ichten 
nicht erfüllt werden (beharrliche Nichtabgabe von Steuererklä-
rungen, Nichtzahlung von Steuern), Stra  aten oder Ordnungs-
widrigkeiten begangen werden oder der Gewerbetreibende 
die Vermögensauskun   (früher eidessta  liche Versicherung) 
abgegeben hat. Auf ein Verschulden des Gewerbetreibenden 
kommt es nicht an. Meistens werden solche Verfahren durch 
betro  ene ö  entliche Stellen (z. B. Finanzämter oder Sozial-
versicherungsträger) beantragt.
Gewerbeuntersagungen
Jahr 2008 2009 2010 2011 2012 2013
begonnene 
Verfahren 24 56 59 64 47 66
verfügte 
Unter-
sagungen 6 14 10 15 20 10
eingestellte 
Verfahren 12 29 21 32 34 18
Fachaufsicht in gewerberechtlichen Angelegenheiten
Die Kommunen sind die zuständige Behörde in Bezug auf den 
Titel II Abschni   I der Gewerbeordnung. Dies bedeutet für die 
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Praxis, dass die Kommunen für die Bearbeitung von Gewerbe-
anzeigen, in Form von Gewerbean-, Gewerbeum- und Gewer-
beabmeldungen verantwortlich sind.
Seit dem 1. August 2008 besitzen die Kommunen zudem die 
Zuständigkeit der Titel III und IV der Gewerbeordnung. Dies be-
tri  t demnach gewerberechtliche Verfahren auf den Gebieten 
des Reisegewerbes und der Märkte, Ausstellungen und Mes-
sen.
Da es sich bei diesen Aufgaben der Gemeinden um P ichtauf-
gaben nach Weisung handelt, übt das Landratsamt Erzgebirgs-
kreis die Fachaufsicht über seine kreisangehörigen Gemeinden 
aus. Prak  sch bedeutet dies, dass die Aufgabenerfüllung der 
Kommunen in Bezug auf Gesetzmäßigkeit und Zweckmäßigkeit 
überwacht wird.
Ebenfalls sind die Kommunen seit dem 1. August 2008 die für 
das Gaststä  enrecht zuständige Behörde und die Landkreise 
Fachaufsichtsbehörde für ihre kreisangehörigen Gemeinden. 
Hierdurch wurden die Kommunen insbesondere Erlaubnis-
behörde nach Bundesgaststä  engesetz für Gaststä  en mit 
Alkoholausschank. Mit Einführung des Sächsischen Gaststät-
tengesetzes (SächsGastG) zum 15. Juli 2011 wurde diese Er-
laubnisp icht für Gaststä  en mit Alkoholausschank aufgeho-
ben.
4.5.2.2  Fachbereich Schornsteinfegerrecht
Das Landratsamt hat als Fach- und Rechtsaufsichtsbehörde 37 
Kehrbezirke zu betreuen. 
Zum 1. Januar 2013 trat das neue Schornsteinfeger-Hand-
werksgesetz vollständig in Kra  . Die Eigentümer von kehr- und 
überprüfungsp ich  gen Feuerungsanlagen werden mi  els 
Feuerstä  enbescheid, der vom bevollmäch  gten Bezirks-
schornsteinfeger ausgestellt wird, verp ichtet, die gesetzlich 
vorgeschriebenen Überprüfungsarbeiten eigenständig an 
ihren bevollmäch  gten Bezirksschornsteinfeger oder einem 
zugelassenen Schornsteinfegerbetrieb in Au  rag zu geben. 
Wenn der Eigentümer sein Recht auf Widerspruch gegen den 
Feuerstä  enbescheid wahrnimmt, wird der bevollmäch  gte 
Bezirksschornsteinfeger diesen als Ausgangsbehörde prüfen. 
Kann er dem Widerspruch nicht abhelfen, so gibt er diesen an 
das Landratsamt als Widerspruchsbehörde, ab.
Widerspruchsverfahren: Feuerstä  enbescheide
2011 2012 2013
15 18 6
Aus der bisherigen Duldungsp icht, die Schornsteinfegerarbei-
ten durchführen zu lassen, ergibt sich aus dem neuen Gesetz 
eine sogenannte Veranlassungsp icht für den Eigentümer.
Verweigerte Schornsteinfegerarbeiten nach altem Recht bzw. 
die fehlende Nachweisführung der durchgeführten Arbeiten 
nach neuem Recht wurden und werden mi  els Verwaltungs-
zwang durchgesetzt.
Verfahren Kehr- und Überprüfungsverweigerungen
2008 2009 2010 2011 2012 2013*
11 16 19 21 45 176
* 1. Januar 2013 Ersatzvornahme mi  els Zweitbescheid
O  ene Forderungen von Gebühren und Auslagen, die durch 
den bevollmäch  gen Bezirksschornsteinfeger (bisher Bezirks-
schornsteinfegermeister) für die Ausführung von hoheitlichen 
Tä  gkeiten entstehen, werden durch das Landratsamt festge-
setzt und beigetrieben. Die Antragsstellung zur Beitreibung er-
folgt durch den betre  enden bevollmäch  gten Bezirksschorn-
steinfeger.
Anträge zur Beitreibung rückständiger Schornstein-
fegergebühren
2008 2009 2010 2011 2012 2013
351 315 395 417 556 155
4.5.2.3 Fachbereich Unterbringung psychisch 
Kranker bei Eigen- und Fremdgefährdung
Das Landratsamt ist zuständig für die zwangsweise Unter-
bringung psychisch Kranker in ein Krankenhaus nach dem 
Sächsischen Gesetz über Hilfen und die Unterbringung bei 
psychischen Krankheiten. Eine Unterbringung ist nur zulässig, 
wenn und solange ein psychisch kranker Mensch infolge seiner 
psychischen Krankheit sein Leben oder seine Gesundheit er-
heblich und gegenwär  g gefährdet oder eine erhebliche und 
gegenwär  ge Gefahr für bedeutende Rechtsgüter anderer dar-
stellt und die Gefahr nicht auf andere Weise abwendbar ist. 
Soweit kein Eilfall vorliegt, prü   das Landratsamt zunächst die 
Umstände, holt ein amtsärztliches Gutachten ein und ermi  elt 
im Umfeld des Betro  enen. Erhärtet sich das Erfordernis einer 
Unterbringung, stellt das Landratsamt einen Antrag auf Unter-
bringung beim zuständigen Gericht. In Eilfällen, also wenn eine 
dringende Gefahr vorliegt, wird die Unterbringung durch das 
Landratsamt angeordnet. Die gerichtliche Entscheidung wird in 
diesem Fall unverzüglich nachgeholt.
Bearbeitete Unterbringungssachen
2008 2009 2010 2011 2012 2013
27 62 82 74 97 108
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4.5.2.4 Fachbereich Preisangaben/Energiever-
brauchskennzeichnung
Wer Letztverbrauchern (Endverbrauchern) gewerbs- oder ge-
schä  smäßig oder regelmäßig in sons  ger Weise Waren oder 
Leistungen anbietet oder als Anbieter von Waren oder Leistun-
gen gegenüber Letztverbrauchern unter Angabe von Preisen 
wirbt, hat die Preise anzugeben, die einschließlich der Umsatz-
steuer und sons  ger Preisbestandteile zu zahlen sind (Endpreise).
Nachfolgende Übersicht zeigt die Anzahl der Kontrollen und 
die jeweils vom Sächsischen Ministerium für Wirtscha   und 
Arbeit (SMWA) vorgegebenen thema  schen Schwerpunkte:
2008: 74 Kontrollen
– nicht verschreibungsp ich  ge Medikamente und Handels-
waren in Apotheken 
– kleine Einzelhandelsgeschä  e mit „Waren aller Art“
2009: 132 Kontrollen
– Entgelte für die Nutzung von Parkhäusern, Parkplätzen und 
Campingplätze 
– Entgelte auf Weihnachtsmärkten
2010: 96 Kontrollen
– Bereich Bioprodukte (Ho äden, integrierte Verkaufsstän-
den und Verkaufsstä  en)
– Besta  ungsunternehmen
2011: 115 Kontrollen
– Handelseinrichtungen der Telekommunika  onsanbieter, 
insbesondere Handy-Shops 




– Bou  quen sowie Juwelier- und Uhrengeschä  e
2013: 160 Kontrollen 
– Schlüsselnotdienste, Schuh-, Stempel und Kopierdienst-
leistungen
Überprüfungen zur Energieverbrauchskennzeichnungsver-
ordnung (EnVKV)  
Die jährlich vom SMWA vorgegebenen 9 Kontrollen zur Einhal-
tung der EnVKV  für den Erzgebirgskreis wurden seit dem Jahr 
2008 regelmäßig durchgeführt.
Die Kontrollen bezogen sich insbesondere auf die Verwendung 
von einheitlichen vorgeschriebenen Energieverbrauchse  ket-
ten bzw. -label, Aushänge und den Lei  aden über den Kra  -
sto  verbrauch, die CO2-Emissionen und auch den Stromver-
brauch. 
Aufgaben aus dem Jugendschutzgesetz 
Das Jugendschutzgesetz dient dem Schutz der Jugend in der 
Ö  entlichkeit. Es regelt den Verkauf, die Abgabe und den Kon-
sum von Tabak und Alkohol, die Abgabe, zum Beispiel Verkauf 
und Verleih, von Filmen und Computerspielen sowie den Auf-
enthalt in Gaststä  en und bei Tanzveranstaltungen (zum Bei-
spiel in Diskotheken).
Im Landkreis wurde im Jahr 2010 ein Arbeitskreis für Jugend-
schutz gebildet. Dieser Arbeitskreis unterstützt alle Ortspoli-
zeibehörden des gesamten Landkreises bei Schwerpunktpro-
blemen in der Jugendschutzarbeit.
Als eine Zielstellung wurde die Planung und Durchführung von 
jährlich 1 bis 2 gemeinsamen polizeirevierübergreifenden Ju-
gendschutzkontrollen in Discotheken und Tanzveranstaltungen 
unter Beteiligungen der zuständigen Ortspolizeibehörde sowie 
des Landratsamtes Erzgebirgskreis als Kreispolizeibehörden 
aufgenommen.
Seit diesem Zeitpunkt fanden gemeinsame Kontrollen in den 
Polizeirevierbereichen Annaberg-Buchholz, Aue, Marienberg 
und Stollberg sta  . Schwerpunkt lag in der Überprüfung von 
Jugendtanzveranstaltungen und Spielhallen. 
4.5.2.5  Aufgaben aus dem Gesetz über Sonn- 
und Feiertage im Freistaat Sachsen
Eine Allgemeine Schutzvorschri   dieses Gesetzes bes  mmt, 
dass die Sonntage und die gesetzlichen Feiertage als Tage der 
Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung nach Maßgabe der 
gewerbe- und arbeitsrechtlichen Vorschri  en und nach den 
Vorschri  en dieses Gesetzes geschützt sind. Ö  entliche be-
merkbare Arbeiten und sons  ge Handlungen, die geeignet 
sind, die Ruhe des Tages zu beeinträch  gen, sind verboten 
(z. B. Rasen mähen in städ  scher Parkanlage oder auf privatem 
Grundstück). Die Kreispolizeibehörden können im Einzelfall aus 
wich  gem Grund von den Verbotsvorschri  en Befreiungen zu-
lassen. Im Zeitraum von 2008 bis 2013 wurden 27 Ausnahme-
anträgen sta  gegeben.
4.5.2.6 Fachbereiche Wa  en- und 
Sprengsto  recht, Versammlungsrecht, 
gefährliche Hunde
Im Bereich Wa  enrecht sind folgende Arten von Wa  enbesitz-
karten zu unterscheiden. Dabei handelt es sich hauptsächlich 
um Sportschützen und Jäger, jedoch sind auch Wa  ensamm-
ler, Erben, Altbesitzer (Personen, die vor Inkra  treten des 
Wa  engesetzes über Schusswa  en verfügten und die eine Be-
sitzstandswahrung genießen), Bewachungsunternehmen und 
Gehegebetreiber mit derar  gen wa  enrechtlichen Erlaubnis-
sen ausgesta  et. Deren zahlenmäßige Verteilung ist nachfol-
gend dargestellt.
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Die Abwandlungen ergeben sich einerseits aus Zuzügen ins 
Kreisgebiet und Neubeantragungen und andererseits aus Weg-
zügen aus dem Kreisgebiet und Sterbefällen. Prognos  sch wird 
dieser Trend beibehalten werden.
Anzahl der Kurzwa  en im Zeitraum
Die Tendenz beim Besitz von Kurzwa  en ist bei allen Erlaubnis-
inhabern geringfügig steigend.
Anzahl der Langwa  en im Zeitraum
Anzahl von Wa  enbesitzkarten im Zeitraum Die Tendenz beim Besitz von Langwa  en ist bei allen Erlaubnis-
inhabern geringfügig steigend.
Anzahl der Kleinen Wa  enscheine im Zeitraum
2008 bis 2012: 524
2013:  537
Die Kleinen Wa  enscheine berech  gen zum Führen von 
Schreckschuss-, Reizsto  - und Signalwa  en mit dem PTB-Zei-
chen im Kreis. Kleine Wa  enscheine werden unbefristet erteilt 
und verlieren ihre Gül  gkeit mit Widerruf oder Tod.
Widerrufe von wa  enrechtlichen Erlaubnissen und Er-
teilung von Wa  enbesitzverboten
2008 2009 2010 2011 2012 2013
Widerruf 2 1 7 3 3 8
Wa  enbesitz-
verbot 0 0 3 3 1 4
Sprengsto  rechtliche Erlaubnisse im Zeitraum
2008 2009 2010 2011 2012 2013
391 396 399 404 407 403
Einer der Schwerpunkte in der Wahlperiode war die Einfüh-
rung des Na  onalen Wa  enregisters (NWR). Ein zentrales 
Wa  enregister war eine der Forderungen nach dem Amoklauf 
von Winnenden. Die ersten Daten zeigen: 1,4 Mio. Deutsche 
besitzen mindestens eine Wa  e, so dass ca. 5,5 Mio. Wa  en in 
deutschen Haushalten verfügbar sind.
Das heißt, im Schni   hat jeder von ihnen etwa vier Wa  en. Das 
Register ging am 1. Januar 2013 in Betrieb. In ihm werden In-
forma  onen über alle genehmigungsp ich  gen Schusswa  en 
in Deutschland zusammengefasst. Bislang waren diese Daten 
bei 551 einzelnen Behörden gespeichert, aber nicht miteinan-
der vernetzt. Zum Teil waren die Daten noch auf Karteikarten 
festgehalten.
Das Register leistet einen Beitrag zur ö  entlichen Sicherheit, 
da die Polizei kün  ig bundesweit nachprüfen kann, wer welche 
Wa  e legal besitzt.
Deutschland setzt damit eine EU-Richtlinie um, die vorsieht, 
dass spätestens bis zum 31. Dezember 2014 ein zentrales Waf-
fenregister eingeführt werden muss. 
Das Sachgebiet Polizei- und Gewerberecht ha  e daher die 
Aufgabe, alle Daten anhand eines vorgegebenen einheitlichen 
Kataloges aufzubereiten und dem NWR zur Verfügung zu stel-
len. Dies stellte einen erheblichen Mehraufwand dar, denn 
neben dem laufenden Dienstgeschä  , welches darunter nicht 
leiden dur  e, wurden die bislang nur einzeln gespeicherten 
Daten au  ereitet. Insgesamt 27.367 Datensätze wurden dem 
NWR zugeleitet und damit ein ordnungsgemäßer Betrieb zum 
1. Januar 2013 sichergestellt.
164                                                                                         UMWELT, BAU  UND ORDNUNGSVERWALTUNG
Weiterhin wurde der Wa  enbehörde durch das im Jahr 2009 
neu verabschiedete Wa  engesetz erstmals die Möglichkeit ge-
geben, verdachtsunabhängige Kontrollen bei Besitzern erlaub-
nisp ich  ger Wa  en durchzuführen. Dies stellt einen weiteren 
Beitrag zur Erhöhung der ö  entlichen Sicherheit und Ordnung 
dar, denn jeder Berech  gte musste nun damit rechnen, auch 
vor Ort auf die Einhaltung der entsprechenden Gesetze und 
Verordnungen geprü   zu werden.
Dabei wurde nicht nur eine Vielzahl von Wa  enschränken, 
sondern gleichzei  g auch die Übereins  mmung der in der Be-
hörde vorhandenen Daten mit den tatsächlichen Zuständen 
überprü  . Bis auf wenige Einzelfälle waren die vorgeschriebe-
nen Sicherheitsbehältnisse vorhanden und dadurch die Wa  en 
vor unbefugtem Zugri   gesichert.
Des Weiteren wurden im betre  enden Zeitraum 17 wa  en-
rechtliche Erlaubnisse widerrufen, weil die Inhaber durch ver-
schiedene strafrechtliche Delikte als nicht mehr zuverlässig im 
Sinne des Wa  engesetzes galten. Sieben Personen wurde ein 
„Wa  enbesitzverbot“ erteilt, aufgrund dessen ihnen der Um-
gang auch mit erlaubnisfreien Wa  en und Gegenständen, die 
unter das Wa  engesetz fallen (z. B. Messer, Bajone  e, Lu  -
druck-, Gas- und Schreckschusswa  en) auf Dauer untersagt 
wird. Grund hierfür waren Vorkommnisse dieser Personen, die 
vermuten ließen, dass sie mit derar  gen Gegenständen auch 
kün  ig nicht sachgerecht umgehen werden.
Sachverhalte mit Hunden, Gefährliche Hunde und Vollzug des 
Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung vor gefährlichen Hun-
den (GefHundG)
In der Wahlperiode wurden in diesem Bereich 167 Fälle bear-
beitet, die Anzeigen jeglicher Art mit Bezug zu Hunden (Beiß-
vorfälle, Hundemisshandlung, freilaufende Hunde ohne Scha-
densereignis etc.) beinhalten und sich auf die einzelnen Jahre 
wie folgt verteilen:
Sachverhalte an denen Hunde beteiligt waren
2008 2009 2010 2011 2012 2013
6 25 46 35 34 21
Das Landratsamt Erzgebirgskreis untersucht unverzüglich nach 
Kenntniserlangung von derar  gen Ereignissen die jeweiligen 
Sachverhalte vor Ort und legt im Zusammenwirken mit dem 
Veterinäramt und der Ortspolizeibehörde, dem jeweiligen 
Ordnungsamt der Stadt oder der Gemeinde Maßnahmen fest, 
um kün  ige Gefahren für Personen, Sachen oder Tiere aus-
zuschließen. Dies reicht über die Anordnung einer sofor  gen 
Grundstückssicherung über die Festlegung eines Maulkorb- 
und Leinenzwanges bis hin zur Wegnahme des Tieres, wenn 
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Halter oder Besitzer 
für eine ordnungsgemäße Beaufsich  gung seines Tieres nicht 
geeignet, nicht willens oder nicht dazu in der Lage ist.
Feuerwerke
Ein wich  ges Feld in der Tä  gkeit des Sachgebietes stellt die 
Überwachung von gewerblichen Feuerwerken dar. Ein jeder 
hat bes  mmt schon einmal die imposanten Feuerwerke des 
tradi  onsreichen und jährlich sta   indenden „KÄT“-Festes in 
der Großen Kreisstadt Annaberg-Buchholz bestaunt. Bevor 
jedoch die vielfäl  gen E  ekte in den Himmel steigen können, 
hat die Behörde eine umfangreiche Prüfung vorzunehmen, ob 
ein gefahrloses Abbrennen gesta  et werden darf. Hierfür sind 
sowohl der Abbrennort, als auch die Jahreszeit und besonders 
brandgefährdete Objekte für jeden Einzelfall zu berücksich-
 gen. Gerade in den trockenen Sommermonaten steht der 
Schutz der Bevölkerung vor Schäden, welche aus Feuerwerken 
resul  eren, im Vordergrund. Dabei ist nicht nur die jeweilige 
Waldbrandwarnstufe zu beachten. Auch trockene Felder oder 
sons  ge brandgefährliche Objekte im Gefahrenbereich können 
zu einer Versagung derar  ger Vorhaben führen. Dass es sich 
beim Abbrennen von Feuerwerken nicht nur um Einzelfälle 
handelt, zeigt die nachfolgende Übersicht:
Genehmigungen: Abbrennen von Feuerwerken
2008 2009 2010 2011 2012 2013
98 164 180 195 154 147
Versammlungsgesetz 1. August 2008 bis 31. Dezember 2013
Ein Grundbestandteil der Demokra  e ist die Ausübung des 
Versammlungsrechtes. Die Versammlungsfreiheit ist in Art. 8 
GG als Grundrecht garan  ert, der wie folgt lautet:
(1)  Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung 
oder Erlaubnis friedlich und ohne Wa  en zu versammeln. 
(2)  Für Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses 
Recht durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes be-
schränkt werden.
Die Versammlungsbehörde hat die Aufgabe, nach Anzeige ei-
ner geplanten Versammlung zu prüfen, ob diese wie vom je-
weiligen Veranstalter geplant, durchgeführt werden kann oder 
ob Au agen bzw. Verbote ausgesprochen werden müssen.
Gerade bei großen Demonstra  onen ist dies mit einem erheb-
lichen Aufwand verbunden, da beispielsweise Straßen oder 
Plätze (ab-)gesperrt werden oder aber unterschiedliche poli-
 sche Lager räumlich voneinander getrennt werden müssen. 
Zwar gehört der Erzgebirgskreis nicht zu den Hochburgen von 
Versammlungen wie es z. B. die Kreisfreien Städte Dresden, 
Leipzig und Chemnitz im Freistaat Sachsen sind. Aber auch 
Aufzüge, wie anlässlich der kons  tuierenden Sitzung des Kreis-
tages des Erzgebirgskreis im September 2008 von diversen 
poli  schen Krä  en beantragt, um gegen den Einzug der NPD 
in den Kreistag zu protes  eren, verlangen einen erheblichen 
Krä  e- und Mi  eleinsatz. So war ein Großaufgebot der Polizei 
erforderlich, um einen friedlichen Verlauf der Veranstaltung zu 
gewährleisten und die poli  sch Agierenden zu schützen (siehe 
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Foto). Die Abwägung der Versammlungsfreiheit mit der Auf-
rechterhaltung der ö  entlichen Sicherheit ist dabei o  mals 
mit rechtlich komplexen Fragestellungen und einer schwieri-
gen Gefahrenprognose verbunden.
Angemeldete Demonstra  onen
2008 2009 2010 2011 2012 2013
8 15 17 30 25 39
4.5.2.7 Fachbereich allgemeines Polizeirecht
Das Sachgebiet Polizei- und Gewerberecht führt die Fachauf-
sicht über die kreisangehörigen Kommunen. Dies umfasst 
insbesondere die Beratung bei ortspolizeilichen Aufgaben, 
Widerspruchsbearbeitung bei eingelegten Rechtsbehelfen ge-
gen Polizeiverfügungen der Kommunen und die Prüfung und 
Bestä  gung von Polizeiverordnungen der Kommunen. Dabei 
wurden einige Verordnungen im Vorfeld bis zu viermal abge-
s  mmt:
Anzahl der vorgelegten Polizeiverordnungen
Jahr 2008 2009 2010 2011 2012 2013
Anzahl 1 11 12 7 7 10
Ferner wurden die Verordnungen der Kommunen nach dem 
Gesetz über die Ladenö  nungszeiten im Freistaat Sachsen 
(SächsLadÖ  G) einer fachlichen Prüfung unterzogen, obwohl 
hier keine Vorlagep icht besteht. Die meisten Kommunen er-
lassen jährlich eine neue Verordnung.
Geprü  e Verordnungen nach dem SächsLadÖ  G
Jahr 2008 2009 2010 2011 2012 2013
Anzahl –* 33 24 19 13 14
* 2008 wurde keine Sta  s  k geführt
Im Bereich der berufsmäßigen Ausübung der Heilkunde hat 
sich durch das Bundesverwaltungsgerichtsurteil vom 26. Au-
gust 2009 (Az.: 3 C 19.08) der Umstand ergeben, dass seither 
auch Physiotherapeu  nnen und Physiotherapeuten eine be-
grenzte Heilprak  kererlaubnis beanspruchen können, wenn 
sie sich einer eingeschränkten Heilprak  kerüberprüfung un-
terziehen. 
Bis dato konnten nur Erlaubnisse zur berufsmäßigen Ausübung 
der Heilkunde ohne ärztliche Bestallung (Heilprak  ker) und Er-
laubnisse zur Ausübung der Heilkunde auf dem Gebiet der Psy-
chotherapie (Heilprak  ker auf dem Gebiet der Psychotherapie) 
erteilt werden. Nach Scha  ung der Voraussetzungen für die 
Durchführung einer Heilprak  kerüberprüfung zur Erlangung 
einer sektoralen Heilprak  kererlaubnis auf dem Gebiet der 
Physiotherapie fand dann am 16. März 2011 die erste schri  li-
che Überprüfung für diesen Personenkreis sta  . 
Mit dem Neuerlass der Verwaltungsvorschri   des Sächsi-
schen Staatsministeriums für Soziales und Verbraucherschutz 
zur Durchführung des Heilprak  kergesetzes vom 5. Juli 2011 
wurde diese Verfahrensweise rechtssicher normiert und dabei 
auch die Erlaubniserteilung nach Aktenlage eingeführt, wenn 
die Physiotherapeuten eine entsprechende Nachquali ka  on 
abgeschlossen haben (hier wird der zuständigen Überprü-
fungskommission im Landkreis Görlitz lediglich die Akte mit 
allen Nachweisen vorgelegt, die Antragsteller müssen an kei-
ner schri  lichen Überprüfung teilnehmen). Seit dem Jahr 2012 
nehmen diese Antragstellungen nach Aktenlage stark zu und 
führten zu der immensen Erhöhung der Erlaubniserteilungen 
im Jahr 2012. Die ersten Erlaubnisse nach Aktenlage wurden 
am 6. Juni 2012 ausgestellt.
Heilprak  kererlaubnisse und Ablehnungen
Jahr 2008 2009 2010 2011 2012 2013
Erlaub-
nisse
0 6 5 8 36 50
Ableh-
nungen
2 17 17 18 18 14
In sieben Fällen wurde aufgrund des Verdachts der 
unberech  gten Ausübung der Heilkunde ermi  elt, wobei es zu 
keiner Untersagung der Ausübung der Heilkunde kam.
Das Aufgabengebiet umfasst weiterhin den Vollzug des Bun-
desleistungsgesetzes, also die Bekanntmachung von Übungen 
der Bundeswehr gegenüber den zu beteiligenden Behörden 
und Ins  tu  onen. 
Bekanntgemachte Bundeswehrübungen
2008 2009 2010 2011 2012 2013
14 28 38 15 10 23
Demonstra  on zur 1. Kreistagssitzung am 18. September 2008.
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4.5.2.8  Fachbereich Jagdrecht
Auf der Grundlage des Bundesjagdgesetzes und des Sächsi-
schen Jagdgesetzes nimmt der Erzgebirgskreis die ihm als un-
tere Jagdbehörde übertragenen Aufgaben als Weisungsaufga-
ben wahr. Dazu gehören unter anderem:
Gestaltung der Jagdbezirke
Das Jagdrecht steht dem Eigentümer auf seinem Grund und 
Boden zu und ist untrennbar mit dem Eigentum an Grund 
und Boden verbunden. Das Jagdrecht darf nur in Jagdbezirken 
ausgeübt werden. Im Erzgebirgskreis gibt es 240 Jagdbezirke, 
davon 42 Eigenjagdbezirke (mit einer Fläche von insgesamt 
12.192 ha), 32 Verwaltungsjagdbezirke (mit 54.820 ha) und 
166 gemeinscha  liche Jagdbezirke (mit 115.788 ha; Stand 
31. Dezember 2013).
Jagdbezirke können durch schri  liche Vereinbarung zwischen 
den Jagdausübungsberech  gten abgerundet werden. Die 
Abrundungsvereinbarung, deren Änderung oder Au  ebung, 
wird erst mit Genehmigung der unteren Jagdbehörde wirksam. 
Sie entscheidet auch über die Zusammenlegung von Grund-
 ächen oder über die Teilung von Jagdbezirken in mehrere 
selbständige Jagdbezirke.
Aufsicht über die Jagdgenossenscha  en
Die Eigentümer der Grund ächen, welche zu einem gemein-
scha  lichen Jagdbezirk gehören, bilden eine Jagdgenossen-
scha  . Im Erzgebirgskreis gibt es derzeit 121 Jagdgenossen-
scha  en. Die Jagdgenossenscha   ist eine Körperscha   des 
ö  entlichen Rechts. Sie untersteht der Rechtsaufsicht der un-
teren Jagdbehörde, d. h. die untere Jagdbehörde überwacht 
die Rechtmäßigkeit des Handelns der Jagdgenossenscha   und 
der ehrenamtlich tä  gen Jagdvorstände.
Abschussplanung
Zum Schutz der Interessen der Land-, Forst- und Fischereiwirt-
scha   und zur Vermeidung von übermäßigen Wildschäden 
muss der Jäger durch Abschuss von Wild regulierend eingrei-
fen. 
Schalenwild, mit Ausnahme von Schwarzwild und Rehwild, 
darf nur auf Grundlage und im Rahmen eines Abschussplanes 
erlegt werden. Die durch die Jagdausübungsberech  gten im 
Einvernehmen mit der Jagdgenossenscha   bzw. bei verpach-
teten Eigenjagdbezirken im Einvernehmen mit dem Eigentü-
mer aufgestellten Abschussplananträge sind von der unteren 
Jagdbehörde für einen Zeitraum von bis zu drei Jagdjahren zu 
bestä  gen oder festzusetzen. 
Jägerprüfung und Jagdscheinerteilung
Im Erzgebirgskreis gibt es derzeit 1.158 Jagdscheininhaber, da-
runter 58 Frauen. Ein Jagdschein kann erst nach erfolgreichem 
Ablegen der Jägerprüfung, des sogenannten „grünen Abiturs“, 
und mit dem vollendeten 16. Lebensjahr erteilt werden. Dazu 
führt die untere Jagdbehörde in Abständen Jägerprüfungen 
durch.
Die Jägerprüfung besteht aus einem schri  lichen (Online-
prüfung) und einem mündlich-prak  schen Teil sowie einer 
Schießprüfung. Die Teilnahme an der Jägerprüfung erfordert 
u. a. gründliche Kenntnisse der Wildbiologie und -ökologie, 
des Land- und Waldbaus, des Natur- und Artenschutzes, auf 
dem Gebiet der Wa  enkunde, der Wildkrankheiten und Wild-
brethygiene sowie Kenntnis einschlägiger Rechtsvorschri  en, 
welche durch den Bewerber in einer mindestens 120 Stunden 
umfassenden Jägerausbildung erworben werden können.
Der Jagdschein wird durch die untere Jagdbehörde in der Re-
gel für drei Jagdjahre erteilt. Als wa  enrechtliches Dokument 
berech  gt der Jagdschein zum Wa  enkauf und legi  miert zur 
Jagdausübung.
Artenschutz und Wildmonitoring
Die Jagdausübungsberech  gten sind verp ichtet, bei der sys-
tema  schen Erfassung, Beobachtung und Überwachung be-
s  mmter Wildarten – Wildmonitoring – mitzuwirken. Hierfür 
wurde ein sachsenweites, webbasiertes Online-Portal mit in-
tegrierten Modulen zur Abschussplanung, Streckenerfassung 
(inkl. Streckenbuch) und Präsenzerfassung eingerichtet. Die 
Registrierung und Freischaltung der Jagdausübungsberech-
 gten für die Teilnahme am Wildmonitoring erfolgt durch die 
untere Jagdbehörde. Die Daten werden von der Jagdbehörde 
ausgewertet. Zur Bestandssicherung kann die Jagdausübung 
auf diese Wildarten im Rahmen ihrer Jagdzeit zeitlich, räum-
lich, nach Anzahl, Geschlecht und Alter beschränkt werden. 
Sons  ges
Eine Reihe von Aufgaben und Befugnissen, welche bis Inkra  -
treten des neuen Sächsischen Jagdgesetzes durch die obere 
Jagdbehörde wahrgenommen wurden, obliegen nunmehr zu-
sätzlich der unteren Jagdbehörde. Dazu gehören u. a. die Auf-
hebung von Jagd- und Schonzeiten für Wild oder die Erteilung 
von Genehmigungen nach der Bundeswildschutzverordnung, 
insbesondere Genehmigungen zur Haltung von Greifen und 
Falken.
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4.5.3.  Sachgebiet Migra  on und Personen-
standswesen
4.5.3.1  Fachbereich Aufenthaltsrecht
Im Erzgebirgskreis leben durchschni  lich 4.000 Ausländer, in-
begri  en sind dabei alle EU-Staatsangehörigen und auch Asyl-
bewerber. Dies ergibt einen Anteil von rund einem Prozent der 
Bevölkerung im Landkreis.
Ausländer im Erzgebirgskreis
Der höchste Anteil der Ausländer, die sich im Erzgebirgskreis 
au  alten, kommt aus der Sozialis  schen Republik Vietnam, 
gefolgt von Staatsangehörigen aus der Tschechischen Repu-
blik, der Russischen Födera  on, der Republik Türkei und Re-
publik Polen. 
Viele ausländische Staatsangehörige sind o   aus familiären 
Gründen im Erzgebirgskreis wohnha  , aber auch Aufenthalte 
aufgrund einer Beschä  igung oder eines Studiums sind an-
zutre  en. Kürzere zweckgebundene Aufenthalte können zum 
Beispiel auch Schüleraustausch, Sprachkurs oder Au-pair sein.
So wurden in den Jahren 2008 bis 2013 insgesamt 1.076 Auf-
enthaltsgenehmigungen neu erteilt. Knapp 40 % der Neuer-
teilungen erfolgten nach Abschni   5 des Aufenthaltsgesetzes, 
d. h. aus völkerrechtlichen, humanitären oder poli  schen 
Gründen und ca. 36 % der Aufenthalts  tel wurden nach Ab-
schni   6 – Aufenthalt aus familiären Gründen erteilt.
Neuerteilung von Aufenthalts  teln
Der Rückgang der erteilten neuen Aufenthalts  tel ist Folge der 
Erweiterung der Europäischen Union, da diese Staatsangehöri-
gen für ihren Aufenthalt im Bundesgebiet keinen Aufenthalts-
 tel mehr benö  gen. 
Im Jahr 2013 erfolgte ein Ans  eg von neu erteilten Aufent-
halts  teln an Ausländer aus familiären Gründen und zum Zwe-
cke der Ausbildung.
Durch die Einführung des elektronischen Aufenthalts  tels im 
September 2011 wurden die als Klebee  ke   in Papierform be-
kannten Aufenthaltsgenehmigungen abgelöst. Damit werden 
den in Deutschland lebenden Ausländerinnen und Ausländern 
die gleichen elektronischen Funk  onen bereitgestellt, die auch 
der neue Personalausweis bereits beinhaltet. 
Die Umstellung auf die neuen Verfahren, die zahlreichen Ände-
rungen in den Prozessen und Abläufen mit ihren technischen 
Herausforderungen wurden erfolgreich umgesetzt. Ein neuer 
Sicherheitsstandard wurde somit gescha  en.
Alle noch im Umlauf be ndlichen alten Aufenthalts  tel werden 
nach und nach mit ihrem Ablauf bzw. bis spätestens 31. August 
2021, als eigenständige Dokumente mit elektronischem Spei-
cher- und Verarbeitungsmedium ausgestellt werden.
4.5.3.2  Fachbereich Asylrecht
Die Durchführung von Asylverfahren obliegt dem Bundesamt 
für Migra  on und Flüchtlinge. Das Landratsamt Erzgebirgskreis 
ist als untere Ausländerbehörde für die Aufnahme und Unter-
bringung von Flüchtlingen nach dem Sächsischen Flüchtlings-
Quelle: Sta  s  k Bundesamt für Migra  on und Flüchtlinge
Bundesweite Zuwanderung
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aufnahmegesetz zuständig. Die aktuelle bundesweite Entwick-
lung der Neuzugänge von Asylbewerbern zeigt besonders in 
den letzten Jahren einen deutlichen Ans  eg. 
Auch für den Erzgebirgskreis bedeutete die erhöhte Zuwande-
rung von Asylbewerbern einen Ans  eg der aufzunehmenden 
Personen. Gemäß dem Sächsischen Flüchtlingsaufnahmege-
setz werden die neu eingereisten Asylbewerber nach einer 
entsprechenden Verteilquote der Landkreise und kreisfreien 
Städte zugewiesen. 
In der Wahlperiode stellen sich die Neuzuweisungen für den 
Erzgebirgskreis wie folgt dar:
Neuzuweisungen in den Erzgebirgskreis
Standen im Landkreis im Jahr 2008 noch sechs Unterkün  e für 
Asylbewerber bereit, mussten bereits im Jahr 2009 aufgrund 
zu geringer Zuweisungen drei Wohnheime und ein Jahr später 
noch eine Unterkun   geschlossen werden. Nachdem jedoch 
2012 der Asylbewerberzustrom wieder stark zunahm, musste 
die Landkreisverwaltung ein neues Heim zur Unterbringung 
von Asylbewerbern erö  nen, um ihrer Aufnahmep icht nach-
kommen zu können.    
Belegung der Asylbewerberwohnheime jeweils zum 
Jahresende
Weiterhin sind Asylbewerber dezentral in Wohnungen unter-
gebracht. Dies erfolgt überwiegend aus gesundheitlichen bzw. 
aus humanitären Gründen. Am 23. Juni 2011 beschloss der 
Kreistag, dass u. a. Familien und Einzelpersonen mit Kind unter 
bes  mmten Voraussetzungen in Wohnungen unterzubringen 
sind. Dieser Beschluss konnte weitgehend umgesetzt werden.
Am 1. Januar 2012 erfolgte im Erzgebirgskreis die Umstellung 
von Gutscheinen auf Bargeld, um einer besseren Versorgung 
der Asylbewerber gerecht zu werden. Aufgrund eines Urteils 
des Bundesverfassungsgerichts vom 18. Juli 2012 erfolgte 
die Anhebung der Geldleistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz. Demnach ist die Höhe der Geldleistungen 
entsprechend der Grundlagen der Regelungen des II. und 
XII. Buches Sozialgesetzbuch zu gewähren. Damit verbunden 
waren erhebliche Mehrbelastungen des Haushaltes im Erzge-
birgskreis.
4.5.3.3 Fachbereich Einbürgerungen
Im Zeitraum vom 1. August 2008 bis 31. Dezember 2013  er-
hielten auf Antrag insgesamt  113 ausländische Staatsangehö-
rige durch Einbürgerung in die Bundesrepublik Deutschland 
die deutsche Staatsbürgerscha   verliehen. 
Einbürgerungen
2008 2009 2010 2011 2012 2013
14 20 13 13 18 35
Ein weiteres Verwaltungsverfahren ist die Ausstellung von 
Staatsangehörigkeitsausweisen. So wurden auf Antrag in 
der Zeit vom 1. August 2008 bis zum 31. Dezember 2013 in 
48 Fällen Staatsangehörigkeitsausweise ausgestellt. Diese 
werden vorwiegend für berufliche Zwecke als Nachweis der 
deutschen Staatsangehörigkeit benötigt. 
4.5.3.4  Fachbereich Personenstandswesen
Im Bereich des Personenstandswesens obliegt dem Land-
kreis die Fachaufsicht über 41 Standes- und 43 Meldeämter. 
Die Fachaufsicht dient der Unterstützung bei der Aufgabener-
füllung der Standes- und Meldeämter und gewährt den Kom-
munen gleichzei  g Rechtssicherheit. 
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5 Abteilung 4 – Re  ungsdienst, Brand- und 
Katastrophenschutz, Lebensmittelüber-
wachungs- und Veterinäramt 
(1. Beigeordneter)
5.1    Euroregion
Der Erzgebirgskreis ist durch seine Gebietsstruktur seit 2008 
in zwei Euroregionen integriert. Die Gebiete der Altlandkrei-
se Annaberg, Mi  lerer Erzgebirgskreis und Stollberg sind in 
der Euroregion Erzgebirge e. V. vertreten. Das Territorium des 
Altlandkreises Aue-Schwarzenberg wird durch die EUREGIO 
EGRENSIS, Arbeitsgemeinscha   Sachsen/Thüringen e. V. ver-
treten. Somit besteht  ächendeckend eine op  male Verbin-
dung bezüglich einer grenzübergreifenden Arbeit mit den tsche-
chischen Regionen (Bezirke) Ústí nad Labem und Karlovy Vary.
Die Mi  el des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE) verbessern die Infrastruktur und die Lebensverhältnis-
se der Menschen im sächsisch-böhmischen Erzgebirge. Für 
die Förderung der grenzübergreifenden Zusammenarbeit zwi-
schen dem Freistaat Sachsen und der Tschechischen Republik 
wurden im Rahmen des Ziel3/Cil3-Progamms für den Zeitraum 
von 2007 bis 2013 insgesamt ca. 195 Mio. EUR EFRE-Mi  el be-
willigt.
Die über 200 Großprojekte tragen dabei inves  ven Charakter 
und bilden eine gute Grundlage für die Nachhal  gkeit dieser 
Maßnahmen in der sächsisch-böhmischen Grenzregion und 
darüber hinaus.
Einige Beispiele dazu, die das Territorium des Erzgebirgskreises 
betre  en:
– Der Förderverein „Ambroßgut Schönbrunn e. V.“ erhielt in 
den Jahren 2009 bis 2012 rund 2 Mio. EUR EFRE-Mi  el zur 
Belebung des ländlichen Kulturerbes im Wolkensteiner Orts-
teil Schönbrunn und in der tschechischen Stadt Zubrnice.
– Das Zentrum der böhmisch-tschechischen Volkskunst 
entstand in der Kreisstadt des Erzgebirgskreises, Anna-
berg-Buchholz, in Form der überregionalen Ausstellung 
„Manufaktur der Träume“. Mit Unterstützung der Stadt 
Chomutov konnten dafür rund 2,3 Mio. EUR EFRE-Mi  el 
im Zeitraum 2009 bis 2011 bereitgestellt werden.
– Die benachbarten Städte Boži Dar und Kurort Oberwie-
senthal erhielten, unter Einbeziehung der angrenzenden 
Territorien der Gemeinde Breitenbrunn zur Verbesserung 
bestehender grenzübergreifender Verkehrsverbindungen 
rund 3 Mio. EUR Fördermi  el aus dem EFRE in den Jahren 
2009 bis 2011.
– Zur touris  schen Aufwertung des grenzüberschreitenden 
Ganzjahrestourismus wurden dem Tourismusverein Spiel-
zeugdorf Kurort Sei  en e. V. und dem „Bergklub Lesná“ 
(Gemeinde Bolebo ) in den Jahren 2009 bis 2011 rund 
340.000 EUR EFRE-Mi  el bewilligt.
– Au  au und Vermarktung der sächsisch-böhmischen SIL-
BERSTRASSE waren für die Gemeinde Bad Schlema als 
Lead-Partner und die Städte Boži Dar, Jáchimow und 
Ostrov sowie weitere Projektpartner auf der deutschen 
Seite ein bedeutendes Projekt, welches in den Jahren 2010 
bis 2012 mit rund 660.000 EUR gefördert wurde. 
– Die Regionen Oberes Zschopau- und Sehmatal und Karlovy 
Vary  nanzierten in den Jahren 2011 bis 2013 ein beson-
deres Projekt zur Aufwertung der grenzübergreifenden 
Infrastruktur. So konnten 4,6 Mio. EUR EFRE-Mi  el zur ge-
meinsamen Scha  ung von Abwasserbesei  gungsanlagen 
bewilligt und damit ein wesentlicher Beitrag zur Umwelt-
entlastung geleistet werden. 
– Den Städten Kurort Oberwiesenthal und Ostrov wurden 
im Jahr 2012 2 Mio. EUR zur Intensivierung der grenzüber-
schreitenden touris  schen Zusammenarbeit bewilligt.
– Für Marke  ngmaßnahmen zur besseren Vernetzung und 
eines intensiveren Informa  onsaustausches zwischen 
den Städten Annaberg-Buchholz und Chomutov wurden 
650.000 EUR aus dem EFRE im Jahr 2012 zur Verfügung 
gestellt.
– Die „Karlsroute“, ein überregionaler Rad- und Wanderweg, 
entstand durch eine intensive Zusammenarbeit der Stadt 
Eibenstock und dem Zweckverband Muldentalradweg mit 
mehreren Kommunen auf böhmischem Gebiet. Dafür wur-
den 1,8 Mio. EUR Fördermittel im Jahr 2012 bewilligt. 
– „Der Ruhm des Bergbaus im Erzgebirge“ ist ein grenzüber-
greifendes Projekt der Wirtschaftsförderung Erzgebirge 
GmbH in Annaberg-Buchholz gemeinsam mit dem Bezirk 
Ústí nad Labem mit  nanziellen Zuschüssen in Höhe von 
552.000 EUR im Jahr 2012.
– Der Staatsbetrieb Sachsenforst, Forstbetrieb Marien-
berg, organisierte die Umsetzung der geplanten Maß-
nahmen zur Revitalisierung der grenzüberschreitenden 
Moorlandscha   zwischen Satzung (Ortsteil der Stadt Ma-
rienberg) und Hora Sv. Šebestiána. Dieses Projekt wurde, 
beginnend in 2012, mit über 1 Mio. EUR gefördert und 
von Fach- und Verwaltungsbehörden beider Länder unter-
stützt. 
– Zwischen den Städten Schwarzenberg und Ostrov konn-
ten ab 2012 wich  ge Maßnahmen zur Aufwertung beider 
Standorte an der Silberstraße durch EFRE-Mi  el in Höhe 
von 1,85 Mio. EUR im Rahmen des Projektes „Von Schloss 
zu Schloss“ realisiert werden. 
– Das Jubiläum „500 Jahre Barbara Uthmann“ im Jahr 
2013 nahmen die befreundeten Städte Chomutov und 
Annaberg-Buchholz zum Anlass, verschiedene Ak  vitä-
ten mit Unterstützung von 145.000 EUR Fördermittel zu 
organisieren.
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Für die Organisa  on und Durchführung von Kleinprojekten 
wurden im gleichen Förderzeitraum in der Euroregion Erzge-
birge/Krušnoho í über 250 Projekte im Wertumfang von über 
3 Mio. EUR bewilligt. Das europäische Ziel, die Begegnung von 
Menschen beiderseits der Grenzräume zu ak  vieren, konnte 
mit solch zielgerichteten Maßnahmen wesentlich verbessert 
werden.
Für den Altlandkreis Aue-Schwarzenberg im Gebiet der 
EUREGIO EGRENSIS gelang es im Zeitraum der Jahre 2007-
2013 ähnliche Ergebnisse zu erzielen.
Hier waren es insbesondere die Gemeinde Breitenbrunn und 
die Städte Eibenstock, Johanngeorgenstadt, Schwarzenberg, 
wo Bürgerinnen und Bürger in Vereinen und Einrichtungen be-
sondere Ak  vitäten zur grenzübergreifenden Zusammenarbeit 
entwickelten. 
Im sächsisch-böhmischen Gebiet (Altlandkreis Aue-Schwarzen-
berg, Vogtlandkreis und zwei Thüringer Landkreise) der EURE-
GIO EGRENSIS konnten im Berichtszeitraum 150 Projekte mit 
einer Gesam  ördersumme von ca. 2,9 Mio. EUR durchgeführt 
werden. 
Für die neue Förderperiode von 2014 bis 2020 ist bei ähnlicher 
Mi  elbereitstellung die Durchführung weiterer Groß- und Klein-
projekte zur ste  gen Verbesserung der grenzübergreifenden 
Zusammenarbeit im sächsisch-böhmischen Erzgebirge möglich.
5.2  Referat Re  ungsdienst, Brand- und 
Katastrophenschutz
Ziel und Zuständigkeit des Referates ist es, einen wirksamen 
Schutz der Bevölkerung vor Bränden, Unglücksfällen, ö  entli-
chen Notständen und Katastrophen zu gewährleisten. Rechts-
grundlage bildet das Sächsische Gesetz über Re  ungsdienst, 
Brand- und Katastrophenschutz (SächsBRKG).
Das Referat be ndet sich in der Straße der Freundscha   11 in 
Annaberg-Buchholz und ist in drei Sachgebiete unterteilt, die 
im Folgenden dargestellt werden.
5.2.1  Sachgebiet Re  ungsdienst
Zu den Aufgaben im Sachgebiet Re  ungsdienst gehörte von 
August 2008 bis Dezember 2012 die Planung, Organisa  on und 
Überwachung zur Durchführung der jährlich ca. 35.000 Einsät-
ze des Rettungsdienstes in den Bereichen der Altlandkreise 
Annaberg und Mi  lerer Erzgebirgskreis. Dazu standen 25 Ret-
tungsdiens  ahrzeuge mit über 100 hauptamtlichen „Re  ern“ 
zur Verfügung. Das Sachgebiet befasste sich im Wesentlichen 
mit der ständigen Anpassung der vorzuhaltenden Re  ungs- 
und Krankentransportwagen sowie der Notarzteinsatzfahrzeu-
ge. Diese sind an die ständig steigenden No  allanforderungen 
im genannten Zuständigkeitsbereich anzupassen. Ziel ist es, 
jeden No  allort innerhalb der gesetzlich vorgegebenen Ein-
tre  zeit von 12 Minuten zu erreichen. Weiterhin erfolgte im 
Sachgebiet die Abrechnung sämtlicher Kosten, die mit der 
Durchführung des Re  ungsdienstes entstanden. Auf der Basis 
dieser Kosten wurden zu den jährlich sta   indenden Verhand-
lungen mit den Kostenträgern (Krankenkassen) die Re  ungs-
dienstgebühren und Entgelte festgelegt, die zur kostendecken-
den Abrechnung des Re  ungsdienstes Anwendung fanden.
Dem Sachgebiet sind weiterhin die Re  ungsleitstellen Anna-
berg-Buchholz und Marienberg zugeordnet, deren Aufgaben 
die Entgegennahme und Weiterleitung von Notrufen für Feuer-
wehr und Re  ungsdienst und die Koordinierung von Kranken-
transportleistungen im jeweiligen Versorgungsbereich (Terri-
torien der Altlandkreise) sind. Darüber hinaus fungieren die 
Leitstellen als Ansprechpartner für Bürger in Notsitua  onen. 
Im Jahr 2009 wurde entsprechend der damals vorliegenden 
Kostenbetrachtung die Fusion der Leitstelle Marienberg mit 
der Leitstelle Annaberg auf den Weg gebracht. Mit einem Kos-
tenvolumen von 366.000 EUR wurden die Umbaumaßnahmen 
verwirklicht. Die Krankenkassen beteiligten sich mit 50 % an 
der Finanzierung.
Re  ungswache. Re  ungsleitstelle Annaberg-Buchholz.
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Mit dem Kreistagsbeschluss vom 21. Juni 2012 werden seit 
dem 1. Januar 2013 die Aufgaben des Re  ungsdienstes vom 
Re  ungszweckverband Chemnitz-Erzgebirge wahrgenommen, 
zu dem die Kreisfreie Stadt Chemnitz und der Erzgebirgskreis 
gehören.
Bis zur Inbetriebnahme der integrierten Leitstelle in Chemnitz 
im Jahr 2014, bearbeiten die Feuerwehr- und Re  ungsleitstel-
len in Annaberg-Buchholz, Zwickau und Chemnitz die aus ih-
rem Versorgungsbereich (Altlandkreise) eingehenden Notrufe. 
Sie alarmieren Feuerwehr und Re  ungsdienst und koordinie-
ren die Einsätze. 
Im Katastrophenfall obliegt ihnen die Alarmierung der Einsatz-
krä  e. Darüber hinaus fungieren die Feuerwehr- und Re  ungs-
leitstellen als Ansprechpartner für Bürger in Notsitua  onen.
Auf der Grundlage des SächsBRKG sind im Freistaat Sachsen 
die Re  ungszweckverbände oder die Landkreise bzw. die 
Kreisfreien Städte Aufgabenträger des bodengebundenen Ret-
tungsdienstes. 
Somit ist mit dem Beschluss der Verbandssatzung im Oktober 
2012 der Re  ungszweckverband Träger des bodengebunde-
nen Re  ungsdienstes in seinem Verbandsgebiet und nimmt 
die nach dem SächsBRKG sowie den dazu erlassenen Rechts-
normen folgende Aufgaben und P ichten wahr: In erster Linie 
ist der Re  ungszweckverband für die Organisa  on des Ret-
tungsdienstes unter Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben, in 
der Vorhaltung der dafür erforderlichen Fahrzeugtechniken, in 
der Abrechnung der Re  ungsdienstleistungen und der Durch-
führung der Kassenverhandlungen zuständig.
5.2.2  Sachgebiet Brandschutz 
Die Aufgabenschwerpunkte des Sachgebietes Brandschutz 
sind die Prüfung der Brandschutzbedarfspläne, die jährliche 
Lehrgangsbedarfsplanung, der Au  au und die Unterhaltung 
der digitalen Alarmierung, die Durchführung der Brandverhü-
tungsschauen, die Erstellung und Aktualisierung von 182 ge-
meindeübergreifenden Alarmplänen sowie die Erstellung von 
Gefährdungsanalysen, die Bearbeitung von Fördermi  elan-
trägen, als auch die Vorbereitung und Durchführung der jährli-
chen Auszeichnung von Dienstjubilaren. Darüber hinaus wirkt 
das Sachgebiet bei der Bearbeitung bauaufsichtlicher Verfah-
ren (z. B. bei Baugenehmigungen) mit, indem es brandschutz-
fachliche Stellungnahmen abgibt.
Bei den Städten und Gemeinden im Erzgebirgskreis sind rund 
5.000 Feuerwehrkrä  e ehrenamtlich tä  g, welche auf 182 
Freiwilligen Feuerwehren (FF) im Erzgebirgskreis verteilt sind. 
Hinzu kommen über 2.000 Kameraden in Alters- und Ehren-
abteilungen sowie über 1.600 Angehörige in Jugendfeuer-
wehren.
Hohe technische Anforderungen, aber auch veränderte Aufga-
benschwerpunkte, haben die Feuerwehren in den vergange-
nen Jahren geprägt. Das Aufgabenbild der Feuerwehr ist weg-
gerückt von der klassischen Brandverhütung und -bekämpfung 
hin zum technischen Hilfsdienst bei Betriebsunfällen und -stö-
rungen, Verkehrsunfällen, Unfällen mit gefährlichen Sto  en 
und Gütern sowie bei Unwe  erereignissen.
Die Vielfalt der Aufgaben ist mit höheren Kosten für die Feu-
erwehren verbunden. Demnach beschloss das Sächsische 
Staatsministerium des Inneren eine Richtlinie über die Gewäh-
rung von Zuwendungen zur Förderung des Feuerwehrwesens. 
Vordergründig soll die Richtlinie den Kommunen bei der Be-
scha  ung von Ausrüstungsgegenständen sowie Feuerwehr-
fahrzeugen und bei der Errichtung und Einrichtung von Feu-
erwehrhäusern dienen. Der maximale Fördersatz liegt (Stand: 
7. März 2012) bei 75 %. So konnten seit 2009 insgesamt 9 Mio. 
EUR an Fördermi  el für die Fachförderung des Feuerwehr-
wesens bewilligt werden. Schwerpunkte der Förderung waren 
unter anderem der Neubau des Gerätehauses der FF Cro  en-
dorf mit einer Gesam  nves   on von 970.000 EUR und der 
Neubau des Gerätehauses der FF Jahnsdorf mit Inves   onen 
in Höhe von 622.000 EUR. Für Bekleidung und diverser Ausrüs-
tung für die FF und das Feuerwehrtechnische Zentrum (FTZ) 
können jährlich insgesamt 160.000 EUR verwendet werden.
Gerätehaus der Freiwilligen Feuerwehr Cro  endorf.
Neben den bewilligten Fördermi  eln im Rahmen der Fach-
förderung bot das Konjunkturpaket II im Jahr 2009 eine wei-
tere Chance, wesentliche Inves   onsvorhaben umzusetzen. 
Dadurch standen dem Landkreis 625.000 EUR zur freien Ver-
fügung. Mit dem Geld konnten sieben Fördervorhaben bewil-
ligt werden. Des Weiteren konnten Fördermi  el in Höhe von 
65.000 EUR für die Schäden des Hochwassers im Jahr 2010 
aufgebracht werden, mit welchen man vier Fördervorhaben 
bewilligen konnte. Im Jahr 2013 folgte schließlich noch die 
Förderung nach der Verwaltungsvorschri   Au  auhilfe für Feu-
erwehren mit einer Gesamtsumme von 348.000 EUR, durch 
welche 30 Vorhaben gefördert werden konnten.
Die Ausbildung der Kameraden hat äußerste Priorität. Neben 
der Grundausbildung in verschiedenen Modulen gibt es zahl-
reiche Weiterbildungsmaßnahmen und Lehrgänge. So können 
die meist freiwilligen Helfer beispielsweiße an Lehrgängen zum 
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Truppführer (TF), Sprechfunker (SF), Maschinist (Ma LF), Mo-
torke  ensägenführer, Sicherheitsbeau  ragter (SiB), Sprech-
funker oder Atemschutzgeräteträger (ASGT) teilnehmen.
Von besonderer Bedeutung war die Gründung des Feuerwehr-
technischen Zentrums Erzgebirge (FTZ ERZ) am 1. Januar 2011. 
Mit seinen Standorten in Aue, Annaberg-Buchholz, Marien-
berg und Pfa  enhain unterstützt es die Freiwilligen Feuerweh-
ren in folgenden Aufgabenschwerpunkten: 
– Wartung und P ege der Atemschutzausrüstung,
– Schlauchp ege und Wartung,
– zentrale Bescha  ung von feuerwehrtechnischer Ausrüs-
tung sowie
– die Unterstützung bei der Organisa  on der überörtlichen 
Ausbildung.
Neben den Umlagen von Städten und Gemeinden ist der Land-
kreis in Höhe von 10 % an den Gesamtaufwendungen des 
FTZ beteiligt. Ziel des FTZ ist es, ein umfangreiches Leistungs-
spektrum für die Kommunen und deren Feuerwehren zu er-
bringen. 
So konnte Landrat Frank Vogel am 29. März 2012 im Beisein 
von Frak  onsvorsitzenden des Kreistages sowie Oberbürger-
meistern, Bürgermeistern und zahlreichen Medienvertretern 
am FTZ-Standort Pfa  enhain die zweite Atemschutzübungsan-
lage für den Erzgebirgskreis o   ziell übergeben. Eine sehr er-
freuliche Nachricht für die rund 2.100 Atemschutzgeräteträger 
aus den freiwilligen Feuerwehren des Erzgebirgskreises. Seit 
2012 besteht nun die Möglichkeit, neben der bereits beste-
henden Anlage in Marienberg, auch die Anlage in Pfa  enhain 
zu nutzen. 
Für Feuerwehren ist eine derar  ge Ausbildung der Atem-
schutzgeräteträger von elementarer Bedeutung, denn ein Ein-
satz mit Atemschutz stellt für die Kameraden höchste Anforde-
rungen dar. Mit der Erö  nung des FTZ-Standortes Pfa  enhain 
verbesserten sich somit die Ausbildungsbedingungen, vor al-
lem verkürzen sich die Anfahrtswege zum Teil deutlich. 
Um das Engagement und die besondere Einsatzbereit-
scha   der rund 7.000 Mitglieder der Freiwilligen Feuer-
wehren im Erzgebirgskreis zu würdigen,  nden jährlich 
Auszeichnungsveranstaltungen sta  . Die Kameraden der Feu-
erwehr erhalten für 10, 25 und 40 Jahre ak  ve Mitgliedscha   
ein Ehrenzeichen in Bronze, Silber oder Gold sowie eine Ver-
leihungsurkunde vom Freistaat Sachsen. Die Ehrung für 10 
Jahre Mitgliedscha   liegt in der Zuständigkeit der Gemeinde. 
Darüber hinaus werden Ehrenamtliche der Feuerwehr, des 
Katastrophenschutzes und des Re  ungsdienstes mit einer 
Jubiläumszuwendung nach der Sächsischen BRK-Jubiläumszu-
wendungsverordnung vom 16. März 2011 gewürdigt. Aufgrund 
des regionalen Bezuges gibt es jährlich zwei Veranstaltungen: 
eine für die Region Aue-Schwarzenberg/Stollberg sowie eine 
für die Region Annaberg/Mi  leres Erzgebirge. So konnten bei 
der Auszeichnungsveranstaltung am 8. November 2013 in der 
Goldnen Sonne in Schneeberg insgesamt 77 Kameraden aus 
den Altlandkreisen Stollberg und Aue-Schwarzenberg durch 
Landrat Frank Vogel ausgezeichnet werden. Darunter 30 für 25 
Jahre ak  ven Dienst und 28 für das 40-jährige Dienstjubiläum. 
Des Weiteren wurden 3 Helfer des Katastrophenschutzes, 2 
der Bergwacht und 9 des DRK-Kreisverbandes Aue-Schwarzen-
berg ausgezeichnet.
In den Altlandkreisen Mi  lerer Erzgebirgskreis und Annaberg 
waren es sogar insgesamt 101 Kameradinnen und Kameraden. 
Auszeichnungsveranstaltung in der Goldnen Sonne in Schneeberg am 
8. November 2013.
Feuerwehrtechnisches Zentrum Stollberg Ortsteil Pfa  enhain.
Anträge auf Auszeichnungen
173
RETTUNGSDIENST, BRAND  UND KATASTROPHENSCHUTZ, 
LEBENSMITTELÜBERWACHUNGS  UND VETERINÄRAMT
Darunter 44 für das 25-jährige Dienstjubiläum und 46 für das 
40-jährige Dienstjubiläum. Ebenso erhielten 11 Helfer des Ka-
tastrophenschutzes eine Auszeichnung.
„Schon in jungen Jahren das Miteinander fördern“ ist das Mot-
to der Kreisjugendfeuerwehr Erzgebirge. Ganz unter diesem 
Mo  o engagieren sich immer mehr junge Menschen im Be-
reich des freiwilligen Feuerwehrdienstes. Derzeit verteilen sich 
über 1.600 Jungen und Mädchen auf 123 Jugendfeuerwehren 
im Erzgebirgskreis.
Ein besonderes Highlight für die Jugendfeuerwehren ist die 
jährliche Teilnahme am interna  onalen We  bewerb „Ju-
gendfeuer Euroregion“, bei welchem 808 Sechzehnjährige in 
16 ausgewählten Teams aus der Tschechischen Republik und 
dem Freistaat Sachsen teilnehmen. Ziel der jährlichen Veran-
staltung ist es gegensei  ges Verständnis zu erlangen und das 
Miteinander schon in jungen Jahren zu fördern. In 30 im Wald 
durch freiwillige Sta  onshelfer errichteten Parcours, sollen 
den Jugendlichen feuerwehrspezi sche Tä  gkeiten näher-
gebracht werden. Bei all der Ernstha  igkeit soll der Spaß für 
die Jugendlichen jedoch nicht zu kurz kommen. So wird die 
Bescha  enheit eines Feuerwehrschlauches auf spielerische 
Art und Weise beispielsweise durch das Legen eines Wortes 
mit dem Schlauch beigebracht. Des Weiteren erhalten die Ju-
gendlichen Aufgaben wie Bierkästen stapeln, Schlauchkegeln, 
Wasser mit einem Verkehrskegel in einen 30-Liter-Behälter fül-
len oder einen Gol  all durch einen B-Schlauch führen. Diese 
Aufgaben machen nicht nur Spaß, sondern sind auch e  ek  v.
Der We  bewerb  ndet jährlich abwechselnd in unterschiedli-
chen Städten im Freistaat Sachsen und der Tschechischen Re-
publik sta  . So auch im Jahr 2013. Vom 6. September bis zum 
8. September fand in Hormersdorf der diesjährige We  bewerb 
„Euroregion Erzgebirge“ sta  . Doch auch in diesem Jahr reich-
te es für keine der acht deutschen Mannscha  en unter die Top 
drei. Die ersten drei Plätze bleiben auch für das Jahr 2013 wei-
terhin fest in tschechischer Hand. 
Jugendfeuerwehr Euroring – Die Mannscha   der Lugauer Jugend-
feuerwehr versucht sich im Kistenstapeln.
5.2.3  Sachgebiet Katastrophenschutz
Das Sachgebiet ist u. a. für folgende allgemeine Aufgaben ver-
antwortlich:
– Bearbeitung von Zuwendungen bei Katastrophen
– Betreuung der Katastrophenschutzeinheiten
– Ernährungsno  allvorsorge und Ernährungssicherstellung
– Erstellung und Fortschreibung von Katastrophenschutz-
plänen
– Planung und Durchführung von Katastrophenschutz-
übungen.
Unter Katastrophenschutz verstehen sich die Vorbereitung der 
Bekämpfung und die Bekämpfung von Katastrophen.
Im Unterschied zu klar abgrenzbaren Aufgaben der Gefahren-
abwehr, wie etwa einer Brandbekämpfung oder einer Hilfeleis-
tung im Re  ungsdienst besteht das Wesen des Katastrophen-
schutzes in seiner koordinierenden Funk  on.
Der Landkreis bekämp   als untere Katastrophenschutzbehör-
de eine Katastrophe nicht mit selbst vorgehaltenen Einsatz-
krä  en, sondern er koordiniert und steuert den Einsatz von 
Krä  en, die von anderen Trägern, wie z. B. den kommunalen 
Feuerwehren oder den privaten Hilfsorganisa  onen auf haupt-
sächlich ehrenamtlicher Basis bereitgestellt werden. 
Im Zuge der Kreisreform standen im Bereich des Katastrophen-
schutzes u. a. folgende Schwerpunktaufgaben:
– Umstrukturierung der Katastrophenschutzstäbe zu einem 
Verwaltungsstab gemäß einem Erlass des Sächsischen 
Staatsministerium des Innern,
– Zusammenfassung und Fortschreibung der  Katastrophen-
schutzplanungen,
– Vorbereitung und Durchführung einer Umstrukturierung 
der Katastrophenschutzeinheiten auf der Grundlage einer 
Helfer eines Löschzuges beim Bergen und Re  en von Personen im 
Rahmen einer Übung.
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neuen Strategie des Bundes und der Länder zum Schutz 
der Bevölkerung vor Katastrophen gemäß dem vom Land 
vorgegebenen Strukturen,
– Reorganisa  on des Helferrechts infolge der Aussetzung 
der Wehrp icht zum 1. Juli 2011,
– Organisa  on und Durchführung von Ausbildung und Übun-
gen von Einsatzkrä  en,
– Einführung und Durchsetzung einer neuen Richtlinie für 
 nanzielle Zuwendungen für die Städte und Gemeinden 
sowie für die Hilfsorganisa  onen, die im Katastrophen-
schutz mitwirken,
– Einführung von digitaler Funktechnik im Rahmen der Er-
richtung des Digitalfunks in Sachsen,
– für ein neues computergestütztes Katastrophenschutzma-
nagement zur Gefahrenabwehr beteiligt sich der Erzge-
birgskreis gemeinsam mit dem Landkreis Nordsachsen an 
dem Pilotprojekt des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz 
und Katastrophenhilfe „Risikoanalyse im Katastrophen-
schutz“.
Im Verwaltungsstab fanden sich ausschließlich Beschä  igte 
der Verwaltung wieder, die bereits in die Katastrophenschutz-
stäben der Altlandkreise eingebunden waren und über eine 
entsprechende Aus- und Weiterbildung verfügt haben. Insge-
samt arbeitet der Stab derzeit mit insgesamt 80 Personen, so 
dass ein Schichtbetrieb gewährleistet werden kann. 
Für entsprechende Dienststellen von außerhalb der Landkreis-
verwaltung wurden im Stab Arbeitsplätze zur Aufgabenunter-
stützung gescha  en. Dabei handelt es sich um Arbeitsplätze 
für Verbindungsbeamte der Bundespolizei, der Landespolizei 
und der Bundeswehr. Eine periodische Ausbildung gewährleis-
tet die personelle und die technische Einsatzbereitscha   des 
Verwaltungsstabes.
Höhepunkt der Arbeit des Verwaltungsstabes war bisher der 
Einsatz von insgesamt 59 Beschä  igten beim Junihochwasser 
vom 1. bis zum 3. Juni 2013 unter der Mitwirkung der Unter-
stützungsbeamten der Bundeswehr und der Landespolizei. Für 
die Tage der Sachsen 2010 in Oelsnitz und 2012 in Schwarzen-
berg erfolgten organisatorische Vorbereitungen im Sachgebiet 
und Unterstützung während der Durchführung der Fes  age 
durch die Koordinierungsgruppe des Verwaltungsstabes.
Die Katastrophenschutzpläne der Altlandkreise wurden mit 
Hilfe einer vom Freistaat Sachsen zur Verfügung gestellten 
So  ware vereinheitlicht zum „Allgemeinen Katastrophen-
schutzplan des Erzgebirgskreises“. Die Fortschreibung dieser 
Planungsunterlagen sowie die Erstellung neuer Pläne gemäß 
aktuellen Anforderungen ist ein ständiger Prozess. Das vom 
Freistaat Sachsen von 2008 bis Dezember 2011 umgesetzte 
neue Konzept zur Reorganisa  on des Katastrophenschutzes, 
stellte sowohl die Landkreisbehörde als auch die Kommunen 
und Hilfsorganisa  onen vor nicht unbedingt einfache Heraus-
forderungen. 
Es galt die Katastrophenschutzeinheiten des Brandschutzes, 
der ABC-Gefahrenabwehr und des Sanitäts- und Betreuungs-
dienstes gemäß vom Land vorgegebenen Strukturen umzuor-
ganisieren. Mit der Umsetzung, Abverfügung und Übereignung 
von bundes- und landeseigenen Katastrophenschutzfahrzeu-
gen, die sich im neuen Schutzkonzept nicht wiederfanden, ging 
eine umfangreiche Neuzuordnung der Katastrophenschutz-
helfer einher. Umgesetzt wurden Einsatzfahrzeuge von Johann-
georgenstadt und Königswalde nach Chemnitz, von Eiben-
stock, Bad Schlema, Lößnitz und Bernsbach nach Zwickau so-
wie vom DRK-Kreisverband Stollberg e. V. nach Zwickau und 
dem Landkreis Mi  elsachsen.
Schenkungen von Katastrophenschutzfahrzeugen verfügten 
der Bund und das Land für 11 Löschfahrzeuge nach Amts-
berg, Bärenstein, Elterlein, Jahnsdorf, Königswalde, Nieder-
würschnitz, Pobershau, Scheibenberg, Schwarzenberg, Kurort 
Sei  en und Zwönitz, 5 Rüstwagen nach Annaberg-Buchholz, 
Breitenbrunn, Drebach, Stollberg und Zöblitz, einen Schlauch-
wagen nach Sehmatal und zwei Beleuchtungsanhänger nach 
Schneeberg und Kurort Sei  en, sowie zwei Messleitwagen an 
den Landkreis.
Bergungsübung der Katastrophenschutz-Bergre  ungsgruppe des 
DRK-Kreisverbandes Annaberg-Buchholz am Sesselli   im Kurort 
Oberwiesenthal
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Den Hilfsorganisa  onen, DRK, Johanniter-Unfallhilfe e. V. und 
Malteser Hilfsdienst e. V. wurden insgesamt 9 Einsatzfahrzeu-
ge und 6 Anhänger übereignet.
Nach dem Abschluss der strukturellen Maßnahmen verfügt 
der Erzgebirgskreis durch die Mitwirkung der Kommunen und 
Hilfsorganisa  onen über die in der Tabelle unten aufgeführten 
Katastrophenschutzeinheiten der Führung, des Brandschutzes, 
der ABC-Gefahrenabwehr, des Sanitäts- und Betreuungsdiens-
tes.
Die Großen Kreisstädte Annaberg-Buchholz und Marienberg 
haben sich bereit erklärt, weitere Aufgaben in einer Katastro-
phenschutz-Einheit zu übernehmen (Führungsgruppe Brand-
schutz und Gerätetrupp im 2. Gefahrgutzug). Dazu ist erst 
die Zuführung der erforderlichen Fahrzeugtechnik durch den 
Freistaat Sachsen erforderlich, die auf der Grundlage eines Be-
scha  ungsprogramms im Rahmen der zur Verfügung stehen-
den  nanziellen Landesmi  el in den nächsten Jahren erfolgen 
wird.
Begleitet wurde die Umstrukturierung durch die Aussetzung 
der Wehrp icht zum 1. Juli 2011. Damit en  ielen für die Helfer 
in den Katastrophenschutzeinheiten die Voraussetzungen für 
eine Wehrdienstbefreiung oder eine Befreiung vom Zivildienst 
wegen ehrenamtlichem Dienst im Katastrophenschutz.
Im April 2012 bedankte sich der Landrat mit einer Veranstal-
tung in Bärenstein für den Einsatz und das ehrenamtliche 
Engagement im Dienste des Katastrophenschutzes bei den 
Helfern, die auf Grund der strukturellen Veränderungen des 
Freistaates Sachsen sowie wegen der Veränderungen im Wehr-
recht aus dem ak  ven Dienst ausgeschieden sind.
Katastrophenschutzeinheiten
5.3  Referat Lebensmi  elüberwachungs- und 
Veterinäramt (LÜVA)
Das Referat Lebensmi  elüberwachungs- und Veterinäramt 
(LÜVA) nimmt die Aufgaben des ö  entlichen Gesundheits-
dienstes gemäß Sächsischem Gesundheitsdienstgesetz wahr. 
Hauptziel der Tä  gkeit der Veterinärfachverwaltung ist der 
Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier. Im Einzelnen wer-
den folgende P ichtaufgaben erfüllt:
Vollzug des Tierseuchen-, Tierschutz-, Tierarzneimi  el-, Le-
bensmi  el- und Fleischhygienerechtes, außerdem obliegt dem 
LÜVA die Organisa  on und Durchführung der Schlach   er- und 
Fleischuntersuchung einschließlich Trichinenuntersuchung im 
Erzgebirgskreis. 
Grundlegend für den Schutz des Verbrauchers ist das Prinzip: 
„Vom Stall bis zum Tisch“.
Die Hauptaufgabengebiete werden im Folgenden dargestellt:
5.3.1 Tierseuchenbekämpfung
Die staatliche Tierseuchenbekämpfung hat die Verhütung und 
Bekämpfung anzeigep ich  ger Tierseuchen und die Abwehr 
der Einschleppung dieser Krankheiten in seuchenfreie Tierbe-
stände im Landkreis als Ziel. Den von Tieren auf den Menschen 
übertragbaren Krankheiten (Zoonosen) wird dabei besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet.
1. Löschzug Re  en: Neukirchen, Ehrenfriedersdorf, Thum, Niederwürschnitz
2. Löschzug Re  en Bockau, Geyer, Kurort Oberwiesenthal
1. Löschzug Wasserversorgung Burkhardtsdorf, Stollberg
2. Löschzug Wasserversorgung Wolkenstein, Drebach, Marienberg
1. Gefahrgutzug Grünhain-Beierfeld, Schneeberg, Schönheide 
2. Gefahrgutzug  Olbernhau, Lengefeld
ABC-Erkundungszug  Olbernhau, Amtsberg, Lauter, Marienberg
Funktrupp Olbernhau
1. Einsatzzug Johanniter-Unfall-Hilfe, DRK-Kreisverband Stollberg
2. Einsatzzug DRK-Kreisverband Mi  leres Erzgebirge
3. Einsatzzug Johanniter-Unfall-Hilfe, Malteser Hilfsdienst
4. Einsatzzug
DRK-Kreisverbände Aue-Schwarzenberg, Stollberg, Annaberg-Buchholz,
Mi  leres Erzgebirge
Führungsgruppe Sanität/Betreuung DRK-Kreisverband Mi  leres Erzgebirge
Bergre  ungsgruppe DRK-Kreisverband Annaberg-Buchholz
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Tierhalter im Erzgebirgskreis (Stand 24. Februar 2014)
Anzahl gehaltener Tiere im Erzgebirgskreis (Stand 24. 
Februar 2014)
Die größte Anzahl gehaltener Tiere mit 1765811 Stück  ndet 
sich beim Ge ügel (im Diagramm nicht mit dargestellt).
Anzahl Kontrollen
Anzahl A  es  erungen im Tierhandel
5.3.2 Tierschutz
Der Tierschutz steht als Staatsziel im Grundgesetz und ist da-
mit eine wich  ge verfassungsrechtliche Richtlinie.
Aufgabe des LÜVA ist es in diesem Zusammenhang für den 
Schutz des Lebens und Wohlbe ndens der Tiere zu sorgen, 
indem insbesondere Tierhandel, Tiertransporte und Tierhal-
tungen von Nutz- und Heim  eren überwacht werden und bei 
festgestellten Mängeln deren Abstellung durchgesetzt wird.
Anzahl Kontrollen
5.3.3 Tierarzneimi  elüberwachung
Das LÜVA überwacht den Verkehr mit Arzneimi  eln und Be-
täubungsmi  eln für Tiere und deren Anwendung, insbesonde-
re bei Tieren, die der Lebensmi  elgewinnung dienen. Außer-
dem werden der Betrieb der  erärztlichen Hausapotheken und 
die Ausübung des  erärztlichen Dispensierrechts überwacht.
Anzahl der Kontrollen
5.3.4 Lebensmi  elüberwachung
Der gesundheitliche Verbraucherschutz ist Teil der Fürsorge-
p icht des Staates gegenüber seinen Bürgern. Hierbei geht es 
insbesondere um den Schutz vor Gesundheitsgefahren durch 
Lebensmi  el, Bedarfsgegenstände, Tabakerzeugnisse und kos-
me  schen Mi  eln.
Vom LÜVA werden alle Betriebe, die an der Erzeugung, 
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Herstellung und Vermarktung beteiligt sind, erfasst und nach 
entsprechenden Vorgaben (Risikoanalyse) durch Inspek  o-
nen vor Ort kontrolliert. Bei festgestellten Verstößen werden 
durch das Kontrollpersonal auf der Grundlage der VO (EG) Nr. 
882/2004 und des Lebensmi  el- und Fu  ermi  elgesetzbu-
ches entsprechende Maßnahmen veranlasst.
Betriebe gesamt/davon Betriebe mit Beanstandung
Anzahl der Kontrollen
Probenahmen/davon Probenahmen mit Beanstandung
5.3.5 Fleischhygiene, Schlach   er- und 
Fleischuntersuchung
Um den Verbraucherschutz auf dem Gebiet der Fleischhygie-
ne zu gewährleisten, erfolgen in EU-zugelassenen Betrieben 
während des Schlachtens von Tieren, dem Zerlegen, Kühlen, 
Gefrieren, Be- und Verarbeiten und Befördern von Fleisch, 
Kontrollen durch das LÜVA. 
Anzahl der EU-zugelassenen Betriebe
Besonders wich  g ist außerdem die amtliche Untersuchung 
und Beurteilung der Schlach   ere vor und nach der Schlach-
tung. Für die Organisierung der Schlach   er- und Fleischun-
tersuchung ist das LÜVA zuständig. Ebenfalls untersucht wird 
erlegtes Wild. Dabei wird unter anderem auf sichtbare Zeichen 
von Tierseuchen, insbesondere Zoonosen, geachtet. 
Anzahl der Schlach   er- und Fleischuntersuchungen
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6  Abteilung 5 – Straßenwesen und Verkehr
6.1    Referat Straßenverkehr
6.1.1 Referatsleitung
Die Referatsleiterin ist Vertreterin des Landkreises bei der Eu-
roregion, Mitglied der AG ÖPNV beim Sächsischen Landkreis-
tag und Vorsitzende der Unfallkommission. Sie wirkt maßgeb-
lich bei der Gestaltung des Verkehrskonzeptes im Rahmen der 
Verkehrsplanung durch Stellungnahmen und verkehrsrechtli-
chen Forderungen und Entscheidungen sowie Abs  mmungs-
gesprächen mit den kreisangehörigen Gemeinden mit. 
6.1.2 Sachgebiet Kfz-Zulassung 
Die Kfz-Zulassung mit Sitz in Annaberg-Buchholz hat drei 
Außenstellen in Aue, Marienberg und Stollberg. Die Kfz-Zulas-
sungsstelle ist für alle Bürger des Landkreises zuständig, die 
ein Kra  fahrzeug, Kra  rad, Anhänger oder Sonderfahrzeug für 
den Straßenverkehr zulassen wollen. 
Bei vorübergehenden oder endgül  gen S  lllegungen, Um-
kennzeichnungen, Anschri  enänderungen, Änderungen der 
Technik, ist der Halter nach der Straßenverkehrszulassungs-
ordnung verp ichtet, gül  ge Fahrzeugbriefe und Fahrzeug-
scheine zu besitzen. Diese Leistungen erhält er in der Kfz-Zu-
lassungsstelle. Umfangreiche Verwaltungsvorgänge, wie die 
Überwachung des Versicherungsschutzes bei Fahrzeugen mit 
amtlichen Kennzeichen (z. B. Versicherungsanzeigen, Ver-
sicherungswechsel), Steueranzeigen, Anzeigen technischer 
Mängel, Abgänge von Fahrzeugen in andere Landkreise, Ver-
äußerungsanzeigen und Sicherungsübereignungen der Banken 
sind zusätzlich zu den Publikumsverkehrsvorgängen durch die 
Beschä  igen zu bearbeiten. 
Im August 2008 ha  e die Zulassungsbehörde des Erzgebirgs-
kreises einen Fahrzeugbestand von 266.700 Fahrzeugen, da-
runter waren 202.782 PKW. Das Unterscheidungszeichen für 
den Erzgebirgskreis lautet ERZ. Laut gesetzlicher Regelung gal-
ten alle Unterscheidungszeichen der bisherigen vier Altland-
kreise ab den 1. August 2008 als auslaufende Kennzeichen, so-
dass bei jedem Halterwechsel ein neues Kennzeichen mit ERZ 
beginnend zugeteilt wurde. Bis zum 31. Dezember 2008 wur-
den 18.503 ERZ-Kennzeichen vergeben. In der Folge nahmen 
die bisherigen Unterscheidungszeichen der vier Altlandkreise 
ste  g ab. 
Mit Bekanntmachung des Sächsischen Staatsministeriums für 
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr vom 19. Juli 2010 wurde die 
Mitnahme der Kennzeichen mit gül  gem Unterscheidungs-
zeichen innerhalb von Sachsen ab dem 1. September 2010 
geregelt. 1.107 Fahrzeuge behielten zwischen 1. September 
2010 und 8. November 2012 das Kennzeichen ERZ bei Wegzug 
in einen anderen Zulassungsbereich. Nach dem 8. November 
2012 besteht die Möglichkeit der Mitnahme aller im Freistaat 
Sachsen gül  gen Kennzeichen.
Zu diesem Zeitpunkt gab es folgenden Fahrzeugbestand:
Für ca. 70 %  der Fahrzeuge wurden weiterhin die ERZ-Kennzeichen 
beantragt.
Mit Änderung der Fahrzeug-Zulassungsverordnung im April 
2011 wurde das Kra  radkennzeichen mit einem Mindest-/
Höchstmaß in der Breite von 180/220 mm und einer Höhe von 
200 mm eingeführt. Viele Kra  radfahrer machten von dieser 
Kennzeichengröße Gebrauch. Durch Änderungsverordnung 
zum 1. Juli 2012 wurde das Wechselkennzeichen für Fahrzeuge 
gleicher Fahrzeugklassen unter den Voraussetzungen, dass bei-
de Fahrzeuge Kennzeichenschilder gleicher Abmessungen und 
Anzahl führen, eingeführt. Da es sich jedoch um zwei eigen-
ständige Zulassungsverfahren handelt und für beide Fahrzeuge 
ganzjährig die Kra  fahrzeugsteuer zu entrichten ist, wurden 
bis zum 31.12.2013 insgesamt drei Wechselkennzeichen zuge-
teilt und eins abgemeldet.
Seit April 2012 wird in der Außenstelle Stollberg die Zulassung 
über das Internet erprobt. Die Möglichkeit wird sehr wenig ge-
nutzt (4 bis 5 Vorgänge pro Woche) und ist insbesondere bei 
Eingaben durch den Bürger stark fehlerbeha  et, so dass für 
die Bearbeiter ein zusätzlicher Arbeitsaufwand besteht. Auch 
Autohäuser nutzten diesen Service kaum, da für diese derzeit 
kein Nutzen erkennbar ist, da sie die Eingaben für die Zulas-
sung tä  gen müssen und trotzdem aufgrund der gesetzlichen 


















Vorgangsbezeichnung 20081 20092 2010 2011 2012 2013
Neuzulassung 14.802 19.700 13.429 14.718 13.539 12.907
Erstzulassung gebrauchter Fahrzeuge 1.141 1.371 1.292 1.517 1.593 1.517
Umschreibung von außerhalb mit Hal-
terwechsel 17.812 15.361 15.629 16.846 16.549 16.880
Umschreibung von außerhalb ohne 
Halterwechsel 1.186 1.028 1.110 1.041 1.107 1.207
Umschreibung innerhalb 13.768 14.678 15.672 16.849 15.880 16.243
Außerbetriebsetzung 40.772 43.646 37.684 40.927 40.029 40.427
Wiederzulassung nach Außerbe-
triebsetzung 3.584 3.338 3.452 3.541 3.557 3.651
Umkennzeichnung 937 786 585 481 944 1433
Änderung Halterdaten 5.536 5.252 6.830 5.228 6.240 9.081
Änderung Technikdaten 2.486 2.304 1.886 1.679 1.702 1.463
Ausstellung Ersatzdokumente 909 1.201 1.451 1.033 1.553 1.481
externe Außerbetriebsetzung 5.583 4.666 3.967 4.236 4.018 4.308
Vergabe Rote Kennzeichen 1.244 1.194 1.322 1.206 1.128 1.142
Vergabe Kurzzeitkennzeichen 8.998 8.255 4.269 7.433 4.623 3.481
Vergabe Ausfuhrkennzeichen 612 319 325 466 462 450
Versicherungsanzeigen 6.042 6.285 6.754 6.387 6430 6.197
Versicherungswechsel 28.692 31.566 29.126 26.662 23542 21.781
Steueranzeigen 1.700 737 815 811 717 974
Anzeigen techn. Mängel 2.441 3.505 2.591 2.033 2379 2.679
Veräußerungsanzeigen 2.253 2.077 2.348 2.338 2249 1.942
Sicherungsübereignung 70 58 70 70 62 43
Vollstreckungen 1.612 1.602 1.652 1.787 1833 1.782
Widersprüche keine 
Sta  s  k 
geführt
88 91 116 117 82
 davon abgeholfen 11 7 5 16 13
 zurückgenommen 39 31 24 42 28
Vorgänge insgesamt 162.180 169.067 152.388 157.434 150.311 151.192
Zugelassene Fahrzeuge im Erzgebirgskreis
Fahrzeugart 2008 2009 2010 2011 2012 2013
PKW 202.782 202.503 203181 200.108 201.313 200.217
LKW 15.211 15.561 16.339 16.173 16.264 16.562
Bus 324 342 404 389 397 385
Kra  rad 15.245 15.801 16.415 16.888 17.364 17.872
Anhänger 25.301 25.926 26.694 27.231 27.893 28.481
sons  ge Fahrzeuge 7.854 7.914 8.066 8.127 8.201 8.241
Gesamtbestand 266.717 268.047 271.099 268.896 271.432 271.373
1)  ab 21. Januar 2008
2)  In den Jahren 2009 bzw. 2010 weichen einige Zahlen vom sta  s  schen Durchschni   erheblich ab, weil durch die Umweltprämie im Jahr 2009 erheblich mehr Fahrzeuge 
zugelassen und auch außer Betrieb gesetzt worden sind. Dies wirkt sich auch auf das Folgejahr aus, in dem entsprechend weniger Fahrzeuge zugelassen wurden, da 
ein  geplanter Kauf ins Jahr 2009 vorgezogen worden ist.
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6.1.3 Sachgebiet Fahrerlaubnisbehörde 
Die Fahrerlaubnisbehörde (Führerscheinstelle) bearbeitet 
Anträge zur Erteilung, Erweiterung, Verlängerung und Neu-
erteilung von Fahrerlaubnissen, Fahrerlaubnisse zur Fahrgast-
beförderung und zur Erteilung einer Fahrerlaubnis aufgrund 
einer Dienst- oder ausländischen Fahrerlaubnis. Des Weiteren 
erfolgen die Umstellung von Fahrerlaubnissen alten Rechts 
und der damit verbundene Umtausch in den EU-Führerschein 
sowie die Ausstellung eines neuen Führerscheines bei Verlust 
oder Beschädigung des Dokumentes. Bei Bedarf wird ein inter-
na  onaler Führerschein erteilt. Die Fahrerlaubnisbehörde 
ergrei   Maßnahmen bei Verstößen innerhalb der Probezeit 
und die Maßnahmen nach dem Punktesystem und verarbeitet 
grundlegende Fragen hinsichtlich der körperlichen und geis  -
gen Eignung zum Führen eines Fahrzeuges. 
Im Erzgebirgskreis gibt es 90 Fahrschulen. 
Die Aufgaben sind im Einzelnen in der Tabelle unten darge-
stellt.
6.1.4 Sachgebiet Verkehrs- und Konzessions-
recht/Verkehrslenkung 
Die untere Straßenverkehrsbehörde ist für sämtliche Maßnah-
men zur Aufstellung, Änderung oder zum Abbau von Verkehrs-
zeichen und Verkehrseinrichtungen (einschließlich der Anord-
nung von Arbeitsstellen im Straßenraum) verantwortlich, die 
den Verkehr sicher und  üssig führen sollen. Sie ist als Erlaub-
nisbehörde nach § 29 der Straßenverkehrsordnung (StVO) für 
die Genehmigungen für den Großraum- und Schwerverkehr 
und die Erteilung von Ausnahmen zu den Vorschri  en der 
StVO zuständig. 
Die Straßenverkehrsbehörde ordnet im Einvernehmen mit der 
Polizei, dem Landesamt für Straßenbau und Verkehr, den be-
tro  enen Gemeinden und sons  gen Trägern der Straßenbau-
last im Einzelfall an, wo und welche Verkehrszeichen und Ver-
kehrseinrichtungen anzubringen oder auch zu en  ernen sind. 
Straßenverkehrsbehördliche Anordnungen zu Verkehrszeichen 
und -einrichtungen werden nur dort getro  en, wo dies auf-
grund der besonderen Umstände zwingend geboten ist (§ 45 
Abs. 9 StVO). 
Untere Straßenverkehrsbehörden sind der Erzgebirgskreis und 
die großen Kreisstädte. Im Erzgebirgskreis nehmen die Städte 
Annaberg-Buchholz, Aue, Marienberg, Schwarzenberg, Stoll-
berg und Zschopau die Aufgaben der unteren Verkehrsbehör-
de selbständig wahr. Für die Bundesautobahn im Erzgebirgs-
kreis ist das Landesamt für Straßenbau und Verkehr zuständig. 
Die untere Verkehrsbehörde Erzgebirgskreis führt den Vor-
sitz in der Unfallkommission, der auch die großen Kreisstädte 
Aue und Stollberg beigetreten sind. Annaberg-Buchholz, Ma-
rienberg und Zschopau haben eine eigene Unfallkommission. 
Die Unfallkommission für das Territorium des Altlandkreises 
Aue-Schwarzenberg nahm schon mehrfach am Sicherheits-
preis des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirt-
scha   e. V. teil und erhielt 2008 und 2012 eine Urkunde für 
die gute Arbeit bei der örtlichen Unfalluntersuchung. Diese Ur-
kunde erhalten bundesweit drei Unfallkommissionen. Im Jahr 
2013 erhielt die Unfallkommission des Erzgebirgskreises den 
mit 5.000 EUR do  erten Sicherheitspreis. 
Aufgaben der Fahrerlaubnisbehörde
 2008 2009 2010 2011 2012 2013 gesamt
Erteilung der 
Fahrerlaubnis für 
PKW 1.779 3.452 3.006 2.827 2.557 2.622 16.243
LKW 406 1153 900 961 952 920 5.292
Bus 19 63 69 45 40 62 298
Motorrad 600 1044 943 855 841 1.314 5.597
Erweiterung der Fahrerlaubnis 859 1.664 2.323 2.631 2.673 2.804 12.954
Umstellung einer alten Fahrerlaubnis 862 2.025 1.948 1.956 2.362 1.512 10.665
Neuerteilung nach Entzug 187 415 397 397 369 369 2.134
Umschreibung einer ausländischen Fahrerlaubnis 18 41 40 27 31 44 201
Umschreibung Diens  ahrerlaubnis 71 120 85 77 71 57 481
Ausstellung eines Interna  onalen Führerscheins 208 542 546 510 562 529 2.897
Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung 119 462 446 421 255 259 1.962
Ausstellung eines Ersatzführerscheins 336 786 754 787 823 827 4.313
Verlängerungen befristeter Fahrerlaubnisse 477 1.664 1.792 1.621 1.383 1.473 8.410
Fahrerlaubnis-Entzüge 273 598 690 545 636 565 3.307
MPU/Facharztgutachten 173 542 470 443 510 612 2.750
2008
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Mit der Gebietsreform 2008 änderte sich das Verkehrsrecht in 
Sachsen. Die Gemeinden wurden örtliche Verkehrsbehörden, 
die unter der Fachaufsicht des Landkreises stehen. 
Die Kreissitze der Altlandkreise wurden Große Kreisstädte und 
damit untere Verkehrsbehörde. Die Aufgabenübertragung 
im Bereich des Erlaubnisverfahrens für den Großraum- und 
Schwerlastverkehr sowie Ausnahmegenehmigungen nach der 
Straßenverkehrsordnung, die gefährliche Güter betre  en, wur-
den 2008/2009 von den Großen Kreisstädten Aue, Stollberg, 
Zschopau und Marienberg mi  els Zweckvereinbarung an den 
Erzgebirgskreis rückübertragen. Durch die große Kreisstadt 
Schwarzenberg erfolgte dies bereits im Jahr 2000. Der Erzge-
birgskreis hat (Stand: 31. Dezember 2013) ein Autobahnnetz 
von 20,757 km, ein Bundesstraßennetz von 311,942 km, das 
sind 12,326 % des Bestandes von Sachsen, ein Staatsstraßen-
netz von 609,068 km, das sind 12,73 % des Bestandes von 
Sachsen und ein Kreisstraßennetz von 327,425 km, das sind 
5,73 % des Bestandes von Sachsen.  
Der Erzgebirgskreis verfügt über 1.269,192 km klassi zier-
tes Straßennetz, zum Teil auch in Zuständigkeit der Großen 
Kreisstädte, dies ist jedoch aufgrund des erheblichen Abs  m-
mungsaufwandes unerheblich. Weiterhin besteht auch erhöh-
ter Abs  mmungsbedarf mit den örtlichen Verkehrsbehörden, 
da deren eigene Baumaßnahmen mit denen im klassi zierten 
Netz koordiniert werden müssen. 
Weiterhin hat der Erzgebirgskreis fachaufsichtlich 1.447,35 km
Gemeindestraßen, ohne große Kreisstädte und ohne Gemein-
den, die Zweckvereinbarungen mit Großen Kreisstädten ha-
ben, zu betreuen. Hier sind alle zwei Jahre Verkehrsschauen 
gemeinsam mit der Polizei durchzuführen. 
6.1.5 Sachgebiet ÖPNV/Personenbeförderung
Im Sachgebiet spielt die Wahrnehmung der Aufgabenträger-
scha   des Ö  entlichen Personennahverkehr (ÖPNV), sowohl 
im Rahmen der Daseinsvorsorge in Form der ständigen Fahr-
planop  mierung, insbesondere auch im Bereich der Schüler-
beförderung, als auch in Bezug auf die Haushaltsdurchführung 
und die kün  ige Finanzierung des ÖPNV, eine tragende Rolle. 
Dazu gehörte im Jahr 2009 die europaweite Ausschreibung 
der Direktvergabe der ÖPNV-Leistungen im Landkreis, ebenso 
wie die intensive Mitarbeit an der Fortschreibung des Nahver-
kehrsplanes des Erzgebirgskreises in den Jahren 2009 und 
2010 sowie in der Arge ÖPNV in den Jahren 2011 bis 2013. 
Da die Leistungen des ÖPNV in der Regel nicht kostendeckend 
durchgeführt werden können, aber Subven  onen an Unter-
nehmen nach EU-Recht unzulässig sind, sieht das Gemein-
scha  srecht das Rechtsinstrument der Betrauung vor. Danach 
kann das mit ÖPNV-Leistungen betraute Unternehmen Leis-
tungen für den Ausgleich gemeinwirtscha  licher Verp ichtun-
Sta  s  sche Daten
 Arbeitsgegenstand 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Summe
Erlaubnisse Großraum- und Schwerlastverkehr 230 453 628 651 695 724 3.381
Anhörungen zu Großraum- und Schwerlastverkehr 671 1058 1102 1248 1177 1.197 6.453
Erlaubnisse gewerblicher Güter-
kra  verkehr (für Deutschland)
Neuerteilung 10 1 2 3 1  4 21
Abgänge 27 19 21 14 12 10 103
EG-Lizenzen Neuerteilung 65 95 80 61 46  59 406
Abgänge 22 52 49 35 40  40 238
Ausnahmegenehmigungen 
zum Sonntagsfahrverbot 89 153 174 186 240 226 1.068
Ausnahmegenehmigungen zu gesperrten 
Strecken für wassergefährdende Sto  e 73 136 89 94 84 95 571
Ausnahmegenehmigungen zu anderen gesperrten 
Strecken 1 3 2 4 2 0 12
Verkehrsrechtliche Anordnungen zu Baustellen 937 2163 1932 2041 2061 2.015 11.149
Verkehrsrechtliche Anordnungen zu 
Verkehrszeichen 132 394 335 355 244 375 1.835
Stellungnahmen zu Planungen Bebauungsplänen 
TOP-Beteiligungen usw. 49 197 269 326 207 225 1.273
Beratungen Unfallschwerpunkte 12 38 47 43 57 65 262
Verkehrsschauen klassi ziertes Straßennetz 4 36 44 52 54 70 260
Fachaufsicht über örtliche Verkehrsbehörden und 
Verkehrsschauen 15 120 131 135 140 153 694
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gen erhalten. Die bereits durch die Altlandkreise abgeschlos-
senen Betrauungsvereinbarungen mit der Autobus GmbH 
Sachsen wurden zusammengeführt und fortgeschrieben. Der 
Verkehrsdurchführungsvertrag des Altlandkreises Aue-Schwar-
zenberg mit der BVO wurde im Oktober 2009 durch einen Be-
trauungsvertrag, der bis 2019 gilt, ersetzt. Mit der jetzigen RVE 
besteht eine sehr enge Zusammenarbeit, sowohl im Rahmen 
der Fahrplanop  mierung, als auch der Arge ÖPNV. 
Im Rahmen der Schülerbeförderung, sowohl hinsichtlich des 
straßengebundenen ÖPNV, als auch des Schienenpersonen-
nahverkehrs (SPNV), besteht eine enge Zusammenarbeit mit 
dem Zweckverband Verkehrsverbund Mi  elsachsen (ZVMS), 
speziell auch im Rahmen der Bedienplanung und der Korri-
doruntersuchung des SPNV. Hier gibt es ebenso eine enge Zu-
sammenarbeit in der Arge ÖPNV.
Weitere Schwerpunkte der Arbeit sind die Genehmigung von 
Veranstaltungen im ö  entlichen Verkehrsraum. Dazu gehören 
z. B. die Schli  enhunde-Weltmeisterscha   in Oberwiesenthal, 
der Tag der Sachsen in Oelsnitz, die Six-Days Enduro Weltmeis-
terscha   in Deutschland, die Bergparaden und Bergaufzüge in 
der Region sowie viele weitere Brauchtumsveranstaltungen 
und Ortsjubiläen, aber auch Lampionumzüge.
Um die Großveranstaltungen bestmöglich vorzubereiten, wer-
den bei Bedarf einzelne Arbeitskreise gebildet. Der Landkreis 
ist federführend bei der Erarbeitung eines Gesamtverkehrskon-
zeptes. Dies beinhaltet die Koordinierung des innerörtlichen 
Verkehrs usses, Scha  ung von ausreichenden Parkmöglichkei-
ten für Teilnehmer und Besucher sowie die gegebenenfalls er-
forderliche Einrichtung eines Bus-Shu  le-Services. Einen we-
sentlichen Aspekt bildet dabei auch eine op  male Gestaltung 
der Zu- und Abfahrwege zu den Veranstaltungen. 
Weiterhin werden im Sachgebiet Taxi- und Mietwagenkonzes-
sionen erteilt. In diesem Rahmen wurden 2009 die Taxiord-
nung und die Taxitarifordnung für den Erzgebirgskreis erarbei-
tet und dem Kreistag zur Beschlussfassung vorgelegt. Daneben 
ist das Sachgebiet für weitere Aufgaben verantwortlich, die in 
der Tabelle unten sta  s  sch au  ereitet sind:
Weitere Aufgaben des Sachgebietes ÖPNV/Personenbeförderung
Arbeitsgegenstand 2008 2009 2010 2011 2012 2013
Gurt- bzw. Helmp ichtbefreiung 7 18 40 39 27 43
Sonderparkausweise für Werksta  wagen 20 29 21 21 23 24
Einrichtung Behindertenparkplatz 2 1 0 1 0 0
geschä  smäßiger Personenverkehr 
Taxi-Unternehmen gesamt 219 207 206 206 200 198
Zuverlässigkeits- und Leistungsfähig-
keitsprüfung 24 145 107 74 163 92
Fahrzeugtausch/Wechsel 38 131 136 124 95 80
EU-Lizenz 48 47 48 46 49 48
Lizenz Kopie 159 167 178 168 174 173
Fahrplankilometer ÖPNV (in km) 10.415.170 10.634.659 10.754.065 10.574.914 9.963.961 9.980.278
Zuschüsse ÖPNV (in EUR) 3.494.943 6.877.151 6.824.647 6.330.019 6.736.875 6.821.000
Veranstaltungen 351 364 373 365 383 385
Prüfung und Einrichtung von Bushalte-
stellen 10 17 15 22 14 15
Ausnahmen § 32, § 46 StVO 57 148 66 45 54 66
Fahrtenbuchau agen 25 63 82 79 97 91
2008 bis 2013 insgesamt aG (außergewöhnliche Gehbehinderung): 228
   nicht aG: 101
Parkausnahme für Schwerbehinderte
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6.2  Referat Kreisstraßen
Der neu gebildete Erzgebirgskreis verfügte am 1. August 2008 
über ein Netz von 330 km Kreisstraßen. Seit der Wende wa-
ren unter fachlicher Regie der damals zuständigen Straßen-
bauämter Chemnitz und Zwickau 155 km grundha   ausgebaut 
worden, d. h. 175 km befanden sich noch in einem teilweise 
desolaten Zustand.
Mit der im Zuge der Verwaltungsreform erfolgten Übertragung 
der technischen Verwaltung der Kreisstraßen auf die Landkrei-
se wurde im Landratsamt Erzgebirgskreis ein eigenes Referat 
gebildet, welches sowohl als untere Straßenbaubehörde für 
den Vollzug des Sächsischen Straßengesetzes als auch als tech-
nische Verwaltung für den Neu- und Ausbau der Kreisstraßen 
vollumfänglich verantwortlich zeichnet.
6.2.1  Straßenbaulast heißt Verantwortung für 
verkehrssicheren Zustand der Kreisstraßen
Gemäß § 9 Sächsisches Straßengesetz (SächsStrG) hat der Erz-
gebirgskreis als Träger der Straßenbaulast seine Kreisstraßen 
in einem den regelmäßigen Verkehrsbedürfnissen genügenden 
Zustand zu bauen, zu unterhalten, zu erweitern oder sonst zu 
verbessern. Das beginnt bei der ordnungsgemäßen Verwal-
tung und Kontrolle des Straßen- und Bauwerksbestandes.
Mit Hilfe der im Sachgebiet untere Straßenbaubehörde/Kreis-
straßenverwaltung geführten Straßeninforma  ons- und Bau-
werksdatenbanken wird der Bauzustand des aktuell 327 km 
umfassenden Straßennetzes einschließlich der darin enthalte-
nen Ingenieurbauwerke permanent überwacht. 
Entsprechend den geltenden Vorschri  en wurden im Berichts-
zeitraum die turnusmäßigen Bauwerksprüfungen durchge-
führt:
Brücken   111 Hauptprüfungen
     98 einfache Prüfungen
Stützmauern 276 Hauptprüfungen
  137 einfache Prüfungen
Durchlässe   79 Prüfungen
Um die Straßen möglichst vor Beschädigungen zu schützen, 
bedarf jedweder Eingri   in den Straßenkörper der Erlaubnis 
des Straßenbaulas  rägers. Davon betro  en sind insbesondere 
die ö  entlichen Versorgungsträger, die bevorrechtet den Stra-
ßenraum für die Leitungsverlegung nutzen dürfen.
Mit verschiedenen Unternehmen (z. B. Stadtwerke, Abwas-
serzweckverbände, envia, MITNETZ) wurden im Berichtszeit-
raum 151 Straßenbenutzungsverträge und 278 Straßenbe-
nutzungsvereinbarungen (bei vorhandenem Rahmenvertrag) 
geschlossen sowie 64 Bescheide nach Telekommunika  onsge-
setz (TKG) und 46 Bescheide nach dem Sächsischem Straßen-
gesetz erlassen.
Für Bauvorhaben Dri  er im Bereich von Kreisstraßen gab die 
untere Straßenbaubehörde 428 Stellungnahmen ab.
Im Ergebnis der permanenten Zustandskontrolle werden die 
erforderlichen Erhaltungsmaßnahmen festgelegt, die durch 
das Referat Straßenunterhaltung planmäßig umgesetzt werden.
6.2.2  Inves   on mit Konzep  on
Angesichts des eingangs benannten Ausbaude zits galt es als 
erste Aufgabe für die neue Straßenbauverwaltung, die in den 
Altlandkreisen unter Betreuung der Straßenbauämter begon-
nenen 12 Vorhaben nun in eigener Regie ordentlich fer  gzu-
stellen und die Vielzahl der geplanten Projekte einer geordne-
ten Vorbereitung zuzuführen.
In den folgenden Planjahren 2009 und 2010 konnten so 21 
Neu- bzw. Ausbauvorhaben mit einem Gesamtwertumfang 
von 11,3 Mio. EUR realisiert werden. Diese Zahl lag aber unter 
den Erwartungen, denn um den Reproduk  onszyklus für die 
Straßen zu gewährleisten, müssten jährlich ca. 10 km Kreis-
straßen grundha   erneuert werden. Die bisher vom Freistaat 
Sachsen bewilligten Fördermi  el deckten aber nur ein Dri  el 
des Bedarfes.
Angesichts dieser Tatsache beschlossen die Verantwortlichen 
2010 die Erarbeitung einer Kreisstraßenkonzep  on für den 
Erzgebirgskreis, die – basierend auf der Analyse und Überprü-
fung des vorhandenen klassi zierten Straßennetzes hinsicht-
lich Netzfunk  on und Verkehrsbedeutung – die Netzgestaltung 
nach den aktuellen Richtlinien so vorgibt, dass das Kreisstra-
ßennetz auch kün  igen Anforderungen gerecht wird. Dabei 
kristallisierte sich heraus, dass es bezüglich der vorgenannten 
Kriterien ein deutliches Gefälle innerhalb des Netzes gibt, die 
eine Unterteilung in Kategorien erfordert.
Investitionen an Kreisstraßen
2009 2010 2011 2012 2013 Summe
Kilometer 6,0 5,7 2,8 3,5 4,6 22,6
Gesamtwertumfang (EUR) 5.703.000 5.308.000 3.634.000 4.581.000 7.148.000 26.374.000
Bauwerke 2 2 17 8 4 33
Gesamtwertumfang (EUR) 750.000 1.646.000 807.0001 2.559.000 2.074.000 7.836.000
1)  Hochwasser 2010
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Parallel dazu wurde das gesamte Kreisstraßennetz einer Zu-
standsbewertung unterzogen im Ergebnis derer, unter Berück-
sich  gung der Verkehrsbedeutung und der Funk  on der jewei-
ligen Straße, ein Kreisstraßenausbauplan entwickelt werden 
konnte. Dieser Ausbauplan ist seit 2011 Hauptgrundlage für 
die Planung der Inves   onen an Kreisstraßen (siehe Tabelle).
Insgesamt realisierte das Sachgebiet Kreisstraßenbau im Be-
richtszeitraum 75 Neubau- und Ausbauvorhaben mit einem 
Gesamtwertumfang von rund 34,2 Mio. EUR. Der Erzgebirgs-
kreis stellte dafür aus dem Kreishaushalt allein rund 12 Mio. 
EUR an Eigenmi  eln zur Verfügung. 
Ausgehend von den Zielen der Kreisstraßenkonzep  on ist das 
Bestreben der Kreisstraßenverwaltung, die verkehrsbedeutsa-
men Trassen so schnell wie möglich auf einen modernen Stand 
zu bringen und begonnene Vorhaben, die abschni  sweise 
über mehrere Jahre laufen, zügig zu vollenden.
So wird zum Beispiel im Jahr 2014 mit der Realisierung des 
letzten Bauabschni  es der K 9130 in der Ortslage Bermsgrün 
der seit 2007 laufende Neu- und Ausbau der Strecke zwischen 
den Staatsstraßen S 272 und S 274 abgeschlossen.
K 9130 Schwarzenberg-Bermsgrün.
An der K 8172 in Krumhermersdorf wird kon  nuierlich Jahr für 
Jahr ein Abschni   der über 4 km langen Ortsdurchfahrt sehr 
aufwändig grundha   ausgebaut.
K 8172 Krumhermersdorf.
 2016 soll planmäßig der letzte Abschni   fer  ggestellt werden.
Bei allem Ehrgeiz, soviel wie möglich standardgerechte Fahr-
bahnen herzustellen, muss dringendes Augenmerk auf die 
Ertüch  gung der Ingenieurbauwerke gelegt werden. Insbe-
sondere an einem Teil der im Zuge der Kreisstraßen liegenden 
Brücken besteht akuter Handlungsbedarf. So wurden seit 2011 
bereits einige Ersatzneubauten oder Teilerneuerungen wie die 
Brücke über die Zschopau an der K 8174 oder die Brücke über 
die Preßnitz in Mauersberg realisiert
K 8174 Brücke über die Zschopau in Zschopau.
K 8115 Brücke über die Preßnitz in Mauersberg.
Entsprechend unserer Gebirgslage kann die Trassenführung o   
nur durch Stützbauwerke ermöglicht werden. Allein die jährli-
che Erneuerung von 1 % der ca. 25 km Stützwände entlang der 
Kreisstraßen stellt eine Herausforderung dar. Es gilt, möglichst 
e  ek  ve Lösungen zu  nden wie z. B. Hangsicherungen mit 
Verpressankern oder, wie an der K 8806 in Erlbach-Kirchberg 
ausgeführt, Randbalken auf Bohrpfählen.
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K 8806 Bau des Randbalkens in Erlbach-Kirchberg.
Um seinen Aufgaben als Straßenbaulas  räger gerecht zu wer-
den, wird der Erzgebirgskreis auch weiterhin alle Anstrengun-
gen unternehmen, sein Kreisstraßennetz nachhal  g zu ertüch-
 gen und zu modernisieren.
Im Haushaltsplan 2014 sind wieder 10 Vorhaben mit einem 
Gesamtwertumfang von 9,0 Mio. EUR eingeordnet. Dafür 
plant der Erzgebirgskreis 2,9 Mio. EUR Eigenmi  el ein. Damit 
werden in erster Linie weitere Bauabschni  e an bereits begon-
nenen Ausbauvorhaben wie z. B. der K 8805 östlich Auerbach 
realisiert, der Ausbau von Kreisstraßen mit hoher Verkehrsbe-
deutung im Kernnetz wie z. B. der K 9170 westlich Aue begon-
nen sowie Ersatzneubauten von Ingenieurbauwerken wie der 
Brücke BW 02 in Weißbach durchgeführt.
K 8805 Ausbau östlich Auerbach 1. Bauabschni  .
Für die Folgejahre ist bereits eine Reihe von Planungen in Vor-
bereitung, um den nö  gen Vorlauf zu scha  en, auch in der 
kommenden Wahlperiode die Erhaltung und Verbesserung des 
Kreisstraßennetzes weiter voran zu bringen.
6.3  Referat Straßenunterhaltung
Das Referat Straßenunterhaltung ist aufgegliedert in das Sach-
gebiet Straßenerhaltung/Betriebssicherung und in das Sachge-






– Straßenmeisterei Zöblitz und der
– Reparatur- und Winterdienststützpunkt Markersbach








Unterhaltungslängen  320 km  610 km  327 km
davon in
Ortsdurchfahrten  122 km  249 km  163 km
Brücken  151  258  106
Lärmschutzwände  4  8  0
Stützbauwerke  317  584  217
Verkehrszeichen-
brücken  6  0  0
Hangsicherung  17  9  1
Regenrückhaltebecken  22  12  1
Leich lüssigkeits-
abscheider  13  3  1
Folgende Flächen werden vom Referat unterhalten:
Unterhaltungs äche Banke  e: 1.869.687 m²
Unterhaltungs äche Mulden, Gräben: 1.322.535 m²
Unterhaltungs äche Seitenstreifen: 263.761 m²
Unterhaltung Bäume in Zuständigkeit 
der Straßenbauverwaltung: 39.536 Stück
Die Straßenunterhaltung gewährleistet die Verkehrssicherheit 
an 7 Tagen rund um die Uhr. Dafür stehen 25 Straßenunter-
haltungsfahrzeuge mit verschiedenen Zusatzgeräten zur Ver-
fügung. Insbesondere im Winterdienst können zusätzlich noch 
35 Unternehmerfahrzeuge angemietet werden. Pro Wintersai-
son werden an ca. 140 Tagen Winterdienstleistungen erbracht 
und dabei mit der sogenannten modernen Feuchtsalz-Techno-
logie ca. 15.000 t Salz verstreut. 
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In den Sommermonaten werden auf 2 Millionen m² Banke  e 
und Straßenböschungen gemäht und 1,3 Millionen m² Mulden 
und Straßengräben beräumt. 10.000 Stück Straßenbäume wer-
den durchschni  lich gep egt. 
Der dem Landkreis mit der Kreisreform übertragene und über-
alterte Technikbestand wird in dem vom Landkreis gescha  e-
nen Reparatur- und Winterdienststützpunkt in Markersbach 
e   zient und wirtscha  lich funk  onstüch  g erhalten. Repa-
raturbedingte Ausfallzeiten können dadurch auf ein Minimum 
beschränkt werden. 
Über 8.000 Rechnungen pro Jahr belegen die Vielzahl von 
Einzelbeschaffungsvorgängen unterschiedlichster Bereiche zur 
Aufrechterhaltung des Straßenbetriebsdienstes. 
Die Bewirtscha  ung der Gebäude und Anlagen der fünf Stra-
ßenmeistereien sowie des Reparatur- und Winterdienststütz-
punktes gehören ebenso zu den Aufgaben der Landkreis-
verwaltung, wie das Abwickeln aller Schadensfälle an den 
Verkehrsanlagen des klassi zierten Straßennetzes im Erzge-
birgskreis. 
Die Straßenunterhaltung in Zahlen:
– 150 Beschä  igte (Straßenwärter, Straßenmeister und Ver-
waltungsangestellte) und 10 Auszubildende,
– Verwaltung von 5 Straßenmeistereien, 1 Stützpunkt, 1 
Ladestelle Winderdienst, 1 Reparatur- und Winterdienst-
stützpunkt in Markersbach,
– Betreuung eines Fahrzeug- und Geräteparks im Wert von 
ca. 13 Mio. EUR,
– Betreuung eines Streckennetzes von 1.257 km Länge, 
davon etwa 320 km Bundes-, 610 km Staats- und 327 km 
Kreisstraßen,
– Betrieb und Unterhaltung von 140 Lichtsignalanlagen,
– etwa 24.000 Verkehrszeichen und Wegweiser im Kreisge-
biet,
– P ege von rund 40.000 eigenen Straßenbäumen sowie die 
P icht der Verkehrssicherung, bei einem Vielfachen an ver-
kehrsbegleitenden Gehölzen,
– Bearbeitung von ca. 600 Schadensfällen an Verkehrsein-
richtungen pro Jahr,
– Durchführung von ca. 60 ö  entlichen Ausschreibungen pro 
Jahr sowie Erteilung von zahlreichen Einzelau  rägen.
In der Wahlperiode von 2008 bis 20013 wurden bereits 50 
Erhaltungsmaßnahmen bei Kreisstraßen mit über 90 km Stra-
ßendecken und zahlreichen Brückenerhaltungsmaßnahmen 
fer  ggestellt. 
In der Straßenunterhaltung blieben die  nanziellen Zuweisun-
gen konstant. Insbesondere bei Bundes- und Staatsstraßen 
gehen die Preissteigerungen in allen Bereichen zu Lasten qua-
lita  ver Instandsetzungsmaßnahmen. 
Der Erzgebirgskreis ist mit über 600 m durchschni  licher Höhe 
der mit Abstand höchstgelegene Landkreis. Im Gegensatz zu 
den Zuweisungen bei den Kreisstraßen, gibt es bei Bundes- und 
Staatsstraßen keinen  nanziellen Ausgleich für die erheblichen 
Mehraufwendungen im Winterdienst. Die Kosten im Winter-
dienst betragen 170 % zum Durchschni   in Sachsen. 
Zuordnung der Aufgaben zu den Straßenklassen
Autobahn Bundesstraße Staatsstraße Kreisstraße
verkehrsrechtliche Anordnungen LASuV1 Landkreis Landkreis Landkreis
Neu- und Ausbau LASuV LASuV LASuV Landkreis
betriebliche Unterhaltung, z. B. Winterdienst, Grünp ege,
Streckenwartung LASuV Landkreis Landkreis Landkreis
bauliche Unterhaltung, z. B. quali zierte Flickung, Rissverguss LASuV Landkreis Landkreis Landkreis
Instandsetzung auf der Deckschicht, z. B. Dünnschichtbehand-
lung, Ober ächenbeläge LASuV Landkreis Landkreis Landkreis
Instandsetzung an der Decke und am Oberbau LASuV LASuV LASuV Landkreis
1)  Landesamt für Straßenbau und Verkehr.
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Name Frak  on Bemerkungen
Anders, Jens CDU
Andersky, Wolfgang FWE
Bamler, Heide-Marie DIE LINKE.
Baumann, Günter CDU
Baumann, Klaus CDU
Baumann, Siegfried FWE ab 29. März 2012 für Eisenbeiß, Holger nachgerückt
Berger, Rainer SPD/GRÜNE ab 4. März 2010 für Gerlach, Johannes nachgerückt, durch Tod am 13. März 2014 
ausgeschieden, Nachrücker Dr. Schwarz, Robert
Brändel, Michael FDP Frak  onsvorsitzender ab 2010
Brunner, Mathias DIE LINKE.
Dageförde, Jens CDU
Dahms, Frank DIE LINKE. Frak  onsvorsitzender
Decker, Hartmut CDU Vorsitzender des Unterausschusses Jugendhilfeplanung
Demmler, Andreas FWE
Dr. Drechsel, Barbara DIE LINKE.
Eisenbeiß, Holger FWE durch Umzug außerhalb des Landkreises am 29. März 2012 Kra   Gesetzes ausge-




Förster, Jürgen FWE Frak  onsvorsitzender




auf Antrag aus wich  gem Grund (beru ich) mit Beschluss des Kreistages am 4. März 
2010 ausgeschieden, Nachrücker Berger, Rainer; Frak  onsvorsitzender 
Götzel, Hartmut CDU am 24. September 2009 für Grübler, Andreas nachgerückt
Grübler, Andreas CDU
auf Antrag aus wich  gem Grund (beru ich) mit Beschluss des Kreistages am 24. 
September 2009 ausgeschieden, Nachrücker Götzel, Hartmut
Gruve, Hans-Joachim DIE LINKE. ab 21. Juni 2012 für Kolbe, Jürgen nachgerückt
Günther, Tino FDP ab 18. September 2009 bis zu seinem Ausscheiden ehrenamtlicher Stellvertreter 
des Landrates; auf Antrag aus wich  gem Grund (beru ich) mit Beschluss des Kreis-
tages am 4. März 2010 ausgeschieden, Nachrücker Polster, Wolfgang
Harmel, Renate DIE LINKE.
Härtel, Michael CDU
Harzer, Sven FDP ab 10. Oktober 2012 für Seidler, Heinz bzw. Zacher, Joachim bzw. Lorenz, Eckhardt 
bzw. Flade, Chris  ane nachgerückt
Haugk, Gunar DIE LINKE.
Haugk, Ste  en CDU Vorsitzender des Unterausschusses Finanzen
Haustein, Andreas CDU
durch Wahl zum 1. Beigeordneten am 1. Dezember 2008 Kra   Gesetzes ausgeschie-
den, Nachrücker Schönherr, Dieter
Haustein, Heinz-Peter FDP Frak  onsvorsitzender bis Ende 2009
Hentschel, Rico NPD
Herrmann, Wolfgang DIE LINKE.
Hetzner, Jürgen DIE LINKE.
Hiemer, Heidrun CDU
 Anlage – Kreisräte
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Ho  mann, Arndt FDP ab 10. Oktober 2012 für Seidler, Heinz bzw. Schröder Ste  en nachgerückt
Dr. Jasper, Wolfgang FDP ehrenamtlicher Stellvertreter des Landrates ab 24. Juni 2010
Klepsch, Barbara CDU
Kohl, Heinrich CDU
Kolbe, Jürgen DIE LINKE. auf Antrag aus wich  gem Grund (gesundheitlich) mit Beschluss des Kreistages am 
29. März 2012 ausgeschieden, Nachrücker Gruve, Hans-Joachim




Dr. Laub, Ste  en CDU Frak  onsvorsitzender
Leonhardt, Wolfgang CDU
Löchel, Reina DIE LINKE.
Lö   er, Mario NPD Frak  onsvorsitzender
Lori, Stefan CDU
Marohn, Lothar DIE LINKE.









auf Antrag aus wich  gem Grund (beru ich) mit Beschluss des Kreistages am 
24. Juni 2010 ausgeschieden, Nachrücker Mehlhorn, Chris  an
Penzis, Reinhard CDU
Polster, Wolfgang FDP Nachrücker für Günther, Tino; durch Tod am 13. September 2012 aus dem Kreis-
tag ausgeschieden, dessen Nachrücker Zacher, Joachim und Lorenz, Eckhardt aus 
gesundheitlichen Gründen nicht angetreten, deren Nachrücker Flade, Chris  ane 
wegen Wohnortwechsel nach außerhalb des Landkreises nicht in den Kreistag ein-
getreten, Nachrücker Harzer, Sven
Probst, Thomas CDU









Prof. Dr. Schneider, Günther CDU




Schönherr, Dieter CDU ab 18. Dezember 2008 für Haustein, Andreas, nachgerückt
Schubert, Joachim NPD
Dr. Schwarz, Robert SPD/GRÜNE ab 14. März für Berger, Rainer nachgerückt
Seidler, Heinz FDP auf Antrag aus wich  gem Grund (gesundheitlich) mit Beschluss des Kreistages am 
10. Oktober 2012 ausgeschieden, Nachrücker Schröder, Stefan, der ebenfalls aus 
gesundheitlichen Gründen nicht angetreten ist; für ihn wiederum nachgerückt 
Ho  mann, Arndt
Seifert, Karl-Heinz CDU
Seifert, Mathias frak  onslos
Siegel, Thomas CDU
Staab, Uwe CDU
Dr. Stadler, Elke SPD/GRÜNE
Stephan, Jörg CDU
S  mpel, Frieder CDU
Stöckel, Beate FDP
Triebert, Wolfgang CDU







Voigt, Chris  an CDU
Wähner, Ronny CDU
Wappler, Ingolf CDU
Weikert, Thomas DIE LINKE.
Wendler, Harald DIE LINKE.
Wilhelm, Kai SPD/GRÜNE
Wilhelm, Karl-Heinz CDU
Wi   g, Thomas CDU
Zils, Rüdiger DIE LINKE. seit Beginn der Legislaturperiode Nachrücker für Thun, Johann-Karl, 
der aus gesundheitlichen Gründen nicht in den Kreistag eingetreten ist
kursiv: vorzei  g ausgeschiedene Kreisräte
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